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Seriöse Trendforschung versucht, gesellschaftlichen und kulturellen Wandel
zu erfassen und dessen mögliche Richtungen zu bestimmen, dabei auch dis-
ruptive Entwicklungen ins Auge zu fassen.Gerade überlagern sichwenigstens
drei Trends der letzten Jahrzehnte, die auch medial immer mehr Aufmerk-
samkeit erhalten:
• das Artenstreben und der Klimawandel sind nachweislich an Kipppunkte
gestoßen oder haben sie bereits überschritten;
• nicht nur in den reichen Ländern haben sich die Werthierarchien »post-
materialistisch« verändert;
• in den politischen Systemen machen sich nach einer langen Welle der
Demokratisierung autokratische Gegenströmungen bemerkbar.
Vor diesemHintergrund haben sich neue soziale Bewegungen entwickelt, zu-
letzt ökologische Protestbewegungen wie »Fridays for Future« und »Extinc-
tion Rebellion«. Vor allem junge Menschen, die in Zukunft existenziell von
Artensterben und Klimawandel betroffen sein werden, sind nicht untätig ge-
blieben.Wenn die globale Erwärmung gebremst werden soll, wofür die erfor-
derlichen Technologien und Investitionsmittel zur Verfügung stehen und ein
deutlicher Mentalitätswandel stattgefunden hat, müssen die politischen Ent-
scheider*innen Verantwortung übernehmen und die Große Transformation
zur Nachhaltigkeit endlich entschlossen auf den Weg bringen.
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Derzeit laufen die beschriebenen Trends noch auseinander:
• Die Erkenntnis der planetaren Grenzen führte zu Verleugnung, Panik und
Indifferenz, statt zu rationalem Kalkül, was mit der rasch zur Neige ge-
henden Restzeit zu tun hat;
• man bringt ökologische und soziale Gerechtigkeit gegeneinander in Stel-
lung, statt die Chancen einer nachhaltigenWirtschaft für ein besseres Le-
ben, auch eine bessere Arbeitswelt, zu ergreifen. Die Widerstände gegen
die Energiewende sind ein Beispiel dafür;
• statt einen konsensfähigen ökologischen Pol in der Mitte der Gesellschaft
zu bilden, führt der völkisch-autoritäre Nationalismus zu Stagnation und
Regression und es werden multilaterale Lösungen durchkreuzt.
Die Jugendlichen, die in den Schulstreik für Klimaschutz getreten sind,
wehren sich dagegen – wenn nötig mit zivilem Ungehorsam. Hier liegt das
Potential einer großen Weltbürgerbewegung – planetar denkend und lokal
handelnd, kosmopolitisch und in der eigenen Region verankert. Das war ein
Weckruf auch an »die« Wissenschaft, die sich zum Teil als »Scientists for
Future« betätigen.
Zwei Botschaften sind von dieser Jugendbewegung zu vernehmen: dass
sie ihr Vertrauen in »die Politik« verloren hat und dass sie Erkenntnissen der
Wissenschaft zu folgen bereit ist. Ersteres ist durchaus verständlich, dabei
entsteht in dieser Bewegung aber gerade eine neue Politik und jede Protest-
bewegung auf den Straßen und in Klassenzimmern und Seminarräumen ist
letztlich auf gute Gesetzgebung, wirtschaftliche Anreize und technische In-
novation angewiesen. Der Appell zur Selbstveränderung der eigenen Lebens-
welt ist wichtig, aber er wird für sich allein nicht ausreichen. Die neue Kli-
mabewegung hat gezeigt, dass sie etwas verändern will.Was genau geändert
werden muss, um im Sinne der Großen Transformation tätig zu werden, da-
zu können wir als Wissenschaftler*innen beitragen.Wie es geändert werden
soll, entscheiden Gesellschaften in einem partizipativen Prozess, in dem je-
de*r Einzelne sich als politische*r Akteur*in einbringt und Verantwortung
gegenüber der Zukunft an den Tag legt.
Dieser Sammelband, der noch zur Zeit meiner Tätigkeit als Direktor des
Kulturwissenschaftlichen Instituts in Essen (KWI) und der Anstellung des
Projektteams bei eben jenem begonnen wurde, unternimmt eine wichtige in-
terdisziplinäre Bestandsaufnahme der aktuellen Wechselwirkungen der En-
ergiewendemit gesellschaftlichen Großentwicklungen unserer Zeit. Die oben
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aufgezeigten politischen und gesellschaftlichen, oft in Gegnerschaft stehen-
den Trends können als Rahmen und gleichzeitig als eine Auswirkung auch
dieser Wechselwirkungen verstanden werden. Thematisiert werden diverse
Bereiche, wie beispielsweise die oft ominöse »Digitalisierung«, die in die En-
ergiewende hineinspielen, nachhaltige Entwicklungen beeinflussen oder da-
von beeinflusst werden. Die Zusammenschau meiner geschätzten Kolleg*in-
nen macht deutlich: Die Große Transformation bleibt nicht bei thematisch
abgesteckten Bereichenwie Naturschutz oder Energiewende stehen, siemuss
mit anderen Großentwicklungen in Verbindung gebracht werden.

Einleitung: Energiewende und Megatrends1
Für ein integriertes Verständnis in Wissenschaft
und Praxis
Steven Engler, Julia Janik und Matthias Wolf
Vor fast einer Dekade erklärte die Ethik-Kommission »Sichere Energiever-
sorgung« die Energiewende zum Gemeinschaftswerk, das »nur mit einer ge-
meinsamen Anstrengung auf allen Ebenen der Politik, derWirtschaft und der
Gesellschaft gelingen wird« (Ethik-Kommission Sichere Energieversorgung
2011:11). Die »Große Transformation« zu einer Gesellschaft, in der nachhal-
tige Lebens- und Wirtschaftsweisen vorherrschen, schwingt darin unüber-
hörbar mit. In diesem Sinne ist die Energiewende mehr als nur der Ausbau
Erneuerbarer Energien und die Abkehr von Kohle und Kernkraft und damit
definitiv aber mit hohen Anforderungen versehen. Diverse Akteure mit un-
terschiedlichsten Handlungslogiken und Motivlagen sollen – von der Bun-
desregierung bis zur Grünstromkundin, vommultinational operierenden En-
ergiekonzern bis zum mittelständischen Handwerksbetrieb mit photovolta-
ikgeeigneter Dachfläche – beteiligt werden und zum Gelingen des Gemein-
schaftswerks beitragen. So lassen sich mühelos der neue Green Deal der Euro-
päischen Union, das Klimapaket der Bundesregierung und der RadEntscheid
in Essen in den Kontext der Energiewende stellen (was die wissenschaftli-
che Befassung mit ihr freilich nicht einfacher macht – geschweige denn ihre
Umsetzung).
1 Dieser Sammelband ist im Rahmen des Forschungsprojektes »EnerTrend – Systemi-
sche Analyse von Wechselwirkungen der Energiewende in NRWmit zentralen Mega-
trends« entstanden. Die Zuwendung für dieses Projekt stammt vom Ministerium für
Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen
(MWIDE). Wir bedanken uns beim Fördermittelgeber sowie dem Projektträger Jülich,
die diesen Band ermöglicht haben.
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Nun geschieht die vielgestaltige, mitunter widersprüchliche und nicht
selten mit Konflikten einhergehende Realisierung der Energiewende kei-
neswegs im luftleeren Raum. Sie bleibt naturgemäß nicht unberührt von
Großentwicklungen unserer Zeit, wird davon teils stark beeinflusst und
steht auch in mancher Wechselbeziehung zu ihnen. Solche Meta-Dynamiken
gesellschaftlichen Wandels lassen sich mit Hilfe der Methoden der Zu-
kunftsforschung bestimmen, die den berühmten Blick in die Kristallkugel
verschmäht und stattdessen von der sorgfältigen Beobachtung aktueller
Entwicklungen ausgehend Möglichkeitshorizonte aufspannt. Wenn im Titel
sowie im Folgenden also die Rede von sogenannten Megatrends ist, so sind
damit tiefgreifende, globale Entwicklungen gemeint, deren Wirkungen sich
heute schon beobachten lassen und deren Fortsetzung wahrscheinlich ist.
Die Relevanz des Megatrends Digitalisierung für die Energiewende etwa
scheint angesichts der medienwirksam geführten Debatte um fluktuierende
Einspeisung erneuerbar erzeugten Stroms und den sich daraus ergebenden
Bedarf der Anlagenregulation in Echtzeit, der flexiblen Speicher, intelligen-
ten Stromnetze, automatisierten Ladevorgänge und ferngesteuerten Haus-
haltsgeräte evident. Indes wirkt die Digitalisierung nicht nur als der essen-
tielle Ermöglichungsfaktor für die Energiewende, als der sie weithin gele-
sen wird, sondern bringt ihrerseits erheblichen Mehrbedarf an Energie mit
sich. Auch einem Megatrend Mobilität kommt eingedenk der wiederholt ge-
forderten und bis dato weithin vermissten Verkehrswende eine zentrale Be-
deutung für die Energiewende zu. Forderungen nach mehr öffentlichen Ver-
kehrsmitteln und Radwegen stehen Beliebtheit, Komfort und Verbreitung des
(ungleich emissionsintensiveren)motorisierten Individualverkehrs entgegen.
Zwischen sozialenMilieus divergierende ökologische Fußabdrücke, aber auch
Strompreiserhöhungen, Stellenabbau in Unternehmen der konventionellen
Energieerzeugung und Konflikte um die Verortung von Windparks verwei-
sen auf Fragen sozialer Gerechtigkeit und Ungleichheit, deren Aushandlung
im Kontext der Energiewende schon ob der zu ihrer Umsetzung erforderli-
chen gesellschaftlichen Akzeptanz ansteht. Entsprechend kommt auch dem
Megatrend (zunehmender) sozialer Disparitäten eine wesentliche Rolle zu.
Große Transformationen wie die Energiewende sind demnach in eine
Reihe von zueinander in Wechselwirkung stehenden sozialen, technischen,
ökonomischen, politischen und kulturellen Bedingungen und Entwicklungen
eingebettet. Um diese Komplexität analytisch zu erfassen und somit mögli-
cherweise konstruktiv nutzbar zu machen, bedarf es einer wissenschaftlich-
interdisziplinären und transdisziplinär informierten Perspektive, die es er-
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laubt, Schnittstellen der Energiewende mit gesellschaftlichen Großentwick-
lungen – eben: Megatrends – zu identifizieren. Unter der Prämisse, dass die
Energiewende sowohl ökologisch notwendig als auch politisch gewollt ist, gilt
es, die Wirkungen zeitgenössischer Megatrends auf den Fortgang der Ener-
giewende zu verstehen und weiterhin auch zu ergründen, inwiefern die En-
ergiewende selbst diese Großentwicklungen beeinflusst.
Ziel dieses Sammelbandes ist es, aus inter- und transdisziplinären Per-
spektiven globale Gesellschaftsentwicklungen unter Berücksichtigung von
Konzepten der wissenschaftlichen Zukunftsforschung in den Blick zu neh-
men und in Bezug zu (teils lokalen) energiewenderelevanten Entwicklungen
zu setzen. Wichtige Anregungen und Ideen lieferte eine Konferenz mit
dem Titel »Forschungstrend Trendforschung: Ist Nachhaltigkeit ein Mega-
trend?«, die 2019 im Rahmen des Projekts »EnerTrend – Systemische Analyse
von Wechselwirkungen der Energiewende mit zentralen Megatrends«2 am
Kulturwissenschaftlichen Institut Essen stattgefunden hat.
Der Sammelband gliedert sich in zwei Teile. Im ersten Teil mit dem
Titel Megatrends: Entwicklung, Konzept, Kritik finden sich Überlegungen zu
Konzepten, Methoden und Strategien der wissenschaftlichen und unwis-
senschaftlichen Befassung mit Megatrends. So werden in vier Beiträgen
die historische Entwicklung des Konzeptes »Megatrend« sowie die der
Zukunftsforschung näher beleuchtet und Kriterien entwickelt, an denen
sich wissenschaftliche Zukunftsforschung messen lassen muss, um sich
von den anekdotischen Erzählungen der feuilletonistischen Trendforschung
abzugrenzen. Kritische Überlegungen schließen den ersten Teil des Bands
ab.
Den Auftakt machen Jenny Zorn und Stefan Schweiger in ihrem Beitrag
Kontext bitte! –Einblicke in die Geschichte der Zukunftsforschung und ihre Relevanz für
die Erfindung der Megatrends. Darin widmen sie sich der historischen Entwick-
lung der Zukunftsforschung und legen einen Fokus auf die Grabenkämpfe
zwischen den Vertreter*innen der wissenschaftlichen und der feuilletonisti-
schen Herangehensweise. Die akademische und diskursive Randexistenz der
wissenschaftlichen Zukunftsforschung ermöglichte es feuilletonistischen An-
sätzen, öffentliche Aufmerksamkeit und Deutungshoheit zu erlangen. Da-
durch entsteht womöglich ein falscher Eindruck der Kontrollierbarkeit zu-
2 Das Projekt ist Teil der Arbeiten des Virtuellen Instituts »Transformation – Energie-
wende NRW«. Mehr Informationen über diesen Forschungsverbund finden Sie online
unter www.vi-transformation.de. Zuletzt aufgerufen am 01.03.2020.
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künftiger Entwicklungen, dessen bedenkliches Resultat in Zeiten tiefgreifen-
der anthropogener Umweltveränderungen unangebrachte Gelassenheit und
Zögerlichkeit bei der Adressierung dringender Handlungsbedarfe sein kann.
Edgar Göll liefert in seinem Beitrag Trends undMegatrends als Ansatz dermo-
dernen Zukunftsforschung – Entwicklung und Praxis Beispiele für populäre Mega-
trends und diskutiert mögliche Kriterien zu ihrer Identifikation. Ausgehend
von der Beobachtung, dass die Fragestellungen, zu deren Beantwortung Me-
gatrends herangezogen werden, teils stark divergieren, zieht er zur eindeuti-
gen Feststellung eines Megatrends die Merkmale Dauer, Ubiquität, Universa-
lität, Robustheit, Richtung undWechselwirkung heran. Auf dieser Grundlage
behandelt Göll abschließend die Frage, ob Nachhaltigkeit ein Megatrend ist.
Im Anschluss befasst sich Holger Rust in seinem Aufsatz Irrwege und Ent-
wicklungspfade – Eine konstruktive Kritik der Trend- undZukunftsforschungmit zeit-
genössischen Ausprägungen der feuilletonistischen Trendforschung. Ausge-
hend von ihrer historischen Entwicklung charakterisiert er jene Form der
Zukunftsforschung als Dienstleistung und analysiert ihre Betriebslogik. Ak-
tuelle Konzepte der Foresight Research werden schlaglichtartig beleuchtet und
dem interdisziplinären, wissenschaftlichen Ansatz des Superforecastings ver-
gleichend gegenübergestellt.
Ebenfalls kritisch setzen sich Stefan Schweiger und Nora Schecke in ih-
rem Beitrag Quid agis, Megatrend? – Von anekdotisch deduzierten Zukunftserzäh-
lungen und ihren Wirkungen mit den Narrativstrukturen des Zukunftsinstituts
auseinander. Die Autor*innen stellen spezifische Erzählweisen fest, die vor-
nehmlich dazu dienen, Komplexität zu reduzieren,Optimismus zu verbreiten
und gesellschaftliche Großentwicklungen alleinmarktorientiert zu begreifen.
Die Beiträge im zweiten Teil – Megatrends in Kontext von Energiewende und
Nachhaltigkeit – widmen sich konkreten Berührungspunkten und Wechsel-
wirkungen zwischen der Energiewende und Megatrends.
Eröffnend beschäftigen sich Jörg Radtke und Emily Drewing inWas nützt
die Wende in Gedanken? – Überlegungen zur Steuerbarkeit von Transformationen am
Beispiel der deutschen Energiewende mit der Entwicklung und dem aktuellen
Stand der Energiewende zwischen normativem Anspruch und tatsächlicher
Umsetzung. Dabei gehen sie insbesondere auf die Dimensionen Bewusstsein
(der Bevölkerung für die Energiegewinnung), Partizipation (im Sinne eines
»Gemeinschaftswerks«), Diffusion (von »bottom-up«-Innovationen für mehr
Nachhaltigkeit) und Steuerung (der Energiewende als bundespolitisches
Projekt, das in den Ländern, Regionen und Kommunen umgesetzt wird)
ein. Damit bieten Radtke/Drewing einen Einblick in aktuelle Energiewende-
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Debatten, der als Rahmen für die Analyse vonWechselbeziehungen zwischen
der Energiewende und aktuellen Megatrends dienen kann.
Florian Weber und Olaf Kühne beleuchten in ihrem Aufsatz Umbrüche und
Verunsicherungen – Der Windkraft- und der Stromnetzausbau in Deutschland aktu-
elle gesellschaftliche Aushandlungsprozesse und Konfliktfelder im Kontext
der Energiewende. Sie legen ein besonderes Augenmerk auf kritische Bür-
gerinitiativen. Sie lesenWindkraft als »flottierende Signifikante« (Laclau), die
sich kontext- und standpunktabhängig unterschiedlich werten und argumen-
tativ in Stellung bringen lässt. So sind Stromtrassen undWindräder zugleich
als eine »Verschandelung der Landschaft« und Weg in eine nachhaltige Zu-
kunft lesbar. Anhand ihrer grundlegenden Ausrichtung sowie den von ihnen
kritisierten Aspekten entwickeln Weber/Kühne eine Typisierung von Bürger-
initiativen, die gegen Energiewendeprojekte protestieren.
Für veränderte gesetzliche Rahmenbedingungen und neue Narrative der
Mobilitätswende in Deutschland plädieren Andreas Knie und Weert Canzler
in »Einfach zu viele Autos«: Neue Antriebe alleine reichen nicht. Die Dekarbonisie-
rung des Automobilverkehrs, so die Autoren, lässt sich im aktuellen Geflecht
aus Innovationsarmut seitens der Hersteller, technischen Pfadabhängigkei-
ten, Gewohnheiten der Konsument*innen sowie der den Automobilverkehr
privilegierenden gesetzlichen Regelungen nur schwerlich voranbringen. Vor
diesem Hintergrund empfehlen die Autoren die Nutzung der Experimentier-
klauseln diverser Gesetze und die Durchführung umfassender, lokaler Expe-
rimente.
In Die Post-Landwirtschaftliche Revolution beleuchtet Oliver Stengel die
Notwendigkeit, Herausforderungen und Chancen einer Ernährungswende.
Ausgehend von gegenwärtigen Problemen der Landwirtschaft wie dem
immensen Bedarf an Fläche, dem hohen Verbrauch von Wasser sowie diver-
sen Umweltbelastungen wird evident, dass sich im Rahmen einer globalen
Transformation zu mehr Nachhaltigkeit auch die Produktionsweise unserer
Nahrungsmittel ändern muss. Einen wesentlichen Beitrag dazu könnten in
Zukunft die Bioreaktoren von Start-ups leisten, in denen heute schon Fisch,
Fleisch, Milch oder sogar pflanzliche Produkte unter Laborbedingungen aus
Stammzellen herangezüchtet werden.
Anna Nora Freier, Stephanie Lübke, Katharina Schrot und Jenny Zorn dis-
kutieren in ihrem Beitrag Empowerment in Transformations-Arenen – Berücksich-
tigung sozialer Disparitäten im Energiewendeprozess den Megatrend Soziale Dis-
paritäten als Gefahr für die Energiewende. Um sie im Sinne eines Gemein-
schaftswerks gerecht zu gestalten, bedarf es Partizipationsmöglichkeiten, de-
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rer sich insbesondere die Transformative Forschung bedienen sollte. Die Au-
torinnen stellen zwei im Rahmen verschiedener Projekte erprobte Konzep-
te des sogenannten Empowerments vor – das Partizipative Reallabor und
den Citizen Engagement Prozess – sowie ein Instrument, das als Beispiel
für einen erweiternden Baustein bei der Umsetzung eines Empowerment-
Konzepts dient: ein Escape Room zumThema »Nachhaltigkeit im Alltag«.
Ebenfalls vor dem Hintergrund des Megatrends Soziale Disparitäten
sowie zeitgenössischen Befunden zur sozialen Gerechtigkeit und dem parti-
zipatorischen Vermögen der Energiewende explorieren Emily Drewing und
Sabrina Glanz in Die Energiewende als Werk ausgewählter Gemeinschaften? – Zur
sozialen Exklusivität von Energiegenossenschaften mögliche Gründen für die em-
pirisch erwiesene Überrepräsentation älterer, wohlhabender Männer ohne
Migrationsgeschichte in Energiegenossenschaften. Theoretisch informiert
durch Joan Ackers Gendered Organizations sowie das auf Kimberlé Crenshaw
zurückgehende Konzept der Intersektionalität werten sie Interviews mit
Personen aus, die in Energiegenossenschaften im Ruhrgebiet eine leitende
Funktion erfüllen.
Sonja Knobbe, Marius Beckamp und Ann-Kristin Götz untersuchen in
Zwischen Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungssicherheit – Wie wird der Megatrend
»Digitalisierung« im Lichte einer umzusetzenden Energiewende in der Industrie
diskursiv verhandelt? die brancheneigenen Pressemitteilungen energiein-
tensiver Industriezweige. Die Autor*innen fokussieren ihre Inhaltsanalyse
auf die Schlagworte Energiewende und Digitalisierung sowie etwaige Verbin-
dungen der beiden Themen. Darauf aufbauend werden Forderungen und
Argumentationslinien der Branchenverbände identifiziert und eingeordnet.
In Megatrends und die Energiewende in NRW aus Sicht kommunaler Akteure –
Einblicke in eine NRW-Gemeindestudie ergründen Juliane Lunge, Benjamin Best
und Katja Witte, inwiefern die Megatrends Digitalisierung, Soziale Dispa-
ritäten, Übernutzung natürlicher Ressourcen, Urbanisierung und Demogra-
phischer Wandel bereits auf kommunaler Ebene verhandelt werden. Basie-
rend auf Ergebnissen aus einer Onlinebefragung und darauf aufbauenden
explorativen Interviews mit kommunalen Akteuren werden die Dimensionen
Wahrnehmung,Wissen, Einstellungen, Verhalten undHandlungskapazitäten
betrachtet. Aus dieser Analyse leiten die Autor*innen Treiber und Hemmnis-
faktoren des kommunalen Umgangs mit Megatrends und der Energiewende
ab. Abschließend diskutieren sie die Notwendigkeit neuer Formen der Gover-
nance.
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Der Band schließt mit zwei anwendungsnahen Beiträgen, die zivilgesell-
schaftliche Initiativen im städtischen Kontext in den Blick nehmen. In Ur-
bane nachhaltige Entwicklung am Beispiel von Initiativen in Gießen und Essen be-
trachtet Abeer Abdulnabi Ali die Realisierung von Nachhaltigkeit durch bür-
gerschaftliches Engagement auf der lokalen Ebene. Ausgehend von der Frage,
wie unterschiedliche Initiativen nachhaltige Entwicklung in urbanen Räumen
verbessern können, wurden Experteninterviews durchgeführt. Dabei wurden
neben Wissenschaftler*innen und Politiker*innen auch Repräsentant*innen
von vier Initiativen befragt. Aus der Analyse ließen sich akteursspezifische
Handlungsperspektiven ableiten.
Martina Nies und Björn Ahaus nehmen in Transformation von unten gestal-
ten – Das Fachgeschäft für Stadtwandel als Ort des sozial-ökologischen Wandels im
Quartier die Perspektive wissenschaftlich geschulter Praktiker*innen ein. Sie
liefern einen lebendigen Bericht aus dem Fachgeschäft für Stadtwandel im
Stadtteil Essen-Holsterhausen, das Bürger*innen vielfältige Möglichkeiten
bietet, sich einzubringen und zu engagieren. So fungiert das Stadtgeschäft
als Dreh- und Angelpunkt für die lebendige Nachbarschaft, den sozialökono-
mischen Wandel und die interkulturelle Gemeinschaft im Quartier.
Mit diesem Band hoffen wir, einige Anregungen zu liefern, um die Ener-
giewende, der es – zumal im weiteren Sinne einer sozialökologischen Trans-
formation – an Komplexität gewiss nicht mangelt, mit zeitgenössischen Me-
gatrends zusammenzudenken.Daraus ergeben sich gleichermaßen spannen-
de Forschungsperspektiven und wertvolle Erkenntnisse zur Optimierung ih-
rer Umsetzung in der Praxis.
Wir bedanken uns in erster Linie bei den Autor*innen der einzelnen Bei-
träge. Weiterhin danken wir den Mitgliedern der Arbeitsgruppe Gesellschaft
und Nachhaltigkeit im Wandel des Geographischen Instituts der Ruhr-
Universität Bochum, die uns im Verlauf der Genese dieses Sammelbands
stets zur Seite standen.
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Megatrends: Entwicklung, Konzept, Kritik

Kontext bitte!1
Einblicke in die Geschichte der Zukunftsforschung
und ihre Relevanz für die Erfindung der Megatrends
Jenny Zorn und Stefan Schweiger
Es scheint so simpel, wie selbstverständlich: Wir Menschen können kein ge-
sichertes Wissen von der Zukunft haben, weil es die Zukunft per definitio-
nem (noch) nicht gibt. Der Wissenschaft fehlt jeglicher Bezug zu ihr: Zukunft
liegt nicht als Ereignis, Gegebenheit oder Gegenstand vor. Der Forschungs-
gegenstand »Zukunft« ist schlichtweg inexistent. Es gibt nur höhere oder ge-
ringere Wahrscheinlichkeiten, dass bestimmte Ereignisse eintreffen werden.
Ereignisse, die bestimmten Kausalitäten oder Naturgesetzen unterliegen –
»etwa in welche Richtung ein Gegenstand fällt, wenn ich ihn fallen lasse, oder
wann die nächsten zwanzig Sonnenfinsternisse sein werden […]« (Gransche
2015: 40) – können mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit als wiederholbar gel-
ten. Solche Annahmen über die Zukunft im Rahmen von experimentell eng
begrenzten Situationen lassen sich jedoch nicht auf individuelle Erfahrun-
gen oder gar gesellschaftliche Prozesse übertragen. Je komplexer ein System,
je mehr Variablen, Einflüsse, Zusammenhänge und Wechselwirkungen ge-
geben sind, desto schwieriger wird es, die Zukunft zutreffend vorhersagen
zu können. Ein weiteres Problem ist, dass »[m]it fortschreitender Entwick-
lung der modernen Gesellschaft […] die Prognostizierbarkeit ihrer Entwick-
lung ständig ab[nimmt]« (Jischa 2009: 46), weil durch die Beschleunigung von
Forschungs- und Entwicklungsprozessen – unter anderem durch die Nut-
zung digitaler Infrastrukturen – die Kenntnisse und Informationen, die wir
1 Dieser Beitrag ist imRahmendes Forschungsprojektes »EnerTrend: SystemischeAnaly-
se vonWechselwirkungen der Energiewende in NRWmit zentralen Megatrends« ent-
standen. Die Zuwendung für dieses Projekt stammt vom Ministerium für Wirtschaft,
Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen (MWIDE).
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uns aneignen, wesentlich schneller veralten.2 Dadurch vermehren sich zwar
die Informationen im Allgemeinen, aber die Möglichkeit der Vorhersage der
Zukunft nimmt ab (vgl. Jischa 2009: 37). Das Verhältnis von Information und
Zukunft ist also nicht linear: Mehr Information ermöglicht sowohl bessere
Kenntnis von Bedingungen, Chancen und Risiken als auch die Nutzung da-
durch ermöglichter Chancen,wodurch sich jedochwieder neue Bedingungen,
Chancen und Risiken ergeben. Diese Nichtlinearität im Verhältnis von gegen-
wärtigemWissen über zukünftige Ereignisse macht die Komplexität aus, mit
der man sich insbesondere in den Bereichen auseinandersetzten muss, die
auf eine möglichst genaue Einschätzung zukünftiger Entwicklungen ange-
wiesen sind. Diese besondere Form gilt entsprechend und erst recht auch für
diejenige wissenschaftliche Disziplin, deren Gegenstand die Zukunft ist.
Fragt man Zukunftsforscher*innen, wie die Welt in 10 Jahren aussehen
wird – ob wir beispielsweise mit dem Auto zur Arbeit fliegen, statt zu fah-
ren; ob wir smarte Implantate tragen, statt Smartphones zu nutzen; ob ein
Krieg aus- oder das Internet zusammenbrechen wird – so werden sie antwor-
ten: »Zukunftsforschung macht keine Vorhersagen« (Gransche 2015: 40). Das
mag irritieren, da »[d]er Begriff Zukunftsforschung suggeriert, dass es ei-
ne Forschungsrichtung gibt, die ›die Zukunft‹ erforschen kann.« (Popp 2012:
V, zitiert nach Gransche 2015: 98) Zukunftsforscher*innen wissen um dieses
Problem nicht nur aus einer abstrakt erkenntnistheoretischen Perspektive. Es
bringt sie auch in ihrem eigenen Forschungsbereich immer wieder in Erklä-
rungsnöte und erschwert damit die symbolische Anerkennung und Sicherung
der Finanzierung.
Die Angst vor der Zukunft ist ein einträgliches Geschäft. Wer die Zukunft
kennt oder andere glauben machen kann, dass sie sich vorhersagen lässt,
bietet Herrschaftswissen an. Es ermöglicht, so die Erwartung, den Konkur-
rent*innen im politischen oder wirtschaftlichen Ringen um Deutungshoheit,
Einfluss und Profit, die eine entscheidende Nasenlänge voraus zu sein. Ent-
sprechend sorgt der unterschiedliche Umgang mit dem Problem der Erfor-
schung einer Zukunft, die es noch nicht gibt, für Spannungen, die den Wis-
senschaftlichkeitsanspruch der Zukunftsforschung – sich bei der Analyse in
nachvollziehbarer Weise auf vorliegende und überprüfbare Datenkorpora zu
2 Jischa nimmt hier u.a. Bezug auf Hermann Lübbe (1994), der in Bezug zum Internet
von einer »Gegenwartsschrumpfung« spricht unddamitmeint, dass Informationenwie
Technologien und Innovationen immer schneller veralten unddamit in die Vergangen-
heit rücken.
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beziehen – selbst betreffen: Je expliziter seriöse Zukunftsforscher*innen dar-
auf hinweisen, dass es in ihrer Forschung »um ein besseres Verständnis syste-
mischer Entwicklungen, also um relevante Dynamiken innerhalb von Gesell-
schaften, Forschungslandschaften, Wirtschaftssystemen etc. [geht]« (Gran-
sche 2015: 40) und darum, »[…] Zukunft als Reflexionsbegriff für gegenwärtige
Einschätzungen eines zukünftig Möglichen zu konzeptualisieren […]« (Grun-
wald 2009: 33, zitiert nach Gransche 2015: 97), desto unattraktiver sind ihre
Ergebnisse für die wirtschaftliche und politische Sekundärverwertung. Be-
griffe wie »systemische Entwicklungen«, »relevante Dynamiken« oder »Re-
flexionsbegriff« suggerieren abstrakte, praxisferne Forschung, die die Erwar-
tungen an eine nützliche, zweckgerichtet anwendbare Zukunftsforschung ge-
rade nicht erfüllt.
Erfüllt die Zukunftsforschung wiederum die Erwartungen, die an sie her-
angetragen werden, kann man nicht mehr von seriöser Forschung sprechen:
Zukunftsforscher*innen, die de factoWahrsagerei im Gewand wissenschaftli-
cher Forschung anbieten, verkaufen – im wahrsten Sinne des Wortes3 – an-
deren ihre Erkenntnisse als ›die Zukunft‹, auf die man sich einstellen soll-
te. Dieses Dilemma lässt sich auf eine Formel bringen: Je wissenschaftlicher,
desto nutzloser erscheint die Erforschung der Zukunft; je nützlicher sie aber
erscheint, desto unwissenschaftlicher ist ihre Herangehensweise.
Der wesentliche Unterschied zwischen wissenschaftlicher Zukunftsfor-
schung und feuilletonistischer Trendforschung4 besteht vor allem in der
Überprüfbarkeit ihrer Herangehensweisen. Während die wissenschaftliche
Zukunftsforschung sich der komplexen Problematik bewusst ist, die sich aus
dem Zusammenhang von gegenwärtigem Wissen und zukünftigen Möglich-
keiten ergibt, betrachtet die Trendforschung die Zukunft zumeist als lineare
Fortführung bekannter Entwicklungen. Wissenschaftliche Forschung muss
ihre Kriterien, Bedingungen und Daten offenlegen, um überzeugen zu kön-
nen. Die feuilletonistische Trendforschung erfindet Namen für Methoden,
die sie nicht näher darlegt (vgl. Rust 2009: 3-4, 11). Statt Überprüfbarkeit und
3 Die Megatrend-Dokumentation des Zukunftsinstituts kostet immerhin über 600
Euro (vgl. https://onlineshop.zukunftsinstitut.de/shop/megatrend-dokumentation/).
Vgl. dazu außerdem den Beitrag »Quid agis, Megatrend? – Von anekdotisch deduzier-
ten Zukunftserzählungen und ihrenWirkungen« von Stefan Schweiger undNora Sche-
cke in diesem Band.
4 Diese Unterscheidung ist angelehnt an Rust (2008: 64). Rust selbst nennt Zweitere
jedoch meist boulevardeske Trendforschung.
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Transparenz – die Grundlagen wissenschaftlicher Forschung – soll die Ei-
genbezeichnung als Zukunftsforscher*in, die Unternehmensbezeichnung als
Institut oder allgemein formulierte Methodentitel die Wissenschaftlichkeit
der Herangehensweise belegen. Der Unterschied ist ein Unterschied ums
Ganze: hier wissenschaftliche Methode, dort Wissenschaftssimulation, um
Marktinteressen zu befriedigen und damit Kapital zu vermehren.
Dass es für Nichtwissenschaftler*innen schwierig ist, seriöse Zukunfts-
forschung von feuilletonistischer Trendforschung zu unterscheiden, liegt
unter anderem daran, dass ähnliche Begrifflichkeiten verwendet werden. Aus
der feuilletonistischen Richtung stammt das Konzept der Megatrends, das
aber heute auch im wissenschaftlichen und wissenschaftsnahen Kontext ver-
wendet wird. Für die feuilletonistische Trendforschung ist die Erforschung
sogenannter Megatrends in den letzten Jahrzehnten zum wesentlichen
Marktsegment geworden. Sie prophezeien Großentwicklungen mit Buzz-
words wie »Digitalisierung«, »Silver Society«, »Mobilität« oder »New Work«
und umschreiben damit aktuelle Themen, über die sie glauben sagen zu
können, dass es nicht nur die aktuellen, sondern die Zukunftsthemen seien,
die die Gesellschaft noch lange beschäftigen werden. Eine bekannte deut-
sche GmbH, die nach diesem Muster agiert, ist das Zukunftsinstitut. Sie
definieren Megatrends als Großentwicklungen, die unser aller Leben bereits
beeinflussen und es in den nächsten Jahrzehnten auch noch weiter beeinflus-
sen werden. Sie wirken – so ihre Annahme – global und allgegenwärtig und
sind robust gegenüber Veränderungen, die in die entgegengesetzte Rich-
tung laufen (vgl. Horx 2007: 1). Das Konstrukt Megatrend stammt von John
Naisbitt, der es 1982 mit dem Bestseller »Megatrends« im gesellschaftlichen
Diskurs etablierte. Aber auch in heutigen wissenschaftsnahen Kontexten
wird eine ähnliche Definition gebraucht, wie etwa bei der Europäischen
Umweltagentur:
»Megatrends are those trends visible today that are expected to extend over
decades, changing slowly and exerting considerable force that will influence
awide array of areas, including social, technological, economic, environmen-
tal and political dimensions.« (European Environment Agency 2007, zitiert
nach Lorenz/Haraldsson 2014: 16).
Bei der Commonwealth Scientific and Industrial Research Organisation, Aus-
traliens staatliche Behörde fürWissenschaft und industrielle Forschung,wird
der Gegenwartsbezug nur noch implizit erwähnt:
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»A megatrend is a significant shift in environmental, economic and social
conditions that will play out over the coming decades. The indicative time
frame for the analysis is 20 years.« (Hajkowic/Cook/Littleboy 2012: 2)
Megatrends sind also nicht nur Teil feuilletonistischer Trendforschung, son-
dern der Begriff spielt auch in wissenschaftsnahen Forschungen eine Rolle.
Insofern kann man davon sprechen, dass die Behauptungen, dass es Mega-
trends gibt und die Festlegung, welche Megatrends das konkret sind, einen
nicht unerheblichen gesellschaftlichen Impact haben. Die Entstehungsbedin-
gungen des Konstrukts Megatrend sollen im weiteren Verlauf aufgezeigt wer-
den.
Gestaltung von Zukunft(-svorhersagen)
Eine adäquate theatralische Inszenierung von Vorhersagen verspricht seit je-
her erzählerische Legitimation und einen Zugewinn an Plausibilität. Das gilt
nicht erst für Trendforscher*innen, sondern für alle Arten von Prophet*innen
und Wahrsager*innen:
»Kassandra, die Seherin von Troja, die u.a. die List des hölzernen Pferdes und
die fatale Rolle ihres Bruders Paris für den Untergang der Stadt vorhersah,
kann als Gegenteil der Delphi-Priesterinnen gelten: Sie konnte tatsächlich
die Zukunft (selbstverständlich im antiken Singular) vorhersehen, nur hat-
te sie, wie man es heute nennen würde, kein Showtalent, sie konnte in der
Präsentation ihrer Voraussagen nicht reüssieren, niemand glaubte ihr. Im
Gegensatz dazu konnten die Priesterinnen von Delphi nicht tatsächlich vor-
hersehen, hatten aber gute Inszenierungskünste und konnten so mit ihrer
fiktiven Vorhersage überzeugen.« (Gransche 2015: 103)
Die Plausibilität von Zukunftsvorhersagen war so schon immer gekoppelt an
eine gelungene Inszenierung, die Kunst, die Vorhersage gut in Szene zu set-
zen. Die Vorhersage gilt es zu gestalten, damit sie – über die Ereignisbehaup-
tung hinaus – narrativ wirksam werden kann.
Das ist für die heutige Zukunftsforschung insofern von Interesse, da sich
diese Performanz auf der einen Seite als Gefahr für den Seriositäts- undWis-
senschaftsanspruch der wissenschaftlichen Zukunftsforschung darstellt. Auf
der anderen Seite betrifft aber die Gestaltungsmöglichkeit der Zukunft – und
nicht nur die Vorhersage der einen möglichen Zukunft – die Zukunftsfor-
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schung im Kern: Bereits die Ereignisbehauptungen der Zukunftsforschung
sind immer schon in einen narrativen Kontext eingebettet, implizieren uto-
pische oder dystopische Szenarien und gestalten so die Zukunft, die sie er-
möglichen sollen, mit.
Zukunftsforschung entwickelt Szenarien möglicher Zukünfte – struktu-
riert diese durch die Angabe von Wahrscheinlichkeiten, impliziert aber gera-
de dadurchHandlungspotential, dieMöglichkeit also, selbst einzugreifen und
einen Teil der Zukunft aktiv mitzugestalten. Inszenierungen von Zukunfts-
vorstellungen formen die Zukunft insofern mit, als dass diese Inszenierun-
gen ein hohesGlaubwürdigkeitspotential haben,weil sie eindeutig erscheinen
und Handlungsanweisungen beinhalten. Interessant ist daran, dass die Ge-
staltungsmöglichkeit der Zukunft und nicht das ihr bloße Ausgeliefertsein ein
Grund für die Ausdifferenzierung der Zukunftsforschung war. Gestaltungs-
möglichkeit geht aber selbst mit Unsicherheit einher: Die Zukunft liegt in den
Händen der handelnden Menschen und ist insofern nicht von einer orakel-
ähnlichen Instanz vorhersehbar.
Geschichte der Zukunftsforschung
Die Zukunftsforschung ist eine vergleichsweise junge Disziplin. Sie hat es
entsprechend schwer, sich als Wissenschaft im universitären Kanon zu eta-
blieren. Trotzdem kann die Zukunftsforschung auf eine bisher wechselvolle
Entwicklungsgeschichte zurückblicken, deren Verstehen es leichter macht,
das Konzept der Megatrends und den Kampf um die Deutungshoheit der
Zukunft zu verstehen. So zeigt sich bei näherer Betrachtung, dass der ein-
gangs geschilderte Zwist zwischen wissenschaftlicher Zukunfts- und feuil-
letonistischer Trendforschung kein für die Zukunftsforschung neues Phäno-
men ist. Bereits innerhalb der wissenschaftlichen Zukunftsforschung zeigen
sich Macht- und Anerkennungskämpfe darum, wie Zukunftsforschung be-
trieben werden sollte.
Diese Geschichte der Zukunftsforschung wurde bereits ausführlich dar-
gelegt; beispielsweise von Steinmüller (2012, 2013, 2014), Gransche (2015) oder
Seefried (2015). Eine schlaglichtartige Rekapitulation der historischen Ent-
wicklung der Zukunftsforschung dient dazu, im Anschluss kurz den Begriff
Megatrend zu kontextualisieren und den historischen Hintergrund besser zu
verstehen, in dem und für den dieser Begriff entwickelt wurde. Je nachdem,
was man unter Zukunftsforschung versteht, ergeben sich unterschiedliche
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Gründungsdaten.Hinzu kommt, dass sich die Zukunftsforschung in denUSA
und in Europa, insbesondere aber in Deutschland und Frankreich, nicht zeit-
gleich entwickelte, obwohl sie einen ähnlichen Verlauf nahm. Außerdem fan-
den wechselseitige Rezeptionen statt, durch die etwa die US-amerikanische
die europäische Zukunftsforschung beeinflusste und umgekehrt. Das macht
die Rede von »der« Zukunftsforschung problematisch. Daher können hier
nur holzschnittartig diejenigen Konfliktlinien aufgezeigt werden, die sich in-
nerhalb verschiedener Schulen der Zukunftsforschung sowie zwischen der
wissenschaftlichen Erforschung von Zukunft und der diese Forschung rezi-
pierenden Öffentlichkeit entwickelt haben. Die eingangs geschilderte Unter-
scheidung von wissenschaftlicher Zukunftsforschung und feuilletonistischer
Trendforschung ist, so die These, auf diese Konfliktlinien zurückzuführen.
Zukunft vorhersagen und Zukunft gestalten
In den späten 1940er Jahren galt es, zumal im Kontext des Kalten Krieges,
als besonders produktiv, wenn man die nächsten Schritte des Gegners vor-
hersagen konnte. Die Förderung des technischen Fortschritts, mit dem die
Grenzen der Verarbeitung von Informationen erweitert werden konnten (vgl.
Flechtheim 1949: 207-208 in Gransche 2015: 47), war daher einerseits beson-
ders geeignet für dieColdWar Science (vgl. Seefried 2015: 49), derenDenken an-
dererseits von den Herangehensweisen des Kalten Krieges selbst geprägt wa-
ren: »Wissenschaftler ordneten sich der Politik nicht unter, sondern setzten
initiativ Themen und machten sich so in ambivalenter Weise auch die Denk-
strukturen des Kalten Krieges zu eigen.« (Ebd.) Zu den daraus entstandenen
wissenschaftlichen Tätigkeitsfeldern gehören das Manhattan Project (zur Ent-
wicklung der Atombombe) sowie die ab 1948 vom Militär geförderte RAND
Corporation (Research and Development Corporation), die »aus dem Kalkül
hoher US-Militärs der Air Force [entstanden ist, um] wissenschaftliche Ex-
pertise für Militär und Wirtschaft auch nach Kriegsende zu sichern.« (See-
fried 2015: 52) Ihre Methoden, wie die später in der Zukunftsforschung weit
verbreitete Szenarioanalyse, entwickelten sich aus einer Mischung von »Ky-
bernetik, der Spieltheorie und der Rational-Choice-Theorie« (Seefried 2015:
53).
Auch Ossip Kurt Flechtheim, der als Begründer der Zukunftsforschung
und Erfinder der Bezeichnung Futurologie gilt (vgl. Gransche 2015: 55), die er
imUS-amerikanischen Exil entwickelte, sieht die Zukunftsforschung als Aus-
30 Jenny Zorn und Stefan Schweiger
prägung des Kalten Krieges. Genauer sieht er den Einfluss der Sowjetunion
im Planungsparadigma, den Einfluss der USA in der Prognostik und stellt
diesen beiden Aspekten einen dritten, den Aspekt der »Zukunftsphilosophie«,
gegenüber:
»Der Aspekt der Zukunftsgestaltung als der Bereich konkreten Planens und
(planwirtschaftlichen) Umsetzens beruht […] wesentlich auf den Realexpe-
rimenten der Sowjetunion. Beide Aspekte kritisiert Flechtheim […] als neo-
konservativ, bürokratisch, technokratisch und ergänzt Zukunftsforschung
(Prognosewissenschaft) und Zukunftsgestaltung (Planungswissenschaft)
um einen methodologisch-reflexiven, ethisch-humanistischen Aspekt, den
der Zukunftsphilosophie.« (Gransche, 2015: 49)
Während Flechtheim Zukunftsforschung paradigmatisch den USA und Zu-
kunftsgestaltung der Sowjetunion zuordnet, geht Gransche mit Flechtheim
in seiner Einordnung so weit zu sagen, dass die Zukunftsphilosophie in
Deutschland verortet werden könne (vgl. Gransche 2015: 49-50). Am Beispiel
Deutschland kann man allerdings ebenfalls aufzeigen, dass auch hier die
drei Dimensionen Zukunftsforschung, Zukunftsgestaltung und Zukunfts-
philosophie eine Rolle spielten und in ihrer wechselwirkenden Dynamik
dazu führten, dass sich die Fronten der Zukunftsforschung verhärteten.
Diese beiden Fronten wiederum nennt Flechtheim im Rückblick »kritisch-
humanistisch« und »konservativ-technokratisch« (Flechtheim 1972: 17-18;
zitiert nach Steinmüller 2012: 15).
Im öffentlichen Diskurs in Westdeutschland wurde die Zukunftsfor-
schung das ersteMal 1952 durch die Arbeit von Robert Jungkwahrgenommen.
Mit dem Sachbuch »Die Zukunft hat schon begonnen«, in dem er die aktuelle
amerikanische Zukunftsforschung beschreibt, begann die Beschäftigung mit
ihr jedoch zunächst im öffentlichen Diskurs und nicht innerhalb der scientific
community (vgl. Steinmüller 2012: 12). Der Tenor von Jungks Buch lautet:
»›Es geht denAmerikanern nicht, wie denmeisten Zukunftsdenkern anderer
Länder, darum, über die Zukunft zu philosophieren, sondern etwas mitzu-
tun: sie zu erobern und ihr, soweit das menschenmöglich ist, Richtung und
Marschtritt vorzuschreiben.‹ (Jungk 1952, S. 290)« (Steinmüller 2012: 12).
Jungk verband in seinem einflussreichen Buch die Zukunftsforschung mit
demutopischen Bild des AmericanDream und bildete diese Kombination zu ei-
ner politischen Praxis um: Die Zukunft ist eine (unterschätzte) Ressource, die
durch den Menschen gestaltet werden kann. Damit erscheint Jungks Darstel-
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lung bereits als Verbindung von Zukunftsforschung und Zukunftsgestaltung:
Die offensive Betonung der Machbarkeit, in der das Omnipotenzversprechen
der Kriegspartei des Kalten Krieges mitschwingt, wird verbunden mit einer
teils politisch-pragmatisch, teils humanistischen Vorstellung von der Zukunft
als einem Möglichkeitshorizont für den Selbstentwurf des neuen Menschen.
Im wissenschaftlichen Diskurs kam die Zukunftsforschung dagegen
in der klassischen Form der wissenschaftlichen Rezeption an: Deutsche
Wissenschaftler, die ihre ersten Gehversuche im Bereich der Zukunftsfor-
schung unternahmen, kombinierten Prognosemethoden aus dem Dritten
Reich – »Trendextrapolationen, Zyklen-Analysen, Analogiebetrachtungen,
Nutzung von Expertenmeinungen« – mit den neuen Methoden der ame-
rikanischen Zukunftsforschung und den statistischen Herangehensweisen
und methodologischen Reflexionen der Franzosen (Steinmüller 2012: 13).
Dennoch kann man die Zukunftsforschung erst ab den 1960er Jahren in
Deutschland als wissenschaftlich etabliert bezeichnen, als Institute und
Zeitschriften für Zukunftsforschung gegründet wurden. Die Gesellschaft
war vor dem utopisch-dystopisch gefärbten Hintergrund dieser Zeit sehr
an Zukunftsfragen interessiert, so dass im öffentlichen Diskurs nicht nur
Wissenschaftler*innen, sondern auch Politiker*innen und Prominente zu
Wort kamen (vgl. Steinmüller 2012: 14). Die Gründung eines Vereins (Ge-
sellschaft für Zukunftsfragen e.V., im Folgenden: GfZ) und die Gründung
eines außeruniversitären, interdisziplinären Think-Tanks (Zentrum Berlin
für Zukunftsforschung e.V.) waren die Folgeschritte dieser Entwicklung Ende
der 1960er Jahre.
Zugleich bildeten sich in dieser Zeit die beiden Fronten heraus, die Flecht-
heim »kritisch-humanistisch« und »konservativ-technokratisch« nennt und
die Steinmüller (2012: 15) wie folgt charakterisiert:
»Einerseits eine sozialkritische,wennnicht sogar sozialistische, emanzipato-
rische und utopisch inspirierte Zukunftsforschung, die auf soziale Fantasie
setzte […] [u]nd andererseits eine eher systemtechnisch orientierte, von der
Kybernetik inspirierte Zukunftsforschung, die nahe amMarkt operierte […].«
Im wissenschaftlichen Verteilungskampf um Diskursmacht und Forschungs-
gelder zog der kritisch-humanistische Ansatz, assoziiert u.a. mit Robert
Jungk, gegen den konservativ-technokratischen Ansatz, verbunden u.a.
mit Karl Steinbuch, einem Informatiker und Fortschrittsbefürworter, den
Kürzeren: »Steinbuch forderte die GfZ auf, Jungk, einen ›weltfremden
Phantasten‹, aus ihren Gremien zu ›amputieren‹, um ihren seriösen Ruf zu
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wahren; Jungk zog sich daraufhin selbst zurück, damit der GfZ nicht ›der
Geldhahn abgedreht‹ würde (N.N./Der Spiegel 13/1970, S. 195)« (Steinmüller
2012: 16).
Mit dem Sieg der technokratischen Seite und dem Einfluss der Infor-
matik und der mehr mathematisch-naturwissenschaftlich orientierten Me-
thoden verstärkte sich auch der Einfluss der Kybernetik in der Zukunftsfor-
schung.Weil kybernetischeMethoden vor allemmit dem Ziel entwickelt wur-
den, komplexe Systeme zu erfassen, erschienen sie für Zukunftsfragen mehr
als geeignet, um »eine objektive und neutrale Politikberatung durch Exper-
ten, eine optimale Steuerung sozialer Prozesse, verlässliche Prognosen über
Folgen politischer Entscheidungen und verlässliche politische Langfristpla-
nungen [zu] ermöglichen […]« (Steinmüller 2013: 6).5
In den Folgejahren erreichte die Zukunftsforschung zunächst in den USA
einen Höhepunkt im Rahmen der Ressourcenkrisen der 1970er Jahre, insbe-
sondere der Ölkrise. Dieser Höhepunkt zeigte jedoch zugleich auf, dass die
Zukunftsforschung ihre Versprechen auf eine berechenbare Zukunft nicht
erfüllen konnte. Das führte zu einem weiteren Paradigmenwechsel der Zu-
kunftsforschung. In »The Limits of Growth« stellten die Autor*innen des Club
of Rome 1972 ihre Studie mit Hochrechnungen vor, die durch exponentielles
Wachstum in verschiedenen Bereichen Wachstums- und Ressourcengrenzen
des Planeten in nur wenigen Jahrzehnten voraussagte. Die Studie war so er-
schreckend wie kritikanfällig: Die Wachstumsgrenzen seien in den nächsten
hundert Jahren erreicht, wenn das Wachstum und die Nutzung von Ressour-
cen in bestimmten Bereichen genauso ansteigen, wie in den letzten hundert
Jahren. In den Berechnungen wurde aber technischer Fortschritt linear be-
wertet, Bevölkerungswachstum jedoch exponentiell. Die Begründungen für
diesemethodologischen Entscheidungen sind in »The Limits of Growth« nicht
hinreichend, die Vorhersagen sind in ihrer Radikalität nicht eingetreten. Aber
auch andere Zukunftsmodelle stellten sich als nicht tragfähig in ihrem An-
spruch bzw. im Anspruch der Auftraggeber heraus, die Zukunft vorhersagen
zu können; zumindest nicht so, dass man langfristige Planungen auf ihnen
5 Die Kybernetik als Wissenschaft von Steuerungs- und Regelungsmechanismen selbst
ging über technokratische Fragestellungen mit beispielsweise dem Methodenideal
der Organizität (Maturana/Varela 1980), eklektisch-ganzheitliche Perspektiven (Bate-
son 1985) oder ethischen Reflexionen (von Förster 1993) hinaus. Dank des Anathemas
der »weltfremden Phantasten« wurden diese Aspekte der Kybernetik in der Zukunfts-
forschung jedoch wenig rezipiert.
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aufbauen konnte (Steinmüller 2013: 7). Die Zukunftsforschung geriet so in ei-
ne Krise, die ausgerechnet vom technokratischenMethodenapparat ausgelöst
wurde. 1972 diskutierten deshalb die Vertreter*innen der Zukunftsforschung
eine Neuausrichtung ihrer Disziplin.
»Die Mehrheit der Teilnehmer wandte sich gegen eine nur von Experten be-
triebene, aus ihrer Sicht konservative, auf Erhaltung des ›Systems‹ ausge-
richtete ›Establishment-Futurologie‹ mit ihren technokratischen Langfrist-
planungen im Auftrag der Industrie. Sie setzten ihr eine partizipatorische
›kritische Futurologie‹ entgegen, die als ›Theorie und Wille zur Praxis‹ (van
Steenbergen 1973, S. 90) zudengesellschaftlichenVeränderungenbeitragen
sollte […]« (Steinmüller 2013: 8).
Dafür müsse die Zukunftsforschung aber ihre Eigenständigkeit als Diszi-
plin aufgeben und sowohl inter- als auch transdisziplinär arbeiten, als Kom-
petenzfeld verschiedener Disziplinen. Zukunftsforschung und Friedensfor-
schung verbanden sich auf diese Weise in Zentren und Gemeinschaften, die
so Zukunftsforschung und Friedensideal mit einer dezidierten Partizipati-
onskultur kombinierten. Bürger*innen wurden als kritischer Gegenpart zur
technokratischen Zukunftsforschung eingebunden.
»Die partizipativen Verfahren entsprachen dem emanzipatorischen An-
spruch, sie öffneten die Zukunftsforschung zur Breite der Gesellschaft
und zugleich sind sie der wichtigste Beitrag, den die ›neue Phase‹ zur
Entwicklung der Zukunftsforschung leistete. Dagegen aber taugten die
globalen Gesellschaftsentwürfe und phantasievollen Utopien der kritischen
Futurologen nicht zur Umsetzung in der realen Welt (Kreibich 1991, S. 136)«
(Steinmüller 2013: 9-10).
So verlor die derart popularisierte Zukunftsforschung ihren wissenschaftli-
chen Anspruch und das Kriterium der Überprüfbarkeit vonMethode und Vor-
hersage sowie ihre Relevanz im transformativen Sinn. Sie konnte weder dem
Anspruch einer Prognose gerecht werden, noch dem der Zukunftsgestaltung.
Damit hatte sie der Gesellschaft nichts mehr zu bieten – keine Vorhersagen,
keine Handlungsempfehlungen oder Handlungsmöglichkeiten. Wo die Zu-
kunftsforschung in den 1960er und 1970er Jahren auf Popularität setzte, geriet
sie schnell in den Ruch einer weltfremden Harmonieideologie. Wo sie dage-
gen als pragmatisches Instrument des militärisch-industriellen und zuneh-
mend auch des wirtschaftlichen Bereichs der Gesellschaft firmierte, wurde
sie der Instrumentalisierung menschlicher Möglichkeitsräume verdächtigt.
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Die Tendenz der beiden wissenschaftlichen Paradigmen zu einem immer
mehr ideologisch aufgeladenen Kampf um die Zukunft radikalisierte Alvin
Toffler bereits 1970 in seinem Sachbuch »Future Shock« zu einem Geschäfts-
modell, indem er
»als umfassendes gesellschaftliches Leitmotiv den ›Disease of Change‹, die
Krankheit durch denWandel oder die amWandel diagnostizierte Krankheit
und damit das Grundmotiv des Bedrohungs-Szenarios formulierte. Gestützt
durch anekdotische Evidenz und opportune Belegketten aus Einzelbeobach-
tungen, die als Markierungen der Zukunft charakterisiert wurden, entwi-
ckelte Toffler einen neuen Stil, der den öffentlichen Bedürfnissen entgegen-
kam und die News Values der unmittelbaren Betroffenheit und der Sensati-
onslust durch die Prophezeiung revolutionärer Veränderungen befriedigte.«
(Rust 2009: 10)
Das Buch wurde zu einem Bestseller. Die wissenschaftliche Zukunftsfor-
schung hatte dieser Analyse nichts entgegenzusetzen. Der Streit, der sich
innerhalb der Disziplin entwickelt hatte, war nach außen gedrungen und
hatte den öffentlichen Diskurs erreicht. Von nun an saßen die Konkurrenten
um die Deutung der Zukunft nicht mehr in der Wissenschaft, sondern
kamen aus der Öffentlichkeit selbst. Die feuilletonistische Trendforschung
war geboren, die sich demagogischer Mittel bediente, um kurzgreifende
Prognosen möglichst wirksam zu verkaufen.
Anfang der 1980er Jahre wurde es still um die wissenschaftlich geprägte
Zukunftsforschung, während sich auf dem Sachbuchmarkt Zukunftsdeutun-
gen gut verkauften.6 Die beiden Lager der kritischen bzw. pragmatischen For-
schung standen sich unversöhnlich gegenüber; die adaptierten gesellschafts-
politischen Themen beispielsweise der Umwelt- und Energiepolitik differen-
zierten sich im öffentlichen und wissenschaftlichen Diskurs aus und wurden
Gegenstand selbstständiger Institute. Damit schien der Zukunftsforschung
auch ihr Gegenstandsbereich abhanden zu kommen:
»Diskreditiert durch gravierende Fehlprognosen über Wirtschaftswachs-
tum, Energiebedarf und Verkehr sowie durch medial verbreitete unrealis-
tische Hightech-Phantasien, hatte die Zukunftsforschung ihre Attraktivität
6 Vgl. beispielsweise Taylor (1982), Toffler (1980),Naisbitt (1982) oderNaisbitt/Aburdene
(1985)
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für ökologisch orientierte und sozialkritische Wissenschaftler verloren
(Kreibich 1991, S. 107)« (Steinmüller 2013: 15).
Als Folge wurde 1981 eine der wichtigsten deutschen Zeitschriften der Zu-
kunftsforschung – »analysen und prognosen – über die Welt von morgen«
– eingestellt. 1982 wurde das IFZ aufgrund von personellen, konzeptionellen
und finanziellen Schwierigkeiten aufgelöst, wobei Letzteres nicht an fehlen-
den Projektmitteln lag, sondern an der Schwierigkeit der Vorfinanzierung im
Institut (vgl. Steinmüller 2013: 14). Vor dem Verlust aller Zukunftsforschung
imuniversitären und öffentlichen Bereich, gründete Kreibich 1981 das Institut
für Zukunftsstudien und Technologiebewertung (IZT). »Als das einzige unab-
hängige und gemeinnützige, auf Zukunftsforschung spezialisierte Institut in
der Bundesrepublik hatte das IZT über Jahre eine exzeptionelle Stellung in-
ne.« (Steinmüller 2013: 16) Sie war lange die letzte Bastion dieser Forschungs-
richtung und hat bis heute in einem kleinen wohnhausähnlichen Gebäude in
Berlin überlebt.
Eine Weiterführung des normativ-gesellschaftlichen Zweiges der Zu-
kunftsforschung lässt sich erst in der in den 1990ern aufkommenden
Nachhaltigkeitsforschung nachweisen (vgl. Steinmüller 2014: 8), die sich
explizit argumentativ auf die kommenden Generationen richtet und ver-
schiedene Dimensionen der Entwicklung (ökonomisch, ökologisch, politisch
usw.) mit einbezieht. War Nachhaltigkeitsforschung einst Teil der normati-
ven Zukunftsforschung, so ist diese heute umgekehrt ein wichtiger Teil der
Nachhaltigkeitsforschung. In gewisser Weise verschiebt sich damit in der
Wissenschaft der Fokus weg von einem prognostischen Entwurf der Zukunft
auf eine Erhaltung der Vergangenheit.
Für den prognostischen Bereich der Zukunftsforschung interessierten
sich vor allem Unternehmen. Aufgrund der intrinsischen Motivation des
Kapitalismus, den Markt beherrschbar zu machen (Vogl 2010)7, wurde die
Zukunftsforschung im konservativ-technokratischen Sinne durch die Ab-
spaltung der normativen Ebene für Unternehmer*innen interessant. Sie
richteten Bereiche für »Strategische Planung« und Forschungsgruppen ein;
Unternehmensberatungen spezialisierten sich auf Szenarien-Bildung (vgl.
Steinmüller 2013: 16-17) und strategisches Management.
Während also in einzelnen Bereichen Zukunftsforschung im Kleinen be-
trieben wurde, jeweils bezogen auf klar begrenzte Systeme wie die eines ein-
7 Vgl. dazu im Besonderen Kapitel 5 und 6.
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zelnen Unternehmens, einer Branche oder einer thematisch eingegrenzten
Entwicklung, gab es für die Entwicklungen, die das Gesellschaftssystem im
Ganzen betrafen, keine großen Leitlinien. Die Nische der ökonomisch ori-
entierten Zukunftsforschung entwickelte sich zeitgleich mit der Ratlosigkeit
der Wissenschaft im Umgang mit der Zukunft zu einem immer lukrativeren
Geschäftsmodell. Nach den unbefriedigenden Ergebnissen sowohl der kon-
servativ-technokratischen als auch der kritisch-humanistischen Zukunftsfor-
schung war die Erforschung zukünftiger Modelle damit auf dem Dienstleis-
tungsmarkt der Unternehmensberatung angekommen.
Die Zukunft erschien so ungewiss wie nie zuvor, solange man nicht im
Besitz des privatwirtschaftlich erzeugten Herrschaftswissens der ökonomi-
schen Trendforschung war. Die Krise der wissenschaftlichen Zukunftsfor-
schung und ihre Unfähigkeit zur nützlichen Vorhersage nährte die Angst
vor einer ungewissen Zukunft, den von Toffler diagnostizierten »Disease of
Change«. In diese Lücke spielte die feuilletonistische Trendforschung. Sie
»nutzte die zunehmende Desillusionierung der wissenschaftlichen Zu-
kunftsforschung, die unter demDruck ihrer Einsichten in die unausweichlich
wachsende Komplexität der Wirklichkeit, die Kontingenz der soziokultu-
rellen und wirtschaftspolitischen Entwicklung und die wechselseitigen
Wirkungen einer großen Zahl von Komponenten in unüberschaubaren
Umwelten ihren Optimismus dämpfte.« (Rust 2008: 64)
Die ökonomisch orientierte Trendforschung ist damit ein Nutznießer des
Ringens der Wissenschaft um eine unabhängige Zukunftsforschung. Der
Streit innerhalb der Wissenschaft um einen allzu idealistischen oder allzu
pragmatischen Umgang mit der Zukunft führte zu einer Delegitimierung
beider Ansätze und führte in eins mit dem technologischen Aufstieg am Ende
des 20. Jahrhunderts und dem damit einhergehenden Anwachsen von Kom-
plexität zu einer paradoxen Situation: Eine immer ungewisser erscheinende
Zukunft stand immer selbstsicherer wirkenden Vorhersagen gegenüber.
Megatrends und Trendforschung
Das Bedürfnis nach Orientierung und der fehlende Optimismus für die Zu-
kunft waren entscheidende Faktoren für den Erfolg des Konzepts der Mega-
trends. John Naisbitt – der Erfinder des Begriffs und Konzepts Megatrend –
schließt mit der Aufzählung der Entwicklungen, mit denen die Gesellschaft
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in den kommenden Jahrzehnten konfrontiert sei, nicht nur die Lücke der
Orientierungslosigkeit, er macht sie auch noch am Kapitalismus fest, indem
er die ökonomischen Entwicklungen als entscheidenden Einflussfaktor be-
greift: »Das Geschäft ersetzt die Politik alsWeltstimmungsbarometer!« (Nais-
bitt 1984: 353, zitiert nach Opaschowski 2015: 42) Dieser Slogan misst dem
ökonomischen Bereich den höchsten Stellenwert zu: Geht es der Wirtschaft
gut, so geht es der Gesellschaft gut, weil sich die Wirtschaft gut an die Me-
gatrends anpasst und die Gesellschaft dadurch an Orientierung gewinnt. Die
Adressat*innen sind also in erster Linie die Unternehmer*innen, die es zum
megatrendorientierten Handeln anzuleiten gilt. Dieses System hat das Po-
tential dazu, selbstreferentiell zu werden: Die Megatrends beziehen sich auf
die Nachfrage der Unternehmen, die durch diese Megatrends wiederum be-
stätigt und gelenkt werden. Die kulturbildende Funktion dieses Kreislaufsys-
tems ist nicht zu unterschätzen. Sie ermöglicht den Unternehmen über das
Einfallstor der Zukunft als Thema – Zukunftsangst, Anlegerinteressen, Kre-
ditversprechen, politische Weltanschauungen als gestaltete Zukunft usw. –
auf einzigartige Weise auf die Gesellschaft Einfluss zu nehmen.
Das zugrunde liegende zirkuläre Muster – nur in Hinblick auf die Ver-
gangenheit und nicht auf die Zukunft – findet sich idealtypisch in Naisbitts
Ausgangsüberlegung zur Identifikation von »Megatrends« in der Gesellschaft.
Wie kam er auf die Idee, die Megatrends, die er noch nicht mit Buzzwords
belegte, sondern mit »von … zu …«-Entwicklungen, also genetisch, beschreibt
(beispielsweise »Von der Nationalökonomie zur Weltwirtschaft«, »Von Nor-
den nach Süden« oder »Von kurzfristig zu langfristig«), als solche zu identi-
fizieren? Naisbitt erzählt dazu folgende Geschichte:
»Es gab tatsächlich so etwas wie einen auslösenden Funken, der mich dazu
inspirierte, das Buch »Megatrends« zu schreiben. Ich kaufte gerade eine Aus-
gabe der ›Seattle Times‹ an einem etwas abgelegenen Kiosk in Chicago. Als
ich da so standundaufmeinWechselgeldwartete,wandertemeinBlick über
die verschiedenen Schlagzeilen der vielen lokalen Blätter aus ganz Amerika,
die dort verkauftwurden. BeimAnblick der diversenArtikelwurdemir plötz-
lich bewusst, dassman ganz neue Entwicklungsmuster des Landes erkennen
könnte, wenn man all diese lokalen Zeitungen jeden Tag gleichzeitig lesen
würde. Man könnte wirklich verstehen, was in den Vereinigten Staaten los
ist. Das war der Schlüssel.« (Naisbitt 2015: 3)
Naisbitt, der zuvor in politischen und unternehmerischen Kontexten gear-
beitet hat und Erfahrungen in der Trendforschung zumThema Stadt und In-
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tegration mit seinem eigenen Unternehmen sammelte (vgl. Rust 2009: 10),
stellte also in seinem Buch Megatrends die gesellschaftlichen Großentwick-
lungen zusammen, die er durch den Vergleich lokaler Zeitschriften – durch
»content analysis«, wie er diese »Methode« bezeichnet – entdecken zu kön-
nen glaubte. Er geht davon aus, dass diese Entwicklungen größer seien als
einfache Trends, langlebiger, stärker im Einfluss auf die Gesellschaft. »Das
Buch erlebte einen gigantischen Erfolg – erstaunlicherweise, denn es enthält
nichts,was nicht längst bekannt, diagnostiziert und in der wissenschaftlichen
Foresightforschung fundiert ausgebreitet war.« (Rust 2008: 81)8
Erfolgreich war Naisbitts Buch nicht zuletzt deswegen, weil die ver-
gleichsweise trivialen Erkenntnisse – eine simple Zusammenfassung und
Zuspitzung dessen, was Ergebnis einer recht einseitigen und sogar inter-
essengeleiteten Medienanalyse ist – nicht als Beschreibungen des aktuellen
Diskurses, sondern als sich daraus ergebende Prophezeiungen für die
Zukunft deklariert wurden. Die Bestimmung der einen Zukunft, die Ori-
entierung versprach und die im Gegensatz zum Bericht des Club of Rome
in Optimismus gekleidet war, war der Schlüssel für die feuilletonistische
Zukunftsforschung. Sie ermöglichte es, die Zukunft so darzustellen, dass
sich die Rezipient*innen dieser Forschung auf diese Zukunft einrichteten
und die Vorhersage so nachträglich bestätigten. Die fehlende wissenschaft-
liche Belegbarkeit wurde durch Showtalent und Kreativität – der Erfindung
eigener, wissenschaftlich klingender, aber letztlich zirkulärer »Methoden«
– wettgemacht und der Zugriff der Öffentlichkeit im Konkurrenzgeschäft
der Zukunftsforschung beschränkt. Dadurch war man in der Lage, den
Wissenschaftlichkeitsanspruch immer weiter auszubauen, ohne je in die
Gefahr einer unabhängigen Überprüfung zu geraten. Die so etablierte feuil-
letonistische Trendforschung erhielt mit dieser Strategie und ihrem Erfolg
in Wirtschaft und Politik irgendwann auch das Vertrauen der Öffentlichkeit.
Die Rollen waren verkehrt: Die Öffentlichkeit, die eigentlich die kritische
Prüfinstanz wissenschaftlicher Ansprüche ist, wurde zur Konsumentin einer
8 Ähnliche Befunde, allerdings gekennzeichnet als Rahmenbedingungen für Trendent-
wicklungen und selbst nur Systembeschreibung ohne Prognosekompetenz, wurden
bereits 1979 von Harry Igor Ansoff in seinem Buch Strategic Management dargelegt
(vgl. Rust 2008: 71-72). Inwiefern sich Naisbitt hat davon inspirieren lassen, ist unklar.
Auch Naisbitts spätere Analysen sind geprägt von offensichtlichen Beschreibungen
der Gegenwart, die er als Zukunft verkauft, wie 1990 für 2000 »den Eintritt in ein Zeit-
alter der Bio- und Gentechnologie, den Triumph des Individuums über den Wohlfahrtsstaat
und das Ende des Sozialismus (ein Jahr nach dem Fall der Mauer)« (Rust 2008: 82).
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»Wissenschaft«, die sich selbst überprüfte, die Prüfkriterien aber niemals
offenlegte.
Die wissenschaftliche Zukunftsforschung geriet durch diese unerwarte-
te Konkurrenz massiv unter Druck. Obwohl die feuilletonistische Trendfor-
schung gar keine Wissenschaft betrieb, wurde sie durch ihren scheinbaren
Erfolg maßgeblich auch für die öffentliche Unterstützung wissenschaftlicher
Forschung. Zum einen wurde es schwer, für den Forschungszweig der Zu-
kunftsforschung Drittmittel zu akquirieren, zum anderen war die Zukunfts-
forschung selbst für Wissenschaftler*innen, die die Methoden der Zukunfts-
forschung beherrschten, oft wenig attraktiv, weil sie die Gefahr sahen, mit
den feuilletonistischen Trendforscher*innen in einen Topf geworfen zu wer-
den (vgl. Gransche 2015: 100). »Somit ergibt sich derzeit die paradoxe Situa-
tion, dass wissenschaftlich fundierte zukunftsorientierte Forschung zum aller-
größten Teil außerhalb der Szene der so genannten Zukunftsforschung geleis-
tet wird.« (Popp 2012: VI, zitiert nach Gransche 2015: 100)
Eine Geschichte des Scheiterns?
Die Geschichte der Zukunftsforschung ist geprägt vom Scheitern. Zunächst
scheiterte sie daran, eine einheitliche Vorgehensweise für ihre Disziplin zu
finden; sie rieb sich auf in Grabenkämpfen zwischen der kritisch-humanisti-
schen und der konservativ-technokratischen Herangehensweise der Wissen-
schaftler*innen und dem fehlenden Austausch sowie der fehlenden Bereiche-
rung für beide Seiten. Dieser Kampf und die bis dahin verzeichneten Miss-
erfolge in der Prognostik und der Gestaltung der Zukunft sorgten dafür, dass
die Zukunftsforschung gesellschaftlich irrelevant wurde und auch in weiten
Teilen der Politik und Ökonomie keinen Platz mehr fand. Die daraus ent-
standene Lücke nutzte die feuilletonistische Trendforschung und rief nicht
nur einzelne, kurzlebige Moden auf, sondern gestaltete aktiv Megatrends, ge-
sellschaftliche Entwicklungen also, die die globale Zukunft langfristig und in
allen Lebensbereichen beeinflussen würden.
Wie diese Megatrends konkret erfasst werden und aus welchen Gründen
sie dem Anspruch genügen sollen, weit in die Zukunft zu wirken, bleibt bis
auf Weiteres unklar. Doch warum sollte man abstrakt Methoden reflektieren,
wenn der Erfolg der Trendforschung für sich selbst spricht? Das zirkuläre
Schema – ein oft genanntesThema aufzugreifen, zu einem »Megatrend« aus-
zugestalten, dadurch Entscheider*innen zu beeinflussen, die im besten Fall
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für das Eintreten der »Vorhersage« sorgen – verhilft der feuilletonistischen
Trendforschung gemeinsam mit dem Abstraktionsgrad der Begrifflichkeiten
und dem Hintertürchen des »noch nicht eingetroffen« zu einem steten Fluss
der korrekten Annahmen, einer Leistung also, die die wissenschaftliche Zu-
kunftsforschung nie erreicht hat.
Das gleiche Schema ist auch der Grund für die Schwierigkeiten, mit de-
nen wissenschaftliche Zukunftsforschung heute zu kämpfen hat: Durch den
Erfolg der de facto unwissenschaftlichen Methoden der Trendforschung, die
sich als wissenschaftliche maskieren, um gesellschaftliches Prestige zu akku-
mulieren, spielt die de facto wissenschaftliche Zukunftsforschung keine Rol-
le mehr, weil ihre Herangehensweise als wenig erfolgversprechend gilt. Die
wissenschaftliche Methode wird durch die zirkuläre Produktion von Ergeb-
nissen ausgehebelt undWissenschaftlichkeit wird zu einemMarkenprädikat,
das nur noch an das Behaupten, nicht mehr an den Vollzug wissenschaft-
licher Methodik gebunden ist. Durch diese verquere Entwicklung ist wis-
senschaftliche Zukunftsforschung heutzutage eher ein Nischenbetrieb, der
in anderen Disziplinen mit zum Tragen kommt, dort allerdings pragmatisch
klingende Titel wie »Nachhaltigkeitsforschung« oder »Technikfolgenabschät-
zung« trägt.
Stellt man sich die Frage, für welches Problem die feuilletonistische
Trendforschung die Lösung war9, so wäre eine mögliche Antwort: Es beru-
higt die Gesellschaft zu wissen, dass es ein Wissen um die Zukunft gibt,
ganz gleich, ob es wissenschaftlich belegt werden kann oder nicht10. Der
Streit der Zukunftsforschung um eine ideologische oder pragmatische Aus-
richtung wurde von der Trendforschung für die erstere Option entschieden.
Die Gesellschaft braucht die Vorhersagen der Trendforschung nicht, um
Handlungsempfehlungen abzuwägen, sondern um sich ein beruhigendes
Bild von der Zukunft zu machen: Es ist alles unter Kontrolle.
In Zeiten des Klimawandels können solche optimistischen Zukunftser-
zählungen gefährlich sein – nicht nur für die wissenschaftliche Zukunfts-
forschung, sondern für die Menschen, die damit beruhigt werden, dass die
Zukunft ausschließlich Positives für sie bereithält. Eine solche ideologische
Funktion der Zukunftsforschung11 ersetzt planvolles Handeln in unübersicht-
9 Angelehnt an Nassehi 2019: 12: »Für welches Problem ist die Digitalisierung eine Lö-
sung?«
10 Vgl. den Beitrag von Schecke/Schweiger in diesem Band.
11 Vgl. den Beitrag von Schecke/Schweiger in diesem Band.
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lichen Situationen durch Herrschaftswissen über den tatsächlichen Verlauf
der Geschichte. Das Gegenmittel wäre eine Rückkehr der wissenschaftlichen
Methode in das Bewusstsein der Gesellschaft: Ambiguitätstoleranz (Bauer
2018), Pluralismus und Skepsis, hypothetisches statt setzendes Denken
müssten auf dem Lehrplan stehen, um zukünftige Generationen gegen diese
Entwicklung fit zu machen.
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Menschliche Gesellschaften befinden sich in permanenter Veränderung, es
sind lebendige Systeme. Das wird bereits in alten Weisheiten zum Ausdruck
gebracht, etwa durch die Heraklit von Ephesos zugeschriebene Erkenntnis:
»Nichts ist so beständig wie der Wandel.« Auch im »I Ging – Buch der Wen-
dungen« oder in Ovids »Metamorphosen« wird dies meisterhaft artikuliert.
Und der arabische Gelehrte Ibn Khaldun hat schon vor über sechshundert
Jahren in seinem »Buch der Beispiele. Die Einführung in die al-Muqaddima«
die Machtwechsel seiner Ära und Region genau beobachtet und so etwas wie
»historische Muster« und Zyklen beschrieben.
Seither haben sich Veränderungsprozesse in den meisten Gesellschaften
hinsichtlich Dynamik und Verbreitung sehr verstärkt, insbesondere in hoch-
industrialisierten und sich industrialisierenden Ländern ist dies zu beob-
achten (vgl. Rosa 2005). Zugleich nimmt die Komplexität von Gesellschaften
zu und damit die Schwierigkeit, die jeweilige Gegenwart hinreichend zu be-
schreiben. Umso größer ist daher die Herausforderung, die als wesentlich
einzustufenden Entwicklungslinien und maßgeblichen Veränderungsmuster
zu benennen und fundiert zu beschreiben.
Das menschliche Bewusstsein für die Zukunft
Voraussetzung für die Wahrnehmung und für das mehr oder weniger zu-
treffende Verständnis von gesellschaftlichem Wandel ist das menschliche
Zeitempfinden. Das in stetiger Entwicklung sich befindliche Selbstbewusst-
sein des Menschen bringt auch ein Bewusstsein für die Zukunft mit sich.
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Menschen sind sich darüber bewusst, dass sie in der Zeit leben, dass es ein
Gestern, ein Heute und Morgen gibt. Hierbei kann zwischen individueller
und kollektiver Zukunft unterschieden werden. Zum einen interessieren sich
Menschen vor allem für die eigene, die persönliche Zukunft. Aber schon früh
in der Menschheitsgeschichte gibt es offensichtlich auch ein Interesse für
Fragen, die über die individuelle Zukunft hinausgehen. Als vergesellschaf-
tetes Wesen kommt für den Menschen die Zukunft der eigenen Gruppe ins
Spiel, die sich im Laufe der Entwicklung sozial und geographisch ausweitet.
Das Interesse an der Zukunft kann demnach als anthropologische Konstante
betrachtet werden. Während jedoch die Vergangenheit mit dem Gedächtnis
eine Zugangsmöglichkeit besitzt und die Gegenwart durch das Bewusstsein
zugänglich ist, verbleibt die Beschäftigung mit Zukunft in prinzipieller
Ungewissheit (vgl. Wersig 2009).
Im historischen Verlauf des Umgangs mit Zukunft ergaben sich im west-
lichen Kulturkreis unterschiedliche Muster. Ab etwa dem 17. Jahrhundert er-
gab sich die schrittweise Herausbildung und Verbreitung des an Naturgeset-
zen orientierten, durch exakte Voraussagen legitimierten neuzeitlichen Wis-
senschaftsbegriffes. Zunehmend verbreiteten sich empirisch-analytische und
formalisierend-mathematische Wissenschaftsmethoden. Daraus ergab sich
die Sichtweise, dass Prognosen zum »wissenschaftlichen Geschäft« gehören.
Zukunft wurde als Objekt angesehen, welches methodisch aus der Gegenwart
abgeleitet werden könne. Andererseits verbreitete sich spätestens gegen En-
de des 19. Jahrhunderts in Europa ein starkes Interesse für die Zukunft, das
sich auch in der Literatur und Diskussion der damaligen Zeit niederschlug.
Demnach muss sich die Zukunft nicht vollständig aus den Zwängen der Ge-
genwart ableiten, denn es kommt auch Neues hinzu (hierfür stehen exem-
plarisch C. H. de Saint-Simone, Charles Fourier und schließlich auch Karl
Marx). Im 20. Jahrhundert wiederum lassen sich zwei Verständnisse von Zu-
kunft erkennen. So dominierte vom Ende des Zweiten Weltkriegs bis in die
1970er Jahren in der entstehenden Zukunftsforschung ein vornehmlich quan-
titatives und naturwissenschaftlichesWissenschaftsverständnis. Und so wur-
de auch die Zukunft als etwas angesehen, dass »ausgerechnet« werden kann.
Anfang der 1970er Jahren fand in thematischer, methodischer und organisa-
torischer Hinsicht nach und nach eine Relativierung dieser affirmativen und
technokratischen Ausrichtung statt und die Zukunft wurde als prinzipiell of-
fen angesehen. Eine zeitgenössische Definition:
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»Man kann die Zukunft nicht vorhersagen. Man kann allerdings solides wis-
senschaftliches Zukunftswissen erarbeiten und nutzen, um Zukünfte besser
zu erfassen (wahrscheinliche, mögliche, wünschbare), und in einem parti-
zipativ-demokratischen Prozess darauf hinarbeiten, dass Katastrophen ver-
mieden und die besten zukunftsfähigen Zukünfte realisiert werden« (Krei-
bich 2013: 381).
Kurz gefasst soll Zukunftsforschung im Anschluss an diese Definition hier
als die wissenschaftliche Befassung mit möglichen, wahrscheinlichen und
wünschbaren Zukunftsentwicklungen (»Zukünften«) und Gestaltungsoptio-
nen sowie deren Voraussetzungen in Vergangenheit und Gegenwart verstan-
den werden.
Zukunftsforschung und Megatrends
Vor dem Hintergrund großer, historisch einmaliger Herausforderungen und
bedrohlicher Entwicklungen kommt der Zukunftsforschung eine besondere
Rolle zu, denn sie versucht, nicht nur intendierte, sondern auch unintendierte
und langfristige Effekte von Verhaltensweisen, Maßnahmen und Strategien
in den Blick zu nehmen, zu sondieren und einzuschätzen. Einer der wich-
tigsten Ansätze moderner Zukunftsforschung und Zukunftsgestaltung ist die
Trend- und die neuere Megatrendforschung.
Der Begriff »Megatrend« wurde 1982 vom US-amerikanischen Futuro-
logen John Naisbitt geprägt. Der Politologe Naisbitt, der auch den Begriff
»Globalisierung« bekannt machte, ist einer der bekanntesten Trend- und Zu-
kunftsforscher, beriet US-Präsidenten. John Naisbitt definierte Megatrends
als »large social, economic, political, and technological changes (…) [which]
influence us for some time – between seven and ten years, or longer« (Nais-
bitt/Aburdene 1990: xvii, ähnlich Naisbitt 1982). Mit diesem Ansatz beschrieb
er die damaligen umfangreichen Umwälzungen in den USA. Die zehn Mega-
trends waren Veränderungsprozesse…
1 von der Industriegesellschaft zur Informationsgesellschaft
2 von niedriger zu höherer Technologie
3 von der Nationalökonomie zur Weltwirtschaft
4 von kurzfristig zu langfristig
5 von Zentralisation zu Dezentralisation
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6 von der institutionalisierten Amtshilfe zur Selbsthilfe
7 von der repräsentativen zur partizipatorischen Demokratie
8 von Hierarchien zu Verbundenheit, Verflechtung und gegenseitiger Ab-
hängigkeit
9 von Norden nach Süden
10 vom »Entweder-Oder« zu »multiplen Optionen« (Naisbitt 1984: 7f.)
Eine wichtige Erkenntnis bei der Beschreibung und Einschätzung von Mega-
trends ist, dass Megatrends in sich nicht homogen, monolithisch und gleich-
förmig sind, sondern auch Widersprüche und Gegentrends beinhalten und
diese teilweise provozieren. Zum Beispiel hat sich gemäß Naisbitt angesichts
der zunehmendenDurchtechnisierung des Alltags- und Arbeitslebensmoder-
ner Menschen auch das Bedürfnis nach unmittelbarer körperlicher Berüh-
rung intensiviert. Daher spricht er von einer gewissen Gleichzeitigkeit von
»High-tech« und »High-touch« (Naisbitt 1982: 35ff.).
ImZuge derWeiterentwicklung des AnsatzesMegatrend ging es unter an-
derem darum, dass er sich insbesondere von kurzfristigen Trends undMode-
trends abheben sollte, die keinen tiefergehenden gesellschaftlichen Einfluss
haben. In einer Publikation aus dem Jahr 1990 formulierte Naisbitt: »By iden-
tifying the forces pushing the future, rather than those that have contained
the past, you possess the power to engage with your reality.« (Naisbitt/Abur-
dene 1990: 335)
Seit dem Aufkommen des Zukunftsdenkens mithilfe von Megatrends
wurden diese in sehr unterschiedlicher Weise definiert und beschrieben.
So ergab sich im Laufe der Zeit eine große Vielfalt an gesellschaftlichen
Veränderungsprozessen, die als Megatrends bezeichnet worden sind. Hier
eine kleine Liste von Beispielen häufig angewendeter Megatrends:
• Zunahme und Ausbreitung des Klimawandels
• Shift zu Wissensgesellschaft und weg von der produzierenden Industrie-
gesellschaft
• Feminisierung: Frauen finden eine neue Identität und gewinnen an Be-
deutung in der öffentlichen Politik und Wirtschaft
• Demographische Schere: durch Geburtenkontrolle und aufgrund des stei-
genden Wohlstandes fällt die Geburtenrate
• Zunahme der Geschwindigkeit von Veränderungen in allen Bereichen des
Lebens – vom Verkehr über die technische Innovation bis hin zum Kom-
munikationsverhalten in den sozialen Netzwerken
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• Verbesserte Gesundheit wird insbesondere in Mitteleuropa zum höchsten
gesellschaftlichen Wert
• Verstärkte Globalisierung in fast allen Lebensbereichen, intensivierte Ver-
flechtung, Wachstum von Mittelschichten
• Zunehmende Individualisierung, auch in bislang kollektiv agierenden Ge-
sellschaften
• Globale Verbreitung von Informationstechnologie und deren Ubiquität
• Alterung der Gesellschaften
• Kommerzialisierung von immer mehr Lebensbereichen (Marktförmig-
keit, Verwertbarkeit)
• Zunahme an Mobilität (Bedarfe, Formen)
• Zunahme von Umweltbewusstsein, ökologische Sensibilisierung
• Peak Everything: Ressourcenverknappung, insbesondere im Bereich fossi-
ler Brennstoffe, zunehmend aber auch im Bereich der Edelmetalle
• Wachsende Vernetzung der Gesellschaften (z.B.Netzwerkgesellschaft, In-
dustrie 4.0)
• Verbreitete Urbanisierung: Verstädterung des Lebensraumes bis hin zu
Megacities
• Virtualisierung zahlreicher alltäglicher Abläufe in Freizeit und Arbeitswelt
• Wertewandel: Verbreitung eines Wertepluralismus
Bei genauerer Betrachtungwerden die unterschiedlicheQualität, Plausibilität
und Begründetheit der jeweiligen Megatrends deutlich. Zugleich lassen sich
für jeden der Megatrends auch Kritiken und Gegentrends benennen.
Megatrends werden in der Literatur und Öffentlichkeit dann mehr oder
weniger genau und fundiert beschrieben und mit Fakten oder quantitativen
Werten und Daten sowie sozialwissenschaftlichen Theorien beschrieben.
Eine allgemeingültige Definition von Megatrends aufzustellen ist schwie-
rig, unter anderem deshalb, weil Megatrends in sehr unterschiedlichen
Kontexten und zu unterschiedlichen Zwecken (und für unterschiedliche
Forschungsfragen) herangezogen bzw. geschaffen werden. Gleichwohl las-
sen sich, basierend auf bisherigen konzeptionellen Diskussionen sowie auf
Erfahrungen und Arbeiten des Instituts für Zukunftsstudien und Technolo-
giebewertung (IZT), basale Merkmale für Megatrends formulieren. Die sechs
Merkmale sind:
• Dauer: Ein Megatrend sollte mindestens über 15 Jahre andauern (manche
sagen: 30 Jahre), bis er seinen Zenit erreicht. Zu beachten ist hierbei, dass
Trends und Megatrends als Ansatz der modernen Zukunftsforschung
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einige Megatrends eine überaus lange Dauer haben können, und zwar in
Abhängigkeit von der Definition und der zugrunde gelegten Daten und
Kontexte.
• Ubiquität: Ein Megatrend und dessen Effekte sind in allen bzw. vielen Le-
bensbereichen wirksam und spürbar, er ist »allgegenwärtig« und entwi-
ckelt Signifikanten in Konsum, Ökonomie, Lebenswelt, Technologie usw.
• Universalität: Ein Megatrend hat einen grundlegend globalen Charakter,
auch wenn er sich in den verschiedenen Regionen und Kulturen unter-
schiedlich schnell und in unterschiedlicher Weise und verschiedenen For-
men durchsetzt.
• Robustheit: Ein echter Megatrend verträgt auch Backlashs, also vorüberge-
hende Rückschläge, ohne seine Dynamik zu verlieren.
• Richtung: Megatrends beschreiben gesellschaftlichen Wandel, eine gewis-
se Dynamik und eine Richtung.
• Wechselwirkung: Megatrends beeinflussen sich gegenseitig verstärkend
oder abschwächend.
So ist das gesellschaftliche Phänomen »Urbanisierung« im gesamten Zivili-
sationsprozess vieler Kulturen zu beobachten, beginnend mit Mesopotamien
und dem Nahen Osten vor mehr als fünftausend Jahren. Allerdings geschah
dies in relativ wenigen Regionen. Der in den letzten zwei bis drei Jahrzehn-
ten zu beobachtende Urbanisierungsprozess hingegen ist hinsichtlich globa-
ler Verbreitung und Stärke seiner Dynamik von besonderer Qualität – sowie
den immensen Folgen – und kann daher als Megatrend bezeichnet werden.
Ähnliches lässt sich über Globalisierung oder Individualisierung sagen. Da-
her ist es unabdingbar, dass Auswahl, Definition und genaue qualitative und
quantitative Beschreibung von Megatrends möglichst fundiert, transparent
und nachvollziehbar dargestellt werden.
Das ursprüngliche, von Naisbitt praktizierte Vorgehen, um Megatrends
»zu finden«, bestand vor allem in den auf »content analysis« basierenden Me-
dienanalysen von Paul Lazarsfeld und Harold Lasswell (Naisbitt 1982: xxiv).
Die in den Medien zu findenden Informationen über Neuerungen und den
Wandel in Gesellschaften wurde als hinreichend angesehen, wirkmächtige
Veränderungsprozesse zu erkennen und zu beschreiben. So griff Naisbitt in
den 1980er Jahren auf Printmedien und Fernsehen zurück, sammelte mehr
oder weniger umfassend alle Daten und Informationen über einen bestimm-
ten Zeitraum. Dabei wurde beispielsweise auch die Anzahl der Artikel und
Beiträge zu einem Thema gezählt und bewertet. Wenngleich dieses empiri-
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sche Vorgehen sehr simpel war, geht doch eine Erfahrung daraus hervor, die
wie folgt ausgedrückt worden ist: »The most reliable way to anticipate the
future is by understanding the present.« (Naisbitt 1982: 2)
Der Schwerpunkt der Arbeit mit Megatrends besteht in der Klärung von
deren Wirkungen auf ausgewählte Strukturen und Organisationen. Der kon-
krete und praktische Nutzen von Megatrends ergibt sich durch die Analyse
seiner Einflüsse auf die Gesellschaft und für eine bestimmte Forschungsfrage
oder politische Frage ausgewählte Bereiche. Denn nicht der Megatrend selbst
ist letztendlich von Interesse, sondern dessen Relevanz für Akteure sowie die
strategischen Implikationen und Konsequenzen.
Aufgrund der prinzipiellen Unsicherheit, künftige Entwicklungen tref-
fend absehen und einschätzen zu können, aber der Notwendigkeit, sich
Entscheidungsgrundlagen zu schaffen und sich auf Eventualitäten einstellen
zu können, dienen Megatrends dazu, relativ plausible Veränderungspfade
beschreiben zu können. Megatrends können als eine Art von »Schlaglichter
in die Zukunft hinein« angesehen und genutzt werden. Sehr häufig werden
Megatrends als Grundlage zur Ausarbeitung von Szenarien genutzt, also zur
Herstellung von schlüssigen und nachvollziehbaren Zukunftsbildern, von
Panoramen künftiger Zustände. Damit wird es möglich, unterschiedliche
Richtungen künftiger Entwicklungen zu beschreiben und damit den Mög-
lichkeitsraum und letztlich den Entwicklungs- und Handlungsspielraum von
Akteur*innen, insbesondere von Entscheidungsträger*innen auszuweiten,
eine Vielfalt an Optionen zu skizzieren.
Ein wesentlicher Arbeitsschritt im Umgang mit Megatrends bezieht sich
dabei auf die oben bereits angesprochenen Wechselwirkungen zwischen
Megatrends. Eine passende Methode hierfür ist die Cross-Impact-Analyse.
Dieser Arbeitsschritt kann unterschiedlich intensiv durchgeführt werden.
Im Grundsatz geht es bei der Cross-Impact-Analyse darum, die gegenseiti-
gen Wechselwirkungen der Megatrend-Themen zueinander weitgehend zu
quantifizieren und die Struktur der Wechselwirkungen zu beschreiben. Die
Wechselwirkungen zwischenMegatrends lassen sich wie folgt unterscheiden:
• Der direkte Einfluss (direct influence) eines Megatrend-Themas auf die an-
deren Themen,
• die direkte Beeinflussung (direct dependence) eines jeden Megatrend-
Themas durch die anderen Themen,
• der indirekte Einfluss (indirect influence) eines Megatrend-Themas auf die
anderen Themen und
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• die indirekte Beeinflussung (indirect dependence) eines jeden Megatrend-
Themas durch die anderen Themen.
Hierbei wird häufig die MICMAC-Methodik verwendet, die eine Struktur-
analyse von Wechselbeziehungen ermöglicht. Mit dieser Methodik werden
die in einem Forschungs- oder Beratungsvorhaben jeweils ausgewählten
Megatrend-Themen in einer Matrix zueinander angeordnet und ihre gegen-
seitige Einflussnahme mithilfe von Experteneinschätzungen quantifiziert.
Häufig wird hierfür ein kleines Ranking genutzt, also beispielsweise 0 = kein
Einfluss, 1 = schwacher Einfluss, 2 = moderater Einfluss sowie 3 = starker
Einfluss. Meist erfolgt dies in einem multidisziplinär zusammengesetzten
Forscherteam. Je nach Aufgabenstellung und den zeitlichen und personellen
Ressourcen kann eine Cross-Impact-Analyse auch im Rahmen spezieller Work-
shops mit externen Expert*innen und Stakeholder*innen erfolgen. Auch hier
ist darauf zu achten, dass das Spektrum der involvierten Personen möglichst
breit und der Thematik angemessen ist.
Die Summen der Einflussnahmen und Beeinflussungen pro Megatrend-
Thema ergeben die kumulative Höhe der direkten Einflussnahmen und
Beeinflussungen jedes Megatrend-Themas und erlauben ein Ranking aller
Megatrend-Themen gemäß der jeweiligen Höhe ihrer direkten Wechsel-
wirkung mit den anderen Megatrend-Themen. Ferner lässt sich so jedes
Megatrend-Thema in einem Koordinatensystem hinsichtlich ihrer direkten
Einflussnahme und ihrer Beeinflussung verordnen (Mapping) sowie die
Struktur der direkten Wechselwirkungen in Netzdiagramme visualisieren.
Eine weitere Art von Wechselwirkungen sind die indirekten Einflussnah-
men und Beeinflussungen. Dies sind diejenigen Wechselwirkungen, die ein
Megatrend-Thema entweder über ein anderes Megatrend-Thema auf ein wei-
teres ausübt (indirekte Einflussnahme) oder aber an Beeinflussung erfährt
(indirekte Beeinflussung). Um die indirektenWechselwirkungen zu erfassen,
werden die direkten Wechselwirkungen per Matrixoperation iterativ mitein-
ander verknüpft. Analog zu den direktenWechselwirkungen liegen im Ergeb-
nis ein Ranking aller Megatrend-Themen gemäß der Höhe ihrer indirekten
Einflussnahme und indirekten Beeinflussung, ein Mapping sowie Netzdia-
gramme vor. Mithilfe von Graphiksoftware lassen sich diese sehr anschau-
lich sowie dynamisch dadurch darstellen, dass einzelne Parameter, also hier
Megatrends in varianten Ausprägungen und unterschiedlichen Zeitverläufen,
eingegeben werden.
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Wenn es um die Frage geht, inwiefern Megatrends einzeln oder in ihren
Wechselbeziehungen besonders beachtenswerte Wirkungen auf bestimmte
Strukturen und Organisationen oder ganze Gesellschaften haben, können
auch zusätzliche Methoden angewendet werden, wie z.B. eine SWOT-Analyse
oder der STEEP-Ansatz, mit denen Stärken, Schwächen, Potentiale und
Gefahren von Trends oder Effekte für verschiedene Bereiche wie Sozia-
les, Technologie, Wirtschaft usw. genauer analysiert und im Zeitablauf
abgeschätzt werden.
Eine besondere Herausforderung für das 21. Jahrhundert stellt nun das
Leitbild ›nachhaltige Entwicklung‹ dar, das 1987 und 1992 durch internatio-
nale Gremien und die UN proklamiert wurde und von immer mehr Regie-
rungen zumindest symbolisch anerkannt wird. In Staaten wie der Bundes-
republik Deutschland werden langsam auch konkrete Politiken und Maßnah-
men angekündigt und teilweise umgesetzt, die z.B. auf den Klimawandel und
weitere problematische und existenzbedrohende Entwicklungen (»planetary
boundaries« (Steffen et al. 2015)) gerichtet sind. Vor dem Hintergrund der
Darlegungen über Megatrends kann hier nun gefragt und erörtert werden,
ob und inwieweit »nachhaltige Entwicklung« als Megatrend angesehen wer-
den kann.
Nachhaltige Entwicklung als existenzielles globales Leitbild:
ein Megatrend?
Nach dem Zweiten Weltkrieg ergab sich – von den USA ausgehend – in den
westlichen Staaten und Japan eine historisch einmalige Entwicklungspha-
se, die mit rapiden Wachstumsprozessen in zahlreichen gesellschaftlichen
Bereich einherging (z.B. Rohstoffverbrauch, Bruttoinlandsprodukt, Mittel-
schichten). Abgesehen von früheren Warnungen bezüglich sozialer, kulturel-
ler und ökologischer Negativfolgen kapitalistischer Industrialisierung kamen
in 1960er Jahren deutliche Probleme und Krisenphänomene zu Bewusstsein
(z.B. ›Ölkrise‹, »Grenzen des Wachstums« (Meadows 1974)), führten beispiel-
weise zu Beginn der 1970er Jahre zur Etablierung von Umweltministerien
und zur wissenschaftlichen Untersuchung globaler Problemzusammenhän-
ge. Dieser umfangreiche Klärungsprozess führte zu einem systemischen
Verständnis planetaren Wandels, der Wechselwirkung zwischen Umwelt-
und Entwicklungsprozessen, und kulminierte gewissermaßen in der UN-
Gipfelkonferenz für Umwelt und Entwicklung im Jahr 1992 in Rio de Janeiro.
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Dort wurde Nachhaltige Entwicklung als globales Leitbild künftiger Entwick-
lung in die Öffentlichkeit gebracht und findet seither, wenn auch langsam,
immer breitere Anerkennung und positive Resonanz.
Die unintendierten Folgen des westlichen Entwicklungsmodells indus-
triell-kapitalistischer Entwicklung, also der dynamisierenden Kopplung
von Massenproduktion und Massenkonsum im Rahmen einer profitorien-
tierten Wirtschaftsordnung, werden immer offensichtlicher und spürbarer
– allerdings höchst ungleich verteilt. In manchen Regionen des Planeten
versinken Küstengebiete und ganze Inselgruppen aufgrund des von der Kli-
maforschung vorhergesagten Anstiegs des Meeresspiegels. Die »planetaren
Grenzen« (Rockström et al. 2009; Steffen et al. 2015) sind in wichtigen Berei-
chen bereits überschritten und zerstören allmählich (und fast unmerklich!)
die Existenzgrundlage menschlicher Zivilisation. Ein zusammenfassender
Index, der seit 1987 vom Global Footprint Network erstellt wird, macht diesen
Verfall deutlich und erhält in letzter Zeit mehr Aufmerksamkeit: der »Earth
Overshoot Day«. Mit ihm wird angegeben, in welchem Zeitraum binnen
eines Jahres die Erdbevölkerung die von der Natur produzierten Rohstoffe
und Materien verbraucht. Im Jahr 2019 fiel der Welterschöpfungstag auf den








Im ersten Jahr dieser Berechnung fiel der Welterschöpfungstag noch auf
den 19. Dezember 1987!
Das heißt, dass derzeit die Menschheit alle Ressourcen in nur 8 Mona-
ten aufgebraucht hat, die der Planet Erde für ein Jahr liefert. Die Menschheit
hat dann für 2019 das nachhaltige Natur-Budget unseres Planeten so früh und
schnell aufgebraucht wie nie zuvor. Die Phase der ökologischen Verschuldung
wird heute früher erreicht als in allen Jahren zuvor. Und dies ist ein globaler
Durchschnittswert. Wenn die gesamte Menschheit die natürlichen Ressour-
cen so verbrauchenwürdewie Deutschland, so wäre derWelterschöpfungstag
im Jahr 2018 bereits am 2. Mai erreicht gewesen! Selbst wenn methodische
Probleme und Annahmen anheimgestellt werden: diese fatalen Veränderun-
gen sind alarmierend (vgl. Utopia Team 2019). Wenn sich selbst die vorsich-
55
tigen und konservativen Prognosen vor allem der Klimafolgenforschung wei-
terhin bewahrheiten sollten, kann mit exponentiell zunehmenden Problemen
und sogar Katastrophen gerechnet werden (vgl. Schellnhuber 2015). Und dann
ist nicht gewährleistet, dass demokratische Politik die dann auftretenden ge-
sellschaftlichen Konflikte und Verteilungsprobleme angemessen und human
lösen kann. Vielmehr besteht dann wohl die Gefahr technokratischer Reak-
tionsformen und zunehmend autoritärer, nationalistischer, rassistischer und
faschistoider Herrschaftsmechanismen (vgl. Fischer 2017).
Vor mittlerweile fast drei Jahrzehnten hat die internationale Staaten-
gemeinschaft auf dem UN-Erdgipfel von Rio de Janeiro 1992 das Konzept
»sustainable development« als Leitbild für das 21. Jahrhundert angenommen,
um den wachsenden Herausforderungen der Menschheit zu begegnen. Die
UN legte mit der »Agenda 21« einen weltweiten Aktionsplan zur Umsetzung
einer solchen nachhaltigen Entwicklung vor, der von 174 Regierungen un-
terzeichnet wurde. Bereits fünf Jahre zuvor hatte die World Commission
on Environment and Development, die sogenannte »Brundtland Kommis-
sion«, in ihrer häufig zitierten Formulierung Sustainable Development als
eine Entwicklung definiert »that meets the needs of the present without
compromising the ability of future generations to meet their own needs.«
(United Nations 1987: 154). Daraus lässt sich der folgende Handlungsimpera-
tiv ableiten: »Die Menschen sollen ihr Handeln so organisieren, dass sie nicht
auf Kosten der Natur, nicht auf Kosten anderer Menschen, nicht auf Kosten
anderer Regionen, nicht auf Kosten anderer Generationen leben.« (Göll 2001:
10)
Die politische und gesellschaftliche Diskussion zur Nachhaltigen Ent-
wicklung hat sich in den letzten Jahren stark weiterentwickelt. Insbesondere
im Hinblick auf den erstarkenden Transformationsdiskurs, aber auch im
Hinblick auf wichtige Strategieprozesse im Bereich von Umwelt- und Nach-
haltigkeitspolitik wurden bzw. werden gegenwärtig wichtige Fortschritte in
Richtung eines gesellschaftlichen Wandels zu mehr Nachhaltigkeit erzielt
(u.a. Agenda 2030, Fortschreibung der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie
sowie zahlreiche sektorale Strategien). Gleichzeitig ist eine Trendumkehr
hin zu einer langfristig Nachhaltigen Entwicklung sowohl national als auch
international in vielen Bereichen noch nicht in Sicht (z.B. bei der Artenvielfalt
oder dem Anteil des Schienenverkehrs am Gütertransport) oder der Wandel
vollzieht sich nicht schnell genug, um selbstgesetzte Ziele zu erreichen (z.B.
beim Ausbau des ökologischen Landbaus und der Reduktion des Stickstoff-
überschusses, aber auch bei sozialen Themen wie der Gleichstellung von
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Männern und Frauen; vgl. Indikatorenbericht der Nachhaltigkeitsstrategie,
Destatis 2017). Mit dem politischen Leitbild der Nachhaltigen Entwick-
lung der Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes wurde vor über eineinhalb
Jahrzehnten eine Grundlage für die strategische Ausrichtung deutscher
Nachhaltigkeitspolitik geschaffen. Im Rahmen regelmäßiger Fortschritts-
berichte fanden zudem wichtige Ergänzungen, wie z.B. die Anerkennung
absoluter Belastbarkeitsgrenzen des Ökosystems, Eingang in die Strategie.
Wenn es nun darum geht, einzuschätzen, ob nachhaltige Entwicklung als
Megatrend verstanden werden kann, müssen vor allem die oben angeführten
sechsMerkmale vonMegatrends angewendet werden. In Bezug auf die Dauer
kannNachhaltige Entwicklung als Megatrend gelten. Auch Ubiquität trifft zu,
denn die Effekte sind in vielen Lebensbereichen wirksam und spürbar. Uni-
versalität ist ebenfalls gegeben, weil Nachhaltige Entwicklung einen grund-
legend globalen Charakter besitzt, auch wenn sie sich in den verschiedenen
Regionen und Kulturen unterschiedlich schnell und in unterschiedlicherWei-
se und verschiedenen Formen zeigt. Das Merkmal Robustheit trifft ebenfalls
zu, weil Nachhaltigkeit auf sehr viel Trägheit und sogar Widerstände und
Hemmnisse stößt, und dennoch seine Dynamik nicht verliert. Richtung ist
auch zutreffend, insofern, dass Nachhaltige Entwicklung auf gewissen Stan-
dards und Kriterien basiert und mit der Agenda 2030 und den 17 Nachhaltig-
keitszielen (›Sustainable Development Goals (SDGs)‹) dezidiert Orientierung
zu bieten versucht. Und schließlich steht Nachhaltigkeit in Wechselwirkung
mit zahlreichen anderen Megatrends, wobei die meisten dieser Megatrends
die Durchsetzung und Realisierung eher negativ beeinflussen und den Ein-
fluss abschwächen (siehe Destatis 2017).
Hierbei gilt es allerdings zu betonen, dass es sich bei der Einordnung
von Nachhaltiger Entwicklung als Megatrend um eine Besonderheit handelt.
Denn während so gut wie alle anderen Megatrends aus der komplexen Inter-
aktion von Menschen miteinander und mit der natürlichen Umwelt (Natur)
entstehen, handelt es sich doch um Entwicklungspfade, die auf atomisier-
ten, fragmentierten, häufig nur impliziten Entscheidungen in kleineren pri-
vaten und familiären, organisationalen und lokalen Zusammenhängen ba-
sieren. Beim Megatrend Nachhaltige Entwicklung hingegen handelt es sich
um einen Entwicklungsprozess, der auf einem weitgehenden internationa-
len, multilateralen, mehr oder weniger rational geführten reflexiven Diskurs
basiert.
In dieser Hinsicht besteht eine Parallele zum Konzept der ›Transforma-
tion‹, das seit dem Jahresgutachten des WBGU von 2011 verbreitet und in-
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tensiv diskutiert wird. Dieses Konzept setzt auch an einer früher entstande-
nen Quelle an, modifiziert diese aber in entscheidender Weise. Während der
ungarisch-österreichische Wirtschaftshistoriker Karl Polanyi in seinemWerk
rückblickend von historischen Transformationen spricht, also beispielsweise
vom Übergang von Agrargesellschaften zu Industriegesellschaften mit einer
Vielzahl von Veränderungen in allen gesellschaftlichen Bereichen, so versteht
die aktuelle Debatte über (›große‹) Transformation unter diesemKonzept eine
explizit intendierte, strategisch gemeinte Veränderung ganzer Gesellschaften
(Kahlenborn et al. 2019). Diese aktiv-gestaltende Absicht trifft auch auf Nach-
haltige Entwicklung zu. Insofern wäre Nachhaltige Entwicklung ein unübli-
cher Megatrend, weil es sich dabei um eine intendierte Entwicklung handelt,
ein im Umfang einmaliges historisches Ansinnen.
Ergänzt und flankiert wird die hier konstatierte »Einmaligkeit« des Me-
gatrends Nachhaltige Entwicklung durch den Umstand, dass es sich um eine
Entwicklung handelt, die zum einen auf einem globalen strategischen Kon-
zept bzw. einem Leitbild beruht, und dass es sich zum anderen auf eine sys-
temische, allumfassende Problematik bezieht, die sich absehbar weiter ver-
schärfen und zunehmend spürbarer werden wird und die Existenzgrundla-
genmenschlicher Zivilisation bedroht. Daher ist es nicht verwunderlich, dass
aus zivilgesellschaftlichen Bereichen radikale Haltungen und Akteur*innen
wie beispielsweise »Ende Gelände«, Extinction Rebellion oder auch Fridays
for Future bzw. Scientists for Future entstehen und sich artikulieren. Mit zu-
nehmender Spürbarkeit und Betroffenheit wird der Handlungsdruck für die
politischen und gesellschaftlichen Akteure weiter steigen.
In einem ähnlichen historischen Kontext wie dem heutigen hat der Poli-
tikwissenschaftler und Zukunftsforscher Ossip K. Flechtheim eine provozie-
rende, herausfordernde Idee formuliert:
»Deshalbmüsste eigentlich, wohl ähnlich wie im Kriege auf Jahre hinaus ein
universaler Notstand der gesamtenMenschheit proklamiert werden, um al-
le Kräfte auf den weltweiten Kampf gegen die die Menschheit in ihrer Exis-
tenz oder zumindest in ihrer Kultur bedrohenden Gefahren zu konzentrie-
ren.« (Flechtheim 1973: 25)
Wie auch immer die Frage beantwortet werden sollte, ob Nachhaltige Ent-
wicklung einMegatrend sei oder nicht:maßgeblich und letztlich relevantwird
sein, dass mit den Prinzipien und dem Leitbild Nachhaltiger Entwicklung
ganz praktisch gehandelt wird.
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Wenn wir heute die Geschichte der Zukunftsforschung seit dem Zweiten
Weltkrieg studieren, zeichnet sich ein bemerkenswerter Trend ab: In der Zeit
der Hochkonjunktur der einschlägigen Methoden um die späten 1940er und
die 1950er Jahre lag der prognostische Horizont der Szenarioforschung bei
40, der der Foresight Research noch bei etwa 30 Jahren. Im Laufe der Jahrzehnte
verringerten sich diese Reichweiten merklich. Die aktuellen Variationen, die
derzeit in den USA erprobt werden, nehmen mit wenigen Ausnahmen noch
maximal fünf Jahre in den Blick.
Im gleichen Zeitraum, in dem sich die prognostischen Reichweiten ver-
ringerten, erweiterte sich das Spektrum der Informationen durch die techni-
sche Entwicklung von Big Data-Analysen und künstlicher Intelligenz. Gleich-
zeitig wuchs die Masse an Informationen über diese Innovationsflut. Als ei-
ner der wichtigen Befunde eines Projekts über die Folgenabschätzung nicht-
technischer Konsequenzen der Digitalisierung (Rust 2019) stellt sich die un-
systematische mediale Informationspraxis über die Zukunft heraus. Die in
diesem Projekt durchgeführte Medienanalyse von 1.035 Beiträgen meinungs-
führender Tageszeitungen und Magazine in Deutschland und im englisch-
sprachigen Ausland bietet den Eindruck einer unüberschaubaren Anekdotik
und großer thematischer Beliebigkeit. Durch tausenderlei Beispiele digitaler
Transformationen in Unternehmen, Alltag, Politik, Kultur, Kunst, Medizin,
Gartenpflege oderMobilität und natürlich auch in der Energiewende entsteht
der Eindruck einer unkontrollierbaren Flut von Neuerungen. Nur in Ausnah-
mefällen wird eine ganzheitliche Idee von Zukunft formuliert – das, was viele
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Kommentatoren in Wirtschaft und Politik als »Vision« anmahnen. Ein Fokus
liegt dabei auf allgegenwärtiger künstlicher Intelligenz, die im Kontext einer
frankensteinartigen Erzählung insbesondere als Bedrohungspotential insze-
niert wird.Das ist zu Teilen auch darauf zurückzuführen, dass den großen IT-
Konzernen eine »Hidden Agenda« vorgeworfen wird, die sich aus Allmachts-
undÜbernahmefantasien zur Kolonisierung der analogenWelt nach demMo-
dell algorithmischer Modellierung ergibt. Diese Kritik amMangel einer über-
greifenden Sicht auf die Chancen und Folgen der Transformationen und an
der einseitigen Ausbeutung der Chancen stammt keineswegs nur aus den
Reihen der Technikskeptiker, sondern wird vehement auch von prominenten
Vertretern derWirtschaft und vor allem von Dissidenten der kritisierten Kon-
zerne formuliert, die ebendort zu Gründern oder Spitzenmanagern gehörten
(ausführlich dazu Rust 2019, Kapitel »Techlash«).
Traditionell wird eine Situation, in der für eine erforderliche Prognose
zunächst nur unzureichende Daten verfügbar sind, als »Fermi-Problem« be-
zeichnet – benannt nach dem berühmten Kernphysiker Enrico Fermi, dem
die Fähigkeit nachgesagt wurde, trotz mangelnder Informationen spontan
den Ausgang einer Versuchssituation treffend prognostizieren zu können.
Gegenwärtig nun stellt sich das Problem in einer umgekehrten Variante, als
Fermi-Problem 4.0: Es stehen zu viele Informationen zur Verfügung, die sich
dazu noch oft widersprechen. In dieser Situation wächst auch die Vielfalt der
oft inkompatiblen Deutungen dieser Informationen. Ein solches Defizit an
produktiver Zukunftssicherheit erzeugt, den gängigenTheorien zufolge, eine
»erlernte Hilflosigkeit« (Seligmann 1975). Die große Frage, die sich in dieser
Lage aufdrängt, ist die nach der Rolle der so genannten »Zukunftsforschung«.
Die Problematik, die damit angesprochen ist, soll hier in drei Schritten erör-
tert werden, die einem zeitlichen Kontinuum folgen.
Erstens: In der Betrachtung globaler Zukunftsforschung der zweiten Hälf-
te des 20. Jahrhunderts (die man damals meist Futurologie nannte) und einer
schleichendenDesillusionierung, die in den 1970er und 1980er Jahren einsetz-
te, soll eine Erklärung entwickelt werden, warum die heute so lautstark sich
als Königsdisziplin titulierende »Trendforschung« entstand und die klassi-
sche Zukunftsforschung aus demFokus der öffentlichen Aufmerksamkeit ver-
drängen und durch verkaufsorientierten strategischen Opportunismus ver-
fremden konnte.
Zweitens: Die Betriebslogik dieser selbst ernannten Alternative wird er-
örtert und beispielhaft vorgeführt. Dabei ist der Fokus auf die konstitutive
Phase dieser Dienstleistung zwischen 1980 und 2010 gerichtet. Da in diesem
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Beitrag der Raum sehr begrenzt ist, kann eine Reihe von kritischen Aspek-
ten nicht näher beleuchtet werden, daher werden Hinweise auf Studien und
Projekte des Autors eingefügt, die als Supportive Material Zugänge zu tieferge-
henden Informationen, illustrativen Einzelheiten und Belegen bieten.
Drittens: Schließlich werden die sich seit 2010 abzeichnenden Konzepte ei-
ner künftigen Zukunftsforschung (die sich nunmeist Foresight Research nennt)
skizziert – jener Ansätze, die sowohl in der Lage sind, das Problem des Infor-
mation Overchoice in den Griff zu nehmen als auch pragmatische Lösungen zu
entwerfen. Exemplarisch steht dabei der Ansatz des so genannten »Super-
forecastings« im Zentrum, ein intellektuelles System mit interdisziplinärem
Hintergrund, ebenso mathematisch fundiert wie sozialwissenschaftlich in-
spiriert und vor allem pragmatisch auf individuelle Lösungen ausgerichtet.
Teil 1:
Die Vergangenheit: Globaler Optimismus und Desillusionierung
Noch zur Mitte des 20. Jahrhunderts dominierte der optimistische Geist ei-
ner wissenschaftlich begründeten Prognostik, die schon in den 60er Jahren
als globale intellektuelle Kongregation organisiert war. Der renommierte So-
ziologe Daniel Bell hatte bereits 1963 im einflussreichen Essay »Douze modes
de prévision en science sociale. Enumeration préliminaire« die Idee einer sol-
chen Zukunftsforschung umrissen, als Fortschreibung des bereits 1954 vom
Wohlfahrtsökonomen Bertrand de Jouvenel entworfenen »Projet futuribles«.
Diese Initiative war eine Kooperation der Ford Foundation und der Fondati-
on pour l’étude des relations internationales en Suisse (F.E.R.I.S.), eine Art
Konföderation internationaler Geistesgrößen.
Der Vorschlag, ein solches Projekt auch praktisch zu initiieren, wurde von
de Jouvenel seit 1960 ausgearbeitet.Das Ziel definierte sich durch die kontinu-
ierliche Diskussion über zukunftsträchtige Entwicklungen, als Begründung
einer »art de la conjecture«. Eine Übersicht über die Publikationen de Jouven-
els zeigen, dass bereits Anfang der 60er Jahre nicht nur von Daniel Bell inten-
sive methodologische Bemühungen unternommen wurden, die fast alles vor-
wegnehmen, was von der Trendforschung als große Entdeckung beansprucht
wird. »Les prévisions de croissance« erschien im Bulletin SEDEIS im Juni 1960.
»De la conjecture« im selben Jahr. 1962 veröffentlichte de Jouvenel seine Ge-
danken über »La prévision économique à court terme«. Es folgte der Aufsatz
»La prévision des idées« in Futuribles 68 am 1. Dezember 1963, dann das be-
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rühmt gewordene wissenschafts- und erkenntnistheoretische Werk »L’art de
la conjecture« (Bensaïd/de Jouvenel 1965). Eine Spielerei mit der wünschens-
werten Zukunft wurde unter dem Titel »Utopia 1980« in der Zeitschrift The
Spectator vom 14. Februar 1964 publiziert. Die breite Wirkung Jouvenels zeigte
sich auch in Publikationen in amerikanischen Zeitschriften, etwa Political Sci-
ence and Prevision in der American Political Science Review 59, 1965. »Tâche de la
prévision« erschien als programmatischer Beitrag in Économie et Humanisme
in der Winterausgabe 1967 (vgl. zur weiteren Geschichte Jouvenel 1986).
Dieses einflussreiche Netzwerk unternahm den Versuch, durch die plu-
ralistische Nutzung der unterschiedlichsten Disziplinen jene 1959 in einem
weltberühmten Vortrag des Physikers und Romanciers Charles Percy Snow
angemahnte »Third Culture« zu realisieren – was nichts anderes hieß, als die
Grenzen der disziplinären Arroganz zu überwinden, die eine technokratisch-
ingenieursgetriebene Wissenschaftskultur und die eher hermeneutisch-geis-
teswissenschaftlichen Weltdeutungen (bzw. ihre Protagonisten) voneinander
trennten. Snow führte diese Gedanken erstmals in einem Vortrag aus, den die
britische Financial Times 50 Jahre später, im Mai 2009, zu einem der wichtigs-
ten Vorträge des vergangenen Jahrhunderts zählte: »The Two Cultures and the
Scientific Revolution« (Snow 1959, Neuauflage 2012).Mit einer solchen Grenz-
überschreitung sollten die sichtlichen Defizite der bisherigen Zukunftsfor-
schung kompensiert werden: zum Beispiel das Scheitern der mathematisch-
minutiösen Berechnungen des Instituts von Hermann Kahn oder die zwar lu-
ziden aber praktisch kaum umsetzbaren Ideen einer Futurologie Flechtheims
(Flechtheim 1973).
Doch schon 1969 deutet sich in einem Beitrag des renommierten Ökono-
men und Politikwissenschaftlers Andrew Schonfield vom British Science Rese-
arch Council eine gewisse Desillusionierung an (Schonfield 1969). Die Futuro-
logie bliebe »an die Phantasie gebunden«. Sie könne nicht einfach »in eine
respektable ›harte‹ Wissenschaft« verwandelt werden. Bereits in dieser frü-
hen Relativierung der pragmatischen Potentiale der Zukunftsforschung setz-
te sich Schonfield äußerst kritisch mit dem raumgreifenden Interesse der In-
dustrie und der damit einhergehenden Verfremdung des bis dahin von Par-
tikularinteressen unbeeinflussbaren Recherchevorbehalts auseinander.
Damit waren zwei wichtige Motive umrissen, wenngleich noch als Ge-
gensatzpaar formuliert – sozusagen als Beitrag zu einer Nutzwert-Debatte
der Zukunftsforschung: Fantasie und Kommerz. Sie sollten zu den integrier-
ten Triebkräften der bald einsetzenden Absage an eine vorbehaltlose Wissen-
schaft und Hinwendung zum bereits angedeuteten strategischen Opportu-
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nismus der Auftragsforschung werden. Ein drittes Motiv wurde 1978 formu-
liert: der schon besagte Information Overload. In diesem Jahr erschien ein von
den Politikberatern AlainMinc und SimonNora im Auftrag des französischen
Staates formuliertes umfangreiches Gutachten, das sich mit der »Informati-
sierung der Gesellschaft« befasste (Nora/Minc 1978). Es ist ein sperriges, kom-
plexesWerkmit einemungeheuren Anhang, das dennoch großen öffentlichen
Anklang fand und zum Bestseller avancierte. Seine Komplexität rührte vor al-
lem daher, dass sich die Autoren mit allen denkbaren Konsequenzen der, wie
sie es damals noch nannten, »Telematik« beschäftigten –denwirtschafts- und
beschäftigungspolitischen, kulturellen und gesellschaftlichen Verflechtungen
dieser fundamentalen technologischen Innovation. Am Ende ihrer Analyse
stand die Diagnose, dass trotz oder gerade wegen der Vielfalt an Informa-
tionen konkrete Voraussagen des sich in seiner Komplexität unvorhersehbar
entwickelnden Ganzen unmöglich seien.
Das heißt nicht, dass die wissenschaftlich fundierte Zukunftsforschung
nicht weiterentwickelt worden wäre. Doch verblasste die Idee einer umfas-
senden Vision von der – wie Niklas Luhmann es in seiner Systemtheorie ent-
warf – »Weltgesellschaft«. An ihre Stelle traten pragmatisch disziplinäre For-
schungsansätze, etwa der Entwicklung von digitalen Technologien, medizi-
nischen Fortschritten, Gentechnik und Biogenetik, Raumfahrttechnik, Mate-
rialwirtschaft, soziologisch inspirierter Organisationstheorien und Manage-
mentkonzepten wie etwa der betriebswirtschaftlich inspirierte Ansatz der
»Weak Signal Research« von Igor Ansoff (Ansoff 1976) – all jenen und vielen
weiteren Spezialgebieten also, denen sich einzelne Disziplinen der weltweit
führenden Technischen Universitäten und nicht-akademischen Forschungs-
einrichtungen widmeten.
Im Zuge dieser disziplinären und thematischen Spezialisierung entstand
insbesondere in Deutschland eine höchst produktive Forschungslandschaft:
zum Beispiel abzulesen an den vielfältigen intellektuellen Filialbetrieben der
Fraunhofer- oder Max Planck-Gesellschaft oder an den Forschungseinrich-
tungen der Branchen des Deutschen Mittelstandes, in denen Milliardensum-
men aufgewendet werden, um zukunftsfähige Prozesse und Produkte zu
generieren; an Forschungsinstitutionen von Unternehmensberatungen und
schließlich den Abteilungen für Corporate Foresight der Konzerne, die ganz
sicher nicht in die Öffentlichkeit gehen mit ihren Ideen.
Die komplexen Ergebnisse dieser Bemühungen entsprechen allerdings
kaum den News Values und Talkshow-Dramaturgien der Medien und den Er-
wartungen der Öffentlichkeit an die »Zukunftsforschung«. Wesentliche Ziele
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der gegenwärtigen Forschung sind zudem abstrakt: Sie konzentrieren sich
eher auf die Möglichkeiten, unplanbare Folgen der großen Entwicklungen
strategisch schnell bewältigen zu können als darauf, diese Folgen bereits heu-
te mit lärmenden und irritierend inhaltsleeren, aber medientauglichen Angli-
zismen zu definieren. Anders ausgedrückt: Sie konzentrieren sich auf Mög-
lichkeiten, destruktive Emergenzen zu bewältigen undmodifikatorische oder auch
konstruktive zu nutzen (dazu Tichy 2001). Die Wortwahl zeigt schon, dass der-
artige Arbeiten schwer verständlich sind.
In diese Austastlücken der Verständlichkeit zunehmend komplexer Zu-
sammenhänge und der emergenten Folgen zukunftsoptimistischer Planun-
gen stießen nun jene Feuilletonisten vor, die zunächst einmal umfassende
Diagnosen, dann gleichzeitig eine Art intellektueller Lebenshilfe entwarfen,
indem sie alles zu ihrem Thema erklärten und für alles Erklärungen bereit-
hielten. Drei publizistische Vorreiter ebneten den Weg in diese enzyklopädi-
sche Anmaßung: Alvin Toffler, John Naisbitt und die Betreiberin einer New
Yorker Werbeagentur namens Faith Plotkin, die sich kokett »Popcorn« nennt
und damit neben Fantasie und Kommerz ein weiteres Motiv inthronisierte,
das sieNaming nannte –denmutmaßlichen Zukunftstendenzen einenmedial
tauglichen Begriff zu verpassen, der sich viral in der Öffentlichkeit verbrei-
tete, sich auf diese Weise verselbstständigte und den Eindruck einer Realität
erzeugte. Das wurde unterfüttert mit einer nicht selten aggressiven Diskredi-
tierung der überkommenen wissenschaftlichen Praxis, mit der Zukunft um-
zugehen – eine Kritik, die bis heute durch den Vorwurf legitimiert wird,Wis-
senschaft der klassischen Sorte sei purer Alarmismus. Denn auch dies wurde
schnell und bleibt bis heute ein Kernmotiv der Trendforschung: strategischer
Optimismus als kommerzielles Argument gegen die zersetzenden oder doch
zumindest weltfremden Theorien zum Beispiel »der« Soziologen (Horx/Wip-
permann 1996; Wenzel 2019). Dabei beginnt die Geschichte der »Trendfor-
schung« selber mit einem Alarmruf, nämlich mit der Diagnose eines »Future
Shock«.
Teil 2:
Die Gegenwart: Pseudowissenschaftliche Ersatzreserve
und Kommerzialisierung
Das war der Titel eines 700 Seiten umfassenden Buches von Alvin Toffler, ei-
nem Futurologen. Das Buch verkaufte sich weltweit mehr als 8MillionenMal.
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Es setzte Maßstäbe. Keine inhaltlichen, denn es ist, wie fast alle Rezensen-
ten damals anmerkten, nicht zu klar zu umreißen, worüber Toffler eigentlich
schreibt,weil er über alles schreibt. Auch diesesMotiv einer enzyklopädischen
Anmaßung wird in der Folge die Protagonisten der Trendforschung inspirie-
ren. Interessanter noch war aber vor allem, wie er es tat: anekdotisch statt
wissenschaftlich. Sensationelle Beispiele wurden zu Belegen, weil sie einfach
als Ansatz künftiger Entwicklungen identifiziert, dann durch Formulierun-
gen wie »heute schon …« oder »immer mehr …« und ähnliche Formulierungen
einer nebulösen Mengenlehre dieses Genres von Zukunftsforschung validiert
wurden (Toffler 1972).
Der nächste Protagonist dieser neuen Entwicklung, JohnNaisbitt, sortier-
te dann die anekdotische Unordnung in einem Dekalog vorgeblicher Grund-
strömungen, identifiziert durch einen semantisch eigentlich unsinnigen Be-
griff: »Megatrends«. Dieses Wort wurde zum Titelbegriff des nächsten Welt-
bestsellers (Naisbitt 1982). Er führt eine weitere Praxis in das Narrativ vom
seherischen Trendforscher ein: die biographische Politur.
Welchen Berufsweg Naisbitt nun genau absolvierte, lässt sich so einfach
nicht recherchieren. Sicher ist nur, dass er bis 1977 eine Trendforschungs-
agentur (die Urban Research Corporation) leitete, eine »publishing company«,
die einen »Urban Crisis Monitor« betrieb. Das Unternehmen geriet 1977 in ei-
nen umstrittenen Konkurs. Dieses Kapitel wird allerdings aus verschiedenen
Gründen, die hier nichts zur Sache tun, in seinen Selbstdarstellungen ver-
schwiegen. Naisbitt, so die weiteren Informationen, die man der Selbstbe-
schreibung (und dann natürlich den biographischen Informationen der Auf-
traggeber) entnehmen konnte, gibt an, an der Harvard University, der Cornell
University und der University of Utah studiert zu haben. Was, wann, wo ge-
nau wird nicht klar. Dazu bedarf es komplizierter Recherchen. Ebenso wie
zu anderen biographischen Angaben: Vorstandsmitglied von IBM und Kod-
ak, später Assistent des CEO von IBM, TomWatson jr., Berater von Präsident
Johnson. Im Vorwort zur deutschen Ausgabe von ›Mind-Set!‹ (Naisbitt 2007)
bezeichnet er sich erstaunlicherweise als »stellvertretender Erziehungsminis-
ter« unter John F. Kennedy. Eine Recherche zeigt, dass dies zumindest ei-
ne sehr weitläufige Auslegung einer Assistententätigkeit in dem damals von
Anthony Celebrezze geleiteten Erziehungsministerium als Assistent des US
Commissioners of Education Francis Keppel war.
Wie auch immer: In der Regel wurden die Angaben als Exzellenzbeweis
von den Auftraggeber*innen unrecherchiert übernommen. Diese druckten
auch die Behauptung des Autors gerne nach, dass über 95 Prozent seiner Pro-
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gnosen eingetroffen seien, was bei der weitläufigen Formulierung auch nicht
wundert, vor allem, weil die meisten der zehn Megatrends (eigentlich natur-
gemäß) längst bekannt waren, etwa der von Daniel Bell bereits Jahre zuvor
prognostizierte Übergang zur »postindustrial society« (Bell 1976). Immerhin
aber befriedigte Naisbitt das Gefühl der Millionen von Leser*innen, dass sie
es immer schon gewusst hatten.
Auch die New Yorker Werberin Faith (Popcorn) Plotkin (Namensgeberin
des Trends zum »Cocooning«) antwortete in einem Interview der New York
Times auf die Frage, ob sie schon einmal einen Trend übersehen habe: »I’m
trying to think of a trend that I’ve missed – it would be more credible if I
could think of one« (zitiert nach Sherden 1998: 221).
Diese Vorbilder inspirierten zwei deutsche Interessenten, die in der Folge
zu den umtriebigsten Protagonisten der nationalen »Trendforschung« wur-
den: PeterWippermann undMathias Horx. 1993 gründeten sie das so genann-
te »Trendbüro«. Die in den vorangehenden Absätzen identifizierten Motive
lassen sich leicht erkennen, vor allem eine geradezu aggressive Absage an
die herkömmliche Wissenschaft. In einem Pamphlet mit dem Titel »Was ist
Trendforschung?«, das die Geschäftsidee umreißt, wurde als Unique Selling
Proposition (USP) die Begründung einer neuen Universalwissenschaft gefei-
ert. Die erstand aus den Trümmern der behäbigen akademischen Disziplinen
(Horx/Wippermann 1996).
Die klassischen Disziplinen werden auf sieben Seiten (33-40) im besten
Falle als Hilfsinstrumente dieser neuen integrativen Praxis charakterisiert,
meist aber gleich als gescheiterte Versuche der Welterklärung auf den er-
kenntnistheoretischen Müllhaufen expediert: Die Geschichtswissenschaften
seien »das kleine Einmaleins der Trendforschung«, dieMarkt- undMeinungs-
forschung indes wegen des Gegenwartsbezugs »zwangsläufig ein stumpfes
Instrument«; die Psychologie wird immerhin als »unverzichtbar« gewertet,
weil sie erklären könne, warum das Auto so faszinierend ist und warumMen-
schen gern im Stau stehen. Semiotik sei »Trendforschung pur«, die Futurolo-
gie ihr »integraler Bestandteil«. Die Evolutionswissenschaften »bieten außer-
ordentlich wertvolle Impulse«, Kulturanthropologie (»oder auch Kultureth-
nologie«) sei eine hilfreiche »Analogiewissenschaft«. Die Komplexitätstheo-
rie »hat enorm spannende Teilbereiche.« Offensichtlich unvermeidlich wurde
wieder einmal auch und insbesondere die Soziologie ins Feuer genommen:
Sie leide »unter dem ›Komplexitätsschock‹«.
Die Idee, die klassischenWissenschaften seien nichts Anderes als Vorstu-
fen zu der von Wippermann und Horx, nach der Trennung der Partner des
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Trendbüros dann von Horx allein betriebenen Trendforschung, entspringt kei-
neswegs dem stürmischen Enthusiasmus junger Unternehmensgründer. Sie
wird sogar zu einem zentralen Motiv des nach eigenen Aussagen »wohl re-
nommiertesten« Trendforschers Europas, Horx: »Ich nutze die Erkenntnisse
der neuen interdisziplinären Wissenschaften wie Neurobiologie, Ethnopsy-
chologie, Kognitionswissenschaft, Systemtheorie und Soziobiologie für ei-
nen ganzheitlichen Ansatz« (zahlreiche Selbstbeschreibungen dieser Art mit
weiteren Disziplinen von der Statistik über die Chaostheorie bis zur Hirn-
forschung in Rust 2008, Kapitel 8). Auf der Website heißt es aktuell: »In-
spiriert von den universalistischen Denkern kombiniert er Evolutionstheo-
rie, Systemwissenschaften, kognitive Psychologie und Komplexitätstheorie«
(Horx 2020a). Zudem lässt er sich in seinen biographischen Hinweisen heu-
te wahlweise als Wissenschaftler, Soziologe oder auch als »studierter Sozio-
loge« bezeichnen, als Absolvent eines Studiums also, das just zu den Zeiten
absolviert sein müsste, in der diese Disziplin vorgeblich unter »Komplexitäts-
schock« stand.
Dieses akademische Selbstbewusstsein kulminiert dann 2014 und 2015
im Angebot eines selbst erdachten Abschlusses, der akademisch klingt und
in Ein-Tages-Seminaren des Horxschen Zukunftsinstituts erworben werden
konnte: »Master of Future Administration«. Der Link zum damaligen Ver-
anstalter »Euroforum« und der Bewerbung für dieses Event und den »ein-
maligen Abschluss« ist leider nicht mehr aktiv. Der MFA wurde aber dann
nach zwei Durchgängen wieder aufgegeben, und der Erfinder kommentierte
auf Youtube, dies sei kein Titel, sondern eine humorvolle Auseinandersetzung
mit der klassischen Wissenschaft (Horx 2020b). Dennoch findet man im In-
ternet ausreichend Personen, die diesen Titel angeben (ergänzende Beispiele
zu dieser Strategie: Schwertfeger 2018; Schrep 2019).
Dass es sich, wie schon Schonfield 1965 argwöhnte, bei derartigen wissen-
schaftlichen Ansprüchen und der mit ihnen verbundenen enzyklopädischen
Anmaßung um die schlichte Flankierung rein kommerzieller Dienstleistun-
gen handelt, dass also »Zukunft« zu einem Handelsobjekt und die Ansprüche
wissenschaftlicher Qualifikationen zu einem verkaufsfördernden USP degra-
diert werden, räumenKonkurrent*innen vonHorx freimütig ein.David Boss-
hart zum Beispiel, zum Zeitpunkt der im Folgenden zitierten Aussage Direk-
tor des GDI in der Schweiz: Etwas lerne man von den Amerikanern
»auf harte Weise: Informationen haben einen Cash Value. Geht man unvor-
sichtig damit um, begibt man sich auf eine Ebene, wo man von jedermann
70 Holger Rust
kopiert werden kann. […] In den USA geht es einzig darum, ob man aus der
Trendforschung ein Produkt machen kann, mit dem man Geld verdient. […]
Das Entscheidende ist doch, Informationen aufzubereiten, so dass sie einen
Käufer finden, der Nutzen daraus ziehen kann« (Prange 1998).
Bei dieser Auseinandersetzung geht es um Positionen in der neuerdings so
genannten »Ökonomie der Aufmerksamkeit« durch Begriffe, die es in die Me-
dien schaffen. »Der Wettbewerb um diese Begriffe ist hart«, kommentierte
das Wirtschaftsmagazin ›brand eins‹ in seiner Ausgabe 3/2007. »Denn ihre
Besetzung schlägt sich in Form vonmehr Zitaten, mehr Aufmerksamkeit und
mehr Rednerhonorar nieder. Manchmal werden die Begriffe daher auch ge-
kapert.«
Dieser Wettbewerb ist beträchtlich und vollzieht sich nicht nur unter
Trendforschern. Auf den Podien der Managementberatung tummeln sich
TV-Wettermoderatorinnen, die etwa dem Wissensforum der ›Süddeutschen
Zeitung‹ über Charisma plaudern, Pop-Philosophen, die über alles reden –
von der Digitalisierung über die Reformunwilligkeit der deutschen Pädago-
gik bis zur Ethik; es werden Speaker Slams veranstaltet, auf denen sich die
unterhaltsamsten Repräsentanten dieses Gewerbes profilieren, und die Ka-
taloge der Referentenagenturen bieten Tausende von 5-Sterne-Speakers an,
die alle das gleiche Versprechen intonieren: Selbstoptimierung als Weg zum
Erfolg im Sinne eines »Smart Capitalism« (Horx 2001). Interessanterweise
liest offensichtlich niemand den Subtext dieser Dienstleistungsbeschreibun-
gen: uneingestandene Lebenshilfe für partielle Versager, die weder in der
Lage sind, ihr Erfolgspotential zu erkennen, noch dazu, zukunftsrelevante
Entscheidungen zu treffen.
Teil 3:
Die Zukunft: Dekonstruktion und Rekonstruktion
Nun muss also eine Frage gestellt werden: Wer sind eigentlich die zahlen-
den Adressaten derartiger Dienstleistungen? Man kann mit einiger Begrün-
dung annehmen, dass die Coachings und die Vorträge vor allem als eine Art
Incentive für das mittlere oder untere Management und die operativen Mi-
lieus von Unternehmen darstellen, dass die Hauptklientel vor allem kleine-
re Agenturen und Ein-Personen-Betriebe sind, die sich mit Coachings oder
speziellen Trendentwicklungen beschäftigen. Wenn man beispielsweise, um
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irgendwo anzufangen, die Liste all jener Dienstleister im Internet aufsucht,
die in ihrem Portfolio den bereits erwähnten Titel des »Master of Future Ad-
ministration« führen, ist darunter keine einzige Person des gehobenen Ma-
nagements. Wenn man, wie das in einem Projekt 2012, also zur Hochkon-
junktur der Trendforschung, geschehen ist, nachfragt, welche Vordenker die
Managerinnen und Manager von 310 repräsentativ ausgewählten mittelstän-
dischen Konzernen (Rust 2012) schätzen, sucht man vergebens nach den me-
dial flächendeckend vermarkteten Namen wie Janszky, Bolz, Wenzel, Opa-
schowski oder gar denen der selbst ernannten Gurus wie Horx und der ge-
feierten Excellence-Speakers. Dabei wurden von 126 Personen, die auf diese
Frage eine Antwort hatten, insgesamt 78 unterschiedliche Namen genannt –
auffallend viele Vorgesetzte und Kollegen. Es sind Personen, von denen man
fachlich oder menschlich profitieren konnte, die man bewundert hat – und
zwar vor allem für ihre Fähigkeit, unerwartete Herausforderungen mit Ruhe,
Erfahrung und innovativer Fantasie zu bewältigen und dies vor dem Hinter-
grund der Unverwechselbarkeit ihres Unternehmens und der Strategien, die
im Wettbewerb mit anderen exklusiv entwickelt worden waren.
Denn diese Herausforderungen sind nicht weniger geworden. Schon
im eben erwähnten Projekt 2012 wurden auf die Frage nach Entwicklungen
der letzten Jahre, mit denen man in keiner Weise gerechnet hatte, mehr als
700 Antworten von 310 Befragten gegeben. Natürlich auch die erstaunliche
Entwicklung des Internets. Die Rasanz, die dieses Thema kurz darauf entwi-
ckelte, insbesondere die Big Data-Analytics, war allerdings noch kein Thema.
Dieses des Daten-Überangebots, der Schwemme an unstrukturierten durch
Tausenderlei Quellen generierten Datenbestände geriet allerdings schon
zwei Jahre später in den Fokus und motivierte eine Menge Experten zu sehr
unterschiedlichen, durchaus auch kritischen Einschätzungen des digitalisti-
schen Zukunfts-Optimismus. Nur einige Beispiele aus einer Analyse von 260
Dokumenten zu Big Data, die mithilfe algorithmisch fundierter Techniken
einer Contentanalyse unterzogen wurden: Data Garbage durch irrelevan-
te internettypische Geschwätzigkeit; Echo Chambers und affirmative Zirkel;
Sample-Bias durch ungleiche Verteilung der Kommunikationschancen; inter-
essengeleitete Präferenzverfälschungen durch selektive Datensammlungen; das
Echtzeit-Dilemma durch unablässig in laufende Entscheidungsprozesse einsi-
ckernde Datenbestände, die jede Entscheidung obsolet machen; schließlich
die Kontamination der Datenbestände durch Pornographie und politische
Irrationalitäten.
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Zusammengefasst entsteht das Problem, dass weder Repräsentativität
noch Relevanz von Daten objektiviert ohne Vorentscheidungen überprüft
werden können. Das wiederum führt zur systematischen Ausblendung
eventuell wichtiger »schwacher Signale«, die nicht in den algorithmisch
erarbeiten Korrelationen auftauchen – oder zur Fehlinterpretation von Koin-
zidenzen als Kausalzusammenhänge. Es ist also richtig, was Schonfield 1969
schon schrieb: Fantasie sei erforderlich. Nur ist damit eine andere Fantasie
gemeint, als die der Erfindung verkäuflicher Trend-Slogans.
Und hier liegt der tatsächlich gepflegte Ansatz der nächsten Stufe einer
heute vorsichtig so genannten Corporate Foresight Research, die sich in den
vergangenen Jahren ohne viel Aufsehen im internationalen und interdiszipli-
nären Diskurs entwickelt hat. Sie stellt sich Fragen: Wie ist diese Fantasie so
zu gestalten, dass sie valide Ergebnisse und tragbare Handlungsoptionen er-
möglicht? Die Kernthese: Gerade die Unvorhersagbarkeit »der« Zukunft bie-
tet eine Möglichkeit zur Entwicklung unkonventioneller und damit wettbe-
werbsfähiger Handlungsoptionen im Rahmen einer pluralistischen Innovati-
onskultur. Interessant ist dabei die wachsende Forderung nach einer neuen
»Interpretation Science« auf der Grundlage einer »Dualen Agenda«, die alle
Potentiale der natürlichen wie der artefiziellen Intelligenz in klassisch dia-
lektischer Manier nutzen. Diese »domestizierte« Fantasie, die sich von allen
strategischen Opportunismen freihält, weil sie einen unbeeinflussten Recher-
chevorbehalt pflegt, wird die Alternative zur arbiträren Trendforschung sein.
Sie lässt sich gebündelt im Ansatz des sogenannten »Superforecasting« illus-
trieren, entwickelt in einem hoffnungsfroh so genannten »Good Judgement
Project«.
Das fand wiederum im Rahmen eines Wettbewerbs der IARPA (»Intelli-
gent Advanced Research Project Activity«) statt. In einem Experiment wurden
mehr als 20.000 Freiwillige rekrutiert, die unter wechselnden Versuchsbedin-
gungen über mehrere Jahre hinweg in einem Feldexperiment Zukunftspro-
gnosen zu vorweg bestimmten Fragen erstellten, die sich auf wenig bekannte
komplexe Entwicklungen bezogen. Aus den beteiligten Personen rekrutierten
die Wissenschaftler jährlich die 60 Prognostiker, die der Realität am nächs-
ten gekommen waren. Sie wurden anschließend in fünf Elite-Gruppen ver-
sammelt. Insgesamt traf diese Gruppe rund 66 Prozent zuverlässigere Vor-
hersagen als der Durchschnitt der Befragten. Im Experiment wurden sie als
»Superforecaster« bezeichnet.
Zwar räumen auch diese Forscher ein, dass Zukunft im Großen und Gan-
zen grundsätzlich nicht vorhersagbar sei und dass so genannte »Megatrends«,
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die 50 Jahre umfassen sollen, schlichter Unsinn sind. Doch greifen sie auch
eine von Nassim Taleb formulierte strategische Differenzierung des Problems
auf: dass sich in bestimmten Bereichen sehr wohl klare Vorhersagen treffen
lassen, in anderen sehr wahrscheinliche, in wieder anderen nur noch mut-
maßliche und schließlich in einem vierten Bereich keine. Diese Hierarchie
ist abhängig von der Möglichkeit binärer Entscheidungen (ja/nein) oder den
zur Verfügung stehenden Informationen und ihrer zeitlichen und räumlichen
Reichweite (Taleb o.J.).
Im unübersehbaren Datenwust gebe es also »Pockets of Predictability«
oder auch Regionen der »Local Predictability«. Die Entdeckung gelingt aber
nur dann, wenn Methodenvielfalt herrscht und gleichzeitig eine Vielfalt von
Perspektiven auf einen Gegenstand gerichtet sind, die im Diskurs, in der Dis-
kussion und in einer Debatte die Möglichkeiten der Deutung ausloten. Das
Magazin Wired erläuterte in einer Rezension der Superforecasting-Ansätze:
»If there are pockets of predictability, they will surely be buried under a
haystack of gross unpredictability. The signal of local predictability can be
masked by a swirling mess of noise from a thousand other variables« (Kelly
2009: o.S.).
Aus der Sicht eines methodologisch engagierten Sozialwissenschaftlers
ist die Beschreibung des Vorgehens vor dem Hintergrund der Big Data-
Diskussion auch deshalb interessant, weil sie das gesamte klassische Reper-
toire der quantitativen und der qualitativen Instrumentarien reaktiviert:
• Konzentration auf evidenzbasierte Prognosen;
• Konfrontation ressort- oder themenspezifischer Kennzahlen mit diesen
Prognosen;
• Diversifizierte Teams mit Personen und Sachkundigen breiter Qualifika-
tion und Herkunft;
• Individuen mit differenzierten Forschungserfahrungen, die in der Lage
sind, Szenarien zu entwickeln und gleichzeitig die Disziplin besitzen, sich
selbst jederzeit zu relativeren und ihre Annahmen der Prüfung durch an-
dere auszusetzen;
• Nutzung von Algorithmen, die komplexe, aber auch subjektive Begrün-
dungen produzieren;
• Integration der Data Scientists in alle Ressorts der unternehmerischen
oder institutionellen Praxis;
• klare Definitionen aller Begriffe, die in diesem Diskurs benutzt werden,
hier vor allem »Megatrends« und »Trends«, die im Trubel der kommerzi-
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ellen Konkurrenz um Vorträge, Aufträge und Aufmerksamkeit zu seman-
tischer Unschärfe abgestumpft sind.
Dabei gilt eine fundamentale Regel: Intelligente Vereinfachung. Die Autoren und
Betreiber des Projekts konzentrieren sich also auf erfahrbare Bereiche im
Wust der ansonsten chaotisch anmutenden Daten (ausführlicher zum Pro-
zedere siehe Tetlock 2015).
Im Prozess und in der Routine der alltäglichen Forschung in Unterneh-
men und Institutionen sind nur geringe Adaptionen nötig. Um die themen-
aktuelle Sekundärauswertung aller anfallenden Daten und Befunde zu ge-
währleisten, ist vor allem dieModularisierung von bereits validierten Einzelbe-
funden undErfahrungen in kleinste Einheiten sinnvoll, also die Erfassung von
binären Korrelationen.DieseModularisierung erlaubt algorithmische Zugrif-
fe, die es ermöglichen, jedes einzelne mit allen anderen in Beziehung zu set-
zen.
Ein solcher Forschungsansatz nutzt also die digitale Betriebslogik von
Hypertext-Konstruktionen sowohl für die analoge Vorbereitung sinnvoller Al-
gorithmen als auch für die Nachbereitung der von diesen Algorithmen gelie-
ferten Informationen. Prinzipiell also handelt es sich um die Realisierung ei-
nes Prinzips, das von ungezählten Trendforschern als »Megatrend« gehandelt
wird: »Connectivity«. Interessanterweise ist diese Konnektivität, wie es einge-
deutscht heißt, weniger ein Trend als ein klassisches erkenntnistheoretisches
Prinzip des »Kritischen Rationalismus«.
Technisch ausgedrückt: Es geht darum, Einzelbefunde durch eine thema-
tisch inspirierte Vernetzung in bestimmte überprüfbare Relationen zu über-
führen, die auf diese Weise neue Zusammenhänge bilden.
Inhaltlich ausgedrückt: Ziel ist die Kontextualisierung und somit die Kon-
struktion eines Zusammenhangs mit größerer Aussagekraft, weil auf diese
Weise ein besserer Zugang etwa zu den Handlungsoptionen einer Zielgruppe
eröffnet wird, die zu bestimmten Themen angesprochen werden soll.
Nur eines dieser Beispiele kann hier kurz skizziert werden: Die Vernetzung
des Einzelbefunds zu den sichtlichen Handlungsoptionen junger Nutzerinnen
auf den Bilder-Plattformen des Internets, die eine starke kontextuelle Einbettung
von Produkten dokumentieren, mit inhaltlichen Befunden, in denen sie sich
neuen Inhalten gegenüber aufgeschlossener zeigen als gleichaltrige männliche
Personen, und mit weiteren Informationen, in denen sich eine ausgeprägtere
biographische Kalkulation andeutet (Familiengründung), sowie mit der sicht-
lichen Bevorzugung bestimmter ästhetischer und sozialer Muster, führt zu der
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Erkenntnis, wie diese weiblichen Nutzerinnen als Early Adopters beispielswei-
se bei der Umsetzung ökologischer Transformationen angesprochen werden
können. Allerdings müssen Widersprüche in die Interpretation einbezogen
werden. Denn es sind auch diese Nutzerinnen, die die größte Faszination für
SUVs zeigen, wiederum in Kombination mit dem Modul der biographischen
Kalkulation.
Abstrakt ausgedrückt: Auf dieseWeise können so genannte »kulturelle Al-
gorithmen« identifiziert werden, die als grundständige Muster in vielen Aus-
prägungen variiert den Alltag bestimmen. Diese Idee ist nicht neu: Sie er-
scheint schon 1972 in der Konzeption der struktur-funktionalen Erklärung ge-
sellschaftlicher Prozesse durch den Soziologen Talcott Parsons, heißt damals
aber natürlich noch nicht Megatrend, sondern »Pattern Variables«. Weitere
inhaltliche Beispiele für die Umsetzung dieser Methodologie sind im Projekt
»Geschmackskulturen im Internet« dargestellt (Rust 2017). Insgesamt hat sich
in diesem Projekt gezeigt, dass die Betrachtung eines Internet-Phänomens
durch eine pluralistisch besetzte Gruppe weit differenziertere und fantasie-
vollere Ausgangsbedingungen für Interpretationen und weitere Forschungs-
schritte offenbart, als die mechanische Anwendung von Trendvorgaben.
Schluss und Folgerung
Am Ende deutet sich eine Lösung des Fermi-Problems 4.0 in den Kate-
gorien und Theorien und Methoden der klassischen Soziologie sowie der
Wirtschafts- und Geisteswissenschaften an, im Zusammenspiel von Empirie
und Hermeneutik, kurz: im Pool jenes Wissens, das vor Jahrzehnten aus der
Bemühung um systematische Lösungen des damals wie heute dominieren-
den Problems entstand, unüberschaubare Komplexität zu bewältigen und
die daraus erwachsenden Herausforderungen für die Interpretation und
Gestaltung des Alltags zu entwickeln. Eine Leistung der »Klassiker« liegt
darin, dass sie dieses Unterfangen ohne digitale Hilfsmittel im heutigen
Sinne bewältigen mussten. Man sollte nicht vergessen, dass aber gerade
diese heute im Prozess der Digitalisierung und der Entwicklung künstli-
cher Intelligenz verdrängte und durch Nutznießer der Popularisierung von
komplexen Antworten diskreditierte intellektuelle Kultur eine maßgebliche
Voraussetzung für die Entstehung der digitalen Transformation darstellte.
Sie führte schon Ende der 1940er Jahre zu ersten Ideen, aus denen im Santa
Ana Valley jene heute weltbeherrschenden Tech-Firmen entstanden.
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Daraus folgt eine klare Lektion: Zukunft ist Produkt willentlicher Gestal-
tung unter Einbeziehung äußerer Einflüsse und der aus dieser Kombination
resultierenden destruktiven, modifikatorischen und konstruktiv nutzbaren
Emergenzen. Jede generelle Vorhersage über die Entwicklung dieser Logik ist
arbiträr, vor allem sind es die in lärmenden Anglizismen inflationär verbrei-
teten Trenderfindungen, die ja letztlich nichts anderes darstellen, als Raster
der Interpretation und somit auch eine Antwort auf die Frage nach den In-
teressen an ihren Trenderfindungen bieten: »Trendforscher« sind im Prinzip
nur die Vorläufer von Influencern mit der Funktion der Marktbeeinflussung.
Was über die Zukunft bekannt sein kann, ist, wenn diese Begriffe auf den
Markt kommen, längst in den erwähnten Forschungseinrichtungen erdacht
(und zwar ohne den strategischen Opportunismus der Verkaufsorientierung)
und in innovativen Unternehmen umgesetzt. Dort also entwickeln sich Trends,
dort sind die Trendsetter, die die Pattern Variables in den Handlungsmustern
ihrer Klientel längst identifiziert haben, lange bevor sich die Erfinder der An-
glizismen als Entdecker feiern.
Verantwortungsvolle Foresight-Research, die sich zwangsläufig kompli-
ziert ausdrückt, um unfassbar komplizierte Dinge nicht zu vernebeln, soll-
te nicht länger als Elfenbeinturm diskreditiert werden, wie es »führende«
Trendforscher gern tun. Und die sollten sich vielleicht daran erinnern, dass,
um nun doch zumindest einen Prognose-Flop anzufügen, manche von ihnen
vor Jahren noch zu aggressiven Kritikern der Befunde der Klimaforschung
zählten und einen heftigen Verbalkrieg gegen Klimaforscher führten (dazu
Horx 2007; Rahmstorf 2008). Es ist der Beharrlichkeit komplexer wissen-
schaftlicher Zukunftsforschung zu verdanken, dass auf der Grundlage vieler
kleinteiliger Arbeiten an den »Pockets of Predictibility« heute selbst in der
Trendforschung ein anderes Meinungsklima herrscht – als, sei’s drum,Mega-
trend.
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Von anekdotisch deduzierten Zukunftserzählungen
und ihren Wirkungen
Stefan Schweiger und Nora Schecke
»Er hat zwei Gegner: Der erste bedrängt
ihn von hinten, vom Ursprung her. Der
zweite verwehrt ihm den Weg nach
vorn. Er kämpft mit beiden.«
(Kafka 2008: 1359)
»Doch es kam alles ganz anders.«
(Kinderzimmer Productions: Back)
Einleitung
Die Vergangenheit besteht aus unveränderlichen Fakten, deren Geltung in
Raum und Zeit variieren (Eagelton 1997: 1ff.). Die Zukunft erscheint uns hin-
gegen als fiktional-visionäres Reich utopischer oder dystopischer Möglich-
keiten, wenngleich pfadabhängig an Entwicklungen und Bedingungen in der
Vergangenheit geknüpft (Neuhaus/Steinmüller 2015: 17). Zwischen diesen bei-
den Reichen bewegt sich – wie im Eingangszitat von Franz Kafka – der um
1 Dieser Beitrag ist imRahmendes Forschungsprojektes »EnerTrend: SystemischeAnaly-
se vonWechselwirkungen der Energiewende in NRWmit zentralen Megatrends« ent-
standen. Die Zuwendung für dieses Projekt stammt vom Ministerium für Wirtschaft,
Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen (MWIDE).
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Handlungsmacht ringende Mensch in seiner Gegenwart2. Die unabänderli-
che Vergangenheit belastet ihn, die Zukunft, die er in der Gegenwart zu ent-
schlüsseln sucht, droht, ganz anders zu verlaufen als von ihm erwartet. Das
Reich der Zukunft als nahezu unendlich erscheinende Potentialität entzieht
sich durch seine inhärente Fiktionalität jedweder Interpretationsmöglichkeit.
Zukunft lässt sich nicht interpretieren, da Daten aus der Zukunft schlicht
nicht vorliegen können. Analysiert werden kann nur das bereits vergangene
Erzählen möglicher Zukünfte (Beckert 2018: 294), das sich wiederum nur aus
Daten aus der Vergangenheit speisen kann (Gigerenzer 2013: 55f.; Russel 1950:
64).
Eine besondere Form der Zukunftsnarration ist der seit Mitte der Acht-
ziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts aufgekommene »Diskursstrang«
(Jäger 2015: 80f.) zu so genannten »Megatrends«, dem in außerakademischen
Bereichen hohe Plausibilität zugeschrieben wird (Rust 2008: 140ff.). Der Be-
griff kam nicht zufällig in die Welt. Das Ende der großen Erzählungen, mit
der Jean-François Lyotard (1999) die Postmoderne einläutete3, die Zunahme
an verfügbarem Wissen und Erklärmustern via Internet und die Etablierung
von Englisch als lingua franca (Fiedler 2009) und nicht nur lingua scientia, er-
möglichte ein über die Elite hinausgehendes, transkontinental und -national
wechselseitiges Verstehen. Dies sind die zentralen Prämissen, um Großent-
wicklungen in situ beobachtbar zu machen und Megatrends identifizieren
oder zumindest assertive Aussagen über zukünftige Großentwicklungen
tätigen zu können. Zuvor konnten sie ausreichend datengesättigt nahezu
ausschließlich von Historikern ex post rekonstruiert werden.
Der zunehmend demokratisierte Zugang zu Wissen und die damit ver-
bundenen Möglichkeiten des Verstehens bedeuteten das Ende einer Elita-
risierung von Wissen durch einen politisch, sozial und ökonomisch einge-
schränkten Zugang zu Bildung (Schultz/Hurrelmann 2013) und machte im
Grundsatz die Komplexität der Welt zugänglicher und damit wirksame poli-
tische Mitbestimmung wahrscheinlicher (Hadjar/Becker 2009: 195, 204). Die
2 Der Frage danach, ob Gegenwart existiert und falls ja, sie beobachtbar sein kann und
wie lange dieses Zeitintervall zwischen bereits Verändertem und noch nicht Veränder-
tem andauert, weichen wir hier aus, sind uns jedoch der Problemstellung bewusst.
3 Dabei handelt es sich in der Lesart Lyotards durchWolfgangWelsch (1997: 232) um die
Konstatierung des Fehlens einer »Metaregel (eines obersten Prinzips, eines Gottes, ei-
nes Königs, eines jüngsten [sic!] Gerichts oder auch nur einer respektablen Diskurspo-
lizei)«.
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Zukunft zeigt sich daher in einer bis dato unbekannten diskursivenWirksam-
keit in der Gegenwart (Jischa 2009: 37), was sich u.a. an der Inflation von zum
Teil paradoxen Leitbildern zeigt (Behrens 2003: 126; Giesel 2007: 38). Doch
für plausible Schlüsse von vergangener Welt auf zukünftige und herrschen-
de Großentwicklungen in der Gesellschaft braucht es (Medien-)Kompetenz
zur Priorisierung sowie Ein- und Zuordnung von Informationen (Schauer-
te/Vehlken 2018: 10f.). Unabhängig davon, ob solch ein Umgang mit Infor-
mation ge- oder misslingt, wird dem Einzelnen sein geringer Einfluss auf
solche Entwicklungen und die damit verbundenen (gesellschafts-)politischen
Entscheidungen kenntlich (Jörke 2019: 7-13). Folgerichtig beschreibt die »neue
Unübersichtlichkeit«, die Jürgen Habermas (1985) zu einer Zeit des Aufkom-
mens des Megatrendbegriffs konstatierte, nicht in erster Linie eine Unüber-
sichtlichkeit durch Pluralisierung und Individualisierung. Vielmehr ist die
Unübersichtlichkeit Ausdruck fehlenden Vertrauens in die individuelle und kol-
lektive Handlungsfähigkeit (Voigt 2015: 31f.). Die geographische Ausdehnung
komplexer supranationaler Gebilde, vonMärkten und Kommunikationskanä-
len sowie die angewachsene Zahl aktiv beteiligter und passiv betroffener Per-
sonen bedeuten auch faktisch eine Verringerung der Wahrnehmbarkeit und
»Relevanz der einzelnen Stimme« (Jörke 2019: 145). Eine nicht nur empfun-
dene Hilflosigkeit gegenüber ökonomischen und politischen Entwicklungen,
wie Finanz- und Staatsschuldenkrisen sowie die Entkoppelung des Indivi-
duums von politischen Entscheidungsprozessen mit der Begründung durch
so genannte Sachzwänge (Dörre 2019: 43f.; Séville 2017: 425f.) als auch eine
immer schnellere Abfolge technischer Innovationen schüren eine »Denorma-
lisierungsangst vor einer völlig unbekannten Zukunft« (Link 2018: 272). Jene
Angst resultiert aus einem Gefühl einer von Habermas, Nida-Rümelin und
Bofinger (2012) konstatierten »Ohnmacht«. Das Individuum bemerkt im 21.
Jahrhundert, dass es sich in einem Strudel unterschiedlicher und zum Teil
paradoxer »grundlegende[r] und tief greifende[r] Veränderungen, die zwar
relativ langsam vor sich gehen, sich dafür aber über eine große Zeitspanne
hinziehen und den Rahmen bilden für viele andere, davon beeinflusste Ent-
wicklungen« (Piepenbrink 2015: 2) befindet. Begriffe wie »Postdemokratie«
(Crouch 20044) und der Bundeskanzlerin Angela Merkel nachgesagte Begriff
4 Stephan Lessenich (2019: 15) stellt Crouchs Niedergangserzählung eine Dialektik der
Demokratie entgegen: »Das demokratische Berechtigungsniveau wird nach und nach
höhergeschraubt – doch auf ihrem scheinbar kollektivenWeg nach oben lässt die De-
mokratie immer auch wieder ganze Kollektive zurück.« Lessenich (ebd.: 37) argumen-
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der »marktkonformen Demokratie« (von Altenbockum 2012) sind sowohl In-
terpretation als auch Treiber derWahrnehmung der Bedeutungs- undMacht-
losigkeit des/der Einzelnen. Solch ein angstbesetzter Kontrollverlust (Bude
2014: 9f.) weckt bei Individuen und Institutionen gleichermaßen eine Nach-
frage an Handlungsempfehlungen, die gelingende Anpassungsleistungen be-
schreiben und die Zukunft als feststehende Größe, zu der es sich bloß noch
angemessen bis gewinnbringend zu verhalten gilt, erscheinen lassen.
Eine als unsicher wahrgenommene5 Welt schafft eine Nachfrage nach
Handlungssicherheit. Diese Marktchancen werden von Beratungsfirmen,
wie z.B. dem Zukunftsinstitut (ZI), genutzt. In diesem Beitrag setzen wir uns
insbesondere mit den vom ZI konstruierten Erzählungen über die Zukunft
auseinander. Als Untersuchungsgegenstand wurde das ZI gewählt, da dieses
sich nicht allein auf Unternehmensberatung konzentriert, sondern sich
darüber hinaus in viele öffentliche Debatten in der Bundesrepublik Deutsch-
land publizistisch (Horx 2017) als auch medial (Horx 2007) einbringt, vom
Evangelischen Pressedienst (Rust 2008: 138) ebenso wie vom Greenpeace-
Magazin (2019) zitiert und auch in wissenschaftlichen Journals als Quelle
angegeben wird (Burel 2017: 124f., 128). Dies unterstellt keine hegemoniale
Stellung für die Definition des Megatrendbegriffs. Das Privatunternehmen
Zukunftsinstitut GmbH ist jedoch eine laut vernehmbare und durch Mat-
thias Horx charismatisch personalisierte Stimme innerhalb des Diskurses.
Insbesondere die starke Fixierung auf die Person Matthias Horx zeichnet
das ZI vor anderen Unternehmensberatungen wie KPMG oder PWC aus, die
sich viel mehr auf das Kerngeschäft der Unternehmensberatung fokussieren.
Ob auf der Holzschutztagung (Knauf 2012), bei der ökologischen Strate-
gieentwicklung von Industrie 4.0 (Kampker/Deutskens/Marks 2015: 77), der
Feuerwehr (Klamert 2019), der Schuhindustrie (Sauerbier 2019), der Kosmetik
(Hinterkörner 2019), in Fragen zukünftiger Ernährung (Glogowski 2019; Us-
leber 2019), der Architektur (Boße 2019) oder des nachhaltigen Konsums im
tiert, dass diejenigen, die in liberalen Demokratien Mitbestimmungsrechte erhalten,
diese gegen andere verteidigen. Er sieht dabei die vom politischen Entscheidungspro-
zess exkludierenden Konfliktlinien zwischen a. Besitzenden und Nichtbesitzenden, b.
der Konkurrenz unter den Nicht-Besitzenden und c. Staatsbürger*innen und Nicht-
Staatsbürger*innen verlaufen.
5 Obgleich in der westlichenWelt zahlreiche Quellen der Unsicherheit nahezu beseitigt
worden sind: So ist die Kriegsgefahr in Europa als niedrig einzuschätzen, ausreichen-
demedizinische Versorgung ist inWesteuropa nahezu für alle Bevölkerungsschichten
zugänglich und Missernten stellen kaum eine Gefahr für das Individuum dar.
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Allgemeinen (Dziemba/Wenzel 2014: 118f., 120, 130); das Megatrendnarrativ
des Zukunftsinstituts findet sich in vielen Bereichen, die Nachhaltigkeit
betreffen und entfaltet dort eine bestimmte und bestimmbare Wirkung.
Unsere These besagt, dass dieses Narrativ Nachhaltigkeit nicht systematisch
befördert, sondern bestenfalls akzidentiell hervorzubringen vermag.
Einfach lesbare Fahrpläne (Zukunftsinstitut 2018a) machen Zukunft auf
den Schwingen des Megatrendbegriffs des ZIs versteh-, erklär-, berechen-
und damit auch potentiell planbar. So entfaltete und entfaltet der BegriffMe-
gatrend Attraktivität und Wirkmächtigkeit im außerakademischen Diskurs.
Der Begriff dient – wie hier in diesem Beitrag gezeigt wird – erstens der
Reduktion von Komplexität, zweitens der Bewältigung tiefgreifender Verun-
sicherungen in Wirtschaft (Opaschowski 2015: 42), Politik und Gesellschaft,
drittens als kategorischer Imperativ6 zur Anpassung an Veränderungen, die
als unausweichlich gerahmt werden, viertens als Mittel zur Produktwerbung
sowie fünftens dem Schüren von Ängsten, Hoffnungen und der Bestätigung
sowie Reproduktion eines Kulturpessimismus bzw. -optimismus. Der wis-
senschaftliche Nutzen des Begriffs kann in Frage gestellt werden (Rust 2008),
die diskursive Wirkmächtigkeit jedoch kaum (Simon 2011: 184). Sowohl die
Formen des Erzählens über Megatrends als auch deren Inhalte beeinflussen
Denken und Handeln an entscheidenden Stellen in Wirtschaft, Verwaltung,
aktiver wie passiver Zivilgesellschaft und Politik. Der Megatrendbegriff wur-
de zum Buzzword in Drittmittelanträgen, zum sozial akzeptierten Muster
der Problembetrachtung, fand Eingang in das, was als Common Sense bezeich-
net werden kann und spielt eine zentrale Rolle bei der Legitimierung von Lö-
sungsvorschlägen sowie folgenreicher Entscheidungen auf allen Diskursebe-
nen. Vor diesem Hintergrund erscheint ein Blick auf die vielfältigen Implika-
tionen und Wirkungen des Diskursstrangs zu Megatrends vielversprechend.
Zur Rekonstruktion des Diskursstranges wurden Webauftritte und frei ver-
fügbare Publikationen des ZIs und die Webpräsenz der Foresight Company
Z_punkt (als Vergleichsfolie) kursorisch ausgewertet. Ziel ist es, einen Bei-
trag zur Aufhellung von Nutzen und Fallstricken des Begriffs im »Interdis-
kurs«7 (Link 1986: 5f.) und dessen dortiger diskursiver Architektur zu leisten.
6 Handle stets gemäß dem allgemeinen Trend.
7 Link unterscheidet zwischen naturwissenschaftlichen, humanwissenschaftlichen und
interdiskursiv dominierten Spezialdiskursen (z.B. Theologie und Philosophie). Aus
diesen Spezialdiskursen »sammelt sich nun in den Redeformen mit totalisierendem
und integrierendem Charakter (z.B. Journalismus, z.B. Populärwissenschaft und Po-
pulärphilosophie) ein stark selektives kulturelles Allgemein-Wissen [sic!], dessen Ge-
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Aus diesem zugrunde liegenden Datenkorpus können die Megatrends des ZIs
als Erzählungen von Zukünften, die aus anekdotischen Episoden der jüngsten
Vergangenheit abgeleitet wurden, verstanden und aus dieserWarte heraus in-
terpretiert werden. Vom ZI werden Aussagen über Skalierungspotentiale aus
anekdotischen Erzählungen abgeleitet, die sich ausschließlich auf marktori-
entierte Bewertungskriterien beziehen und keinen gedanklichen Raum für
Reversibilität zulassen, um das als komödiantisch zu verstehende Emplot-
ment nicht zu gefährden. Im Gegensatz zum ZI steht die mit wissenschaft-
lichen Methoden arbeitende Zukunftsforschung8, die von Beginn an von »ei-
ner Fülle möglicher Zukünfte« (Jungk 1968: 4-7, zitiert nach Seefried 2015: 356)
ausgegangen ist, die in Bezug stehen zu gegenwärtigen Entscheidungen und
stets mit Unsicherheiten behaftet sind. Bei Horx hingegen bleibt der zu Bera-
tende in einer passiven Position gegenüber irreversiblen Entwicklungen, die
als nahezu eindeutig gerahmt werden. In drei Dimensionen wollen wir den
Megatrendbegriff des ZIs beleuchten. Wir betrachten diese Auflistung nicht
als abgeschlossen und hoffen, mit diesem Aufsatz weitere Beschäftigung mit
der diskursiven Funktion des Begriffs anzustoßen.
Die Orientierungsdimension des Megatrendbegriffs
Diskurse um Megatrends verschränken (Jäger 2015: 80f., 86f.) sich in erzäh-
lerischer Form mit anderen Diskursen, wobei lediglich semipermeable Ein-
flussnahme in den Veröffentlichungen des ZIs angenommen wird. Der jewei-
ligeMegatrend beeinflusst (vermeintlich) nur die nach Beratung undWeisung
suchende Organisation, mit deren zukünftiger Entwicklung ein bestimm-
ter Megatrend in Verbindung gebracht wird. Die zu beratende Organisation
bleibt hingegen (vermeintlich) unbedeutend für die zunehmende Manifesta-
tion desMegatrends, da derselbe als Teilaspekt der Umwelt der jeweiligen Or-
ganisation angesehenwird. Zweifelsfrei aber stützt die jeweiligeOrganisation
den Megatrend ebenso durch Affirmation, ihrer Eigenlogik entsprechenden
samtheit hier Interdiskurs genannt wird. Der Interdiskurs ist nicht wie die Spezialdis-
kurse explizit geregelt und systematisiert, ihm werden keine Definitionen abgefor-
dert, keineWiderspruchsfreiheit usw. […] bildlich haben wir den Interdiskurs als ›fluk-
tuierendes Gewimmel‹ zu kennzeichnen gesucht.« (Link 1986: 5f.).
8 Beispielhaft können die Sozialforschungsstelle Dortmund (sfs), das Sekretariat für Zu-
kunftsforschung, das Institut fürArbeit undTechnik (IAT) unddas Institut für Zukunfts-
forschung und Technologiebewertung (IZT) genannt werden (Rust 2008: 24).
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Reaktionen und diskursive Reproduktion. Die Megatrend-Erzählungen han-
deln von unumgänglichen Veränderungen auf allen Diskursebenen – vomAll-
tag über Wirtschaft, Politik, Wissenschaft bis hin zu religiösem Glauben und
Praxis des Geschlechtsverkehrs (Horx 2017). Ohne Anpassungsleistungen an
die als unumgänglich dargestellten Veränderungen – so die Botschaft des ZIs
– gerät der jeweilig diskursivmitMegatrend-Erzählungen in Zusammenhang
gebrachte soziale Ort in Gefahr der Destabilisierung oder versäumt zumin-
dest die Realisierung von Wachstumschancen.
Die Verschränkung mit dem Megatrend-Diskurs ist ein Tanz um als fra-
gil gerahmte Organisationen. Stabilität erreicht die Organisation bei Adapti-
on an die erwarteten Veränderungen durch den oder die Megatrends, fragil
werden sie durch Beibehaltung des Status quo. DieWaage zwischen Fragilität
und Stabilität wird in den Organisationen eigentlich geeicht auf die Leitdiffe-
renz des jeweiligen Funktionssystems (z.B. Politik, Familie, Wirtschaft) (Luh-
mann 2009: 241). Doch das ZI setzt allein die ökonomische Leitdifferenz an,
auch wenn Megatrends durch das ZI (o.J. a) holistisch beschrieben werden.
Dies kann–wenn die Leitdifferenz der zu Beratenden nicht durchGewinn/Ver-
lust beschrieben wird – in »eine Art dezentrale Nervosität, die sich in unent-
wegtes Suchen nach Problemlösungen umsetzt, ohne Garantie für integrier-
bare Gesamtlösungen« (Luhmann 2009: 245) führen. Hierdurch ergibt sich in
den öffentlichen Beiträgen des ZIs ein Highlighting bestimmter Anekdoten
bei gleichzeitiger Vernachlässigung (Hiding) anderer – zum Teil gegenläufi-
ger – ebenfalls anekdotischer Erzählungen, um einen möglichst hohen Grad
von Persuasivität zu erreichen. Daraus resultierend werden Bewertungskri-
terien nahegelegt, welche nicht allen Handlungsmotiven gerecht werden. Die
Problematik inadäquater Leitdifferenz lässt sich an zwei Beispielen verdeut-
lichen:
a. Das ZI als ein erfolgreiches Modell halböffentlicher9 Unternehmensbe-
ratung bewertet gesellschaftliche Veränderungen, die Unsicherheit mit sich
bringen, aus der Sicht potentieller betriebswirtschaftlicher Kapitalmehrung
oder -einbußen. Matthias Horx (2001: 12) macht die Orientierungsdimensi-
on seines Instituts explizit: »Der Markt: Er ist […] das verletzliche Herz der
menschlichen Kultur, die erste Sphäre der Öffentlichkeit und des Sozialen.«
9 Die Firma ist in den sozialen Netzwerken, wie z.B. YouTube, sehr präsent, wohingegen
ihre Studien wahrscheinlich vor allem aufgrund ihrer Hochpreisigkeit in Universitäts-
bibliotheken kaum zu finden sind.
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So wird die Sammlung umfangreicher Patientendaten im Rahmen des Mega-
trends Gesundheit »branchenübergreifend [zum] Quell neuer Wertschöpfung«
(Zukunftsinstitut o.J. b), und selbst in der Beschreibung des Megatrends Si-
cherheit bleibt Big Data ein »Quell der Wertschöpfung« (Zukunftsinstitut o.J.
c). Die Ereignisse der Welt werden auf die Möglichkeit der Erwirtschaftung
von Gewinnen reduziert und die durch das ZI identifizierten Megatrends be-
stimmen, auf welche Weise Unternehmen zukünftige Gewinne realisieren
können. Dabei wird jeder Trend als Marktchance interpretiert, ohne dabei
auf Gefahren, Probleme und Antagonismen hinzuweisen.
Die Reaktion auf Umweltprobleme, die das ZI als Megatrend Neo-Ökologie
(Zukunftsinstitut o.J. d) identifiziert, kann auf diese Weise gar keine Kri-
tik am Wirtschaftssystem beinhalten, da dieser nicht als Mittel zum Zweck
des Erhalts lebensfreundlicher Bedingungen auf dem Planeten Erde gerahmt
wird, sondern als Mittel zur erfolgreichen wettbewerblichen Durchsetzung
im bestehende System der Produktion und Distribution von Waren. So heißt
es auch im ZI Österreich: »Effizienz ist der Weg zu grünem Wohlstand und
wirtschaftlicher Stabilität.« (Gatterer/Schuldt/Varga 2014: 32) und unterbe-
lichtet auf diese Weise die Nachhaltigkeitsstrategien der Suffizienz und Kon-
sistenz. Dies wäre im Grundsatz kaum problematisch, wenn nicht der Begriff
des Megatrends erstens von Naisbitt (1984) weiter gefasst worden wäre und
damit andere Leitdifferenzen miteinschlösse und zweitens der Megatrendbe-
griff im »Interdiskurs« (Link 1986: 5f.) auch auf andere Systeme übertragen
werden würde. So wird z.B. auch Gemeinnützigkeit (Gatterer/Schuldt/Varga
2014) unter diesen Vorzeichen behandelt.
b.Die imSinne einer staatlichenRegulierung und imdiskursivenUmgang
(Fuchs 2019: 12; Pille 2016) immer noch als neu zu bezeichnenden sozialenMe-
dien strahlen stark auf den Interdiskurs aus. Auch wenn das ZI keine hohen
Klickzahlen auf YouTube erreicht, wird mit der stark fokussierten Marktori-
entierung wohl Breitenwirkung angestrebt. Dies kann problematische Aus-
wirkungen auf den Nachhaltigkeitsbegriff innerhalb des öffentlichen Diskur-
ses haben. Die Orientierung des Megatrendbegriffs auf eine kunden- und ge-
winnorientierten Leitdifferenz wird auch in diesen Medien unreflektiert auf
andere Teilsysteme übertragen. So behält etwa Lena Papasabbas, Mitarbei-
terin des ZIs, die Marktorientierung ihrer Megatrendforschung auch dann
bei, wenn sie anekdotenhaft ein soziologisches Bild ihrer eigenen Generation
zu zeichnen anstrebt. Sie konstruiert ihre Generation paradox als eine be-
sonders an Nachhaltigkeit orientierte Generation mit Reisedrang (Papasab-
bas/Horx 2018: 06:00). So wird das vorerst gescheiterte Vorhaben »The Ocean
Quid agis, Megatrend? 89
Cleanup« des jungen niederländischen Erfinders Boyan Slat allein durch den
hohen Betrag, der durch Crowdfunding eingeworben werden konnte, von ihr
als »unheimlich erfolgreich« (ebd.: 12:22) beschrieben. Auch in anekdotischen
Erzählungen über andere Projekte, die als Beispiel für die Nachhaltigkeits-
bestrebungen einer konstruierten »Generation Global« (ebd.: 7:30) angeführt
werden, erfolgt keine Bewertung etwa hinsichtlich des Erreichens von Nach-
haltigkeitszielen, sondern eine Elaboration darüber, wie viel Aufmerksamkeit
den Projekten international geschenkt wurde und, damit einhergehend, wel-
che Marktchancen sie haben könnten. Die Anwendung der binären Codie-
rung Markterfolg/-misserfolg auf Nachhaltigkeit transformiert Nachhaltigkeit
vom Zweck zum Mittel, wie etwa folgendes Zitat illustriert: »Nachhaltigkeit
boomt wie nie zuvor. […] Wer sich offensiv einer nachhaltigkeitsorientierten
Wertschöpfungskette stellt, kann enorme Chancen für neues Wachstum rea-
lisieren.« (Henkel 2015). Diese Zweck-Mittel-Umkehrung führt – wenn über-
haupt – nur zufällig zu einer Beförderung ökologischer Nachhaltigkeit. Ein
funktionierendes Zusammenspiel von ökonomischem Wachstum und Nach-
haltigkeit wird indes im Inter- als auch Spezialdiskurs heftig diskutiert (z.B.:
Adler/Schachtschneider 2017, Adloff 2015: 82, Best 2019: 33, Latouche 2015,
Miegel 2010, Paech 2012, Schneidewind/Palzkill-Vorbeck 2011, Seidl/Zahrnt
2010, Stengel 2011, Stengel 2016, Welzer/Wiegandt 2014). Die Orientierung
an betriebswirtschaftlichen Zielen bleibt dabei freilich durch die Spielregeln
des Kapitalismus bzw. der Marktwirtschaft legitimiert. Allerdings gibt es in
der Wissenschaft eine breite Diskussion darüber, ob ökonomisches Wachs-
tum nicht eng an CO2-Emissionen gekoppelt ist (z.B. Mardani/Streimikie-
ne/Cavallaro et al. 2019, Schröder/Storm 2018).
Die Reversibilitätsdimension von Megatrends
Trotz vor allem anekdotischer Beweisführung rahmt das ZI Megatrends als
irreversibel, indem sie als »Entwicklungskonstanten« (Zukunftsinstitut o.J.
a) bezeichnet werden. Tristan Horx, der Sohn des Gründers des ZIs, sagt in
einem Vortrag über den Megatrend Urbanisierung: »[…] [die Urbanisierung]
wird immer so weitergehen« (Papasabbas/Horx 2018: 12:43). Damit wird die
Nachfrage nach Handlungssicherheit bedient, allerdings auch jedweder Falli-
bilismus, und damit der Anspruch auf Wissenschaftlichkeit aufgegeben und
die Realität negiert. Mitte der Siebziger wurde Stadtflucht im Sinne einer
Suburbanisierung beklagt (Heuer 1977). Dies kann durchaus wieder der Fall
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werden.10 Abhängig ist dies von »diskursive[n] Ereignisse[n]«11. Diskursive
Ereignisse können sich beschleunigend oder verlangsamend auf eine iden-
tifizierte Großentwicklung auswirken. Diskursive Ereignisse können Mega-
trends sogar umkehren. Um die Nachfrage nach Handlungssicherheit bedie-
nen und gleichzeitig auf solche Veränderungen reagieren zu können, braucht
das ZI eine intellektuell ansprechende Absicherung. Zur rhetorischen Absi-
cherung und Verargumentierung baut Horx die Geschichtsphilosophie des
19. Jahrhunderts in seine Methodenerzählung ein. Dafür bedient sich Horx
beim deutschen Idealisten Georg Wilhelm Friedrich Hegel. Horx spricht von
»Gegentrends« (Horx 2015), die sich jedoch bei ihm dialektisch in von ihm
definierten Megatrend auflösen bzw. synthetisieren. Dies ist ein instrumen-
teller Einsatz vonHegels Geschichtsphilosophie, der unterkomplex und »stra-
tegisches Handeln« (Habermas 1995: 130ff.) bleibt, da er nur dazu dient, die
eigenen Thesen vor Falsifikation zu schützen.
Um sich der Reversibilitätsdimension nähern zu können, müssen die un-
terschiedlichen von Horx identifizierten Megatrends in vier Kategorien se-
ziert werden, deren Konstruktion unterschiedliche Stabilität aufweist. Wir
unterscheiden erstens Konstrukte, die entweder zur Simplifizierung derWirk-
lichkeit dienen oder Hilfskonstruktionen für Narrative und/oder Ideologien
sind, zweitens immer wieder neu auszuhandelnde Interpretationen »sozialer To-
talphänomene [Hervorhebung durch die Autor*innen]« (Mauss 1999: 17f.) mit
ebenfalls der Funktion von Simplifizierungen oder Hilfskonstruktionen sowie
drittens die Interpretation vonWissensbeständen, denen durch methodische Fal-
sifikationsversuche mehr oder minder hohe Robustheit zugeschrieben wer-
den kann. Viertens lassen sich bereits heute weitestgehend funktionsfähige
und gesellschaftlich angenommene (Rogers 1983: 241-270) technische Neuerun-
gen als letzte Kategorie nennen. Mithilfe dieser Heuristik wird im Folgenden
geklärt werden, mit welcher Wahrscheinlichkeit sich die von Horx identifi-
ziertenMegatrends überhaupt umkehren können.Dabei gilt, dass sich gesell-
10 Nach Analysen des BBSR (Milbert 2017: 8) sind neben dem evidenten Erstarken von
Städten und Agglomerationsräumen ebenso gleichzeitig verlaufende Suburbanisie-
rungstendenzen zu beobachten.
11 »Als diskursive Ereignisse sind […] nur solche Ereignisse zu fassen, diemedial groß her-
ausgestellt werden und […] die Richtung und Qualität des Diskursstrangs, zu dem sie
gehören, mehr oder minder stark beeinflussen.« (Jäger 2004: 162). So war der Super-
GAU in einemAtomkraftwerk im japanischen Fukushima ein Ereignis, das starken Ein-
fluss auf den Diskurs hatte, während der GAU in Harrisburg/PA im Jahre 1979 kein dis-
kursives Ereignis war.
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schaftliche Konstrukte potentiell immer ändern können, auchwenn diese sich
um soziale Totalphänomene herum strukturieren. Auch wissenschaftlich ro-
bustes Wissen ist nicht apodiktisch, jedoch nur unter großem Aufwand allein
erzählerisch umzuformen, wie man das z.B. bei Klimawandelleugner*Innen
findet (Schweiger/Trost 2020). Technische Errungenschaften können aufge-
geben werden, doch dazu braucht es wirksame diskursive Ereignisse. Poten-
tiell jedoch ist es möglich, dass sich technische Großentwicklungen mitsamt
ihren sozialen Implikationen umkehren. Beispiele aus diesen vier Ebenenmit
unterschiedlichem Regressionspotential werden im Folgenden betrachtet.
a. (Soziale) Konstrukte
Einer unzulässigen Simplifizierung geschuldet sind dabei unter anderem Be-
schreibungen der Jugend als Generation X, ein Begriff aus der Feder des Ro-
manautors Douglas Coupland (2004), und die ohne Couplands schriftstelle-
risches Zutun fortgeschriebene Genealogie, Generationen Y und Z. Auch die
Vorstellungen von Papasabbas und TristanHorx’ Generation Global (Papasab-
bas/Horx 2018) gehen in diese Richtung.Dabei hat Papasabbas weder den glo-
balen Süden12 im Blick, noch die Lebenswirklichkeit der Jugend in Deutsch-
land, von der sie behauptet, sie hätte »neue Werte, neue Haltung« (Papas-
abbas/Horx 2018: 03:00) durch gesteigerten Wohlstand, Reisen und die Be-
nutzung von digitalen und vernetzten Endgeräten erworben. Der Soziologe
Martin Schröder (2018) zeigt dieser These widersprechend auf, dass eine re-
lativ stabile Haltung und Lebenszielsetzung zwischen den Generationen zu
verzeichnen ist – und dies von der als skeptisch bezeichneten Nachkriegs-
generation bis zur »Generation Schneeflöckchen« (Fox 2017: 57-144). Die breit
angelegte Shell-Studie von 2015 bestätigt dies in Teilen ebenfalls.Mit Blick auf
Erwartungen an die Berufstätigkeit rangiert derWunsch nach einem sicheren
Arbeitsplatz weiterhin vor dem Ziel, etwas Nützliches für die Gesellschaft zu
12 Papasabbas meint in dem hier genauer beleuchteten Vortrag auf YouTube: »Fast je-
der auf derWelt hat heutzutage ein Smartphone« (Papasabbas/Horx 2018: 02:17), was
nicht mal auf die Hälfte der Menschen dieses Planeten zutrifft (Silver 2018). Daran
zeigt die westliche Zentrierung desMegatrend-Begriffs des Zukunftsinstituts. Die Vor-
stellung, dass es überall so zugehe, wie in den boomenden westlichen Metropolen
lässt dann auch zu Aussagen hinreißen wie: »Es gibt zum Beispiel in jeder Stadt, egal
ob in Europa oder in den USA oder auch Asien, Urban-Gardening-Projekte.« (Papasab-
bas/Horx 2018: 09:59).
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tun (Albert/Hurrelmann/Quenzel 2015: 81). Mehr als doppelt so viele Jugend-
liche sehen politischen Handlungsbedarf für die Familie als dringlicher an
als für den Bereich Umwelt- und Naturschutz (ebd.: 171). Daran ändern Phä-
nomene wie »Fridays for Future«, Urban Gardening-Projekte oder »Occupy
Wall-Street« kaum etwas und solche Bewegungen passen auch kaum zur Kon-
struktion einer Generation Global. Tristan Horx ergänzt Papasabbas auf der
auf YouTube abrufbaren Veranstaltung, indem er die These äußert, dass die
Individuen der Generation Global »wissen und verstehen, dass sie im globalen
Netzwerk auch funktionieren müssen« (Papasabbas/Horx 2018: 05:20), was
nicht nach Protest und der Durchsetzung »neuerWerte« (ebd.: 03:00) klingen
mag, sondern nach Anpassung an die vom ZI erkannten, postulierten und als
unumkehrbar identifizierten Megatrends. Die Einzeltrends der Generation
Global sind bei Papasabbas der Blick auf Nischenphänomene, von denen be-
hauptet wird, sie breiteten sich überall auf dem Globus aus (ebd.: 06:38), was
ohne Beleg bleibt. Abgeleitet wird aus dieser Behauptung, die Übernahme von
Verantwortung zum Schutz des Klimas und der Umwelt durch die Generati-
on Global. Die anekdotenhafte Beweisführung beschränkt sich in ihren Prot-
agonisten auf Mitglieder einer Diskurselite bzw. verliert dadurch eine sich
in postindustriellen Zeiten verkleinernde Mittelschicht aus dem Blick. Den-
noch gilt hier, dass das, was die Menschen als real konstruieren, real in seinen
Auswirkungen ist (Thomas 1928: 572), jedoch nur so lange die dafür notwen-
digenmateriellen Bedingungen vorhanden sind diese Auswirkungen tatsäch-
lich zu zeitigen. Das macht die Megatrends, die von Medien und Beratungs-
institutionen konstruiert werden, voraussetzungsvoll und damit zur fragils-
ten Kategorie im Sinne einer Reversibilität. Eine durchgehende ökonomische
Boomphase ist notwendig, um einen freiwilligen Postmaterialismus (Papas-
abbas/Horx 2018: 11:12) aufrechtzuerhalten. Die globale Wirtschaftskrise, die
in der Immobilienkrise in denUSA im Jahre 2007 ihren Anfang nahm, hat sich
in den Nationalökonomien unterschiedlich ausgewirkt, aber eins zeigte sich
global: Erst durch diesen unfreiwilligen Postmaterialismus gingen die Emis-
sionen von Treibhausgasen merklich und nachweislich zurück (Peters/Mar-
land/Le Quéré et al. 2012). Die postmateriellen Nachhaltigkeitsbestrebungen
der Generation Y (Huber/Rauch 2013: 30, 36) haben hingegen kaum Impact
auf die Menge der klimawandeltreibenden CO2-Emissionen (World Meteoro-
logical Organization 2019). Auf Megatrends, die ohne Anbindung an Natur,
Wissenschaft oder technischen Innovationen bleiben, ist nur geringer Ver-
lass. Trotzdem werden sie vom ZI (2018a) als Fahrplan dargestellt, obgleich
sie mehr einem Pogo-Tanz auf dünnem Eis gleichen. Diese Megatrends kön-
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nen sich bei Änderungen von Randbedingungen schnell sogar in ihr Gegenteil
verkehren, wohingegen die Sehnsucht der Menschen nach psychischer und
physischer Stabilität einen durchgehend hohen Stellenwert hat. Dies jedoch
als Megatrend verkaufen zu wollen, befriedigt kaum eine Nachfrage nach Zu-
kunftswissen und Handlungssicherheit in unsicher erscheinenden Zeiten.
b. Soziale Totalphänomene
Megatrends haben jedoch nicht nur imaginierte Simplifizierungen von kaum
eingegrenzten Personengruppen zum Gegenstand. Sie behandeln auch »so-
ziale Totalphänomene« (Mauss 1999: 17f.), also basale anthropologische Kon-
stanten, mit der sich jede Kultur an jedem Ort und zu jeder Zeit auseinan-
dersetzen muss. Diese Totalphänomene umfassen u.a. Geburt, biologische
Reproduktion, Nahrung, Tod, Wetter wie auch selbst- oder fremdbestimm-
te Zuordnung eines Menschen zu einem oder mehreren Geschlechtern. Horx
(2011: 96-110) rief den »Megatrend Frauen«13 aus und dieser Megatrend war
in bestimmten Sektoren auch stabil, auch wenn sich die von Horx prognosti-
zierten Zahlenwerte nicht in Gänze bewahrheiteten und auch seineWortwahl
2020 nichtmehr opportun erscheinenwürde.Die Präsenz von Frauen hat sich
in historisch vornehmlichMännern vorbehaltenen gesellschaftlichen Sphären
zum Teil sogar überproportional14 erhöht. Diskursiv hat sich die Erwerbsar-
beit von Frauen sogar in konservativ orientierten Medien als auch aus so-
13 In diesem Text erklärt Horx seinen Leser*innen, Unterschiede zwischen Männern und
Frauen evolutionsbiologisch (Horx 2011: 100f.).
14 Frauenanteil in ausgewählten Berufen (Stand: 30.06.2017):MedizinischeGesundheits-
berufe: 82,7 %; Berufe in Recht und Verwaltung: 75,7 %; Berufe in Unternehmens-
führung: 64,3 %; Berufe in den Geistes-, Gesellschafts- und Wirtschaftswissenschaf-
ten: 63,3 %; Berufe in der Finanzdienstleistung, Rechnungswesen und Steuerberatung:
61,7 %; Lehrende und ausbildende Berufe: 55,3 %; Werbung, Marketing und redaktio-
nelle Medienberufe: 54,1 % und sogar die weiblichen Angehörigen der Streitkräfte be-
tragen bereits 41,5 % (Statista 2019). Der Frauenanteil an deutschen Hochschulen lag
2017 mit 39 % so hoch wie noch nie. Allein von 2016 auf 2017 stieg der Frauenanteil
um 2,5 % (Forschung und Lehre 2018). Selbst in den starkmännlich dominiertenMINT-
Berufen steigenmindestens seit 2013 dieAnteile der Frauen kontinuierlich an (Statistik
der Bundesagentur für Arbeit 2019: 38). In Deutschland stieg auch der Anteil weibli-
cher Führungskräfte an (Statistisches Bundesamt 2011); dieser lag 2017 bei 29,4 %. Im
EU-Vergleich bewegt sich Deutschland damit im unteren Drittel: Lettland weist bei-
spielsweise den höchsten Anteil von 46,3 % weiblicher Führungskräfte auf (Eurostat
2020).
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ziologischer Sicht in weiten Teilen der Mittelschicht (Reckwitz 2019: 91, 110ff.)
normalisiert und die Unterrepräsentation von Frauen befindet sich in nahezu
allen Sektoren in der Bundesrepublik Deutschland auf demRückmarsch (Ber-
ner/Vogel/Wettstein/Tesch-Römer 2019: 140; Faust/Assmann 2014: 145; Meyn
2019; Reckwitz 2019: 111; Wagner 2017: 25).
Die kommerzielle Megatrendforschung nimmt in Anekdoten und verall-
gemeinernden Aussagen Bezug auf solche Prozesse und skaliert diese für die
westliche Welt, wobei sie sich auch dort vor allem auf eine akademisch ge-
bildete, relativ einkommensstarke weibliche Diskurselite bezieht. Dies zeigt
sich zum Beispiel bei Papasabbas (2018) darin, dass jene, die nicht ins op-
timistisch-feministisch konnotierte Selbstbild der eigenen Konstruktion der
eigenen Generation passen wollen, pejorativ als »Prolls« (ebd.) bezeichnet
werden und bei Horx in einer als hegelianisch gerahmten Synthese (Horx
2015) aufgehen sollen. Diese »Prolls« haben dann – im konstruierten Gegen-
satz zum eigenen ebenfalls wenig komplexen und widersprüchlichen Sitten-
gemälde, das Papasabbas malt – nicht eine andere, sondern »eine einfache
[…] Rollenaufteilung« (Papasabbas 2018). Negativ konnotierte und zur eige-
nen These gegenläufige Trends werden durch Papasabbas (ebd.) zwar beach-
tet, sind jedoch kein Grund zur Modifikation der eigenen These. Sofern Me-
gatrends globale Veränderungen markieren sollen (Zukunftsinstitut o.J. a),
sollte zur Konstituierung eines umfänglichen Gender Shift jedoch nicht al-
lein in die Filterblase ökonomisch prosperierender westdeutscher Großstäd-
te geblickt werden: Die Re-Islamisierung der Türkei (Somer 2015) und Tu-
nesiens (Aldailami/Zapf 2018: 328f.), das Missverhältnis von Hochschulabsol-
ventinnen und beruflichem Erfolg von Frauen (Gorges 2019: 72)15, die immer
noch nicht eingedämmte Beschneidung von Frauen in ihrer schrecklichen
Tragweite in nicht unerheblichen Teilen Afrikas (WomanStats Project 2015),
die Aussagen des amerikanischen Präsidenten Donald Trump über Frauen
(Wiesner 2016), die Erfolge der Rechtspopulisten und ihr patriarchales Fa-
milienbild nicht nur (Hentges/Nottbohm 2017: 167-208) in den europäischen
Viségrad-Staaten (Amjahid 2019), sondern ebenfalls im Osten der Bundesre-
publik Deutschland,wie die Landtagswahlen im Jahr 2019 zeigten: Trotz eines
15 Darüber hinaus geben die aufgezeigten Entwicklungen zum steigenden Frauenanteil
in den dargestellten Berufsgruppen (siehe Fußnote 14) keine Einsicht in die konkret
ausgeübten Berufe und Tätigkeiten. Somit können hierbei auch keine Aussagen zum
Inhalt, zur Position, zum Verdienst, zur Voll- oder Teilzeitbeschäftigung sowie zu Kar-
rieremöglichkeiten getätigt werden.
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regressiven Frauen- und Familienbildes konnte die Alternative für Deutsch-
land (AfD) dort horrende Zugewinne an Wählerstimmen verzeichnen. Die
Wähler*innen hielten diese Haltung zu Genderaspekten zumindest nicht von
der Wahl der AfD ab. Die Lebenspraxis von muslimischen Frauen in Euro-
pa (Krause 2018: 80f.) zeigt zudem vom ZI Megatrend Gender Shift bzw. dem
Megatrend Frauen gegenläufige Tendenzen, die nicht dazu führen, dass »die
Tatsache, ob jemand als Mann oder Frau geboren wird und aufwächst, weni-
ger darüber aus[…]sagt, wie Biographien verlaufen werden« (Zukunftsinsti-
tut o.J. e). Es zeigt sich hier keine hegelianische Synthetisierung.Megatrends,
die »soziale Totalphänomene« (Mauss 1999: 17f.) zum Gegenstand haben, sind
zwar deutlich weniger fragil, jedoch ist auch deren Verlauf nicht wie auf ei-
nem Fahrplan (Zukunftsinstitut 2018a) vorgezeichnet. Die Haltestellen sozia-
ler Totalphänomene müssen bedient werden, aber sowohl Fahrtrichtung als
auch – um im Sprachbild zu bleiben – Fahrzeug sind weniger eindeutig, als
das ZI glauben machen will. Dies ist strategisch jedoch nachvollziehbar. Wen
das ZI als Protagonist*innen vorstellig machen will, sind Konsument*innen
und nicht ausgebeutete, misshandelte und unterdrückte Menschen. Die Ori-
entierungsdimension bestimmt hier die Auswahl der beweisführenden Anek-
doten und bestimmt auch das agierende Personal und deren charakterliche
Eigenschaften. Emanzipierte Frauen gelten als einkommensstärker und eig-
nen sich so besser als Marktteilnehmerinnen, was der eigentliche Grund zu
sein scheint, sie in den Mittelpunkt zu rücken, auch wenn nicht nur in glo-
baler Hinsicht gegenläufige Tendenzen auf eine Weise unleugbar sind.
c. Robuste wissenschaftliche Erkenntnisse
Als dritte Kategorie benennen wir robuste wissenschaftliche Erkenntnisse.
Ihre Robustheit erhalten diese Erkenntnisse durch erstens Peer-Review-
Verfahren in wissenschaftlichen Journals und zweitens durch ihre grund-
sätzliche Falsifizierbarkeit (Popper 1989, 2005). Besonders robust sind neben
den Naturgesetzen auch das Wissen um den Zusammenhang von Treib-
hausgasen und der Erderwärmung (IPCC 2014), der die Bewohnbarkeit des
Planeten für Teile der Menschheit gefährden könnte und als Anstoß zur Kon-
struktion des Megatrends Neo-Ökologie durch das ZI gewesen sein könnte.
Das ZI führt Veränderungen in der natürlichen Umwelt gar nicht in ihren
Megatrends aus. Die Foresight Company Z_punkt, die unter anderem die Au-
tofirma AUDI beraten hat (Glockner o.J.), nimmt hingegen auch Anthropogene
Umweltbelastung (Z_punkt o.J.) als Megatrend auf. Darunter fasst Z_punkt
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nicht nur Klimawandel, sondern auch andere anthropogen verursachte Um-
weltschäden, wie z.B. abnehmende Biodiversität (ebd.). Das ZI beschäftigt
sich mit solchen auf wissenschaftlich begründeten Wahrscheinlichkeiten
beruhenden Zukunftsvorhersagen nicht. Mehr noch: Horx sagt deutlich, dass
er an den Klimawandel nicht glaube (Horx 2007). Daran zeigt sich ganz, dass
alles, was erzählerisch kein Happy End suggeriert, nicht in die Erzählung des
ZIs passt und notfalls durch Horx selbst oder einem seiner Mitarbeiter*innen
unterbelichtet bleibt bzw. bleiben muss/soll.
d. Produkte technischen Fortschritts
Viertens sind sehr häufig Produkte technischen Fortschritts Gegenstand von
Megatrends. Vernetzung, Konnektivität, Mobilität und vor allem Digitalisie-
rung16, die »den Menschen auf sein Menschsein« (Zukunftsinstitut o.J. f, vgl.
auch Zukunftsinstitut o.J. g) zurückwerfen soll, sind die aufgerufenen Me-
gatrends, die das Leben der Menschen dauerhaft ändern sollen. Technische
Innovationen, wenn sie erstens funktionabel, also über den Status als Pro-
totyp hinausgelangt sind, zweitens vom Markt absorbiert oder aber drittens
jenseits von Markt und Staat vertrieben werden unterscheiden sich in der
Frage der Reversibilität deutlich von den drei zuvor genannten Gegenstän-
den der Megatrends. Grundsätzlich ist es möglich von einer DSL-Verbindung
zurück auf den Stand eines 56K-Modems zu wechseln. Grundsätzlich irrever-
sibel ist der technische Fortschritt also nicht. Die sprichwörtliche Unaufhalt-
samkeit technischen Fortschritts ist nicht gegeben. Dies zeigt sich auch em-
pirisch. Es werden aus politischen Gründen technische Entwicklungszweige
nicht weiterverfolgt. Die Energiegewinnung aus Uran und Plutonium wurde
– zumindest in der Bundesrepublik Deutschland – nicht weitergeführt, ob-
gleich die Kernenergie mindestens bis zum Reaktorunglück in Tschernobyl
16 Digitalisierung gefährdet die Bestrebungen, die Energieversorgung zu einemGroßteil
auf Erneuerbare Energieträger umzustellen. Bereits jetzt verursachen digitale Anwen-
dungen 4 % der Treibhausgaremissionen. Im Jahre 2018 verursachte Video-Streaming
weltweit so viel Treibhausgasemissionen wie Spanien in einem Jahr, davon entfallen
27 % auf pornographische Inhalte (The Shift Project 2019). Durch eine Erhöhung der
Übertragungsgeschwindigkeiten und flächenmäßigen Ausbreitung von Endgeräten
und Empfangbarkeit ist damit zu rechnen, dass sich die Treibhausgasemissionen noch
erhöhen. Flächendeckender Empfang mag ein ökonomisch und politisch anstrebens-
wertes Ziel sein, jedoch ist kein Mittel, das zur Umsetzung von Suffizienzstrategien
beiträgt.
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im April 1986 als ein Megatrend der Energiegewinnung bezeichnet werden
konnte. Technische Innovationen sind im Grundsatz reversibel, nicht immer
jedoch ihre Folgen.Mit Exnovationen (Kropp 2015), wie beim Atom- und Koh-
leausstieg, als auch bei Verboten von Kunststoffprodukten mit kurzer Nut-
zungsdauer (Richtlinie (EU) 2019/904), aber in der Umwelt langlebigen oder
gar umweltschädlichenMaterialien, ist immer zu rechnen. Innerhalb der Ent-
wicklung von künstlicher Intelligenz (KI), autonom gesteuerten Fahrzeugen
oder Software, die gegen Datenschutz verstößt, könnte der technische Fort-
schritt ebenfalls aus politischen Gründen gedrosselt oder gar ausgebremst
werden. Solchen demokratisch legitimierten Vorgängen schenkt das ZI kei-
ne Aufmerksamkeit. Das Unternehmen bleibt in der Fortschrittsgläubigkeit
längst vergangener Jahrzehnte verhaftet (Rust 2008: 69-72).
e. Zwischenfazit
Wie in einem Trichter engen sich die Möglichkeiten sozialer Konstruktion
in dieser Betrachtungsdimension immer stärker ein. Das robuste Wissen um
hinreichende Entwicklungen und Zusammenhänge in der Natur lassen weni-
ger Spielraum, um sie in unterschiedliche Narrative mit unterschiedlichem
Personal einzuflechten. Die Besonderheit liegt im Gegensatz zu Konstruk-
ten mit oder ohne Anbindung an soziale Totalphänomene darin, dass kausal
begründeten Vorgänge sich nicht allein über den Gradmesser der Plausibili-
tät messen lassen, sondern im Sinne Bruno Latours, die lange Zeit als allein
durch den Menschen konstruierte Welt »um die Welt der Dinge erweitert«
(Krauss 2011: 595). Der Klimawandel vollzieht sich auch, wenn man ihn leug-
net oder gesellschaftlich wirksame Konstrukte um diesen spinnt oder anders
ausgedrückt: »Diskurse über das Klima sind nicht nur Gerede« (Passoth 2010:
49). »Anthropogene Umweltbelastung« (Z_punkt o.J.) kann als ein Megatrend
mit Auswirkungen auf die gesamte Menschheit bezeichnet werden.
Die Erzählstrukturen der Megatrends des Zukunftsinstituts
Zu unterscheiden sind a. normativ-ontologische Megatrends, also Entwick-
lungen, die postuliert werden (z.B. Neoökologie), b. erfahrungswissenschaft-
lich nachweisbare Megatrends, die konstatiert werden (z.B. soziodemogra-
phischer Wandel), c. tragisch-dystopische Megatrends (z.B. anthropogene
Umweltbelastung), deren Ausweitung verhindert werden soll und d. Rah-
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mentrends (z.B. Demokratie, Kapitalismus), welche die Spielregeln des
Sprechens und Handelns vorgeben, da sie innerhalb des Diskurses hege-
monial sind. Normativ-ontologische Megatrends tauchen beim ZI nur in
einer komödiantisch motivierenden Form auf. Komödie definieren wir nach
Hayden White:
»In der Komödie erscheint die Hoffnung als befristeter Triumph des Men-
schen über seine Welt durch die Aussicht auf gelegentliche Versöhnungen
der in Gesellschaft und Natur wirkenden Kräfte. […] Die Versöhnungen […]
sind Versöhnungen zwischen Menschen, der Menschen mit ihrer Welt; der
Zustand der Gesellschaft erscheint nun reiner, vernünftiger und verbessert,
als Ergebnis des Konflikts zwischen scheinbar unveränderlich widerstreiten-
den Kräften, von denen sich jetzt herausstellt, dass sie auf lange Sicht mit-
einander vereinbar […] sind.« (White 1991: 23)
Der Historiker Hayden White hat sich gefragt, wie die Historiker17 des 19.
Jahrhunderts bei nahezu gleicher Datenlage auf solch unterschiedliche Inter-
pretationen dermenschlichenGeschichte kommen.White hat herausgearbei-
tet, dass die Historiker verschiedene Formen der Erzählung benutzen, welche
die Inhalte konfigurieren. Idealtypisch sind dies Romanze, Satire, Tragödie
und Komödie. Diese verknüpft White mit den vorherrschenden Ideologien
des 19. Jahrhunderts. Diese Überlegungen passen auch für den zur Beratung
vorgesehenen Umgangmit Megatrends. Das ZI inszeniert seine Vorträge und
Erzählungen vorwiegend als Komödien. Dies erscheint auch adäquat zu ei-
ner neoliberalen Ideologie. ImKapitalismus soll Geld investiert werden, sollen
Kredite aufgenommen und mit Zinsen zurückgezahlt werden, sollen Produk-
te erdacht, entwickelt undmit monetärem Gewinn distribuiert werden. Dazu
passen Komödien wesentlich besser als Tragödien, Romanzen oder Satiren.
Der Grund liegt offen: Wer nicht an ein positives Ende der Megatrenderzäh-
lungen glaubt, der ist auch nicht bereit zu investieren, zu entwickeln, zu pro-
duzieren und Waren und Dienstleistungen mit dem Ziele des Verkaufs und
dem nachgeordnet, der Kapitalmehrung, zu bewerben. Normativ-ontologi-
sche Megatrends sind (soziale) Konstrukte und damit fragil und tendenziell
reversibel. Sie sind Postulate, die sich aus gesellschaftlich als bereits beant-
wortet angesehen ethischen Fragestellungen ergeben und deren Umsetzung
17 Hier wurde nur die männliche Form gewählt, da es sich bei den vier durch White un-
tersuchten Historikern ausschließlich umMänner handelt.
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in den Augen der Angestellten und Führungskräfte des ZIs neue Handlungs-
welten eröffnen. Das ZI konzentriert sich auf optimistische Szenarien und
bettet dies in eine zeitgenössische Kultur- undGesellschaftskritik: »Zukunfts-
Visionen werden heute dominiert von Dystopien und nicht mehr vom Glau-
ben an eine bessere Welt.« (Zukunftsinstitut 2018b). Alles ist als Chance zu
begreifen (Seitz 2015), jede Bedrohung ist eine Herausforderung, die manmit
Elan und Optimismus angehen soll. Das Bedürfnis derMenschen nach angst-
freien Räumen wird durch Unternehmen und eigenverantwortlich durch den
Menschen befriedigt werden (ebd.). Solcherart »Flexicurity« (ebd.) wird an-
ekdotisch im Bereich der »Überall-Erreichbarkeit« (ebd.) innerhalb der New
Work beschrieben. Diese Flexicurity findet man bei »sinnorientierten Unter-
nehmen« (Li 2016) wie »Netflix« (ebd.) und wird natürlich als Herausforde-
rung begriffen, also als Hürde, die man als Held oder Heldin nehmen muss,
um am Schluss wie einst zu Beginn der Erzählung einen harmonischen End-
punkt zu haben, nur eben noch angenehmer, noch harmonischer. Der Schluss
spiegelt dann die Rendite der Investition oder den Zins des Fonds wieder.
Sogar der »Shitstorm« (Wieneke 2015) wird zur »Chance« (ebd.) promoviert,
dessen Schluss ein harmonisch-versöhnliches Ende bildet. Bei Matthias Horx
(2019) wird in wenigen Sätzen die komödiantische Ausrichtung ersichtlich:
»In den goldenen Jahren des naiven Fortschritts, als die erstenMenschen ih-
ren Fuß auf den Mond setzten, wies die Linie der Zukunft in eine eindeutige
Richtung: nach oben! Man glaubte, die Menschheit würde sich in die Tiefen
desWeltraums ausdehnen. AlsNeil Armstrong am20. Juli 1969 seinen Schuh
in den grauen Staub des Trabanten setzte, sollte das nur der kleine Schritt
am Anfang eines vorgezeichnetenWeges voller Wunder, Entdeckungen und
Eroberungen sein.
Die Wunder gab es – allerdings nur im Kino. Die Eroberung der Himmels-
körper endete nach sechsMondlandungen. DieWeltlage wurde düster: Um-
weltverschmutzung, Kriege, soziale Probleme. Und so ist es bis heute geblie-
ben.
Doch nun scheint sich der Wind wieder zu drehen. Eine alte Euphorie, ei-
ne nicht gestillte Sehnsucht kehrt zurück. Plötzlich treten wieder sichtbare
Astronauten-Stars auf.
[…]
Im Flug in die Vertikale ordnenwir die Ebenen unserer Existenz neu, dieOrd-
nungen von Familie, Gruppe bis zu ›Kultur‹, ›Land‹ und ›Nation‹. So konstru-
ieren wir uns erst als Spezies, als Menschheit, selbst.
100 Stefan Schweiger und Nora Schecke
Und vielleicht ist es auch genau das, was uns das Stocken derWeltraumfahrt
in den vergangenen Jahrzehnten sagen will: Die Rakete steigt in einer ewi-
gen Parabel auf – um immer zu uns zurückkehren. Der eigentliche Grund für
den Lift-off ist das Heimweh.
WE HAVE A LIFT-OFF!«
Zur Zeit der ersten Mondlandung waren es zwar goldene Jahre, aber der Fort-
schritt war noch »naiv«. Dies enthält das Implikat, dass der heutige Fort-
schritt nicht mehr so negativ konnotiert ist, sondern ein reifer, überlegter
Fortschritt. Der von Horx prognostizierte Endzustand erscheint also harmo-
nischer als der Ausgangszustand. Dazwischen lagen viele Irrungen und Wir-
rungen. Doch das Ende erscheint klar: Es wird sich rentieren. Ein anderes
Ende ist in den Megatrenderzählungen des ZIs nicht vorgesehen. Dabei er-
gibt sich nicht nur ein verqueres Weltbild für die Leser*innen des Outputs
des ZIs, sondern auch Gefahren für die Unternehmen, die sich durch das ZI
beraten lassen. Negative Entwicklungen werden als Gegentrend wegerzählt.
Dies führt dazu, dass Unternehmen für die Zukunft nicht richtig auf volatile
Märkte oder Unsicherheiten durch den Klimawandel, den Horx (2007) leug-
net, vorbereitet sind.
Ein besonders nachdrücklich empirisch-analytischer Megatrend nennt
sich beim Zukunftsinstitut »Silver Society« und meint den demographischen
Wandel hinsichtlich der Altersstruktur. Dieser Megatrend wird nicht als ein
Soll-Zustand propagiert. Das Zukunftsinstitut rahmt die sicheren Aussichten
auf eine überalterte Gesellschaft sehr positiv und versucht sich in Neologis-
men wie Downaging (Papasabbas 2016), Free-Ager (Muntschick/Hertle 2017,
von Boch 2016), Silverpreneure (Steinle/Seitz/Schuldt et al. 2014), Pro-Aging
(Dettling 2016) oder Multigraphien (Zukunftsinstitut o.J. h). Auf diese Weise
erhält der Kunde des Zukunftsinstituts ein konstruiertes Bild von möglichen
Zielgruppen, denen Waren, Dienstleistungen und Daten verkauft werden
können. Heute bereits stattfindende Probleme wie Pflegenotstand bleiben
weitestgehend ausgeblendet, ein Free-Ager steht rüstig mit Trekking-Bike
und Tablet am See.
Tragisch-dystopische Megatrends kennt das Zukunftsinstitut nicht; bzw.
nur als Gegenstand einer Kritik. Dies ist dann jedoch keine Kritik des Zu-
stands der Welt, sondern nur eine Kritik der Haltung zu diesem Zustand.
Dabei wird nicht Ignoranz oder eine ähnliche Haltung kritisiert, sondern den
Menschen die Aufforderung »Think Positive« entgegengebracht. Nun ist es je-
doch so, dass kaum einMegatrend nicht auch Schattenseiten in sich birgt und
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es immer wieder Irrwege und Fehlentwicklungen geben wird. Mit dem Im-
petus des Zukunftsinstituts bleibt man für negative Zukunftsszenarien blind.
Anders agiert die Foresight Company Z_punkt (o.J.), die mit Blick auf den
Megatrend gesellschaftliche Disparitäten »politische[…] Radikalisierung«, »so-
ziale[…] Exklusion« und »terroristische[…] Aktivitäten« wahrnimmt, warnend
thematisiert und nicht als Chance rahmt. Bei Z_punkt sind tragische Ausgän-
ge möglich. Nach White ist die Tragödie wie folgt definiert:
»In der Tragödie […] gibt es Zeichen für einen Zustand der Gespaltenheit,
der schrecklicher ist, als das, was den Agon zu Beginn des Dramas anstif-
tete. Doch erscheinen Untergang des Protagonisten und die Erschütterung
der von ihm bewohnten Welt am Schluss des tragischen Schauspiels nicht
als schlechthin bedrohlich für die, die den Kampf auf Leben und Tod über-
stehen. […] Die Versöhnungen am Schluss der Tragödie […] sind düster und
bedeuten eher, dass sich die Menschen in die Bedingungen ihres mühseli-
gen irdischen Daseins schicken müssen.« (White 1991: 23)
FürWhite ist die Tragödie das Emplotment, dass den Menschen die Möglich-
keit der Katharsis und damit der Selbsterkenntnis bietet. Bei Z_punkt klingt
dies dann in Bezug auf anthropogene Umweltbelastungen als Megatrend so:
»Eine Trendwende bei den Treibhausgasemissionen ist noch nicht erreicht.
Kraftwerke, Industrieanlagen, Verkehrssysteme und Landwirtschaft sind
die Hauptemittenten. Im Zuge des anthropogenen Klimawandels steigen
die Oberflächen- und Wassertemperaturen, die Polkappen beginnen abzu-
schmelzen, derMeeresspiegel steigt, extremeWetterereignisse nehmen zu.
Auch die Verschmutzung durch Lärm und Licht nimmt weiter zu, Müllberge
wachsen, Böden werden verseucht. Eine Flut von Gesetzen, Regularien und
Initiativen versucht gleichzeitig, den Menschen davor zu bewahren, seine
eigene Lebensgrundlage zu zerstören.« (Z_punkt o.J.)
Hier bleibt offen, ob der Held ›Menschheit‹ mit seinen Versuchen ein glück-
liches Ende herbeizuführen vermag. Z_punkt lässt einen tragischen Schluss
zu. Die Zukunft bleibt ungewiss. Zu einer Tragödie, die strukturell konser-
vativen Ideologien entspricht, lässt sich allerdings auch Z_punkt nicht hin-
reißen. Unternehmensberatung kann sich auch nicht darin erschöpfen, den
entscheidenden Stellen den Rat: »Lassen Sie alles so wie gehabt« mit auf dem
Weg zu geben. Die Romanze zielt darauf ab, die äußeren Umstände zu än-
dern. Dies ist weder für Z_punkt noch für das ZI eine Option.
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Die äußeren Umstände, in denen sich die Megatrends durch eine Viel-
zahl konkreter Ereignisse abstrakt zusammenfassen lassen, werden weder
von Z_punkt noch vom ZI als Trend angesehen. Wir fügen dies hier den-
noch an. Dies ist notwendig, weil beim ZI die Rahmentrends die Spielregeln
vorgeben, die jedoch dethematisiert werden. Rahmentrends können in politi-
sche, ökonomische und gesellschaftliche Rahmentrends differenziert werden.
Ein politischer Rahmentrend in der westlichen Welt sind die unterschied-
lichen Ausformungen liberaler Demokratie in den unterschiedlichen Natio-
nalstaaten. Ein ökonomischer Rahmentrend ist die Wirtschaftsform Kapi-
talismus bzw. die freie/soziale Marktwirtschaft. Gesellschaftliche Rahmen-
trends sind anerkannte Institutionen wie die Reproduktion in der Kleinfa-
milie, Konzepte von ausgleichender Gerechtigkeit, positiv konnotierte Wer-
te wie Fleiß und sexuelle Tabus wie Pädophilie. Rahmentrends bleiben bei
Z_punkt als auch beim Zukunftsinstitut implizit. Trotzdem schwingen sie bei
allen Megatrends mit. Rahmentrends bestimmen den Horizont der Hand-
lungsmöglichkeiten. Sie geben die Spielregeln vor, wie auf Megatrends re-
agiert werden kann und was sagbar ist und was nicht. Besonders deutlich
wird dies, wenn etwas außerhalb des Sagbarkeitsraums geäußert wird, d.h.,
wenn ein*e Diskursteilnehmer*in gegen die Spielregeln verstoßen möchte.
Ein Beispiel aus der jüngsten Zeit war der Kollektivierungsvorschlag des SPD-
Mitglieds und Juso-Vorsitzenden Kevin Kühnert (Bittner/Hildebrandt 2019)
als Reaktion auf die negativen Externalitäten des Megatrends Urbanisierung.
Der Schutz des Eigentums ist in den Spielregeln des Kapitalismus nahezu
unverletzlich, wohingegen der demokratische Megatrend Demokratie in der
deutschen Verfasstheit des Grundgesetzes dafür Spielräume lässt18. In sol-
chen Widersprüchlichkeiten treten Rahmentrends erst sichtbar hervor. An-
sonsten sind Rahmentrends das Grundrauschen langer historischer Linien.
18 Art. 14 (3) GG: »Eine Enteignung ist nur zumWohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf
nur durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Ent-
schädigung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen
der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschä-
digung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten offen.«
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Schlussbemerkungen
Die Zukunft ist das Noch-Nicht-Angekommene (lat.: advenere), was jedoch
auch bedeutet, dass sie kommen wird. Unaufhaltsam. Eine Werbung für ein
Bauunternehmen, die 2017 auf einem Betonmischer zu finden war und wahr-
scheinlich auch noch heute zu finden ist, lautet: »Damit Zukunft möglich
wird.« Dafür braucht man jedoch keinen Betonmischer. Wenn etwas mit Si-
cherheit eintritt, dann ist es die Zukunft. Sie wird immer in der Gegenwart
ankommen, egal in welcher Form. Doch das Unwissen über die konkrete Aus-
gestaltung macht unruhig und unsicher. Die Megatrendforschung möchte
diese Unsicherheit verringern. Allerdings bleibt die kommerziell orientierte
Forschung stark in neoliberaler Ideologie verfangen. Dies macht sie erstens
blind für Entwicklungen, die nicht auf Märkten stattfinden und/oder nicht
durch Angebot und Nachfrage erklärt werden können. Dies zeigt sich in der
Bewertung, wie in der Orientierungsdimension gezeigt wurde. Außerdem ist
die kommerziell orientierte Megatrendforschung allzu überzeugt von ihren
identifizierten Megatrends. Möglichkeiten einer Reversibilität werden nicht
oder nur kaum in Betracht gezogen. Dies verwundert arg, da doch z.B. in
der Stadtforschung lange Zeit das Thema der Entvölkerung den Diskurs be-
stimmt hatte. Es ging um Städte wie »Wittenberge« (Bude/Medicus/Willisch
2011) und die dortige Aussichtslosigkeit wegen des Fortzugs. Gerade bei der
Urbanisierung hat man auch immer das Negativbild des Megatrends: Wenn
irgendwo Zuzug vorherrscht, dann muss an einem anderen Ende ein Pro-
blem mit Fortzug existieren. Dies bleibt bei den Publikationen des ZIs unter-
belichtet. Eine Angabe über die Festigkeit eines Megatrends bleibt aus, auch
in relativer Sichtweise. So steht Globalisierung in gleicher Größe zum Mega-
trend NewWork. Schlussendlich haben nahezu alle Zukunftserzählungen zu-
mindest des ZIs vonMatthias Horx einen komödiantischen Plot, was sie ideo-
logisch verdächtig macht. Die Vorstellung, dass sich alle Großentwicklungen,
die heute schon ablesbar sind, in Harmonie auflösen, kann bestenfalls als nai-
ver Optimismus gewertet werden, schlechtestenfalls bereitet es die Unterneh-
men, die das ZI berät, nicht vollständig auf mögliche zukünftige Entwicklun-
gen vor. Unternehmen, Stiftungen, Parteien, Glaubensgemeinschaften und
andere Organisationen wären gut beraten, verließen sie sich auf akademi-
sche Zukunftsforschung. Dafür sprechen drei Gründe. Erstens überprüft sich
die scientific community durch Review-Verfahren und durch die Methode der
Falsifikation wechselseitig. Zweitens wird in wissenschaftlichen Verfahren die
Methodik offengelegt und es kann nachvollzogen werden, wie man zu einem
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Schluss kam. Dabei gilt eine willkürlich getroffene Sammlung von Anekdoten
nicht als Methodik. Drittens sind Kräfte aus der Wissenschaft nicht in glei-
chem Maße auf öffentliche Aufmerksamkeit angewiesen. So klingen die Er-
gebnisse vielleicht nicht so spektakulär und es finden sich weit weniger Neo-
logismen wie z.B. »Silverpreneure«, aber dafür stehen diese auf festem Boden
wissenschaftlicher Methoden und verzichten auf Glamour. Auch die Wissen-
schaft liegt mit ihren Prognosen nicht immer richtig. Jedoch eröffnet dieWis-
senschaft den Zugang zu unterschiedlichen Szenarien und scheut auch nicht
ohne ideologische Scheuklappen, negative Entwicklungen zu benennen, ohne
dabei über Angst Handlungsdruck zu erzeugen. Setzt man sich Nachhaltig-
keit, sprich den Erhalt eines lebenswerten Planeten für zukünftige Generati-
on, als Handlungsziel, ist man mit dem ZI schlecht beraten: Nachhaltigkeit
wird Mittel zum Zweck der Kapitalmehrung. Der Klimawandel wird – wenn
nicht geleugnet (Horx 2007) – dann doch ignoriert. Möglichkeiten zu einer
Trendumkehr werden banalhegelianisch abgeschmettert, ökologische Inno-
vationen werden nur dann positiv bewertet, wenn sie Geld einspielen, Privat-
reisen werden positiv beurteilt und Exnovationen finden keine Betrachtung.
Mit solch einer Form der Beratung kann sicherlich durch die komödiantische
Formgebung eine gute Mitarbeitermotivation gelingen, durch witzige Anek-
doten für Unterhaltung gesorgt werden, aber eine Hilfe oder gar ein Treiber
einer nachhaltigeren Gesellschaft liegt im Falle der ZI GmbH nicht vor.
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Megatrends im Kontext von Energiewende
und Nachhaltigkeit

Was nützt die Wende in Gedanken?
Überlegungen zur Steuerbarkeit von Transformationen
am Beispiel der deutschen Energiewende
Jörg Radtke und Emily Drewing
Einleitung
Im eigentlichenWortsinn verweist die Energiewende zunächst auf eine Abkehr
von angestammten Pfaden der Energieversorgung. Im alltäglichen Sprachge-
brauch ist zumeist eine Stromwende gemeint; mitgedacht werden müssen
aber auch die Wärmewende und die Verkehrswende. Das alte dualistische
Denken, sprich: die Unterscheidung von Strom aus der Steckdose und Kraftstoff
von der Tankstelle, scheint passé. Die Stromwende wird zur Verkehrswende,
wenn batterieelektrische Fahrzeuge zur Ladung Strom benötigen oder Was-
serstoff mithilfe von elektrischer Energie erzeugt wird. Damit kommt der
schon älteren Idee der Sektorkopplung im gesamten Produktionsgewerbe zu-
sehends größere Bedeutung zu. Immer wieder wird indes darauf hingewie-
sen, dass die Zahlen für den Anteil erneuerbarer Energien am Strommix zwar
eindrucksvoll, jedoch gemessen am Primärenergiebrauch ernüchternd sind,
zumal der Energieverbrauch ungebrochen hoch ist (vgl. UBA 2020, 2019 so-
wie IEA 2018 für internationale Entwicklungen). Offenbar gibt es einfachere
Formen und Wege, die Energiewende umzusetzen (z.B. Solaranlage instal-
lieren), und solche, die ungleich komplizierter und weitaus anspruchsvoller
sind (z.B. umfassender Ausstieg aus fossilen Brennstoffen), die vermutlich
langfristig eine zweite Phase im begonnenen Transformationsprozess einläu-
ten werden. Im Folgenden skizzieren wir vier Perspektiven, die uns eine An-
näherung an die Energiewende in ihrer aktuellen Gestalt im Spannungsfeld
zwischen übergeordneten, teils normativen Erwartungen und Zielsetzungen
sowie empirisch feststellbaren Entwicklungen erlauben.
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Schon aufgrund der Emissionsintensität konventioneller Energieerzeu-
gung lässt sich die Energiewende mühelos dem Megatrend1 Nachhaltigkeit
(verstanden als gesamtgesellschaftliches Bemühen umdie Verhinderung bzw.
Abschwächung des Klimawandels und seiner Folgen) zuordnen. Und doch hat
die Energiewende eine etwas eigenartige Anmutung, die zu der eher alltags-
und individualbezogenen Vorstellung von Nachhaltigkeit, wie sie im Diskurs
aktuell populär ist (vgl. Schad 2017: 58ff.), nicht gänzlich passen will. Wenn
wir an Nachhaltigkeit denken, dann assoziieren wir das vielleicht mit ökolo-
gisch verträglicher Ernährung (vgl. Stengel in diesem Band), weniger Auto-
fahren (vgl. Canzler/Knie in diesem Band) und Flugreisen sowie dem Verzicht
auf Plastiktüten beim Einkaufen (vgl. Schweiger 2020). Die Energiewende
taucht – wiederum als Stromwende gedacht – im konsumfokussierten All-
tagserleben von Nachhaltigkeit am ehesten auf, wenn es um den Bezug von
Öko-Strom geht. Die damit verbundene Vorstellung von Energie, die »aus der
Steckdose« kommt, wird in der einschlägigen Literatur häufig beschrieben.
Dahinter steht die Annahme: So lange der Strom verlässlich fließt, interes-
siert die (meisten) Verbraucher*innen nicht, welchen Erzeugungsquellen er
entstammt. Eine designierteWirkung der Energiewende besteht daher in der
Schaffung eines neuen Bewusstseins der Verbraucher*innen für die Energiever-
sorgung, das in der Folge zunächst individuelle Verhaltensänderungen (z.B.
Energiesparen, Investitionen in Gebäudesanierung) zeitigt und schließlich in
einem gesamtgesellschaftlichen Umdenken und Umsteuern gipfelt, das alle
Sektoren erfasst.
Mit dem öffentlichen Nachdenken über Gewinnung, Verteilung und Ver-
brauch von Energie geht freilich nicht nur die Schärfung individuellen und
gesellschaftlichen Bewusstseins, sondern auch eine weitere zentrale Frage
einher: nämlich – da das alte System zur Disposition steht – jene nach der
konkreten Gestaltung des zukünftigen Energieregimes. Gemäß der Idee des
Gemeinschaftswerks meint der Wandel im Energiesystem nicht nur den Aus-
tausch einer bestimmten Technologie, sondern es sollten – im Einklang mit
zeitgenössischen Ansprüchen an Demokratie, Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft – hieran viele (z.B. Bürger*innen, zivilgesellschaftliche Organisatio-
nen und Unternehmen) mitwirken,mitentscheiden und neue Impulse geben.
Mitunter wurde die Energiewende gar als Jahrhundertchance charakterisiert,
1 Wir verzichten an dieser Stelle auf eine kritische Einordnung des Megatrend-Begriffs
und verweisen insbesondere auf die Beiträge von Göll, Rust, Schweiger/Schecke und
Zorn/Schweiger in diesem Band.
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in einem besonderen Moment der Geschichte einen entscheidenden Einfluss
geltend zumachen–gleichsam, als würdeman JamesWatt oder Rudolf Diesel
an ihren Arbeitsplätzen besuchen und sie motivieren, alternative Vorschläge
zu entwickeln.
Mit Blick auf die angestrebte Partizipation an der Energiewende ergeben
sich zwei Fragen: Wer setzt die Transformation um und wer entscheidet dar-
über? Zu beobachten ist ein vermehrter Einbezug der Bevölkerung sowie neu-
er Akteure jenseits traditioneller Energieversorger. Eine partizipative Ener-
giewende ist jedoch von einer übergeordneten Steuerung abhängig, die Ein-
zelakteure oder -personen nicht vornehmen können und für die maßgeblich
Politik und Staat verantwortlich zeichnen. Betreibung der Energiewende im
ökonomischen Sinne und Steuerung der Energiewende im politischen Sin-
ne können bei der Re-Definition des Energieregimes grundsätzlich hinterfragt
und neubestimmt werden, wobei starke Pfadabhängigkeiten und Beharrungs-
kräfte berücksichtigt werden müssen.
Schon in den 1960er und 1970er Jahren experimentierten »Pioniere des
Wandels« mit den heute weit verbreiteten und für die Energiewende essenti-
ellen Technologien der Stromerzeugung durch Photovoltaik und Windener-
gieanlagen. In ihrem Geiste sollten Small-Scale-Zukunftszellen – etwa in Form
von Energiedörfern – die Blaupause für die (Energie-)Zukunft liefern. Fra-
gen der Übertragbarkeit, Adaption und Diffusion von Technologien, Praktiken
undModi Operandi begleiteten die Energiewende als Transformationsprozess
von Anfang an und zeichnen auch heute noch ausschlaggebend für die Skep-
sis hinsichtlich ihrer »Machbarkeit«: Ein paar Windräder machten doch nicht
die zahlreichen Kraftwerkparks wett, die erforderliche Anzahl an Windener-
gieanlagen ließe sich jedoch kaum gegen den Widerstand der Bevölkerung
bauen – und wie sollte die Industrie zuverlässig versorgt werden?
Hinsichtlich der Steuerung der Energiewende lässt sich ein Rückgriff auf
das State-of-the-Art-Instrumentarium der Governance konstatieren (analog
zum Paradigma der Partizipation). Eigentlich würde man ob der Betrach-
tung der Energiewende-Governance im Sinne einer modernen Toolbox, aus
der sich Politik und Verwaltung zur Steuerung und Umsetzung bedienen,
zu Beginn des 21. Jahrhunderts keine besonderen Erkenntnisse erwarten,
wenn nicht ein ganz bestimmter historisch gewachsener Stil im Form einer
engen und fest fixierten Assemblage zwischen staatlicher Überwachung
bzw. Steuerung und Praxis der Energieunternehmen vorläge. Diese Form
der Steuerung wurde in Teilen hinfällig und brauchte neue Formen der
Zusammenarbeit. Auf Seiten der Unternehmen und Verbände, des Staates
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und der Politik entstanden unversehens heterogene, widersprüchliche, teils
antagonistische Interessenlagen, die Verteilungsfragen neu aufbringen,
traditionelle Allianzen erodieren und so zu einer Zersplitterung des vormals
über viele Jahrzehnte stabilen Energieregimes führen. Um indes zur Umset-
zung der Energiewende zu gelangen, bedarf es eines Konsenses für die neue
Energie-Policy, der angesichts einer pluralistischen und asymmetrischen
Akteurslandschaft nur schwerlich zu erreichen ist und dessen Fehlen Politik
und Verwaltung tendenziell unter Druck setzt.
Fassen wir die kurz umrissenen Beobachtungen einmal zusammen: Die
Energiewende versinnbildlicht und spiegelt wie kein anderes zeitgenössi-
sches Unterfangen ein nachhaltiges, ein partizipatives und ein reflexives
Zeitalter wider. In Meta-Debatten zu gesellschaftlichen Zuständen und zur
Charakterisierung der Moderne finden sich zahlreiche kritische Stimmen,
die Ansprüche und Prinzipien der Nachhaltigkeit fundamental grundsätzlich
in Frage stellen. Im Mittelpunkt stehen Fragen der Authentizität und Fak-
tizität: Wird wirklich Nachhaltigkeit erreicht, handelt es sich um echte (d.h.
authentische) Partizipation und sind vorherrschende Entscheidungs- und
Handlungsformen tatsächlich reflexiv? Es wird eine Simulation erwünschter
Aktivitäten und Maßnahmen bei gleichzeitiger Verschleierung der tatsäch-
lichen Zustände, die nicht den Desideraten entsprechen, vermutet (vgl.
Blühdorn 2013; Ekardt 2018; Paech 2014; Swyngedouw 2011). Wenngleich es
sich um wichtige, kontroverse Impulse im Nachhaltigkeitsdiskurs handelt,
lassen sich jene Thesen – wie für zeitdiagnostische Überlegungen üblich
– kaum falsifizieren. Und selbst wenn die empirische Überprüfung von
Teilaspekten gelänge, kann immer eingewendet werden, dass die Empirie
gleich einem Potemkinschen Dorf nur eine verzerrte Form der Wirklichkeit
abbilde. Gewiss ist die Kritik zutreffend, dass die Energiewende bezogen auf
den Primärenergieverbrauch bislang wenig erreicht hat – zumal im globalen
Maßstab. Gleichzeitig ist jede Handlung, welche die Energiewende beför-
dert, ein Schritt in Richtung mehr Nachhaltigkeit, obgleich etwa Windräder
natürlich nicht ohne Ressourceneinsatz produziert, errichtet und betrieben
werden können. Ähnlich verhält es sich mit der Kritik simulierter Partizi-
pation und technokratischer Governance. Die tatsächliche Nachhaltigkeit der
Energiewende ist kaum seriös zu bewerten, jedoch können einzelne Aspekte
im Spannungsfeld zwischen Anspruch und Status quo reflektiert werden. Im
Folgenden werfen wir einen näheren Blick auf die genannten Dimensionen
Bewusstsein, Partizipation, Diffusion und Steuerung.
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Die Geschichte der Energiewende und das Bewusstsein
für (nachhaltige) Energiegewinnung
Die Energiepolitik stand lange unter der Prämisse des berühmten Zieldrei-
ecks der Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglich-
keit. Heute – in Zeiten der Energiewende – wäre dieses Dreieck verzerrt, da
Umweltverträglichkeit nicht mehr als gleichberechtigt, sondern als vorrangig
angesehen würde. Energie kann historisch betrachtet insbesondere seit der
Industriellen Revolution als ein Stoff angesehen werden, auf dem die gesam-
te moderne Gesellschaft ruht und der Fortschritt erst möglich machte (vgl.
Mitchell 2011). In der Anfangszeit der Industrialisierung stand die Frage im
Mittelpunkt, wie sich der Bedarf an Energie für die Güterproduktion, Behei-
zung von Gebäuden und neue Verkehrsmittel decken ließe. Die erste Energie-
Revolution der Neuzeit vollzog sich mit der Kohle; lange dominierte das Prin-
zip der Dampfmaschine (vgl. Brüggemeier 2015; Rifkin 2011). Knapp fünfzehn
Jahre nach der Fahrt der kohlegetriebenen Titanic stellten die Transatlantik-
dampfer auf Öl als Treibstoff um. Die zweite Revolution rückte flüssiges Öl
und daraus gewonnene Treibstoffe in den Mittelpunkt und machte so Berufe
mit unmenschlichen Arbeitsbedingungenwie die derHeizer undKohlentrim-
mer überflüssig. Aus Sicht der Energiepolitik warmit dem immer schnelleren
Fortschritt in Industrie, Wirtschaft und Verkehr ein ständiger Druck verbun-
den, den wachsenden Energiehunger zu stillen undWege zu finden, die Ener-
gieproduktion effizienter zu machen. Es entstanden mehr und mehr zentra-
lisierte Strukturen mit konzentrierten Kraftwerksparks und einer Überland-
versorgung (vgl. Renn/Marshall 2016). Nur so konnte eine komplette Elek-
trifizierung erreicht werden, die Dörfer und Städte auch jenseits der Indus-
triestandorte erfasste. Über moderne Straßen undmotorisierte Verkehrsmit-
tel ließ sich eine nie gekannte Mobilität erreichen. Die »Politik der hohen
Schornsteine« sowie der Kraftwerke, die von den Wohnsiedlungen der wohl-
habenderen Mittelschichten immer weiter abrückten, sollte die graue Kehr-
seite des Fortschritts kaschieren (vgl. Schulz-Walden 2013). Europa war lange
Zeit durch Fabriken, Schornsteine, Schmutz und Staub geprägt; die heutigen
grünen Landschaften sind ein Produkt des 20. Jahrhunderts. In filmischen
Darstellungen ist es an Deck der Titanic romantisch – tatsächlich rieselte
aus gewaltigen schwarzen Rauchwolken der Kohlenstaub aus den Schornstei-
nen herab. Dennoch blieb die Begeisterung für Geschwindigkeit, Technik und
Fortschritt ungebrochen: Die Welt rückte zusammen, Distanzen schrumpf-
ten, und der Lebenskomfort erhöhte sich für immer mehr Menschen – et-
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wa durch Zentralheizungen und Zugang zu fließend Warmwasser. Die Vor-
teile der Modernisierung schienen die Nachteile stets zu überwiegen. Alles
schien möglich, die rasanten Innovationen, Rekorde und Weiterentwicklun-
gen überholten sich fast täglich. Mit der Etablierung moderner Standards
im Sinne der Leitkriterien Effizienz und Effektivität beim Bauen und Woh-
nen, für Infrastruktur und Verkehr sowie in der Industrie in Kombination
mit einer aufkommenden Sozialpolitik und Wohlfahrtsstaatlichkeit konnten
die Industrienationen die für die meisten Menschen elende Ära ein für alle
Mal hinter sich lassen. Zuletzt war große Fortschrittseuphorie in Deutsch-
land und Europa nach dem Zweiten Weltkrieg zu spüren; sie sollte sich in
den folgenden Jahrzehnten nach und nach abschwächen (vgl. Herbert 2017).
Im Energiesektor änderte sich in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts
vergleichsweise wenig: Neben die Kohle trat die Atomenergie als vermeint-
lich saubere, umweltfreundliche und endgültige Lösung für die Energiefrage
bzw. -krise (vgl. Hake et al. 2015). Der Siegeszug des Benzinmotors setzte
sich fort, Flugzeuge lösten den Schiffsverkehr für Passagier*innen ab, die Ei-
senbahn wechselte rasch von der Kohle zu Öl und Diesel und zur Elektrifi-
zierung. Auch heute steht das System noch relativ unverändert da: Flugzeuge
sind kerosin- und Straßenverkehr ist vornehmlich mineralölbetrieben, Atom-
und Kohlekraft prägen international überwiegend die Kraftwerkslandschaft,
Heizungen basieren meist auf Gas- oder Ölfeuerung. Die Ölkrisen der 1970er
Jahre führten zwar die immense Abhängigkeit von den Rohstoffen unmittel-
bar vor Augen, doch über die Jahrzehnte konntemehr undmehr das Bild eines
sicheren, stabilen und vergleichsweise günstigen Systems vermittelt werden,
das dem Prinzip des Erhard’schen »Wohlstands für alle« entsprach: Energie
steht immer im ausreichendenMaße bereit, sie ist günstig und gehört zur ba-
salen Grundversorgung, auf die jeder Mensch in der modernen Gesellschaft
einen Anspruch hat (vgl. Czada 2019). Strom, Wärmeenergie und moderner
Verkehr werden zu einer Selbstverständlichkeit: Jede*r profitiert davon, je-
de*r kann darauf zurückgreifen, eine moderne Gesellschaft ist schließlich
gar nicht mehr ohne allzeit verfügbare Energie denkbar. Die Sicherstellung
der Versorgung steht nicht zur Disposition, Stromausfälle werden selten und
verlieren ihren Schrecken. Gleichzeitig geraten durch das fossil-atomare Sys-
tem unmittelbar verursachte Umweltprobleme stärker aus dem Blick. Zwar
weisen Hauptstraßen und Innenstädte nach wie vor schlechte Luftwerte auf,
doch das CO2 der Kraftwerke ist unsichtbar und geruchsneutral, »schmutzi-
ge« Industrien wurden dezimiert oder in andere Weltregionen externalisiert
(vgl. Brand/Wissen 2017; Lessenich 2016) – im Ruhrgebiet etwa ist es im Ver-
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gleich zur Nachkriegszeit dank Strukturwandel und Renaturierung wieder
grün und sauber.
Die Energiewende bricht insofern mit zentralen Leitlinien der Energie-
politik des 19. und 20. Jahrhunderts, als sie keine Reaktion auf steigende En-
ergiebedarfe darstellt oder die größere Umweltfreundlichkeit der Erzeugung
durch die faktische Unsichtbarmachung der Schädigungen nur suggeriert.
Sie folgt allerdings denselben Prämissen des technischen Fortschritts. Die
Energiewende antwortet primär auf die Bedrohung durch den Klimawandel
und steht in Deutschland in einer dialektischen Beziehung zum Atomaus-
stieg (vgl. Roose 2010). Seit Aufkommen der Anti-Atomkraft-Bewegung in den
1970er und 1980er Jahren stellte die Kernenergie ein latentes Konfliktpoten-
tial dar, das man durch die Förderung erneuerbaren Energien zu adressieren
suchte (vgl. Hermville 2016; Mez 2012). Auf Atomausstieg und die flächen-
deckende Einführung erneuerbarer Energien folgen Kohleausstieg und das
Vorantreiben der Elektromobilität (Energieregime der Erneuerbaren, vgl. El-
liott 2020; Strunz 2013). Die derzeitige politische Vision der Energiewende
sieht die großmaßstäbliche Nutzbarmachung der Onshore- und Offshore-
Windkraft in Verbindung mit der Errichtung neuer sowie dem Ausbau be-
stehender Überlandstromtrassen vor, die durch energieeffizientes Bauen in-
klusive Biomasse- undGasheizsystemen sowie verstärkter Bahn- und Radver-
kehrsnutzung und elektrisiertem Kraftverkehr komplettiert werden2. Dieses
System stellt zu Beginn des 21. Jahrhunderts einen Fortschritt hinsichtlich
der mit ihm einhergehenden (deutlich verminderten) CO2-Emissionen dar,
ist allerdings weit davon entfernt, tatsächlich ressourcenschonend zu sein.
Nach Kohle und Öl konstituiert die flächendeckende Einführung erneuer-
barer Energien eine dritte Energierevolution und erschließt damit Möglich-
keitsräume für die Gestaltung des zukünftigen Energiesystems. Schon einige
Jahrzehnte zuvor wurde die Idee eines dezentralen, kleinteiligen Energiesys-
tems entwickelt, das auf erneuerbaren Energien basiert (vgl. z.B. Lovins 1977).
Die Vorteile, so die Befürworter*innen, lägen auf der Hand: Abhängigkei-
ten würden vermieden und Überlandleitungen weitgehend verzichtbar, jede
2 Siehe das Energiekonzept 2050 der Bundesregierung (online verfügbar unter: https://
www.bundesregierung.de/resource/blob/997532/778196/8c6acc2c59597103d1ff9a437
acf27bd/infografik-energie-textversion-data.pdf?download=1, zuletzt aufgerufen am:
26.02.2020) sowie das Energiekonzept von 2010 (online verfügbar unter: https://
archiv.bundesregierung.de/resource/blob/656922/779770/794fd0c40425acd7f46afac-
be62600f6/energiekonzept-final-data.pdf?download=1, zuletzt aufgerufen am:
26.02.2020).
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Kommune könnte die Energieversorgung selbstbestimmt gestalten und et-
waige Profite vor Ort halten (vgl. Eiselt 2012; Gailing/Röhring 2015). Viele der-
zeit gegen neue Manifestierungen von Energieinfrastruktur protestierende
Menschen argumentieren mit dieser Vision einer kleinteiligen Energiewen-
de, die schon Hermann Scheer vertrat (vgl. Scheer 2010) und die auch heu-
te noch teilweise radikal im Sinne einer Energieautarkie gefordert wird (Off-
the-grid-Bewegung). Tatsächlich lässt sich ein immer größeres Bewusstsein
der Bevölkerung für die Energiewende beobachten, eine dezentralere Ausge-
staltung würde womöglich auch höhere Zustimmung finden (vgl. AEE 2019).
Gleichzeitig hält sich die traditionelle Vorstellung, der zufolge die Energiever-
sorgung durch einschlägig professionalisierte (Groß-)Unternehmen und den
Staat sichergestellt wird, hartnäckig (vgl. Sonnberger/Ruddat 2016: 61). Allge-
mein hat sich zunehmend ein Dualismus entwickelt, der in der öffentlichen
Debatte wenig abgebildet wird: Die von der Umsetzung der Energiewende
vor Ort »betroffene« Politik, Verwaltung und Bevölkerung stehen der Ener-
giepolitik auf Bundesebene gegenüber, welche durch Regierung, Parlament
und Parteien und damit mannigfaltige Eigenheiten unserer repräsentativen,
oft konsensorientierten Verhandlungsdemokratie geprägt ist. Sowohl Nar-
rative, Leitbilder und Ansprüche als auch Kommunikation, Diskursformate
und Rhetoriken fallen immer häufiger auseinander (vgl. Kühne/Weber 2018;
Mast/Stehle 2016; Renn et al. 2020). So gelingt es bundespolitischen Akteuren
kaum, die heterogenen Konstellationen an den vielfältigen Umsetzungsorten
der Energiewende aufzunehmen, adäquat abzubilden und als Interessenag-
gregation in den Diskurs und die Entscheidungsfindung einzuspeisen.
Mit Blick auf die Vielfalt politischer Einstellungen in der Bevölkerung
wurde die Energiewende in die neue Ordnung der Weltbilder übersetzt: Das
konservative Lager stellt die Energiewende-Politik mitunter grundsätzlich in
Frage, während die stärker sozialökologisch orientierte Seite großskalierte
Energiewende-Maßnahmen zunehmend pauschal verteidigt. Studien zeigen,
dass die Energiewende allgemein zwar als wünschenswert gilt, aber erhebli-
che Kritik an der Umsetzung besteht – vor allem hinsichtlich lokaler Projekte
(vgl.Hübner et al. 2019: 19f.; Setton 2019). Offenbar gerät die Gesellschaft nach
dem grundsätzlichen Entschluss zur Energiewende nun an einen Punkt, an
dem der Frage nach demWie eine immer größere Bedeutung zukommt. Zwar
spielt das Ideal einer nachhaltige(re)n Gesellschaft bei jüngeren Generatio-
nen eine zunehmend wichtigere Rolle, allerdings offenbart sich gleichzeitig
eine wachsende Zerrissenheit zwischen normativen Ansprüchen und der in-
dividuellen Lebenspraxis, die ihnen kaum entsprechen kann (vgl. Gossen et
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al. 2016). Die Vorstellung des »guten Lebens« ist historisch betrachtet heute
nachhaltigkeitsbezogener denn je, von einem breiten gesellschaftlichen Kon-
sens kann jenseits sozialer Erwünschtheiten jedoch keine Rede sein.Womög-
lich befindet sich eine »erschöpfte« Gesellschaft (Rosa 2018) in einer ungüns-
tigen Ausgangslage für eine »Große Transformation« (WBGU 2011) – sofern
nicht Suffizienz noch zum Leitbild wird.
Das Gemeinschaftswerk zwischen Akzeptanz, Partizipation
und Exklusivität
Die grundsätzlich hohe Zustimmung der Bevölkerung zur Energiewende va-
riiert erheblich, wenn man Teilaspekte – wie etwa einzelne Energieträger
– in den Blick nimmt. Es überrascht nicht, dass die allgemein mit weni-
gen Beeinträchtigungen assoziierte Photovoltaik besonders beliebt ist (vgl.
AEE 2019). Windkraft und Bioenergie, die visuelle Beeinträchtigungen sowie
Schall- bzw. olfaktorische Emissionen mit sich bringen, finden weniger Zu-
stimmung. Insbesondere Störungen des Landschaftsbilds, (wahrgenomme-
ne) potentielle Gefahren für Flora und Fauna und die menschliche Gesund-
heit stellen Faktoren dar, die für die Akzeptanz maßgeblich zeichnen (vgl.
Batel et al. 2015; Bertsch et al. 2016; Schweizer-Ries et al. 2016; Sonnber-
ger/Ruddat 2017). Hinzu kommen die Dimensionen der Energiegerechtigkeit:
Verteilungsfragen (etwa hinsichtlich der räumlichen Verteilung von Energie-
Infrastrukturen), prozessuale Aspekte (z.B. Ablauf der Planung und Realisie-
rung neuer Anlagen) sowie die Anerkennung lokaler Gegebenheiten (spezifi-
sche Ansprüche und Kontexte) (vgl. Jenkins et al. 2016). Der Akzeptanz wä-
re es zum Beispiel wenig zuträglich, wenn eine Region mit deutlich mehr
Energieanlagen »belastet« wäre als andere, die Bevölkerung von Planungen
ausgeschlossen würde und lokale Besonderheiten – zum Beispiel besonde-
re naturräumliche Gegebenheiten oder historische Deprivationserfahrungen
– keine Berücksichtigung fänden. Das Konzept der Energiegerechtigkeit be-
rücksichtigt zeitliche, ökonomische, soziopolitische, räumliche und technolo-
gische Faktoren (vgl. Bickerstaff et al. 2013; Pesch et al. 2017; Sovacool/Dwor-
kin 2014; Williams/Doyon 2019). Diverse Aspekte werden im Kontext der Ver-
fahren zur Öffentlichkeitsbeteiligung und in lokalen Diskursen abgebildet.
Neben konzeptionellen Arbeiten zur Energiegerechtigkeit finden sich in
der Literatur auch Elaborationen zur Energiedemokratie. Zum einen findet
ein Rückgriff auf Bausteine der Demokratietheorie statt: So lassen sich par-
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tizipatorische (politische Beteiligung an Entscheidungsfindungsprozessen),
assoziative (Verbandslandschaft der Energiewende) als auch deliberative
Elemente (Diskurse und Legitimation der Energiewende) identifizieren.
Zum anderen werden zwei neue Dimensionen materieller Partizipation
erfasst, welche die Bedeutung von Objekten und dem Zugang zu Ressourcen
hervorheben (vgl. Veelen/Horst 2018: 22). Ziele der Energiedemokratie mit
revolutionärem oder reformatorischem Charakter sindWiderstand gegen die
dominante energiepolitische Agenda sowie die Re-Aneignung und Restruk-
turierung des Energiesektors. Veränderungsbedarfe zur Erreichung der En-
ergiedemokratie betreffen die Steuerung der Energiewende, Finanzierungs-
und Fördermechanismen und etablierte Energieversorgungsunternehmen
sowie das Zusammenwirken neuer Akteure und Institutionen, räumlicher
Netzwerke und Kommunen, Städten und Regionen (vgl. Burke/Stephens
2017: 38, 43).
Aus der Perspektive der Energiegerechtigkeits- und Energiedemo-
kratieforschung fällt mit Blick auf die Entwicklung der Energiewende in
Deutschland auf, dass diese einen stark regionalen Charakter aufweist,
der sich durch einen spezifischen Mix der politischen Förderung erklären
lässt (vgl. Morris/Jungjohann 2016). Als wichtige Grundlage der deutschen
Energiewende-Dynamik gilt die finanzielle Förderung, die im Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) festgeschrieben ist. Sie motivierte kleinere und
größere Akteure zu zahlreichen Investitionen in Anlagen zur regenerativen
Energieerzeugung. Parallel realisierten Kommunen, Städte und Regionen
eine Fülle ambitionierter Vorhaben, denen nicht selten Best-Practice-
Charakter attestiert wurde (vgl. Schönberger/Reiche 2016). So entstanden
Energiedörfer und 100 %-Erneuerbare-Energien-Regionen, die ihrerseits auf
spezifische Förderprogramme zurückgreifen konnten. Die Idee dahinter: Die
Pionierarbeit in den Kommunen und Regionen zur Erprobung möglicher
Implementierungen einer ganzheitlichen Energiewende würde im Sinne des
Upscaling Blaupausen für das Gelingen der Energiewende im ganzen Land
liefern (vgl. Graf/Kern 2018). Im Ergebnis wurde eine starke Heterogenisie-
rung des Energiewende-Geschehens in der Bundesrepublik in Gang gesetzt
– und es setzte sich zunehmend die Erkenntnis durch, dass erfolgreiche
Umsetzungen an einem Ort nicht automatisch anderswo adaptiert werden
können (vgl. Nagorny-Koring 2018). Im Sinne der Energiedemokratie lassen
sich bei der Planung der Energiewende durchaus Erfolge konstatieren: Im
Rahmen einer partizipativen und kooperativen Governance unter Einbezug
von Akteuren aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Politik sowie der Bevöl-
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kerung konnten zahlreiche Energiekonzepte und Maßnahmen entwickelt,
erprobt und umgesetzt werden (vgl. Holstenkamp/Radtke 2018).
Wenn von Beteiligung die Rede ist, wird gemeinhin zunächst Bürgerbe-
teiligung und nicht Akteursbeteiligung assoziiert. Die Bürgerbeteiligung an
der Energiewende lässt sich, orientiert an den oben bereits angeführten De-
mokratiekonzepten, grob unterscheiden in politische Beteiligung, wie sie im
Rahmen von Öffentlichkeitsbeteiligung bei Planungsverfahren stattfindet, as-
soziativ-materielle Formen (z.B. Bürgerenergie, s.u.) sowie assoziativ-deliberative
Ausprägungen (z.B. Mitgestaltung eines Energiekonzeptes durch einen Um-
weltverband). Die Öffentlichkeitsbeteiligung ist sowohl bei der überregiona-
len Planung (z.B. beim Netzausbau), der Aufstellung von Regionalplänen (die
sämtliche Energiewendemaßnahmen in einer Region umfassen) als auch der
kommunalen Planung (z.B.Windkraft) mittlerweile Standard, von Politik und
Bevölkerung gewünscht und auch teilweise gesetzlich vorgeschrieben. Ihre
Bilanz fällt nicht allzu positiv aus, sollte allerdings auch nicht zu kritisch be-
urteilt werden (vgl. Huge/Roßnagel 2018; Renn et al. 2017; Schroeter et al.
2016; Schweizer et al. 2016). Insbesondere bei Stromnetz- und Windkraft-
ausbau besteht das grundsätzliche Problem, dass das Ergebnis in Gestalt des
geplanten Baus von Anfang an feststeht. Zwar sind Fälle bekannt, in denen
die Planungen nicht in Realisierungen mündeten – sie ändern aber wenig
an der grundsätzlichen Ausrichtung von Planungsverfahren und den Inten-
tionen der beteiligten Stakeholder (vgl. Hänlein/El Alaoui 2015; Kamlage et
al. 2014; Roßnagel et al. 2016). Wenn Bürger*innen sich etwa an der Pla-
nung von Windenergieanlagen bzw. festgelegten Zonen zum Bau derselben
beteiligen, stehen die Windräder perspektivisch bereits. Wichtige Fragen bei
diesen Verfahren betreffen die Umwelt- und gesundheitliche Verträglichkeit
des jeweiligen Vorhabens. Hierzu werden zahlreiche Stellungnahmen von Be-
hörden und verschiedene Gutachten eingeholt. Immer wieder werden indes
Aspekte des Naturschutzes durch Gegner*innen des Projekts instrumenta-
lisiert, um das Vorhaben zu verhindern. Zahlreiche Untersuchungen haben
gezeigt, dass es stark auf die Prozessdimension, also die konkrete Ausge-
staltung des Beteiligungsverfahrens ankommt (vgl. u.a. Gross 2007; Langer
et al. 2017; Liebe et al. 2017; Lienhoop 2018; Zaunbrecher/Ziefle 2016). Dabei
spielen Fairness, Transparenz, die vorurteilsfreie Anhörung unterschiedlicher
Standpunkte, Resonanz bzw. Responsivität sowie ein Diskurs »auf Augen-
höhe« entscheidende Rollen (vgl. Hildebrand et al. 2015). Schließlich finden
sich Entscheidungsspielräume auch beim Stromnetzausbau und der Errich-
tung neuerWindkraftanlagen: So können Standorte bzw. Verläufe leicht vari-
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iert, Abschaltungen zu bestimmten Zeitpunkten oder Erdverkabelung verein-
bart und ausgleichende Maßnahmen für die lokale Gemeinschaft entwickelt
werden. Im Zuge der Energiewende wurden diverse Beteiligungsinstrumen-
te eingesetzt bzw. erprobt – von Dialogverfahren über Werkstattarbeit bis
hin zu Begehungen. Aus der Beteiligungsforschung ist schon lange bekannt,
dass kein Königsweg existiert, sondern eine situativ angepasste Kombinati-
on diverser Instrumente am vielversprechendsten ist. Studien zu einschlä-
gigen Verfahren zeigen, dass es häufig zu Problemen zwischen Fachverwal-
tungen/Vorhabenträgern und der Bevölkerung kommt, weil unterschiedliche
Rationalitäten und Erwartungshaltungen vorliegen und es an einer gemein-
samen Sprachemangelt (vgl. Bauer 2015; Kamlage et al. 2018; Schweizer/Bovet
2016). Eine flächendeckende Lösung konnte bislang nicht gefunden werden,
da die effektive Adressierung der beschriebenen Problemlagen Änderungen
bei der politischen Steuerung sowie von Zuständigkeiten erfordern würde.
So greifen bei Energiewende-Planungen zahlreiche Bestimmungen, die lo-
kale Verwaltungen und Politik lediglich befolgen, aber nicht verändern kön-
nen, da darüber auf höheren Ebenen entschieden wird. Es zeichnet sich ein
Mehrebenen-Dilemma der politischen Steuerung ab, das im Folgenden noch
näher erläutert wird. Öffentlichkeitsbeteiligung im Zuge der Energiewende
stellt eine immenseHerausforderung dar, die auch in Zukunft eine große Rol-
le spielen wird.Hierbei ist ein verstärkter Einsatz digitaler Formate zu erwar-
ten, die Beteiligung in Teilen erleichtern, den Trade-off zwischen Komplexität,
Pluralität und Interessenaggregation sowie Konsensfindung aber durchaus
auch verschärfen könnten.
Neben Akteurs- bzw. Öffentlichkeitsbeteiligung spielt die materielle
Bürgerbeteiligung in Gestalt der Bürgerenergie3 eine wesentliche Rolle
für die Energiewende. Eine Bürgerenergie-Bewegung, deren verstärktes
Aufkommen nicht zufällig zusammenfiel mit Höchstsätzen der für Photovol-
taikstrom gesetzlich garantierten Einspeisevergütungen, konnte zwar etwa
1.000 Energiegenossenschaften bzw. rund 1.700 Bürgerenergiegesellschaften
3 Unter Bürgerenergiewerden »kollektive Investitionen vonBürgerinnen undBürgern in
Anlagen in ihrer Region« (Holstenkamp et al. 2018: 1061) verstanden. Es handelt sich
um einen Sammelbegriff für unterschiedliche Bürgerinitiativen und Organisationen.
Als zentrale Merkmale von Bürgerenergiegesellschaften gelten Regionalität bzw. Lo-
kalität, nicht-monetäre Zielsetzungen, die Offenheit derMitgliedschaft sowie Einfluss
der Bürger*innen auf Entscheidungen der Organisation (vgl. Kahla et al. 2017: 6).
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(vgl. Kahla et al. 2017: 13, 25) ins Leben rufen – eine flächendeckende Revo-
lution blieb aber aus. Zunächst wurden die zahlreichen Projekte vielfach als
Indiz für eine Energiewende, die genuin durch Bürger*innen getragen wird,
gewertet: Vor Ort, in Dörfern und Quartieren, formierten sich unzählige
»Mighty Davids« (Debor 2018), um dem schwerfälligen Goliath der fossilen
Energieversorgung entgegenzutreten. Tatsächlich befand sich ein großer
Anteil der installierten Leistung zur erneuerbaren Stromerzeugung zunächst
in der Hand von Privatpersonen (wobei auf Bürgerenergiegesellschaften
nur ein kleiner Teil entfiel), während die großen Energieversorgungsunter-
nehmen die Wende zu verschlafen schienen (vgl. trend:research/Leuphana
Universität Lüneburg 2013). Weiterhin wurde hier, so schien es vielen, eine
altehrwürdige, zuletzt ein wenig angestaubte Organisationsform wieder-
entdeckt: Energiegenossenschaften belebten demnach nicht nur das wenig
dynamische Gründungsgeschehen im deutschen Genossenschaftswesen (vgl.
Stappel 2016: 66ff.), sie fungierten auch als »Vehikel par excellence für die
Bürgerbeteiligung an der Energiewende« (Müller et al. 2015: 97), waren Vor-
boten und Erprobungsräume für ein anderes Energiesystemdesign, das im
Sinne Hermann Scheers dezentraler, demokratischer, verteilungsgerechter
und umweltfreundlicher sein sollte als das alte (vgl. Elsen 2012; Fischer et al.
2015). Und mehr noch: Bürger*innen, die ihre Energie selbst produzierten,
würden darüber womöglich zu einem bewussteren Umgang mit dersel-
ben finden (vgl. Leggewie 2013: 19ff.). Kritisch-differenziertere Stimmen
bemerkten die meist fehlende Umsetzung des genossenschaftlichen Identi-
tätsprinzips (vgl. Herbes et al. 2017: 89), den simplen Modus4, in dem sich
dank Einspeisevergütung für Photovoltaikstrom verlässliche und durchaus
attraktive Renditen erzielen ließen (die über die EEG-Umlage und damit den
Strompreis finanziert wurden) (vgl. Chatalova/Valentinov 2014; Martens 2015)
und die zur Mitgliedschaft obligatorische Zeichnung von Genossenschafts-
anteilen, die für materiell schlechter gestellte Personen unerschwinglich sein
kann (vgl. Heindl et al. 2014: 509). Studien zu Mitgliedern von Bürgerener-
giegesellschaften zeigen, dass es sich vornehmlich um ältere, wohlhabende,
4 Die Gründung von Genossenschaften ist auch nach der Novellierung des Genossen-
schaftsgesetzes 2006 für kleine Initiativen keineswegs unkompliziert. Zur Entstehung
der zahlreichen Energiegenossenschaften trugen vergleichsweise einfache Geschäfts-
modelle, die teils zur Nachahmung aufbereitet kostenlos zur Verfügung gestellt wur-
den, sowie Beratungen durch öffentliche Stellen – in Nordrhein-Westfalen etwa die
EnergieAgentur – bei (vgl. Blome-Drees et al. 2016: 576; Stappel 2016: 75).
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höhergebildete Männer handelt (vgl. Holstenkamp et al. 2018: 1068ff.; Radtke
2016; Yildiz et al. 2015). Der Mitgliedschaft stehen verschiedenste Hürden
entgegen, darunter Unkenntnis über die Existenz von Energiegenossen-
schaften (vgl. Theurl/Wendler 2011: 76), Lebensrealitäten, die andere Themen
in den Vordergrund rücken (vgl. Breukers et al. 2017) und die Indifferenz der
Führungsriegen mit Blick auf soziale Diversität sowie Stereotype hinsichtlich
der Eignung und des Interesses bestimmter Bevölkerungsgruppen für die
bzw. an der Mitgliedschaft (vgl. Łapniewska 2019; Drewing/Glanz in die-
sem Band). Zudem sind Energiegenossenschaften ungleichmäßig über das
Bundesgebiet verteilt, was auf unterschiedliche Potentiale der regenerativen
Energieerzeugung sowie Förderprogramme und Netzwerke zurückgeht, die
in manchen Bundesländern stärker ausgeprägt sind (vgl. Poppen 2015; Kahla
et al. 2017). Empirisch lassen sich die Potentialzuschreibungen also bislang
kaum bestätigen. In der Folge vermag die Bürgerenergie auch im inkremen-
tellen Sinne jenseits basisdemokratischer Aneignungsprozesse kaum zum
Fortschritt der Energiewende beitragen, beträfen die ihr zugeschriebenen
Wirkungen auf die Umsetzung einer »top-down« implementierten Energie-
wendepolitik – Akzeptanzsicherung für neue Anlagen sowie Erhöhung der
sozialen Gerechtigkeit der Energiewende – doch nur einen kleinen Teil der
Bürgerschaft. Mehr noch: Gegenteilige Effekte sind nicht ausgeschlossen,
da deprivierte Milieus kaum in Bürgerenergiegesellschaften vertreten sind
und die Beteiligung einiger (aber eben nicht aller) Bürger*innen an loka-
len Anlagen auch zur Spaltung und zur Verhärtung der Fronten beitragen
kann (vgl. Radtke 2018a). Die Aussichten für eine partizipative Trendwende
sind nicht eben ungetrübt: Die Energiewende in einer fortgeschrittenen
Phase bedeutet massiven Zubau von Erneuerbare-Energien-Anlagen sowie
radikale Umstellung des Verkehrs und von Heizsystemen. So kommt es fast
unweigerlich zu mehr Zweifeln, mehr Kritik und mehr Konflikten – mit der
lokalen Bevölkerung sowie gesamtgesellschaftlich, hinsichtlich Fragen des
Naturschutzes, des Aufwands und der Kosten.
Eine Frage der Diffusion
Man kann neben Bürgerenergiegesellschaften sowie Dörfern und Regionen,
deren Energieversorgung vollständig oder in großen Teilen auf erneuerba-
ren Energien basiert, vielfältige weitere zivilgesellschaftliche Aktivitäten und
Initiativen beobachten, die im Sinne einer ganzheitlichen Energiewende Zu-
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kunftsvisionen eines nachhaltigen, weitgehend auf regenerativen Ressour-
cen beruhenden Lebensstils schon heute umsetzen. Hinter dem Enthusias-
mus für urbane Mobilitätslösungen jenseits des Verbrennungsmotors, neue
Antriebstechnologien und Sharing-Plattformen sowie dem Bemühen, Akzep-
tanz durch verständigere Beteiligungsverfahren zu sichern und der Idee einer
bürgergetriebenen Energiewende, stehen zahlreiche wohlerwogene Überlegun-
gen. Sie sind nicht unrealistisch in dem Sinne, dass sich solche Phänome-
ne der Innovativität und Kreativität, gleichsam bereits verwirklichten Visio-
nen, sozialen bzw. nachhaltigen Innovationen – oder eben: realen Utopien5
(Wright 2017) – nicht in der Praxis finden ließen und ihre Analyse nicht er-
hellend wäre. Als gelebte Erprobung von Variationen alltäglicher energie- und
emissionsintensiver Praktiken markiert ihre bloße Existenz den schillernden
Beweis dafür, dass es anders geht. Das macht sie gesellschaftlich wertvoll und
wissenschaftlich interessant. Nicht selten wird jedoch nicht oder nur unzu-
reichend unterschieden zwischen normativ wünschenswerten und empirisch
belegbaren Potentialentfaltungen. Dies gilt für die Verhandlung der Energie-
wende im täglichen Diskurs,mitunter aber auch für transformativ orientierte
wissenschaftliche Befassungen und dabei insbesondere für Arbeiten zuNach-
haltigkeit, Innovation und gesellschaftlichem Wandel. So befinden Jaeger-
Erben und Kolleg*innen (2017: 247): »Das Versprechen einer besseren Zukunft
durch (soziale) Innovationen kann dazu verführen, bei der Untersuchung der
deskriptiven und visionären Elemente von Innovationsprozessen das Visio-
näre mit allzu unreflektierter Begeisterung zu betrachten« und Kropp (2017a:
312) ergänzt, dass »auch Steuerungseliten ihre Einsicht in die Notwendig-
keit fundamentaler Transformationen einerseits beteuern, dann aber deren
Last und insbesondere die Verantwortung für die damit verbundenen Un-
sicherheiten, Verluste und Konsequenzen an das amorphe Feld innovativer
Nischenexperimente delegieren«. Die Verortung der Energiewende als Teil-
aufgabe des Klimaschutzes, also als inhärenter Bestandteil des Megatrends
Nachhaltigkeit in normativer Auslegung sowie einschlägiger Politiken, führt
jedoch weiter: nämlich zu einer grundlegenden und tiefgreifenden Verände-
rung zeitgenössischer Modi des Lebens und Wirtschaftens, welche die Le-
bensgrundlagen zukünftiger Generationen nicht länger gefährdet (vgl. Aykut
5 Gemeint sind »Institutionen, Verhältnisse und Praktiken, die in der Welt, wie sie ge-
genwärtig beschaffen ist, entwickelt werden können, die dabei aber die Welt, wie sie
sein könnte, vorwegnehmen und dazu beitragen, dass wir uns in dieser Richtung vor-
anbewegen.« (Wright 2017: 11).
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et al. 2019). Dazu genügt es nicht, auf bestehende Best-Practice-Beispiele,
nachhaltige und soziale Innovationen hinzuweisen, die in ihrem Auftreten
und Erfolg in erster Linie kontingent sind. Sie werden nicht die erwünsch-
ten gesamtgesellschaftlichen Veränderungen zeitigen, sofern sie nicht weit-
reichend diffundieren, nicht die Gesellschaft in ihrer Breite, in unterschied-
lichen sozialen Milieus, Organisationen der Zivilgesellschaft und der öffent-
lichen Hand sowie Unternehmen erfassen (vgl. Geels et al. 2016). Wir kön-
nen zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht sagen, ob die Große Transformation
möglich ist undwie sie aussähe. Sicher ist jedoch: Es würde sich nicht um eine
Gesellschaft der heutigen Best Practices handeln, da diese erstens auf Grundla-
ge nicht-nachhaltiger Bedingungen existieren und zweitens in ihrer Identität,
ihren Strukturen und Eigenschaften fundamental auf der Differenz zum Be-
stehenden basieren (vgl. Star 2020). Der Knackpunkt liegt in der Diffusion,
die wiederum Innovationen, die sich möglichst nahtlos in bestehende Struk-
turen, Systeme und Logiken einfügen, weitaus leichter fällt als Ideen, die jene
grundlegend in Frage stellen. Das ist insofern problematisch, als dass letz-
teren ungleich größeres Potential innewohnt, grundlegende Veränderungen
im Sinne einer genuinen Nachhaltigkeitstransformation mit sich zu bringen
(vgl. Kropp 2018). Dies beschreibt ein zentrales Dilemma der nachhaltigen Ge-
sellschaft. Konträr zu den Intentionen vieler Initiativen kann ein Nachhaltig-
keitsverständnis, das primär auf Nischeninnovationen und einen Bewusst-
seinswandel (der sich nur bei einem Bruchteil der Bevölkerung in tatsächli-
che Verhaltensänderungen übersetzt) abhebt, zur Legitimierung (und damit
Konsolidierung) eines gesellschaftlichen und politischen Status quo beitra-
gen, der zwar einige Aktivitäten undMaßnahmen zur Verminderung der Um-
weltschädlichkeit zeitgenössischer westlicher Lebens- undWirtschaftsweisen
kennt, die indes in Qualität und Verbreitung kaum ausreichen, um Nachhal-
tigkeit in jenem Ausmaß zu implementieren, das weithin als obligatorisch er-
achtet wird (etwa zur Erreichung der Klimaschutzziele von Paris). In der Folge
kann es zur Verschleppung der Suche nach Lösungen für drängende, hoch-
komplexe Problemlagen kommen, die, sobald sie in der öffentlichen Wahr-
nehmung virulent werden, unter akutem Handlungsdruck womöglich weit
unüberlegter angegangen werden, als bei früherer Thematisierung notwen-
dig gewesen wäre (vgl. Blühdorn 2013; Blythe et al. 2018; Kropp 2017b). Zudem
besteht die Gefahr, durch die Nicht- bzw. einseitige Befassungmit komplexen
Gegenständen potentiell kontroverser Aushandlungsprozesse die öffentlich-
keitswirksame Verhandlung derselben undemokratischen Kräften zu über-
lassen, deren vereinfachend-polarisierende Diskurspraxis einen inklusiven,
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zwischen verschiedenen Interessen sorgfältig abwägenden, lösungsorientier-
ten Entscheidungsprozess erschwert. So werten etwa Blühdorn und Butzlaff
(2019: 204) den Rechtspopulismus als »indicative of the incremental exhaus-
tion of the old democratic project«.
 
Der Begriff der Energiewende wurde erstmals durch eine Veröffentli-
chung des Öko-Instituts aufgebracht (vgl. Krause et al. 1980). Selbiges war
aus Protesten gegen den Bau eines Atomkraftwerks hervorgegangen, um der
verbreiteten Auffassung, der zufolge Kernenergie eine sichere, verlässliche
Art der Stromerzeugung darstellte, divergente Expertise entgegenzusetzen.
So lässt sich die Idee der Energiewende in ihren Anfängen selbst als nach-
haltig-alternativorientierte »bottom-up«-Innovation in distinktiver Abgrenzung
charakterisieren:
»Dismissed by the state and national governments as backward-looking
NIMBY protesters, activists pushed back, characterizing the development
plans as unnecessary, technologically unsound, and environmentally and
socially destructive. Mass mobilization against a nuclear plant near the
German village of Wyhl drew broad public attention to energy issues and
started a national conversation about economic growth and energy policy
goals.« (Hager 2017: o.S.; vgl. auch Hager 2015).
Ausschlaggebend für den Richtungswechsel der Bundespolitik Jahrzehnte
später und die breite Diffusion der Energiewende-Idee war der externe
Schock des Fukushima-Reaktorunglücks. Zu diesem Zeitpunkt war der
Ausbau der Erneuerbaren längst zum Hoffnungsträger jenseits der Nische
geworden (vgl. Maubach 2014). Mehr und mehr trat hinter dem simplen
Modus einer eindimensional gedachten subventionierten Energiewende
und dem Verharren von Politik und Staat in der angestammten Rolle des
passiven, sachwaltenden Leviathans ein Steuerungsproblem zu Tage.
Keine Energie für die Wende? Nachhaltigkeitspolitik
und Mehrebenen-Governance
Um die aktuelle Steuerung der Energiewende zu verstehen, hilft ein Blick
in die Geschichte der deutschen Energiepolitik (vgl. Radtke 2018b; Saretz-
ki 2001). In modernen Gesellschaften stellt die Energieversorgung einen Teil
der Daseinsvorsorge dar, für die der Staat garantieren muss. Daher über-
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rascht es nicht, dass zu Beginn des 20. Jahrhunderts Überlegungen bestan-
den, den Energiesektor zu verstaatlichen (vgl. Stier 1999). Man entschied sich
aber dafür, eine starke staatliche Aufsicht zu etablieren und den Energiever-
sorgungsunternehmen (EVU) Gebiete zuzuteilen, auf welchen diese fortan
Monopole innehatten. So war die Energieversorgung bis 1998 dem markt-
lichen Wettbewerb und etwaiger Einflussnahme durch Verbraucher*innen
entzogen. Für die EVU war dies eine komfortable Situation, insbesondere,
wenn sie auf ausgereifte Technologien und sich rasch amortisierende Kraft-
werke zurückgreifen konnten. Schon Ludwig Erhard war mit dieser Lösung
unzufrieden, doch der Verband der Energiewirtschaft entfaltete erhebliches
Beharrungsvermögen (vgl. Stier 1999: 496). Aus Sicht der Politik bestand aber
kein unmittelbarer Handlungsdruck, dennmit Blick auf das energiepolitische
Dreieck gewährleisteten die Gebietsmonopole die Sicherheit undWirtschaft-
lichkeit der Energieversorgung. Die Bevölkerung stellte nicht in Frage, wer
die Post transportiert, das Bahn- und Telefonnetz betreibt oder den Strom
liefert. All dies wurde vor der Privatisierungswelle durch staatseigene Un-
ternehmen (Bahn, Post) oder solche sichergestellt, die im Auftrag des Staates
handelten (EVU) und zunehmend in ihren Strukturen erstarrten – sie wurden
zu Paradebeispielen für Resistenz gegenüber Innovationen, Langsamkeit und
Verkrustung. Auch die engen Verflechtungen zwischen Bundeswirtschafts-
ministerium und den großen Energieversorgern gelten als eine Verbindung
zwischen Staat und Privatwirtschaft, die den Anforderungen der Durchläs-
sigkeit, Transparenz und Fairness kaum Genüge leistet(e) (vgl. Mautz 2012).
Der Liberalisierung des Energiemarktes, die 1998 mit der Reform des En-
ergiewirtschaftsgesetzes eingeläutet wurde, folgte 2000 die Einführung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes – zusammen markieren sie den Auftakt des
Zeitalters der erneuerbaren Energie. Nach zahlreichen Privatisierungen kam
es zu einer Rekommunalisierungswelle im Energiesektor (vgl. Brandmeyer
2013; Grünewald 2016; Sack 2014). Die »großen Vier« der EVU gerieten unter
Druck, neue Unternehmen drängten auf den Markt (vgl. Sack 2018). Heute
kann Strom von unzähligen Anbietern bezogen werden. Das Stromnetz aller-
dings wird, aufgeteilt in Zonen, nach wie vor von lediglich vier Gesellschaften
betrieben, die zum Teil Tochtergesellschaften der großen EVU sind. Die Pla-
nung des Netzausbaus übernimmt die neu geschaffene Bundesnetzagentur,
die als zentralisierte Institution das gewaltige Vorhaben koordinieren soll.
Dem 2011 beschlossenen und 2019 novellierten Gesetz zur Beschleunigung des
Energieleitungsausbaus zum Trotz, das die Vereinfachung von Planungsver-
fahren (und damit einhergehend, so die Kritik, die Verringerung des Einflus-
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ses von Bevölkerung und Institutionen) vorsieht, schreitet der Netzausbau
nur langsam voran (vgl. Löschel et al. 2018; Schröder 2012; Steinbach/Fran-
ke 2017). Ursprünglich sollten zur Identifikation vielversprechender Trassen-
verläufe schon früh Präferenzen der Bevölkerung sowie der tangierten Kom-
munen und Regionen eingeholt werden, um in der weiteren Planung zu Lö-
sungen zu finden, die mit möglichst geringen Belastungen einhergehen und
Kompromisse aus allen Interessenlagen darstellen. Heute herrscht weitge-
hend Uneinigkeit hinsichtlich der Trassenverläufe. Auch die vielfach als pro-
bate Alternative angepriesene, deutlich kostenintensivere Verlegung unterir-
discher Stromleitungen birgt keine Garantie für gesellschaftliche Akzeptanz
des Netzausbaus allerorten (vgl. Bertsch et al. 2016). Aus Sicht der Bundes-
politik verläuft der Ausbau deutlich zu langsam und öffnet Einfallstore für
grundlegende Energiewende-Kritik, wenn Strom aus dem Norden ob unzu-
reichender Stromnetzkapazitäten womöglich nicht weitertransportiert und
genutzt werden kann und in der Folge (keineswegs unumstrittene) Wind-
parks abgeregelt werden müssen. Ähnlich schleppend geht der Windkraft-
ausbau voran, der (v.a. an Land) insbesondere seit 2019 stark nachgelassen
hat. Ursachen hierfür sind fehlende (attraktive) Flächen, Klageverfahren und
Protest sowie Natur- und Artenschutz, die viele windreiche Gebiete als poten-
tielle Standorte disqualifizieren (vgl. Roßmeier/Weber 2018; Stede/May 2019;
Weber/Jenal 2018). Die jüngsten Entwicklungen gefährden das weithin ange-
strebte Energiewende-Regime, das stark auf Windkraft und Stromnetzaus-
bau abhebt. Die aktuellen bundespolitischen Strategien und Überlegungen
zur Beschleunigung der Energiewende – etwa Richtmarken hinsichtlich des
Windkraftausbaus für die Bundesländer, Schaffung finanzieller Anreize für
Bürger*innen, die in der Nähe der Anlagen wohnen, Erhöhung der gesetz-
lich festgeschriebenen Mindestabstände zu neuen Windenergieanlagen so-
wie schnellere Planungs- und Umsetzungsverfahren bei gleichzeitiger Ein-
schränkung von Klagemöglichkeiten – zeigen auf, dass simple Zielvorgaben
und EEG-Förderung für eine gelingende Umsetzung nicht ausreichen. Seit
langem wird in der Politik die Formulierung eines Masterplans diskutiert
(und insbesondere von Seiten der Bundesländer teils massiv eingefordert),
der alle Bestrebungen, Aktivitäten und Zuständigkeiten in Einklang bringen
und einen ausbalancierten Fahrplan beinhalten würde (vgl. Klagge/Arbach
2013). Es darf indes bezweifelt werden, ob ein solcher Masterplan erstens
machbar und zweitens sinnvoll wäre, vermöchte er doch an den föderalen
Prinzipien und Einzellogiken einschlägiger Gesetze und Vorgaben, an diver-
gierenden Ambitionen und Interessenlagen sowie diversen Förderprinzipien
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nichts zu ändern. Zwischen Bund, Ländern und Kommunen zeigt sich eine
Ambivalenz, die nicht untypisch für Infrastruktur-Politiken ist: Hinsichtlich
der Energiewende variieren Wahrnehmung, Anspruch und die Verortung der
»Bringschuld« zwischen den Ebenen (vgl. Chemnitz 2018; Müller/Kahl 2015;
Radtke 2018c; Rave 2016; Scheiner 2017; Schreurs/Steuwer 2015;Wurster/Köh-
ler 2016). Während der Bund aus der Vogelperspektive den Gesamtfortschritt
des Vorhabens im Blick hat, sind die Länder, Regionen und Kommunen stär-
ker in ihren besonderen Gegebenheiten verhaftet. Und natürlich gibt es Un-
gleichheiten: So sind vom Kohleausstieg nur bestimmte Regionen betroffen,
Windenergie ist vor allem in den nördlichen Bundesländern ein wichtiger
Wirtschaftssektor und viele Städte verfolgen eigene Energiewende-Konzepte,
die etwa Effizienz, Einsparungen und den Bau-/Gebäudesektor, aber auch ei-
gene Investitionen und Programme der Stadtwerke in den Mittelpunkt stel-
len (vgl. Bendlin 2020; Hehn 2015; Loorbach et al. 2016; Melica et al. 2018;
Schönberger/Reiche 2016). Diese unterschiedlichen Interessenlagen, Abhän-
gigkeiten und Prinzipien kollidieren miteinander. Im Idealfall würde nach
dem Konzept moderner Governance mit allen Beteiligten eine Lösung erar-
beitet, die konsensuales und gemeinsames zielgerichtetes Handeln ermög-
licht – sowohl im Einzelfall als auch übergreifend zur Harmonisierung der
zahlreichen heterogenen Sektorpolitiken (vgl. Benz/Czada 2019; Bößner 2020;
Neukirch 2019; Saurer 2019; Wright 2020). Dieser Anspruch kann meist nicht
verwirklicht werden – es herrschen Konkurrenzen zwischen Städten, Regio-
nen und Ländern sowie Unverständnis für dieHandlungslogiken, Programme
undMaßnahmen der jeweils anderen Akteure und Einheiten vor (Mehrebenen-
Dilemma, vgl. Eberlein/Newman 2008; Galvin 2018; Geels 2014; Hooghe/Marks
2001; Newing/Fritsch 2009; Radtke 2018c; Smink et al. 2015). Erste Muster zu-
nehmender Disparitäten lassen sich erkennen, da einerseits zaudernde Ge-
meinden versuchen, Windkraftanlagen auf ihrem Gebiet zu vermeiden und
Klimaschutz »auf kleiner Flamme« betreiben, während andererseits Städte
und Kommunen ihre distinkten Energiewende-Konzepte mit Verve und Ve-
hemenz verteidigen und sich zu eigenen Netzwerken und Verbünden zu-
sammenschließen (vgl. Bulling et al. 2015). Hieraus erwächst zunehmend die
Herausforderung einer (Ent-)Solidarisierung. Entstehende regionale Dispa-
ritäten und Stadt-Land- bzw. auch Stadt-Stadt- und Land-Land-Differenzen
zwischen ambitionierten und ressourcenstarken sowie zurückhaltenden und
marginalisierten Einheiten weisen auf Effekte der Energiewende hin (vgl.
Rodden 2019; Vogelgesang et al. 2018), die sichmit den Ansprüchen gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse und einer gerechten, d.h. materiell, sozial und räum-
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lich ausgeglichenen Energiewende schwerlich vereinbaren lassen (vgl. Hols-
tenkamp/Radtke 2020; Stefansky/Göb 2018).
Vor 45 Jahren beschrieb Fritz Scharpf Verflechtungsfallen als zentrales
Problem des Föderalismus (vgl. Scharpf et al. 1976). Für die Energiewende
diagnostiziert Arthur Benz aktuell das Erfordernis einer stärkeren Verflech-
tung, um den auseinanderfallenden und zersplitterten regionalen Zustän-
den wirksam zu begegnen (vgl. Benz 2019). Womöglich fällt die stringente
Umsetzung der Energiewende jedoch schlicht den ungleichzeitigen Dyna-
miken von Akteuren, Unternehmen, Märkten und Technologien zum Opfer,
die durch ihre situativ-fluiden Teilstrukturen und Eigenlogiken einen un-
übersichtlichen Komplex schaffen, der sich auchmittels moderner Governan-
ce nicht so einfach zielgerichtet und harmonisierend lenken lässt. Im Sinne
Luhmanns kann Komplexitätsreduktion Governance-Systeme jenseits spezi-
fischer Problemlagen überfordern, da Governance in einer immer komple-
xer werdenden Welt naturgemäß komplizierter geworden ist (vgl. Schimank
2019). Daher müssen zeitgemäße Governance- bzw. Policy-Tools hochgradig
lernfähig sein (vgl. Dunlop et al. 2018; Tosun et al. 2019). Hinzu kommt, dass
sich eine Mehrebenen-Problematik auch supranational auf der Ebene der Eu-
ropäischen Union beobachten lässt: Eine harmonisierte Energie(wende)po-
litik ist bis dato an den heterogenen Interessenlagen der Mitgliedsstaaten
gescheitert (vgl. Gawel et al. 2019). Schließlich spielt im Vergleich zur En-
ergiepolitik vergangener Tage heute die individuelle bzw. die Ebene der Ver-
braucher*innen einewichtigere Rolle.Durch die Artikulation von Präferenzen
via Stromanbieterwahl, Meinungsumfragen und Bürgerentscheide (verbun-
denmit politischer Rezeption) wird weit mehr Einfluss genommen als früher.
In Kombination mit »starken« Städten, die etwa eine vollständig erneuerbare
Energieversorgung anstreben (wie aktuell in diversen deutschen Großstäd-
ten zu beobachten ist), entstehen wirkmächtige Konstellationen, die mögli-
che Optimierungspotentiale der Koordination durch mehr Verflechtung oder
eine stärker »top-down«-orientierten Energiepolitik in Frage stellen.
Sehr bald werden die ersten der durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz
für 20 Jahre gesetzlich garantierten Einspeisevergütungen auslaufen (vgl.
Lehmann et al. 2017). Die letzte Umstellung der Förderlogik auf ein Ausschrei-
bungsmodell, das mehr Wettbewerb und Chancengleichheit erzeugen sollte,
war wenig erfolgreich, da kleinere Unternehmen tendenziell benachteiligt
werden (vgl. Fiedler 2017; Ohlhorst 2018, 2019). Nach der Subventionslogik
sollen Förderquoten für Erneuerbare Energien-Anlagen abgesenkt werden,
bis die TechnologienMarktreife erlangt haben, also unabhängig von etwaigen
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Fördermitteln nachgefragt werden6. In der Kritik standen zuvor Einzelper-
sonen (wie etwa Landwirt*innen), die durch großflächige Installationen etwa
von Photovoltaikanlagen sehr hohe Erträge erzielen konnten (die sich aus
der EEG-Umlage als Bestandteil des Strompreises finanzieren, was eben-
falls kritisiert wird) (vgl. Andor et al. 2015; Schaefer 2017). Der mittlerweile
deutlich abgesenkte Fördersatz für Photovoltaik hat zu einem Einbruch
beim Zubau geführt. In Reaktion legen manche politische Einheiten (wie
Bundesländer, Kreise und Kommunen) eigene Förderprogramme auf (so
zuletzt Nordrhein-Westfalen Anfang 2020), was wiederum befördern kann.
Es kann schon heute konstatiert werden, dass ein Anreiz- und Wettbe-
werbsmodell, das die vermeintlich effektvollsten Klimaschutzaktivitäten be-
lohnt, eine Energielandschaft erzeugt, die demokratischen Ansprüchen an
Gerechtigkeit und Gleichheit nicht gerecht wird. Das staatliche Handeln und
die Energiepolitik der vergangenen zwei Jahrzehnte wirken in ihrer Ausrich-
tung unklar und ohne starken Steuerungsanspruch. Mit Blick auf die histori-
sche Ausgangslage wäre – so der Anspruch besteht, ein hohes Maß an Gestal-
tungsmacht und Kontrolle zu entfalten – ein entschiedeneres Management
wohl von Anfang an erforderlich gewesen. Weder wurde die Energiewende
in Bürgerhand gelegt, noch wurde ein Gesamtkonzept erarbeitet. So ist zu
vermuten, dass es in den nächsten Jahren zu einer grundlegenden Revision
der Energiepolitik kommen wird (vgl. Wright 2020) – insbesondere, weil sich
das gegenwärtige System vermutlich nicht in die gewünschte Richtung ei-
ner vollständig auf erneuerbaren Energieträgern basierenden Versorgung in
den Sektoren Strom, Wärme und Verkehr bei gleichzeitig hoher Akzeptanz,
Partizipation und Konsensbildung in Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft
entwickeln wird.
Diesseits von Roadmap und Rebound:
Plädoyer für eine reflexive Energiewende-Governance
Die Zeiten glaubwürdiger Roadmaps sind, so es sie jemals gab, mittlerwei-
le wohl vorüber; die Energiewende ist mit zunehmendem Fortschreiten tat-
6 Vgl. hierzu etwa die energiepolitischen Stellungnahmen in den Jahresgutachten des
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
(online verfügbar unter: https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/publikatio-
nen/jahresgutachten.html, zuletzt aufgerufen am: 27.02.2020).
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sächlich anspruchsvoller und komplizierter geworden. Gleichzeitig drohen
unerwünschte Nebeneffekte,Widersprüchlichkeiten undHeterogenitäten hö-
here Ziele der Energiewende – Klimaschutz und eine Umsetzung, die Mitbe-
stimmung durch verschiedene Akteure und Bürger*innen zulässt, bestehen-
de Systeme idealiter gerechter macht und so öffentliche Unterstützung und
Legitimation erreicht – zu konterkarieren (vgl. Brand/Wissen 2011). Wenn-
gleich die Governance der Energiewende sowie allgemein von Transformati-
onsprozessen, die auf eine nachhaltigere Gesellschaft abzielen, gewiss kein
leichtes Unterfangen ist, handelt es sich beim Staat noch am ehesten um
diejenige Instanz, die einem Super Wicked Problem wie dem Klimawandel zu
begegnen vermag. Obschon Nachhaltigkeit als Anforderung und Qualitäts-
merkmal an Produkte und Dienstleistungen neueWertschöpfungsquellen er-
schließt, ist nicht zu erwarten, dass sich Unternehmen dem Klimaschutz in
einer Weise annehmen, die großmaßstäbliche Veränderungen im Sinne ei-
ner Transformation erwarten lässt und sich nicht in Rebound-Effekten er-
schöpft. Nur (kleine) Teile der Zivilgesellschaft können es sich materiell er-
lauben, sich dauerhaft emanzipatorischen Projekten zu widmen (vgl. Wright
2017: 18ff.). Ob für Aktivist*innen der Fridays for Future-Bewegung, aus Sicht
von Umwelt- und Naturschutzverbänden oder in zeitgenössischen Veröffent-
lichungen der Transition Studies (vgl. Edmondson et al. 2018; Kern/Rogge
2018): Staat und Politik gelten als ausschlaggebend für die tatsächliche Im-
plementation vonNachhaltigkeitstransformationen jenseits einschlägiger ge-
sellschaftlicher Nischen und Freiräume.
Solchen Vorstellungen liegt offenkundig ein unterkomplexes Verständnis
von Staat und Politik zugrunde. Zweifelsohne handelt der Staat in der De-
mokratie im Auftrag der Bevölkerung und muss zudem zahlreiche Akteure
und Institutionen, die wesentliche Einflüsse auf Erfolg und Misslingen des
Energiewende-Projekts ausüben, berücksichtigen. In Deutschland war staat-
liches Handeln bezogen auf die Energiepolitik immer zwischen vollständig
eigenverantwortlicher Bewältigung der ihm zugeschriebenen Aufgaben und
der Delegation derselben zerrissen (vgl. Radtke 2018b). In den letzten Jahr-
zehnten wurden staatliche Zuständigkeiten zunehmend abgebaut, der Na-
tionalstaat in seiner pastoral-fürsorglichen Gestalt als Wohlfahrtsstaat ver-
schwimmt (vgl. Hurrelmann et al. 2008; Möllers 2008; Obinger et al. 2010;
Voßkuhle et al. 2013) und nach wie vor besteht die Frage, ob das Konzept
von (National-)Staatlichkeit zwischen nationaler Identität und Authentizität
und übergeordneter ideeller Verortung im europäischen und internationa-
len Maßstab nicht »überdehnt« und damit geschwächt zu werden droht (vgl.
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Brock 2018). Dem stehen radikale Gegenmodelle gegenüber: Dirk Jörke (2019)
plädiert für kleinere politische Einheiten, die losgelöst von national- und sup-
rastaatlichen Ambitionen und Strukturen autarker werden, und Benjamin
Barber (2013) zeichnete eine Regierung der Bürgermeister im Zeitalter der
Städte als einzig überzeugende und verlässliche Alternative. Demgegenüber
weist Jonathan Franzen (2020) darauf hin, dass New York City als grünes Uto-
pia nicht zielführend sei, wenn Lebenswelten und Wirtschaftsweisen in Te-
xas wenig nachhaltig sind – der Wandel müsste demnach überall einsetzen.
Andere Ansätze zielen auf die Ertüchtigung von Repräsentativorganen und
staatlichen Institutionen, um ihnen zu mehr Handlungsmacht, Funktionsfä-
higkeit und damit auch erhöhter Legitimationskraft zu verhelfen (vgl. Meinel
2019; SRU 2019).
 
Wennman die Energiewende als ein reformatorisch-transformatives Pro-
jekt begreift, das auf Planung, Aushandlung und Umsetzung basiert, geraten
die Prämissen des »langfristigen Planens« und die grundsätzlichen »Grenzen
der Steuerbarkeit« (vgl. Kamp 2016) in den Blick. Die kritische Planungstheo-
rie kennt schon lange Paradoxien und Unmöglichkeiten bei der Umsetzung
von Visionen, die an komplexen, verschachtelten und beständig variierenden
Bedingungen in der Praxis und vor Ort scheitert (vgl. Eraydın/Frey 2019; Gua-
lini 2015; Metzger et al. 2015; Palermo/Ponzini 2010). Großmaßstäbliche Pla-
nung und demokratische Ansprüche stehen vermutlich in einem antagonisti-
schen Verhältnis (vgl. Römmele/Schober 2013) – wenn viel Partizipation auch
viel Einfluss bedeuten soll, dann wirkt sie sich zwangsläufig auch auf den
Planungsprozess aus, dann ändern sich Ziele, werden Ansprüche und Abläufe
verschoben, kommt es zum Aufschub der Realisierung von Maßnahmen, de-
ren Inhalt sich ständig verändert. Uwe Schimank stellte angesichts des aktu-
ell dominierenden, projektorientiert-flexiblen Politikstils die Frage, inwieweit
in Zeiten eines Governance- und Politikstils des Muddling Through nur noch
Coping zu erwarten sei (vgl. Schimank 2011 sowie auch Czada 2019). Schon
vor einigen Jahren beschrieb James Meadowcroft für die Transformation des
Energiesystems einen erwartbaren »messy, conflictual, and highly disjointed
process« (Meadowcroft 2009: 323). Für Erik Swyngedouw stellt die zeitgenös-
sische Governance gar das Kennzeichen einer postpolitischen Konstellation
dar, die Nicht-Nachhaltigkeit zu verantworten hat (vgl. Swyngedouw 2005,
2010;Wilson/Swyngedouw 2014) – dennManagement, Effizienz und Kontrol-
le diktierten das Handeln und führten zur Entpolitisierung, einer Entkernung
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des politischen Moments im »Sog der Technokratie« (Habermas 2013), kurz:
zu einer »unpolitischen Demokratie« (Michelsen/Walter 2013).
Solchen eher pragmatischen, teils ernüchtert wirkenden Diagnosen steht
eine gewisse, dem Klimaschutz innewohnende Radikalität gegenüber. Es ist
nachvollziehbar, dass junge Menschen für mehr Klimaschutz demonstrieren
und dabei insbesondere von Politik, Parlamenten und Regierungen konse-
quenteres Handeln einfordern. Die grundsätzliche Frage, ob entschiedeneres
politisches Handeln stattfände, wenn die normativen Prinzipien der gewach-
senen modernen Demokratie, des Staates und der Gesellschaft nur ernst ge-
nommen würden, ist kaum zu beantworten. Häufig scheint dies auf den ers-
ten Blick immerhin theoretisch möglich. Eingedenk der Handlungslogiken,
Strukturprinzipien und Rationalitäten derGesellschaft der Singularitäten –dem
extremen Zersplittern gesellschaftlicher Lebenswelten in Einzelkonstruktio-
nen und Peer-Group-Identitäten (vgl. Reckwitz 2017) – scheint indes nur ei-
ne Harmonisierung (genauer: eine Neuausrichtung zeitgenössischer Arbeits-
, Lebens-, Steuerungs- undWirtschaftsweisen) demZiel einer genuin nachhal-
tigen Gesellschaft wirklich zuträglich. Dies mag nicht zwangsläufig das Ende
des liberalen Zeitalters bedeuten, aber immerhin das Auslaufen eines aus-
differenzierten Systems der Lebensweisen, denn nicht-nachhaltige Praktiken
wären dann nicht mehr opportun. Kritische Denker wie Ingolfur Blühdorn
(2013) verweisen auf eine fundamentale Inkongruenz zwischen dem Gesell-
schaftsmodell westlicher Prägung und Nachhaltigkeit, weshalb es zu Simula-
tionen käme, unter deren Deckmantel nicht-nachhaltige Praktiken sogar ver-
stärkt wirkten. Tatsächlich handelt es sich bei der Energiewende um ein fort-
geschrittenes Projekt der ökologischen, technikbasierten und positivistisch
gedachten Modernisierung (vgl. Bemmann/Metzger/von Roderich 2014; Krü-
ger 2015; von Prittwitz 1993) – mithilfe von Technologie und Ökonomie wird
ein Lösungsansatz in Anschlag gebracht –und nicht um eine Suffizienzstrate-
gie oder ein kreislaufhaftes Cradle-to-Cradle-Modell (vgl. McDonough/Braun-
gart 2010), die zum Erreichen der Nachhaltigkeitsziele höchstwahrscheinlich
geeigneter wären, aber der Gesellschaft Verzicht abverlangen.
In diesem Sinne kann die Energiewende durchaus als Fortsetzung des
klassischen technischen Fortschrittsdenkens und der Modernisierung gele-
sen werden. Windenergie stellt etwa im Vergleich zu einem Kohlekraftwerk
die effizientere und nützlichere, kurzum: die fortschrittlichere Technologie
dar (vgl. Lenferna 2020). Der Einsatz fossiler Energieträger erscheint mit Ab-
stand betrachtet auch im eigentlichen Wortsinne fossil, entstammt er doch
noch den Anfängen der Industriellen Revolution. So stehen wir heute erst am
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Anfang eines anderen Energiezeitalters, das wohl weiterhin stark auf rege-
nerativ erzeugten Strom setzen wird, aber durchaus auch andere Energiefor-
men erschließen könnte und sich die künstliche Intelligenz vermutlich in er-
heblichemMaße zuNutzemachenwird.Die Steuerung und dasManagement
des Energiesystems werden zukünftig stärker digitalisiert stattfinden (wenn-
gleich zumindest von Seiten der Industrie Digitalisierung und Energiewen-
de aktuell keineswegs zwangsläufig zusammengedacht werden, vgl. Knob-
be/Beckamp/Götz in diesem Band). Dies könnte helfen, einige Steuerungs-
probleme zu bewältigen, bedeutet aber auch einMehr an Komplexität. Politik,
Staat und Gesellschaft müssen auch in Zukunft Formen der Zusammenar-
beit, der Entscheidungsfindung und konzertierten Aktion finden, die im Sin-
ne der reflexiven Governance gestaltet sind. So gibt es womöglich einen (im
Titel des Beitrags lakonisch in Frage gestellten) Nutzen der Wende in Gedan-
ken, wenn jene darin besteht, Energiewende und Nachhaltigkeit nicht mehr
nur als eine Frage persönlicher Einstellungen und individuellen Verhaltens,
als emanzipatorischesNischenprojekt ökologisch orientierterMilieus oder als
gewaltige Heraus- und Überforderung zeitgenössischer Governance zu be-
trachten – sondern als Komplex aus alledem. Im Sinne einer Just Transition
und reflexiver Governance (vgl. Feindt/Weiland 2018; Healy/Barry 2017; Hef-
fron/McCauley 2018; Voß/Bornemann 2011) besteht die Grundlage einer bes-
seren Energiewende-Governance in der Anerkennung eines Nebeneinanders
von Sachzwang und Partizipation, technischem Optimum und gesellschaftli-
cher Akzeptabilität, konzertierter Aktion und Freiräumen zur Aneignung, das
nicht destruktiv oder neutralisierendwirkenmuss, sondern auch befruchtend
sein kann. Beständiges Ausprobieren, Überprüfen und Nachjustieren gehö-
ren idealiter ebenso dazu wie das Zusammendenken mit gleichzeitig statt-
findenden gesellschaftlichen Meta-Transformationen (Megatrends), wie es in
diesem Band in einigen Beiträgen durchdekliniert wird. Zweifellos läuft die
Energiewende derzeitig Gefahr, sich zwischen widerstreitenden Deutungen,
Interessenlagern und politischer Zögerlichkeit zu zerreiben und darüber so-
wohl sachlich-technische Zielmarken zu verfehlen als auch ihr partizipatives
Moment, Legitimationskraft und Offenheit einzubüßen. Indes gibt es auch
Stimmen, die in den Widersprüchen existierender Systeme Chancen für die
Diffusion alternativer Modi des Lebens und Wirtschaftens erkennen, sofern
solche Ideen bereits erprobt werden (vgl. Wright 2017, siehe zudem Überle-
gungen zur Verknüpfung der Transition-Forschung mit theoretischen Arbei-
ten zu policy processes bei Kern/Rogge 2018).
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Für die Forschung erscheint die Befassung mit Nachhaltigkeitstransfor-
mationen auch weiterhin vielversprechend, da die einschlägigen Prozesse
naturgemäß von hoher Komplexität sind, die hohe Anforderungen an die
konzeptionelle Tiefe der Modelle stellt, mithilfe derer politisches Handeln im
Wechselspiel mit anderen Entwicklungen und im Kontext der bestehenden
Rahmenbedingungen verortet und analysiert wird (vgl. Kern et al. 2019).
Ebenso, wie wichtige Hinweise zur Gestaltung von Transformationen erar-
beitet werden können, sind Ergebnisse zu erwarten, die fruchtbar für die
Weiterentwicklung der beteiligten Wissenschaften sind und auch in nicht-
transformativ orientierten Forschungszusammenhängen gewinnbringend
zur Anwendung gebracht werden können. Unabhängig vom Selbstverständ-
nis der Forschung bieten sich hier also Potentiale, erstens theoretische und
konzeptionelle Modelle zu vertiefen sowie zweitens die (Nicht-)Steuerbarkeit
grundlegender Transformationsprozesse besser zu verstehen. So ergäbe sich
ein Wissen, das anzuwenden eine wissenschaftliche Forderung oder gar
Motivation seiner Genese, aber auch Ergebnis eines demokratischen Aus-
handlungsprozesses sein kann. Die Dialektik der Energiewende zwischen
dem normativen Anspruch der »weiteren Verankerung des Prinzips der
Nachhaltigkeit als Grundlage für die weitere Entwicklung der Gesellschaft
und der Lebensstile der Menschen« (Ethik-Kommission Sichere Energie-
versorgung 2011: 16) im Sinne einer demokratischen Gemeinschaftsaufgabe
und der stärker umsetzungs- und steuerungsbezogenen, einst durch Angela
Merkel so bezeichneten Herkulesaufgabe (SZ.de 2011), die angesichts des
rapide fortschreitenden Klimawandels rasch bewältigt werden muss, wird
in verschiedensten Konstellationen weiterhin prägend sein, und sie wird
Wissenschaft wie Gesellschaft, Politik wie Unternehmen auch zukünftig
herausfordern.
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Einleitung: Die Energiewende als Herausforderung
Wenn in den ersten beiden Jahrzehnten des 21. Jahrhunderts im Kontext der
Energiewende in Deutschland von einer »Elektrisierung des Landes«, einem
»öffentlichen Ärgernis«, einer »Entstellung unseres Landes«, »verhängnisvol-
len Folgen für das Orts- und Landschaftsbild« oder einer »Verdrahtung un-
serer Landschaft« geschrieben oder gesprochen wird, dürften sich vor dem
Hintergrund vielfältiger bürgerschaftlicher Widerstände gegen Vorhaben des
Windkraft- und des Stromnetzausbaus vermutlich nurwenigewundern, doch
hierbei handelt es sich durchgehend umZitate aus unterschiedlichenWerken,
die rund 100 Jahre alt sind (nachzulesen in Bayerl 2005: 40). Bereits vor dem
Ersten Weltkrieg setzte eine Diskussion ein, die in Verbindung mit Heimat-
und Naturschutz den Aufbau eines Elektrizitätsnetzes mit Masten und Frei-
leitungen ›leidenschaftlich kritisch‹ begleitete. Es ist damit in gewisser Weise
zu Beginn des 21. Jahrhunderts die Wiederkehr einer bekannten ›Welle‹ aus
einer grundlegenden und massiven Veränderung der Energieversorgung in
Verbindung mit Verunsicherungen bei der Bevölkerung im Hinblick auf Kon-
sequenzen für vielfältige Lebensbereiche (Kühne/Weber 2016; Weber 2018).
Während nach der Reaktorkatastrophe in Fukushima im Jahr 2011 in
Deutschland der Kernkraftausstieg bis 2022 beschlossen wurde und daraus
resultierende Konsequenzen für die Energieversorgung ›hitzig‹ debattiert
wurden (vgl. allg. beispielsweise Gailing/Leibenath 2017; Kühne/Weber/Jenal
2016), dominierten im Jahr 2019 in Gesellschaft und Medien Diskussionen
um einen zügigen Ausstieg aus der Kohleförderung bis 2038 (oder häufig
gefordert: 2030) in Verbindung mit der ›Fridays for Future‹-Bewegung und
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der Forderung nach verstärktem Klimaschutz als oberste Priorität (allg. dazu
beispielsweise Hagedorn et al. 2019; Wahlström et al. 2019). Damit stellt sich
noch einmal mehr die Frage, wie künftig Energie produziert und genutzt
wird. Der Ausbau erneuerbarer Energien ist zwischenzeitlich eher ins Sto-
cken geraten (siehe u.a. Bundesverband WindEnergie 2019), da Widerstände
– insbesondere durch sehr aktive Bürger*innen-Initiativen vorangetrieben
– zunahmen (dazu Weber/Jenal/Roßmeier/Kühne 2017). Was ist hierbei nun
letztlich höher zu gewichten: der Schutz von ›Natur und Landschaft‹ vor Ort
oder das gesamtgesellschaftliche Ziel, nachhaltige Entwicklung zu stärken
und etwas gegen den Klimawandel zu tun? Die Energiewende als gesamt-
gesellschaftliches Projekt ist entsprechend in unterschiedliche Diskurse auf
verschiedenen Ebenen und zu verschiedenen Zeiten eingebunden.
Der Diskurstheoretiker Ernesto Laclau (2007) konzeptualisierte den
›Kampf‹ widerstreitender und konkurrierender Ziele, Erwartungen und
Projekte mit dem Begriff des ›flottierenden Signifikanten‹, der zu einer
hilfreichen Kategorie werden kann, wenn wir uns dem Themenfeld En-
ergiewende und Megatrends annähern. Wie sich aus den Einführungen
bereits andeutete, sind gesellschaftliche Umbrüche regelmäßig mit gewissen
Befürchtungen, Sorgen, Verunsicherungen verbunden (Bauman 1999, 1992),
wobei grundlegend und zentral immer unterschiedliche Entwicklungsmög-
lichkeiten denkbar scheinen, die Eindeutigkeiten unmöglich werden lassen
(dazu allg. Laclau/Mouffe 2015 [engl. Orig. 1985]). Zur zentralen Frage wird
daher eher, was temporär zu gewissen Zeitpunkten so hohe Wirkmächtigkeit
entfaltet, dass andere Deutungsweisen ausgeschlossen scheinen. Der Begriff
des ›Megatrends‹, wie populär durch John Naisbitt (1982) transportiert (kri-
tisch dazu Rust 2008: 85), ist hieran durchaus anschlussfähig, wenn soziale,
ökonomische, politische, technologische usw. Umbrüche betrachtet werden,
die für eine gewisse Zeit starke Wirkung entfalten. Wird im zweiten Jahr-
zehnt des 21. Jahrhunderts von ›Tiefenströmungen des Wandels‹ gesprochen,
die unter anderem Individualisierung, Globalisierung, Mobilität, Urbanisie-
rung und Neo-Ökologie umfassen (Zukunftsinstitut GmbH 2018: o.S.), lässt
sich aus einer konstruktivistischen Grundperspektive, die wir einnehmen
(einführend im Überblick Collin 2008; Flick 2007; Kühne/Weber/Jenal 2018),
kritisch fragen, ob diese identifizierten ›Megatrends‹ alternativlos und vor
allem konkurrenzlos sind. Wir interessieren uns vor diesem Hintergrund
im Zeitverlauf für markante Veränderungen und Aushandlungsprozesse um
Deutungshoheiten und damit einhergehende Konkurrenzen und Konflikte
der deutschen Energieversorgung.
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Der Stromnetz- und derWindkraftausbau stellen in Deutschland Kontex-
te dar, in denen sich diese sehr eingängig beobachten lassen. Zu einem gewis-
sen ›Trend‹ – als retrospektiv beobachtetem Veränderungsmuster – werden
hier Bürgerinitiativen, die sich konstituieren und für ihre Belange eintreten
– und dabei insbesondere für lokale Belange, die vielfach auf einer anderen
Ebene als Demonstrationen für globalen Klimaschutz liegen. Im Folgenden
rücken wir Aushandlungsprozesse im Zuge der ›Energiewenden‹ in den Mit-
telpunkt, ausgehend von einer Rückschau sowie einer Fokussierung auf Bür-
gerinitiativen und deren Zielsetzungen in den 2010er Jahren. Gesellschaftli-
che Herausforderungen werden so manifest, die zum Ende des Beitrags eine
Einordnung erfahren.
Transformationsprozesse der Stromversorgung in Deutschland
in der Rückschau
Raumbezogene Veränderungsprozesse fanden und finden letztlich kontinu-
ierlich statt, wobei sich die Frage nach der Geschwindigkeit von Umbrüchen
als eine mitunter zentrale erweist. Im Laufe des Mittelalters erfolgten bei-
spielsweise Waldrodungen nach und nach und veränderten sukzessive das,
waswir als ›Landschaft‹ beschreiben.Die Industrialisierung brachte hingegen
raschere Veränderungen mit sich. Das Ruhrgebiet und das Saarland stellen
mit demmanifesten Bedeutungsgewinn von Kohle und Stahl und physischen
Manifestationen wie Fördertürmen, Stahlwerken und Bergehalden gewisse
räumliche ›Hotspots‹ dar (dazu u.v. Helfer 2015; Wehling 2006), doch ins-
gesamt veränderten sich raumbezogene Strukturen mit Urbanisierung und
Industrieproduktionsausweitungen, speziell markant sichtbaren Schornstei-
nen. Gegen letztere regte sich durchaus Unmut, lassen sie sich doch als »ers-
te ›Verspargelung‹ der Heimat« (Bayerl 2005: 38) deuten, doch in erster Li-
nie wurden sie aufgrund ihrer Emissionen kritisch beäugt. Eine Konsequenz
lag letztlich in der Entwicklung von Natur- und Landschaftsschutz jenseits
der industriellen Ballungsräume unter anderem mit der Etablierung von Na-
tur(schutz)parken (siehe Weber 2013; Weber/Weber 2019). Eine elektrische
Stromversorgung hätte durchaus positiv anmuten können, da sie als ›sau-
berer‹ deutbar ist (Felber 1998: 105), doch genau an dieser entzündeten sich
mit deren Etablierung ab Beginn des 20. Jahrhunderts in Deutschland Wi-
derstände. Sie wurde sowohl in Diskurse um eine ›zukunftsorientierte‹ En-
ergieversorgung als auch in solche um ›Landschafts- und Heimatzerstörung‹
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eingewoben, was Deutungskämpfe bedingte und sie aus diskurstheoretischer
Perspektive in Anschluss an Ernesto Laclau (2007) zu einem flottierenden Si-
gnifikanten werden lässt.
Bayerl (2005: 38, 40) führt an, dass schon vor demErstenWeltkrieg »insbe-
sondere von denHeimatschützern eine zunehmende ›Verdrahtung‹ der Land-
schaft« bzw. eine »›Elektrisierung des Landes‹« beklagt wurden. »Das hei-
matliche Dorf werde durch hässliche Trafohäuschen,Masten und Drähte ent-
stellt, riesige Fernleitungen überzögen zunehmend das ganze Land«, sei ar-
gumentiert worden. In der Folgezeit ergaben sich immer wieder wellenar-
tig sich abschwächende und neu aufkommende Phasen der Kritik, einher-
gehend mit Umbrüchen in der Energieversorgungs(infra)struktur. Den Aus-
gangspunkt bildete eine Elektrifizierung der urbanen Beleuchtung ab den
1880er Jahren (Würfel 2017: 3-4), gefolgt von Stromübertragungen über weite-
re Strecken durch Drehstromhochspannungsleitungen, insbesondere ab den
1920er Jahren (Bürger 2018: 4). Mit Verbundleitungen wurden nach und nach
überregionale Stromproduktionsstandorte verknüpft (Maier 1993: 65). Inso-
fern kann im zeitlichen Umfeld des Ersten Weltkrieges und dem sich voll-
ziehenden Aufbau von Regionalnetzen eine erste Diskussionsphase verortet
werden, wie Bayerl (2005: 40) herausarbeitet, in der ›Landschaft‹, ›Heimat‹,
›Natur‹ mit ›Schönheit‹ relationiert wurden – und damit also einer gefühlten
Unvereinbarkeit von Elektrifizierung und ›schöner heimatlicher Landschaft‹
(argumentativ damit in Anschluss an Kühne 2006). Beispielsweise Schultze-
Naumburg (1901-1917, hier 1917) betonte, die »Elektrisierung des Landes« dro-
he, dieses »zu entstellen«. Das Aufkommen von Natur- und Heimatschutz
lässt sich vor demHintergrund der Industrialisierung deuten (Berr 2019; Berr
et al. 2019a), steht gleichzeitig, wie sich zeigt, in Verbindungmit der Entwick-
lung der Stromversorgung. Besondere Kritik entzündete sich bei letzterer an
›landschaftlich‹ negativ gewerteten Veränderungen – in Abwägung zu öko-
nomischen Begründungsmustern einer Notwendigkeit (Bayerl 2005: 41-42),
was als systemlogikenbezogenes Argumentieren gelesen werden kann (Kühne
2019a; Luhmann 2017). Die Thematisierung und Problematisierung von Ver-
änderungen der physischen Grundlagen von ›Landschaft‹ im Kontext der In-
dustrialisierung lässt sich dabei als Element einer Ent-Selbstverständlichung
beschreiben. Das ›Normale‹ wird herausgefordert und ist nicht mehr selbst-
verständlich, wodurch es zum Element der Kommunikation wird, hier dessen
Verteidigung gegen das ›Neue‹ (vgl. u.a. Dahrendorf 1972, 1994).
In der Zeit der nationalsozialistischen Herrschaft setzten sich mit dem
Ausbau großer Versorgungsnetze heimatschutzbezogene Bedenken fort. In
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einer Publikation von Schwenkel (1938: 155-158) wird für Erdverkabelungen
von Stromleitungen in schwerwiegenden ›landschaftsverschandelnden‹ Si-
tuationen plädiert, wobei gleichzeitig die Problematik hoher Kosten als Her-
ausforderung benannt wird. Der Schutz von ›Land und Volk‹ sah sich ne-
gativen Auswirkungen der Industrialisierung, darunter auch Freileitungen,
gegenüber, aber ein einheitliches und konsequentes Agieren zugunsten von
Invisibilisierungen durch Lageveränderungen oder eine ›harmonische‹ Posi-
tionierung mitunter entlang von Waldrändern wurde nicht konsequent voll-
zogen (Bayerl 2005: 45, 46): »Die Verkabelung blieb eine landschaftsschütze-
rische Vision – im ›Dritten Reich‹ auch aus militärischen Gründen propagiert
–, die technisch, vor allem jedoch aus ökonomischen Gründen, nicht umge-
setzt werden konnte«.
Nach dem Zweiten Weltkrieg standen in Deutschland Wiederaufbau und
Wirtschaftsentwicklung im Fokus politisch-gesellschaftlicher Bemühungen
(allg. einführend u.v. Heineberg/Kraas/Krajewski 2017; Hewitt/Nipper/Nutz
1993). Mit dem ›Wirtschaftswunder‹ und einem Bevölkerungszuwachs stieg
der Bedarf an elektrischer Energieversorgung deutlich an,was eine neue Pha-
se des Leitungsbaus bedingte. So wurde zugunsten des Ausbaus des Verbund-
netzes gerade im Höchstspannungsbereich – 110, dann 220 und schließlich
380 kV – agiert (Bayerl 2005: 46). Und auch hier blieb eine erneute gesamtge-
sellschaftliche Diskussion nicht aus. Obermair/Jarass/Gröhn (1985: 15-16) re-
konstruieren eine abMitte der 1970er Jahre aufkommende Kritik an demwei-
teren Ausbau, auf die die Energiewirtschaft unzureichend vorbereitet gewe-
sen sei, ausgehend von einer erlebten ›Sättigung‹ mit technischen Manifesta-
tionen der Energieversorgung in Verbindung mit einer erfüllten Bedarfslage,
die einen weiteren Ausbau für Bundesbürger*innen nicht notwendig erschei-
nen ließ. Hier wurde nun weniger über ›Landschaft und Heimat‹, sondern
über eine Skepsis gegenüber der grundlegenden »Notwendigkeit des techni-
schen Ausbaus« diskutiert (Bayerl 2005: 47) – eine markante diskursive Ver-
schiebung im Vergleich zu vorherigen Debatten. Zudem wurden ökologische
Bedenken in ökonomischen Bewertungen berücksichtigt.
Mit der Jahrtausendwende und insbesondere im zweiten Jahrzehnt des 21.
Jahrhunderts folgte – nach einer Zeit, in der es um das deutsche Stromnetz
eher wieder ›ruhiger‹ geworden war – eine neue Ära ›spannungsgeladener‹
Aushandlungsprozesse. Zumitentscheidenden Komponenten werden hier ei-
ne stärkere Einbindung in das europäische Stromnetz und die Förderung er-
neuerbarer Energien, die einen Ausbau des Höchstspannungsnetzes beding-
ten (Fromme 2018; Neukirch 2014, 2017; Monstadt 2015). Letztere erhielten be-
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reits verstärkt seit demErneuerbare-Energien-Gesetz aus dem Jahr 2000 eine
Privilegierung (EEG 2000), doch nach der Reaktorkatastrophe von Fukushima
2011, dem beschlossenen Ausstieg aus der Kernkraft bis zum Jahr 2022 und
der damit verbundenen ›Energiewende‹ kam diesen noch höhere Bedeutung
zu. Verstärkt wird deren Relevanz zusätzlich durch das politische Überein-
kommen des Endes der Kohleverstromung bis – aktuell diskutiert spätestens
– 2038 (BMWi 2019: 64). Dadurch wandelt sich auf zentrale Weise die Zusam-
mensetzung der Stromerzeugung: Die historisch bedingte Pfadabhängigkeit
von Stein- und Braunkohle, ergänzt um Kernkraft (Würfel 2017: 9-10), bricht
auf und verschiebt sich zugunsten eines sich vollziehenden und perspekti-
visch weiter geplanten Ausbaus erneuerbarer Energieträger (vgl. dazu Abb.
1). Im Jahr 2017 erreichte der Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostrom-
verbrauch einen Anteil von 36 Prozent (BMWi 2018: 10).
Abb. 1: Bruttostromerzeugung in Deutschland nach Energieträgern seit 1991 im Zwei-
jahresrhythmus dargestellt, ergänzt um Ziele 2025 und 2035 in Bezug
auf den Bruttostromverbrauch
Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von AG Energiebilanzen (2017) und BMWi (2018).
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Dies hat markante raumbezogene Auswirkungen: Während bisherige En-
ergieproduktionsstandorte der Kohle- und Kernkraftkraftwerke eher zentra-
lisiert ausfielen (Hook 2019: 115), verteilen sich Windkraft- und Photovoltaik-
anlagen ›über die Fläche‹ (Klagge 2013; Klagge/Brocke 2015; Kühne 2011). Dar-
über hinaus differieren bisherige und neue Produktions- und Verbrauchszen-
tren: Windkraft wird in hohemMaße imNorden ausgebaut, Industrieansied-
lungen befinden sich in verstärktemMaße in Süddeutschland,woraus der Be-
darf abgeleitet wurde, neue Übertragungswege im Übertragungsnetzbereich
aufzubauen. Bereits 2009 wurde das Energieleitungsausbaugesetz (EnLAG)
verabschiedet, das mit Stand aus dem ersten Quartal 2019 insgesamt 24 Vor-
haben, sechs davon als Erdkabel-Pilotvorhaben, in Zuständigkeit der Länder
mit einer geplanten Gesamtlänge von rund 1.800 Kilometern auflistet. Nach
dem beschlossenen Kernkraft-Ausstieg wurde ein ergänzender Ausbaubedarf
ermittelt. Das im Juli 2013 verabschiedete und im Dezember 2015 angepass-
te Bundesbedarfsplangesetz (BBPlG) umfasst nach dem ersten Quartal 2019
insgesamt 43 Vorhaben, davon acht in Höchstspannungsgleichstromübertra-
gung (HGÜ), hierbei fünf vorrangig in Erdverkabelung, was zusammen et-
wa 5.900 Leitungskilometer betrifft (Bundesnetzagentur 2019: o.S; dazu auch
grundlegend Bürger 2018). Während Strommasten temporär durchaus für
»Fortschritt und menschlichen Triumph« stehen konnten, gehören sie nach
Selman (2010: 165) heute für viele zu den »am wenigsten geliebten industriel-
len Artefakten«1.
In den letzten Jahren entwickelte sich anwachsender Widerstand sowohl
gegen den Ausbau erneuerbarer Energien in besonderer Weise in Bezug auf
die Windkraft als auch den Ausbau der Stromübertragungsnetze. Mit dif-
ferierenden Argumentationssträngen wird jeweils für und gegen Vorhaben
agiert, womit sich neuerliche Aushandlungsprozesse um Deutungshoheiten
ergeben. Diese werden nachfolgend ausführlicher beleuchtet.
Bürgerschaftliches Engagement im Zuge der Energiewende
zu Beginn des 21. Jahrhunderts
In der Rückschau stehen die 1980er/1990er Jahre in Deutschland für eine ge-
wisse Phase, in der die Stromversorgung nicht mit umfänglichen Umbrü-
chen verbunden war. Kohle und Kernkraft stellten zentrale Säulen dar, wo-
1 »our least loved industrial artefacts«.
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bei Demonstrationen der Anti-Atomkraft-Bewegung gegen die Kernkraftnut-
zung und Diskussionsprozesse um die Endlagersuche eine ›etablierte‹ Regel-
mäßigkeit aufwiesen, die politische Entscheidungsprozesse der Regierungs-
parteien nicht entscheidend zu einem Umdenken brachten. Kraftwerke wa-
ren letztlich an ihren jeweiligen Standorten vorhanden und so – abgesehen
von abweichenden Haltungen von Aktivist*innen – eher unhinterfragter Teil
der ›heimatlichen Normallandschaft‹ (allg. Kühne 2006). Die forcierte För-
derung erneuerbarer Energien ab den 2000er Jahren in Verbindung mit der
in Deutschland als Zäsur wirkenden Reaktorkatastrophe von Fukushima als
Ausgangspunkt für den Kernkraftausstieg bedingte nun aber die bereits an-
gerissenen raumbezogenen Veränderungsprozesse in der Form von dezen-
tral verteilten Biomasse-, Photovoltaik- und Windkraftanlagen sowie einer
Anpassung der bestehenden Stromübertragungsnetze (vgl. allg. beispielswei-
se Kühne/Weber 2018). Als ›normal‹ empfundene Strukturen – räumlich wie
politisch, sozial, ökonomisch usw. – wurden stark überformt und tradierte
Sehmuster erneut herausgefordert (Kühne/Weber 2019). Die Forcierung der
›Energiewende‹ mit ihren unterschiedlichen Bestandteilen lässt sich als Teil
des so betitelten Megatrends ›Neo-Ökologie‹ fassen (Zukunftsinstitut GmbH
2018: o.S.) und fügt sich auf diese Weise in Megatrends im ›Weltmaßstab‹
ein, die nach WWF Deutschland/LichtBlick SE (2015: 4-5) perspektivisch prä-
gend sein werden und damit hegemoniale Wirkmächtigkeit entfalten (könn-
ten): Darunter fallen ein Ende der fortschreitend kritisch betrachteten fossi-
len Ära, eine durchgehend massive Zunahme erneuerbarer Energien (Strom-
sektor, aber auch Mobilität und Wärme), eine dezentrale Versorgung und ei-
ne zunehmende Digitalisierung. Diese Umbrüche vollziehen sich nun aber
keineswegs konfliktfrei – ganz im Gegenteil (Kühne 2018a; Linke 2017). Die
Entstehung von Bürgerinitiativen im Windkraft- und Stromnetzausbau, mit
denen wir uns in den letzten Jahren ausführlicher auseinandergesetzt haben,
zeugen hiervon beispielhaft.
Ende 2015/Anfang 2016wurdenmittels einer Google-Recherche insgesamt
270 Bürgerinitiativen mit Website und/oder Facebook-Auftritt ermittelt, die
sich gegen den Windkraftausbau in Deutschland engagieren. Die Auswer-
tung zeigt, dass sich tendenziell zwei zentrale Ansprüche identifizieren las-
sen, zum einen eine Ablehnung verbunden mit dem Versuch einer Verhin-
derung lokaler Vorhaben und zum anderen eine generelle Kritik an der Förde-
rung derWindkraft oder nochweiterreichender der Energiewende allgemein.
Rund drei Viertel der ermittelten Bürgerinitiativen ziehen die Sinnhaftigkeit
von Windkraft mit einem Verweis auf fehlende Speichertechnologien, erfor-
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derliche Subventionierungen, hohe Schwankungen und geringere Effizienz in
Zweifel. Auf zwei Dritteln der Websites der Initiativen wird eine Profitorien-
tierung von Politik und Anlagenbetreibern zu Lasten betroffener Bürger*in-
nen kritisiert, knapp die Hälfte hält das politische Vorgehen zugunsten der
Energiewende nicht für richtig (Abb. 2).
Abb. 2: Grundlegende Kritikpunkte von Bürgerinitiativen (n = 270) amWindkraft-
ausbau (Ende 2015/Anfang 2016 )
Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung.
Durchgehend wird auf Kritikpunkte inhaltsbezogener Art rekurriert, die
sich zu vier zentralen Themenkomplexen ›kondensieren‹ lassen und sich fast
überall auf den Websites bzw. Facebook-Profilen finden lassen (siehe dazu
Abb. 3): Naturschutz, Landschaft und Heimat, Gesundheit und wirtschaftli-
che Beweggründe. Diese werden entweder vorgebracht, um zu begründen,
dass ein lokales Vorhaben nicht umgesetzt werden soll, oder unterstreichend
als Beleg dafür angeführt, dass Windkraft bzw. die Energiewende fehlgelei-
tet seien (Argumentationsstränge entsprechend auch beispielsweise in Be-
cker/Gailing/Naumann 2013; Leibenath 2013; Otto 2019). ImHinblick auf ›Na-
tur‹ und ›Naturschutz‹ wird vielfach auf Einbußen biologischer Vielfalt und
Gefährdungen für Flora und Fauna rekurriert. Zudem wirdWindkraft für die
›Zerstörung‹ oder ›Verschandelung‹ von ›Landschaft‹ und ›Heimat‹ verant-
wortlich gemacht. Hier zeigt sich markant, dass diese Argumentationslinie
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wie bei der Entwicklung des Stromnetzes im 20. Jahrhundert eine Repro-
duktion und Aktualisierung erfährt. Von Windmühlen zu Windkraftanlagen
ergab sich in Deutschland, wie Bayerl (2005: 47) herausstellt, keine Kontinui-
tät, da in der ersten Hälfte des letzten Jahrhunderts auf Großanlagen gesetzt
wurde, die aber technisch nicht umsetzbar waren (Bayerl 2005: 47; Heymann
1995). Gewöhnungseffekte stellten sich so nicht ein,womit ersteWindkraftan-
lagen in den 1970er Jahren in Deutschland nach der Ölkrise eine ›Wiederent-
deckung‹ darstellten – und auch damals schon mit einer ›Verspargelung der
Landschaft‹ assoziiert wurden (Bayerl 2005: 47). Heutige Kritikpunkte sind
damit keineswegs neu. In Bezug auf gesundheitsbezogene Sorgen wird häu-
fig auf Störungen durch Schattenwurf und nächtliche Befeuerungen, Infra-
schall, Schlafstörungen sowie eine Vielzahl an potentiellen Folgen verwiesen.
Unter ›ökonomische Gründe‹ können schließlich Befürchtungen um vermin-
derte Immobilien- und Grundstückswerte sowie Einbußen im Tourismus ge-
fasst werden.
Abb. 3: Inhaltsbezogene Kritikpunkte von Bürgerinitiativen (n = 270) amWindkraft-
ausbau (Ende 2015/Anfang 2016 )
Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung.
Alle vorgebrachten grundlegenden wie inhaltsbezogenen Argumente der
Windkraftkritik lassen sich gleichzeitig durch Befürworter*innen in die
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entgegengesetzte Richtung deuten: Nur mit einer forcierten Energiewende
könnten Klimaschutzziele erreicht und eine Lebensgrundlage für künftige
Generationen geschaffen werden. Windkraftanlagen dienten dem Umwelt-
und Naturschutz, fügten sich durch Gewöhnung zunehmend ›unproblema-
tisch‹ in ›Landschaft und Heimat‹ ein, gesundheitliche Kritikpunkte seien
nicht zutreffend, ökonomische Wertverluste erfolgten höchstens als self-
fulfilling prophecy, wenn immer wieder hierüber in der Öffentlichkeit disku-
tiert würde (ausführlicher Roßmeier/Weber 2018). ›Windkraft‹ wird damit
in theoretischer Lesart zum flottierenden Signifikanten, der mit ganz un-
terschiedlich, durchaus diametral entgegengesetzten Argumentationslinien
verknüpfbar wird. Auf Gegner*innen-Seite sind regelmäßig Verweise auf
das eigene Lebensumfeld vorhanden, das nicht ›zerstört‹ werden solle – der
Megatrend ›Individualisierung‹ kollidiert hier mit ›Neo-Ökologie‹ mit noch
ungewissem Ausgang. Die Bundesinitiative ›Vernunftkraft‹ als Dachverband
von Windkraftgegner*innen geht insgesamt von über 1000 Initiativen in
Deutschland aus (Hermann 2018: o.S.), was zeigt, welche Dimension heute
Widerstand erlangt hat. Im ersten Halbjahr 2019 wurden in Deutschland
nur 86 Windkraftanlagen gebaut (Bundesverband WindEnergie 2019: o.S.),
ausgelöst durch schleppende Genehmigungsverfahren und regelmäßig
aufkommende Bürger*innen-Widerstände. Zu einem zentralen ›Trend‹ ist
hier das Engagement gegen Vorhaben als Teil der Energiewende geworden.
Dagegen fordert die Jugend-Bewegung ›Fridays for Future‹ (2019: o.S.) für
Deutschland »100 % erneuerbare Energieversorgung bis 2035«, was mit der
derzeitigen (fehlenden) Geschwindigkeit des Windkraftausbaus zur Utopie
wird.
Ein Vergleich mit dem eng relationierten Bereich des Stromnetzausbaus
in Deutschland lässt markante Parallelen hervorscheinen. Die Planungen
zum Ausbau der Übertragungsnetze riefen und rufen vielfältige Widerstän-
de hervor, was sie ebenfalls zu einer aktuellen politischen, planerischen
und gesellschaftlichen Herausforderung werden lassen (dazu u.a. auch
Bräuer 2017; Hoeft/Messinger-Zimmer/Zilles 2017; Kamlage/Nanz/Fleischer
2014; Neukirch 2014, 2017). Entkomplexisiert stehen Befürworter*innen
Gegner*innen gegenüber, deren Beweggründe, Argumente und Zielset-
zungen deutlich unterschiedlich ausfallen. Erstere argumentieren unter
anderem, wie angerissen, über die bessere Einbindung Deutschlands in
das europäische Stromnetz, die Garantie von Versorgungssicherheit und die
Schaffung erforderlicher Kapazitäten zur Verteilung erneuerbar produzierter
Energie und letztlich einem Beitrag zu einer ›nachhaltigen‹ Umgestaltung
178 Florian Weber und Olaf Kühne
des Energiesystems zur Erfüllung internationaler Verpflichtungen der Re-
duzierung des Ausstoßes von Treibhausgasen (Pariser Klimaabkommen,
EU-Klimaschutzziele). In Teilen werden aber im Verhältnis dazu die grund-
legende Notwendigkeit oder die geplante Umsetzung in Zweifel gezogen,
respektive mit aktivem Widerstand belegt, der medial wie politisch zwi-
schenzeitlich in hohem Maße Resonanz fand. 2014 und 2015 eskalierte der
Streit, was sich im Freistaat Bayern in einer politischen Kehrtwende, insbe-
sondere des damaligen Ministerpräsidenten Horst Seehofer, niederschlug:
Nach anfänglicher Befürwortung stellte er sich zeitweise auf die Seite von
Bürgerinitiativen, um im nächsten Schritt Erdverkabelungen statt Freilei-
tungen zu befürworten (dazu ausführlicher Weber 2018). Wie im Kontext
des Windkraftausbaus wurden, ausgehend von einem Forschungsvorha-
ben für das Bundesamt für Strahlenschutz, mittels einer Google-Initiative
Bürgerinitiativen gegen den Stromnetzausbau mit eigener Website oder
Facebook-Profil ermittelt, um deren Zielsetzungen zu systematisieren. 2015
konnten so 90 Initiativen identifiziert werden, 2017 sogar 123. Bräuer/Wolling
(2015: 95) fanden bei ihren Recherchen zwischenzeitlich 140 Bürgerinitiativen
– eine ähnlich gelagerte Zahl. Die Gegenüberstellung 2015 zu 2017 zeigt,
dass die Favorisierung von Erdverkabelungen als Mittel der ›Invisibilisie-
rung‹ (Kühne 2013) beim so genannten SuedLink und SuedOstLink nicht
zu einer einfachen Befriedung von Widerständen geführt hat. Zwar ist die
grundlegende Ablehnung des Stromnetzausbaus von knapp zwei Drittel auf
etwas mehr als die Hälfte zurückgegangen, doch heißt dies gleichzeitig,
dass immer noch jede zweite Initiative den Netzausbau nicht als notwendig
ansieht (siehe Abb. 4). Letztere vertreten unter anderem die Position, der
Netzausbau sei überdimensioniert, diene dem Transport von Kohlestrom,
einer europäischen ›grenzenlosen‹ Marktliberalisierung und schade einer
dezentral-regional auszugestaltenden Energiewende (dazu auch Jarass 2013;
Neukirch 2015). Befürworter*innen von Erdverkabelungen haben zumindest
2015 zu 2017 von knapp einem Viertel auf rund ein Drittel zugenommen.
Darüber hinaus werden andere Trassenverläufe, angepasste Grenzwerte
oder Mindestabstände gefordert bzw. es wird gegen Konverterstationen
bei Hochspannungsgleichstromübertragungstrassen agiert. Bis heute wird
immer wieder eine ausgeprägte Skepsis gegenüber dem grundsätzlichen
Bedarf des Übertragungsnetzausbaus manifest – in gewisser Weise also
die Wiederkehr der ›Kritikwelle‹ ab Mitte der 1970er Jahre. Berechnungen
der Übertragungsnetzbetreiber werden ebenso wie Prüfungen durch die
zuständigen Behörden nicht anerkannt. Damit wird auch der Staat zu einer
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Konfliktpartei, die von Bürgerinitiativen nicht als neutral wahrgenommen
wird. Aus deren Sicht sollten die Planungen deutlich reduziert oder sogar
gestoppt werden. Aushandlungsprozesse und Deutungskämpfe sind im
Gange, wobei der Netzausbau von politischer und planerischer Seite nicht
in Frage gestellt wird und Genehmigungsvorhaben vorangebracht werden
sollen. Da die zwischenzeitlich medial hochgradig rezeptierten Widerstände
allerdings bereits Anpassungen zugunsten von Erdverkabelungen zur Folge
hatten, sind künftige ›Kehrtwenden‹ keineswegs ausgeschlossen.
Abb. 4: Ziele von Bürgerinitiativen (2015: n = 90 und 2017: n = 123), ausgehend von
zwei Google-Recherchen (Januar 2015 und Mai/Juni 2017 )
Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung.
Der Fokus auf inhaltlich angeführte Kritikpunkte zeigt eine markante
Parallele zum Windkraftausbau. Die unterschiedlichen Argumentations-
stränge lassen sich unter die gleichen vier Hauptpunkte subsummieren.
Durch die analysierten Bürgerinitiativen, hier in Bezug auf die Erhebung aus
dem Jahr 2017, wird auf die ›Zerstörung‹ von Landschaft und Heimat (84 %),
ökonomische Aspekte wie Verluste von Grundstückswerten oder Tourismus-
einbußen (74 %), gesundheitliche Bedenken (72 %) und naturschutzbezogene
Kritikpunkte (69 %) rekurriert (vgl. Abb. 5). In diesem Kontext dominieren
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Bezüge auf Landschaft, Heimat und das eigene Wohnumfeld: Der Nah-
bereich um das eigene Haus/die eigene Wohnung soll von Veränderungen
verschont bleiben. ›Zerstörungen‹ und ›Verschandelungen‹ von ›Landschaft
und Heimat‹ drohten, also vom Prinzip her nahezu identische Formulierun-
gen, wie sie einhundert Jahre zuvor von Heimatschützer*innen gegen die
›Elektrisierung‹ des Landes vorgebracht wurden.
Abb. 5: Argumentationskontexte der Bürgerinitiativen (2017 und 2015 )
Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung.
Ein ›Trend‹ liegt daher auch beim Stromnetzausbau zu Beginn des 21.
Jahrhunderts darin, Umbrüche nicht einfach diskussionslos hinzunehmen
und mit Argumenten zu arbeiten, die eine hohe lebenswirkliche Anschlussfä-
higkeit aufweisen, wie gerade Landschaft und Heimat. Auffällig ist, wie sehr
sich Ausführungen im Hinblick auf den Windkraft- und den Stromnetzaus-
bau ähneln (Weber et al. 2017a; Weber et al. 2017b). Wird nicht aktiv auf den
einen oder anderen Kontext verwiesen, sind Ausführungen der jeweiligen
Bürgerinitiativen durchaus einfach austauschbar. Und es zeigt sich eine wei-
tere Vergleichbarkeit, die zudemmit dem ersten Drittel des 20. Jahrhunderts
relationiert werden kann: Bürgerinitiativen stellen Fotographien mit und
ohne Windkraftanlagen bzw. Stromtrassen gegenüber – als Positiv-Negativ-
Kontrastierungen, wie es Heimatschützer*innen Jahrzehnte zuvor taten:
»Die Beiträge der Heimatschützer zeichneten sich durch reichliches Bildma-
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terial aus, da ihnen eine ›Gut-Schlecht-Didaktik‹ zugrunde lag: Zeichnungen
oder Fotos schlimmer Land- und Ortschaftsentstellungen wurden solche
gelungener Beispiele gegenübergestellt« (Bayerl 2005: 43) – ein ›Trend‹ im
Zeitverlauf, der auf Herausforderungen bei markanten Umbrüchen verweist.
Dies bedeutet eine Transformation einer komplexen Sachlage in eine mo-
ralische Dichotomisierung, die eine Suche nach Kompromissen erschwert,
da auf Moralisierungen nur mit Gegenmoralisierungen geantwortet werden
kann (Luhmann 1993), in denen die dichotom von der eigenen Position ge-
schiedene Position einer Pathologisierung unterzogen wird (Kersting 2009).
Das Ergebnis ist häufig eine Eskalation des Konfliktes, der auch über die
Zeit mit einer finalen (insbesondere gerichtlichen) Entscheidung perpetuiert
wird (Berr/Kühne 2019; Kühne 2018b, 2019b; Weber et al. 2018).
Fazit: Megatrends und Hegemonien im Kontext der Energiewende
Welches Resümee lässt sich abschließend auf Grundlage der Ausführungen
ziehen? Die Ausrichtung des Beitrags auf die Entwicklung des deutschen
Stromnetzes, der Bestandteile der Stromversorgung und der rezenten Ver-
änderungsprozesse im Zuge der eingeläuteten Energiewende zeigt zunächst,
dass gewisse Diskussionsstränge auf der Grundlage von Umbrüchen und er-
lebten Verunsicherungen wellenartig wiederkehren. Bereits im Laufe des 20.
Jahrhunderts wurde über die ›Verdrahtung‹ und ›Verspargelung‹ von ›Land-
schaft und Heimat‹ gestritten, was als virulente Argumentationsbestandteile
im 21. Jahrhundert denWindkraft- und den Stromnetzausbau begleitet. Auch
Forderungen nach Erdverkabelungen sind im Übrigen kein neues Argument:
In den 1930er Jahren zu »Beginn der Verdrahtungs-Diskussion« wurden diese
bereits eingefordert (Bayerl 2005: 46). Immer wieder fanden sich auch schon
Phasen, in denen es um angeführte Kritikpunkte wieder ›ruhiger wurde‹, was
durchaus in enger Verbindung mit Gewöhnungseffekten und Etablierungen
steht: Bestehende Freileitungen und Kraftwerke der Energieproduktion
gehören im Laufe der Zeit zur ›heimatlichen Normallandschaft‹ dazu und
werden weniger grundlegend im Hinblick auf ihre physische Manifestation
hinterfragt. Es sind markante und schnelle Umbrüche, die mit Sorgen und
Unsicherheiten relationiert werden. In den letzten Jahren haben hier die
›Megatrends‹ Globalisierung und Individualisierung durchaus einen nicht zu
unterschätzenden Anteil: Im Zuge globaler Verflechtungen verlieren ›liebge-
wonnene‹ Sicherheiten an Substanz, womit gerade in lokalen Bezügen eine
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Verankerung gesucht wird (Costadura/Ries 2016; Kühne/Spellerberg 2010;
Weber/Kühne/Hülz 2019), die aber dann zu erodieren droht, wenn unter
anderem Windkraftanlagen oder Stromtrassen in direkter Nähe errichtet
werden sollen oder drohen könnten. Es sind gleichzeitig Erwartungen an
individuelle ›Lebensträume‹, die vielleicht weniger als beispielsweise in der
Nachkriegszeit ein ›stilles Erdulden‹ opportun erscheinen lassen. Insofern
ist das deutsche Projekt ›Energiewende‹ auch je nach Perspektive mehr oder
weniger ›nachhaltig‹: Eine Vereinbarung ökologischer, ökonomischer und
sozialer Komponenten gelingt nicht ohne Weiteres. Was überwiegt nun? Ist
es der Klimaschutz mit einer perspektivischen Versorgung aus 100 Prozent
erneuerbaren Energien oder der Schutz des Rotmilans usw. zum Natur-
schutz? Ist es das Wohl der Jugend und künftiger Generationen oder ist es
das ›ungestörte‹ Lebensumfeld? Exemplarisch zeigt sich, dass unterschied-
liche Argumente aufeinandertreffen und um gesellschaftliche Hegemonie
ringen (dazu allg. Glasze/Mattissek 2009; Laclau/Mouffe 2015 [engl. Orig.
1985]). Bisher konkurrieren verschiedene Diskurse im Energiewende-Kontext
– in welcher Form sich dieses ›Flottieren‹ reduziert, ist derzeit schwer ab-
schätzbar. Genauer gesagt: Wir sind Geographen und keine Trendforscher,
das heißt, wir zielen nicht auf die Vorhersage von Trends oder Megatrends
ab. In der Rückschau und einer Gegenwartsanalyse erachten wir gleichzei-
tig die rasante Entwicklung von Bürgerinitiativen in unterschiedlichsten
Gesellschaftskontexten, vernetzend forciert im Zuge der Digitalisierung,
als ›Trend‹, der sich durchaus fortführen könnte. Die Vielzahl an Initiati-
ven illustriert, wie heute jenseits etablierter politischer Strukturen Politik
beeinflusst wird (hierzu auch Berr et al. 2019b), auch wenn »die absolute
Anzahl der Demonstranten und Aktivisten klein« ausfällt, wie Marg et al.
(2013: 96) in ihren Analysen in Bezug auf verschiedene Bauvorhaben im
Zuge der Energiewende (Windkraft, Biomasse, Pumpspeicher, Netzausbau)
herausstellen. Der Ausbau erneuerbarer Energien erscheint als Bestandteil
angeführter Megatrends als »Wegweiser in die energetische Zukunft« (Bayerl
2005: 47), wird derzeit aber keineswegs von allen befürwortet. Inwiefern
Zielsetzungen der Energiewende und Nachhaltigkeit in Verbindung mit der
neu entfachten Debatte um Klimawandel künftig assoziiert werden (können)
und so vielleicht stärker (temporär) hegemonial verankert werden, gilt es für
uns weitergehend zu analysieren.
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»Einfach zu viele Autos«:
Neue Antriebe alleine reichen nicht.
Weert Canzler und Andreas Knie
Von der Steuergesetzgebung, dem Ausbau der Verkehrsinfrastruktur bis zur
Straßenverkehrsordnung war über Jahrzehnte alles darauf ausgerichtet, das
private Auto zu fördern. Die Entfernungspauschale, der Bundesverkehrswe-
geplan und das generelle Recht, auf öffentlichen Straßen das private Vehikel
einfach abstellen zu dürfen, sind beeindruckende Beispiele dafür. Dahinter
stand das lange mächtige Narrativ vom Privatauto als Voraussetzung und Teil
eines modernen Lebensmodells. Nun sind die Grenzen des privaten Autover-
kehrs allerdings längst erreicht. Zunehmend wird klar, dass es einfach zu vie-
le Autos gibt. Dauerstaus, die Klimakrise, die schlechte Luft und der Lärm in
den Städten und nicht zuletzt der Dieselskandal lassen die Zweifel an einem
»Weiter-so« steigen. Das SUV wird zum Symbol für den Imageschaden, den
das Auto gerade in den Städten erlebt, die Rufe nach einer Verkehrswende
werden lauter. Sharing-Modelle gewinnen in Folge der persönlichen Digita-
lisierung an Attraktivität, der Zugang zu Autos wird wichtiger als der Be-
sitz. Damit werden Fahrzeuge austauschbar. Für die Autohersteller bedeutet
das, dass sie die Transformation zum Mobilitätsdienstleister schaffen müs-
sen. Ansonsten drohen sie zu Zulieferern für Anbieter digitaler Plattformen
abzusteigen.
Vor allem aus Gründen der Dekarbonisierung ist der Verbrennungsmotor
ein Auslaufmodell. Der Antriebswechsel ist aber nur eine notwendige und kei-
neswegs hinreichende Voraussetzung der Verkehrswende. Es braucht ebenso
eine drastische Reduktion der Anzahl der Fahrzeuge. Das wird nur funktio-
nieren, wenn intermodale Mobilitätsdienstleistungen und die emissionsfreie
aktive Mobilität den erforderlichen Platz erhalten. Bisher fehlen jedoch die
Rahmenbedingungen und Leitplanken für eine nachhaltige Mobilität. Star-
ten wird die Verkehrswende im Kleinen, zunächst in den Städten, organisiert
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im Rahmen von regulatorischen Experimentierräumen, die auch eine deut-
lich erweiterte Form der Beteiligung vorsehen1.
Das Problem: Zu viel vom Gleichen
Das Automobil droht am eigenen Erfolg zu ersticken. In Deutschland bei-
spielsweise sind derzeit mehr als 47 Millionen Pkw zugelassen, insgesamt so-
gar mehr als 65 Millionen motorisierte Fahrzeuge (KBA 2018). Gerade weil es
so erfolgreich ist, ist das Auto zum Raumvernichter Nr. 1 geworden.
Das Auto hat aber nicht nur immensen Raumbedarf, es ist auch ein hoch-
problematischer Schadstoffemittent. Trotz vieler öffentlicher Ankündigun-
gen der Autohersteller, auf die Elektrifizierung zu setzen, dominiert der Ver-
brennungsmotor unangefochten. Eine ganze Branche ist in einer tiefen Pfad-
abhängigkeit verfangen. Das gilt besonders für die deutsche Autoindustrie,
die komplett auf den Dieselantrieb gesetzt hat. Ihre Innovationsschwäche ist
umso dramatischer, weil die Kfz-Industrie zu den wichtigsten Industriezwei-
gen in Deutschland gehört. Die Wertschöpfung ist hoch, die Exportanteile
sind riesig, die Arbeitsplätze zahlreich und die Gewerkschaften stark. Nir-
gends gibt es so viele gut bezahlte Jobs wie in den hochmodernen Fabriken
der lange überaus profitablen Premiumhersteller und ihrer Zulieferer.
Das Innovationsdilemma dieser Schlüsselindustrie ist mit Blick auf die
Klimaschutzziele fatal. Kein Sektor ist so weit entfernt von dem Ziel, Treib-
hausgasemissionen zu senken wie der Verkehr, der ja mehr denn je vom mo-
torisierten Straßenverkehr geprägt ist.Der Dieselskandal zeigt auch, dassmit
zusätzlichen Reinigungsverfahren und einer optimierten Steuerungssoftware
alleine weder die aus Klimaschutzgründen notwendigen Verbrauchsreduktio-
nen noch die sonstigen Emissionsgrenzwerte zu schaffen sind.
Die jüngste Diskussion um den anstehenden Ausstieg aus der Verbren-
nungsmotortechnik und mögliche Jahreszahlen für einen Zulassungsstopp
für Verbrenner ist richtig und notwendig, zugleich aber auch verkürzt. Es
bedarf nicht nur neuer emissionsfreier Antriebe. Das Verkehrssystem insge-
samt muss sich ändern. Der motorisierte Individualverkehr wie wir ihn ken-
nen braucht viel zu viel Platz. Er kommt schon seit Jahren in den Metropolen
der Welt an seine Grenze bzw. hat diese längst überschritten. Es stockt und
1 Ausführlich ist unsere Argumentation nachzulesen in: Canzler/Knie 2018.
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staut sich, die Luft ist schlecht und an Platz für die Aufenthaltsqualität fehlt
es auch.
Die Lage ist schizophren: Das Geschäft mit und um das Auto prosperiert,
gleichzeitig sind die Grenzen des Modells deutlich. Aus Klimaschutzgrün-
den ist die Dekarbonisierung des Verkehrs und damit die Antriebswende als
Teil einer umfassenden Verkehrswende möglichst schnell umzusetzen (Agora
Verkehrswende 2017). Doch lässt sich nicht einfach ein Schalter umlegen. Die
sozialwissenschaftliche Mobilitätsforschung zeigt, dass der Verkehr auf Rou-
tinehandeln beruht, über das man nicht nachdenken möchte (Canzler 2016:
29ff.).
Mit dem Versagen beim Klimaschutz und der Verdrängung des Diesel-
skandals ist die Volatilität im Verkehr gestiegen. Zur Unsicherheit gehört
auch, dass sich Einstellungen und Verhaltensweisen insbesondere in den
Städten verändern und neue technische Optionen verfügbar sind, die aber
nicht genutzt werden können, weil der öffentliche Verkehrsraum streng
codiert und völlig verriegelt ist. Für Innovationen ist dort im wahrsten Sinne
kein Platz. Diese Regulierungen haben dabei aber eine gesellschaftliche
Praxis festgeschrieben, die es schon seit Jahren nicht mehr gibt. Gleichzei-
tig besitzen diese Regulierungen aber für den Alltagsverkehr immer noch
Gültigkeit und sind Teil unserer Routinen.
Verkehr war und ist ein so träges Politikfeld, weil in dieser Komplizen-
schaft zwischen Autoherstellern, Konsument*innen und staatlicher Politik
ein Modus Vivendi entwickelt und gelebt wurde, der heute einem Gefange-
nendilemma gleicht: Keiner traut sich aus dieser Grundordnung heraus, weil
nicht klar ist, wie der jeweils andere reagieren wird. Es ist ein Dreiklang aus
neuen technischen Optionen, veränderten Einstellungen sowie anderen Re-
gelwerken. Alle wissen, dass es ein »Weiter-so« nicht geben kann. Dennoch
ist derWeg der Transformation, die eigentliche Verkehrswende, derzeit kaum
erkennbar. Technische und habituelle Pfadabhängigkeiten und in Asphalt und
Beton gegossene Infrastrukturen dominieren alles. Wie konnte es dazu kom-
men?
Wie wir überhaupt zum Auto kamen
Ohne eine Veränderung der rechtlichen und infrastrukturellen Rahmenbe-
dingungen wird es keine Verkehrswende geben. Dazu gehören neben einer
Internalisierung der externen Kosten des Straßenverkehrs über nutzungsab-
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hängige Gebühren für die Inanspruchnahme von Straßen und Parkraum auch
der Abbau der Privilegien für das Auto. Zweifelsohne müssen Subventionen
wie der reduzierte Steuersatz für Dieselkraftstoff und das Dienstwagenpri-
vileg fallen. Die Verkehrswende kann nur gelingen, wenn die Rahmenbedin-
gungen zugunsten der Alternativen zum bisher alles beherrschenden privaten
Auto verändert werden.
Die Forderung nach veränderten Rahmenbedingungen ist so alt wie die
Verkehrswendediskussion (vgl. auch Rammler 2017). Bislang ist sie jedoch
nicht einmal ansatzweise eingelöst worden. Warum das so ist, lässt sich
nur erklären, wenn man auf die Erfolgsgeschichte des privaten Automo-
bils schaut. Um 1900 war ihre Zahl noch auf wenige Tausend Exemplare
begrenzt und es war zu diesem Zeitpunkt auch noch keineswegs klar,
dass aus den knatternden, stinkenden und gefährlichen Geräten einmal
eine Massenbewegung werden sollte. Deutschland steht für ein besonders
krasses Entwicklungsmuster. Mit Blick auf die starke deutsche Kraftfahr-
zeugindustrie könnte man annehmen, dass das Auto gleichsam in die DNA
der Deutschen eingeschrieben wäre. Doch so ist es nicht. Deutschland war
lange das Land der Reichsbahn, das Land der Fahrräder, Mopeds und Mo-
torräder. Bis 1957 war die schwäbische Firma NSU, die später zusammen
mit der nach Ende des Zweiten Weltkrieges aus dem Osten in den Westen
umgezogenen Auto-Union zur AUDI AG verschmolzen wurde, der Welt-
marktführer im Zweiradgeschäft mit Fahrrädern und Mopeds. Und noch im
Jahre 1938 war die Deutsche Reichsbahn mit mehr als 1,2 Mio. Beschäftigten
das größte Unternehmen der Welt. Das Unternehmen war weit verzweigt,
Anteile an der Lufthansa gehörten genauso dazu wie das größte deutsche
Speditionsunternehmen Schenker.
Die deutsche Autoindustrie war zu dieser Zeit hingegen eine Randerschei-
nung. Das größte Unternehmen der Autobranche, die Adam Opel AG, war
schon 1926 an den US-amerikanischen Konzern General Motors verkauft wor-
den, die ehemals unabhängigen Unternehmen Horch, Wanderer, Audi und
DKW vereinigten sich aufgrund wirtschaftlicher Zwänge unter der Regie des
Finanzkapitals zur Auto-Union, Daimler war bereits kurz nach dem Ersten
Weltkrieg mit Benz fusioniert worden. Im Jahr 1932 kamen in Deutschland
knapp 8 Autos auf 1.000 Einwohner. Ein Mittelklassewagen kostete rund das
50-fache eines Arbeiterjahreslohnes (vgl. Canzler/Knie 2016).
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Mit der »Charta von Athen« in die Moderne
Schon in den 1920er Jahrenwaren es vor allenDingen die Architekt*innen und
Stadtplaner*innen, die das Auto zum Verkehrsmittel der Zukunft machten.
Der private Kraftwagen kam ihnen deshalb gelegen, konnte mit ihm die Stadt
der Zukunft doch aus ihrer baulichen Enge in eine gelockerte und funktional
ausdifferenzierte Siedlungslandschaft überführt werden. Die Stadt der Mo-
derne sollte hell und vor allen Dingen raumgreifend ausgestaltet sein und sich
von den dichten, dunklen und oft sehr kleinteiligen Bebauungen der Altstäd-
te komplett unterscheiden. Dafür brauchte sie ein flexibles und alle Elemente
verbindendes Verkehrsmittel. Die Straßenbahnen, die U- und S-Bahnen hal-
fen da nicht weiter, sie erschienen in ihren Strukturen zu starr. Automobile
versprachen dagegen ein dynamisches und verbindendes Verkehrsmittel zu
sein, demman dann aber auch den gebührenden Raum schaffen musste. Alte
Stadtanlagen waren Jahrhunderte vor dem Auto entstanden und boten daher
auch wenig Platz. Dieser musste dann zunächst gedanklich, dann planerisch
und schließlich auch real geschaffen werden. Pointiert brachte es der Schwei-
zer Architekt und Stadtplaner Le Corbusier auf den Punkt: »Wohin eilen die
Automobile? Ins Zentrum! Es gibt keine befahrbare Fläche im Zentrum. Man
muss sie schaffen.Manmuss das Zentrum abreißen!« (Le Corbusier 1925: 101).
Das einflussreichste Dokument der Stadtplanung, das diese Gedanken
zusammenfasst, ist die in den 1930er Jahren entwickelte und 1943 veröffent-
lichte »Charta von Athen«. Bis heute gelten die hier entwickelten Grundsätze
in Mittel- und Südamerika und auch in weiten Teilen Asiens als die Bibel der
Planung des urbanen Raumes. In West und Ost war die moderne Stadtpla-
nung bis in die späten 1960er Jahre immer auf das Auto als das zentrale Ver-
kehrsmittel zugeschnitten. Städte wurden primär als Transitzonen gedacht,
damit die unterschiedlichen Funktionen »Arbeit«, »Wohnen« und »Freizeit«
angemessen miteinander verbindbar waren. Das Auto wurde praktisch zum
»Narrativ der Moderne« und verdichtete sich zugleich zum Versprechen auf
Freiheit auf individuelle Lebensführungmit eigenemHaus,Garten undKlein-
familie. Das Auto erlebte seinen Aufstieg daher nie nur als ein technisches
Gerät, es war immer der Kern einer ganzen Lebensphilosophie, eines Ver-
sprechens eines selbstbestimmten und kontrollierbaren Lebens.
Dochwar dieses Versprechen zunächst nur ein Traum, eine Sehnsucht, ei-
ne Idee, illustriert in vielen Bildern, Büchern und Filmen. Aber es hatte enor-
me Strahlkraft in viele Branchen und Sektoren hinein. Das betraf auch den
schon erwähnten Reichsautobahnbau, der bereits in den späten 1920er Jahren
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vorgedacht, bis ins Detail geplant und dann ab Sommer 1933 umgesetzt wur-
de. Der Bau war weder militärisch noch aus arbeitsmarktpolitischen Erwä-
gungen vordringlich. Auch verkehrspolitisch war er überhaupt nicht notwen-
dig, weil es zu dieser Zeit in Deutschland kaummehr als 500.000 Automobile
gab. Die Signale waren jedoch eindeutig, zunehmend wurde klar, wohin die
Reise gehen sollte. Es zeichnete sich ein wiederkehrendes Muster ab: Die in
den deutschen Ländern sehr unterschiedlichen Verkehrsregelungen wurden
ab 1934 erstmals reichseinheitlich zu einemGesetz zusammengefasst, an des-
sen Gestaltungswillen eine Zukunft für den Massenverkehr einzuleiten, kein
Zweifel bestand. Ein weiteres Ergebnis: Die Reichsgaragenordnung ebenfalls
von 1934. Darin wurde ganz im Geiste der Charta von Athen festgelegt, dass
nicht nur Straßen für den fließenden Verkehr gebaut, sondern auch Parkflä-
chen im öffentlichen Raum zum Abstellen der künftigen Fahrzeuge vorgese-
hen werden müssen.
Die Nazis unternahmen weitere Anstrengungen zur Popularisierung des
Automobils, der Traum vom eigenen Wagen sollte wahr werden können. Ab
1938 konnte man für einen eigenen »KdF-Wagen« ansparen, der unter 1.000
Reichsmark kosten sollte. Zwar wurde bekanntlich nichts aus der Ausliefe-
rung; die wenigen Fahrzeuge, die noch vor dem Krieg fertig wurden, blie-
ben Parteibossen vorbehalten und alle anderen gingen als militärisches Ge-
rät gleich in den Vernichtungskrieg. Aber der Gedanke, ein eigenes Auto zu
besitzen und es sich über moderate Ansparprämien leisten zu können, war
erfolgreich platziert.
Selbst die Kriegszerstörungen taten dem Traum vom Automobil keinen
Abbruch, ganz im Gegenteil: Im Stab des Rüstungsministers Albert Speer be-
gann man bereits 1942, am Wiederaufbau der Städte zu arbeiten. Die Zer-
störungen kamen den Planern in zynischer Weise gerade Recht, konnte man
doch gleich Platz schaffen. Als Vorbild galt den nationalsozialistischen Pla-
nern tatsächlich New York, damals die größteMetropole derWelt. Hier zeigte
sich, dass dem Automobil die Zukunft gehörte – so ein Planungsdokument
der Vorbereitungsgruppe. Man müsse mit einer sehr schnell steigenden Zahl
von Kraftwagen rechnen. So wurde beispielsweise für Berlin vorgesehen, im
Rahmen eines Generalplanes unmittelbar nach 1945 die komplette Stadt mit
einem dichten Netz von Stadtautobahnen zu überziehen (vgl. Durth 1995).
Deutschland war auch nach dem ZweitenWeltkrieg noch kein Automobil-
land. Die Zahl der angemeldeten Kfz blieb weiterhin hinter den Erwartungen
der Bundesregierung zurück. Zumal mittlerweile diese Zahl innerhalb der
OECD als zentraler Indikator für die Prosperität einer Volkswirtschaft galt.
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Je mehr Autos zugelassen waren, umso besser schien es der Gesellschaft auch
wirtschaftlich zu gehen. Der Grad derWohlstandsmessung war also, wie viele
Menschen sich ein eigenes Auto leisten konnten. Um hier nicht ins Hinter-
treffen zu gelangen und um das Auto wirklich zu einem Massenverkehrsmit-
tel werden zu lassen, wurden die Maßnahmen zur Popularisierung des Autos
weiter fortgesetzt. Der Historiker Dietmar Klenke nennt das Jahre 1957 als das
Wendejahr in der (west-)deutschen Verkehrsgeschichte, in dem durch eine
Reihe von fiskalischen Maßnahmen die Attraktivität des privaten Pkw noch-
mals zusätzlich deutlich erhöht wurde (Klenke 1995). Unter anderem konn-
ten Privatpersonen berufsbedingte Fahrten mit einem Kilometersatz von der
Einkommenssteuer absetzen, der deutlich über den eigentlichen Betriebskos-
ten lag. Die Mineralölsteuer, die heutige Energiesteuer, die seit 1939 auf Ben-
zin und Dieselverkäufe erhoben wird, wurde zweckgebunden, d.h. die Ein-
nahmen durften nur noch für Bau und Erhalt von Bundesstraßen eingesetzt
werden. Umfang und Wirkung dieses steuerlichen Anreizprogramms für die
Massenmotorisierung sind kaum zu überschätzen. In diese Zeit fällt im Üb-
rigen auch die Steuerbefreiung von Flugbenzin im Inland und ein reduzierter
Steuersatz für Treibstoff für eine landwirtschaftlicheNutzung. Interessanter-
weise gab es von Anfang an Unterschiede bei den Steuersätzen für Benzin-
und Dieselkraftstoff. War der Steuervorteil für Diesel bis in die 1980er Jahre
moderat, so änderte sich das zu Beginn der 1990er Jahre, als in zwei Steuer-
erhöhungsrunden beim Diesel wesentlich geringere Aufschläge beschlossen
wurden. Seit 1994 beträgt die Differenz ca. 18 Cent je Liter. Das Ergebnis des
Dieselprivilegs ist offensichtlich, nämlich eine starke Dominanz des Diesel-
motors vor allem bei hochmotorisierten Fahrzeugen wie den SUVs. Alleine im
Zeitraum von 1990 bis 2015 betrugen die Steuermindereinnahmen aufgrund
der geringeren Dieselbesteuerung ca. 254 Mrd. Euro (Deutscher Bundestag
2017).
Damit war ein sich selbst beschleunigender Regelkreislauf in Gang ge-
setzt worden: Mehr Steuern, mehr Infrastruktur, höhere Attraktivität für Au-
tos mit steigendem Kraftstoffverbrauch, d.h. höhere Steuern, mehr Geld für
Infrastrukturen. Aber auch dieser Gelddruckmechanismus für beispielsweise
neue Autobahnen wurde immerfort auch programmatisch begründet: Georg
Leber, Bundesverkehrsminister im ersten Kabinett Willy Brandts, wird der
Ausspruch aus dem Jahre 1971 zugeschrieben, dass kein Bundesbürger mehr
als 25 Kilometer zurücklegen solle, um die nächste Autobahnauffahrt zu er-
reichen.
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Diese Maßnahmen wurden begleitet von einer Reihe von bau- und ver-
kehrsgesetzlichen Regelungen. Die bereits erwähnte, von den Nationalsozia-
listen eingeführte Reichsgaragenordnung fand sich als Stellplatzverordnung
der Länder wieder. Die Verordnung besagte: Wer privat und öffentlich bau-
en wollte, musste genügend Flächen zum Abstellen von Pkws bereitstellen.
Die Programme zur Unterstützung einer massenhaften Verbreitung von Au-
tomobilen fanden konsequenterweise auch im Straßenrecht und in der Stra-
ßenverkehrsordnung ihre Anwendung. Grundsätzlich wurde dem Auto ge-
genüber allen Verkehrsmitteln Vorfahrt gewährt und zwar unter dem Dik-
tum des rollenden Verkehrs. Rechtsgrundsatz ist seither: Es muss alles flie-
ßen und was hier stört – wie Fahrradfahrer und Fußgänger – muss weichen
oder wird an den Rand gedrängt. Der besondere juristische Kniff zur För-
derung des privaten Besitzes von Automobilen bestand darin, die mehr und
mehr herumstehenden Fahrzeuge einfach zum »ruhenden Verkehr« zu de-
klarieren und damit auch unter den Generalschutz des Verkehrsflusses zu
stellen. Dafür musste natürlich auch der Preis des öffentlichen Raumes ent-
sprechend reguliert werden. Mieter*innen und Wohnungseigentümer*innen
müssen beispielsweise – wenn überhaupt Geld für das Parken fällig wird –
derzeit maximal 30 EUR pro Jahr für einen Anwohnerparkplatz zahlen. Das
sind etwas mehr als 8 Cent pro Tag.
Wer sich unter solchen Bedingungen kein Auto anschaffte, der oder die
war jetzt klar im Nachteil. Aber auch für die kleiner werdende Klientel der
(noch) Nicht-Automobilisten wurde gesorgt. Bereits unter den Nazis war da-
zu das bis heute noch gültige Personenbeförderungsgesetz (PBefG) eingeführt
worden, durch das öffentliche Verkehre mit Bussen und Bahnen im Geltungs-
bereich von Entfernungen unter 50 Kilometer aber auch Taxis undMietwagen
unter eine behördliche Aufsicht gestellt werden. Der Staat deckt das durch
Fahrgeldeinnahmen nicht zu finanzierende Defizit des Betriebes von Bussen
und Bahnen ab, behält sich aber die Oberaufsicht sowie auch die Genehmi-
gung über alle Linien, Tarife und sonstigen Bedingungen vor. Damit haben
die Unternehmen, die Teil dieser staatlichen Daseinsvorsorge sind, zwar ei-
ne auskömmliche Perspektive, dafür sind aber die Kernelemente der Leis-
tungserbringung gleichsam eingefroren. Eine wettbewerbliche Dynamik war
und ist in diesem System nicht vorgesehen. Der ÖPNV erfüllte jahrzehnte-
lang nur eine Ersatz- und Überlauffunktion für die Automobilgesellschaft.
Es sollte ganz bewusst keine Konkurrenz zum eigenen Auto aufgebaut wer-
den. Wieviel Menschen im ÖPNV unterwegs waren, galt in den 1950er und
1960er Jahren keineswegs als Ausweis eines modernen Staates, eher war das
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Gegenteil der Fall. Hohe Fahrgastzahlen wurden als Zeichen gesellschaftlicher
Rückständigkeit angesehen.
Der Traum vom eigenen Auto
Nachdem hinlänglich Fernstraßen gebaut und die Innenstädte zu Transiträu-
men umfunktioniert, alle Neubautenmit Stellplätzen und genügend Erschlie-
ßungsstraßen ausgestattet worden waren, zudem die Nutzung eines Kraft-
wagens steuerlich in einemMaße geltend gemacht werden konnte, die höher
als die tatsächlichen Kosten lagen, stiegen die Zulassungen von Automobilen
dann tatsächlich deutlich an. Mitte der 1960er Jahre erreichten sie in West-
deutschland erstmals internationales Niveau, 1965 waren knapp 9,3 Millionen
Pkw zugelassen.
Hinter all diesen Maßnahmen stand immer das gleiche »Narrativ«: Der
Traum vom eigenen Pkw, der das glückliche Idyll privater Lebensformen un-
terstützt. Dieses Leitbild fiel offenkundig auf einen fruchtbaren Boden. Nur
so konnten die teilweise mit brachialer Gewalt vorgenommenen städtebauli-
chen Zurichtungen im Geist der »autogerechten Stadt« begründet und auch
weithin akzeptiert werden. Es ging um eine offenkundig attraktive Geschich-
te des eigenen Autos und einer glaubhaften Hoffnung auf die materielle Hin-
terlegung dieser Story. Und dies nicht nur in Deutschland und Europa. Vor-
bild waren die USA, dort wurde schon früher der eigene Wagen zu einem
elementaren Teil des Traumes von der Freiheit stilisiert.
In dem skizzierten Erfolgsprogramm für das private Automobil steckt
auch die Blaupause für den Umbau der Automobilgesellschaft. Für eine er-
folgreiche Verkehrswende braucht es ein neues Narrativ, dass ein glaubhaftes
Versprechen auf eine lebenswerte Zukunft darstellt und zudem eine breite
gesellschaftliche Unterstützung erlangt. Ein solches post-automobiles Leit-
bild zeichnet sich in ersten Konturen ab, einige Trends und Treiber sind zu
erkennen.
Treiber der Verkehrswende
Einer der wichtigsten Treiber für die Verkehrswende sind die Klimaschutzzie-
le. Dabei ist das Hauptproblem die bisher ungebrochene Dynamik des nach
wie vor auf fossilen Quellen beruhenden Energiebedarfs. Der Anteil des Ver-
kehrs am Endenergiebedarf ist von 25 Prozent im Jahr 1990 auf fast 30 Pro-
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zent im Jahr 2015 gestiegen (Agora Verkehrswende 2017: 12). Voraussichtlich
wird er im Jahr 2020 bereits die Marke von 40 Prozent erreichen. Dabei be-
finden wir uns, global betrachtet, erst am Anfang einer nachholenden Mo-
torisierung. In Asien, Südamerika und Afrika liegt der Ausstattungsgrad mit
Autos und der Verkehrsaufwand insgesamt weit unter dem Level, den wir in
unseren Breiten gewohnt sind und den wir auch vorleben.
Der verfestigte Pfad des privaten Automobilismus zeigt sich auch im in-
dividuellen Verkehrsverhalten. Gerade im Alltagsverkehr zeigt der moderne
Mensch ein habitualisiertes Verhalten: Er oder sie möchte Störungen vermei-
den und Verkehrsmittel »nutzen ohne nachzudenken« (vgl. Canzler 2016).
Das private Auto hilft dabei, diese Bedürfnisse zu befriedigen, und macht
es dadurch Alternativen schwer. So wächst weiterhin die Zahl der Autos in
Deutschland, auch wenn die durchschnittliche Fahrleistung je Vehikel seit
Jahren sinkt und die Pkw-Verkehrsleistung insgesamt nur leicht zunimmt
(vgl. BMVI 2016: 219).
Die Dominanz des individuellen Massenverkehrsmittels Auto hält also bis
heute unvermindert an. Doch sind Erosionen und mögliche Bruchlinien er-
kennbar. Der Erfolg des Autos, seine massenhafte Verbreitung in den früh
motorisierten Regionen derWelt, ist ein Problem– es gibt einfach zu viel des-
selben. Das wird ganz deutlich, wenn man in die Länder schaut, wo die Mas-
senmotorisierung gerade erst begonnen hat. In den Megacities Chinas und
anderer aufstrebender Schwellenländer führt der wachsende Autoverkehr zu
Stillstand und zu unerträglichen Luftverhältnissen. Zugleich ist klar, dass an-
gesichts der unvermeidlichen Dekarbonisierung auch der Verkehrssektor sei-
nen Beitrag leistenmuss und dass der Verbrennungsmotor ein Auslaufmodell
ist. Dazu kommt, dass in den gesättigten Automärkten – also in Europa, in
den USA und auch in Japan und Korea – das Auto seinen Status als besonde-
res Konsumgut verloren hat. Es ist dort mehr und mehr zu einer Commodity
geworden.
Höhere Lebensqualität in den Städten und die Chancen
der persönlichen Digitalisierung
Das Erbe einer Politik der autogerechten Stadtentwicklung wirkt trotz ge-
wandelter verkehrs- und stadtpolitischer Rhetorik bis heute. Gleichwohl ver-
ändert sich, hinter dem Rücken der Akteur*innen, die urbane Mobilität. Ver-
schiedene politische und technische Trends wirken als Treiber des Wandels.
Sie sind tiefgreifend und haben das Potential, die Spielregeln im Verkehr
»Einfach zu viele Autos«: Neue Antriebe alleine reichen nicht. 203
komplett zu verändern. Da ist zum einen der fortgesetzte Kampf gegen Luft-
verschmutzung und verbindliche Vorgaben zum Klimaschutz. Um die Luft-
schadstoffbelastung gerade in den Städten zu senken, werden Emissions-
grenzwerte weltweit weiter verschärft. Dahinter steht das Ziel, die Lebensqua-
lität zu verbessern und negative Auswirkungen vor allem auf die Gesundheit
zu vermindern. Ambitionierte Grenzwerte für Stickoxide und Feinstaub sind
künftig von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren nicht mehr zu erreichen.
Viele Kommunen setzen sich außerdem in lokalen Klimaschutzplänen ambi-
tionierte Klimaschutzziele, die nicht zuletzt auch den Verkehr betreffen. CO2-
Reduktionsziele sind im Verkehr nur mit einer Verlagerung zum Umweltver-
bund und mit einer verstärkten Elektrifizierung des motorisierten Verkehrs
auf Grundlage Erneuerbarer Energien zu erreichen.
Die Verkehrswendewird zumanderen stark von derDigitalisierung vorange-
trieben. Globale Digitalunternehmen drängen mit neuen Geschäftsmodellen
in die Verkehrsmärkte. Gleichzeitig ist ein Boom an verkehrsbezogenen
Apps zu beobachten. Ihre Potentiale liegen in erster Linie darin, gemäß
den persönlichen Profilen optimale Verbindungen mit verschiedenen Ver-
kehrsmitteln zu erhalten. Diese Entwicklung ist vor dem Hintergrund einer
generellen Veränderung von Verhaltensmustern infolge der persönlichen
Digitalisierung zu sehen. Chat-Dienste wie Whatsapp oder Facebook ver-
ändern das Mobilitätsverhalten grundsätzlich: Statt starrer Verabredungen
finden in alltäglichen Interaktionen vielmehr schrittweise Annäherungen
via Smartphone statt (vgl. Canzler/Knie 2016). Die Digitalisierung verstärkt
den gesellschaftlichen Basistrend der Individualisierung und wird ihrer-
seits durch sie selbst vorangetrieben. Persönliche Profile auf Verkehrs-Apps
und eine transaktionskostenarme Verknüpfung verschiedener Verkehrs-
möglichkeiten gehen mit differenzierten Mobilitätsmustern einher. In der
Konsequenz ist eine weitere Differenzierung des Verkehrs auf der Angebots-
und auf der Nachfrageseite zu erwarten. Aufgrund neuer technischer Mög-
lichkeiten und in Folge eines real veränderten Verhaltens werden auch die
individuellen Planungshorizonte kürzer und die Verkehrsteilnehmer*innen
geraten in die Rolle des Prosumenten, der digital unterstützt seine eigene
Mobilität organisiert.
Die Digitalisierung ermöglicht integrierte Mobilitätsdienstleistungen
für die Nutzer*innen aus »einem Guss«. Damit eröffnen sich neue Chan-
cen für den Öffentlichen Verkehr (ÖV). Ob und inwieweit der ÖV seine
verkehrs- und umweltpolitischen Vorzüge ausspielen kann und spürbare
Modalverschiebungen tatsächlich zu erreichen sind, hängt stark von seiner
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Attraktivitätssteigerung und insbesondere von seiner »intermodalen Pas-
sung« ab. In intermodalen Dienstleistungen ist ein moderner Bahnverkehr
mit anderen Verkehrsmitteln, nicht zuletzt mit dem Auto, verbunden und
die Transaktionskosten eines Wechsels der Verkehrsmittel für die Nutzer*in-
nen niedrig. Neben den veränderten Finanzierungsstrukturen sind hier
neue Wettbewerbs- und Geschäftsmodelle notwendig, um die innovativen
Potentiale der Branche anzureizen. Idealerweise kommen künftig die Elek-
trifizierung und die geteilte Nutzung von verschiedenen Verkehrsmitteln
zusammen. Die Integration zielt dann auf die elektrisch betriebene Fern-
bahn ebenso wie auf die Tram, die U- oder S-Bahn und das Pedelec sowie
das geteilte E-Auto. So sind Netzwerkeffekte zu erzielen, die im bisherigen
fahrplan- und haltestellengebundenen ÖPNV nicht zu erreichen waren. In
vielen Städten gehören öffentliche Autos und Fahrräder bereits heute zum
selbstverständlichen Teil des öffentlichen Verkehrsangebotes. Sie erlauben
Haus-zu-Haus-Verbindungen und können damit einen Vorteil des privaten
Autos ausgleichen, nämlich auch die »erste und letzte Meile« eines Weges
schnell und bequem zu überwinden. Das sind Hinweise auf eine Konvergenz
von privatem und öffentlichem Verkehr. Hinter der möglichen Konvergenz
stecken nicht nur technische Entwicklungen. Gleichzeitig sind auch bei den
Einstellungen und beim Verhalten insbesondere bei den jüngeren Generatio-
nen von Stadtbewohner*innen Veränderungen zu beobachten, die auf einen
Bedeutungsverlust des eigenen Autos und auf eine verstärkte pragmatische
Inter- und Multimodalität hinweisen (vgl. Schönduwe/Lanzendorf 2014;
Deffner et al. 2014).
Vor allem in großen Städten haben sich inter- und multimodale Nut-
zungspraktiken etabliert, die zu eigenständigen Mobilitätstypen jenseits der
klassischen Auto- oder ÖV-Affinen geführt haben (vgl. LSE/InnoZ 2015). Die
hohe Verbreitung von Smartphones und Flatrates erleichtert Sharingdienste
und intermodale Services. Diese Nischenmärkte zeigen seit Jahren eine große
Dynamik. Die Realisierung flexibler Formen des ja bereits länger bekannten
stationsgebundenenCarsharings beispielsweise ist nurmöglich,weil das Auf-
finden der Fahrzeuge mit dem Smartphone einfach und bequem wurde. Ein
Blick auf die App zeigt, welche Fahrzeuge wo stehen. Das Carsharing-Beispiel
deutet eine Revolution in der Verkehrsmittelwahl an (siehe ausführlich: Canz-
ler/Knie 2016: 13ff.). Für die Nutzer*innen von flexiblen Carsharing-Systemen
ist es wichtig, hier und jetzt ein Fahrzeug zu bekommen. Die Entscheidun-
gen werden in Sekundenbruchteilen getroffen. Weder die Marke des Fahr-
zeugs noch die des Carsharing-Anbieters sind dabei noch entscheidend. Der
»Einfach zu viele Autos«: Neue Antriebe alleine reichen nicht. 205
unmittelbare Fahrtenwunsch und dessen sofortige Ermöglichung sind vor-
dringlich.
Es gehört zu den subtilen Wirkungen der digitalen Marktplätze, dass
Wünsche und Bedürfnisse, ja das Konsumverhalten insgesamt, durch die
Nutzung der Smartphones verändert werden, ohne dass dies den Einzelnen
immer bewusst ist. Mit den digitalen Zugängen lassen sich alle entschei-
dungsrelevanten Informationen zu sämtlichen Verkehrsoptionen schnell und
bequem beschaffen. Das Smartphone wird zum digitalen Generalschlüssel
für den intermodalen Verkehr. Es bildet die technische Grundlage für alle
Dienstleistungsoptionen, mit denen derzeit unter dem Motto »Mobility as a
Service« experimentiert wird.
Mehr Rad- und Fußverkehr
Darüber hinaus erlebt der Rad- und Fußverkehr, die so genannte aktive Mo-
bilität, vielerorts eine Renaissance. Viele – vor allem große – Städte wieWien,
Paris, London und nicht nur die Vorreiter Kopenhagen und Amsterdam inves-
tieren verstärkt in die Fahrradinfrastruktur: in Fahrradwege, Abstellanlagen,
Radschnellwege usw.Die Entwicklung dürfte sich fortsetzen, damehr und si-
chere Fahrradwege auch diejenigen auf das Rad bringen, die bisher ängstlich
waren (vgl. Gehl 2015: 211ff.).
Zusätzlich wird das Fahrradfahren durch den Pedelec-Boom verstärkt,
mit Pedelecs sind auch längere Strecken einfacher zu bewältigen. Die Ver-
dichtung städtischer Räume erhöht schließlich die Erreichbarkeit vieler
alltäglicher Ziele und erweitert damit die Spielräume für den Zufußverkehr.
Umgekehrt profitiert der Zufußverkehr davon, dass der städtische Raum
weniger von Autos blockiert wird – vorausgesetzt, dass es tatsächlich einen
Rückbau von Autofahrbahnen und Parkflächen gibt. Es kommt zu einer
positiven Feedbackschleife für den Zufußverkehr dort, wo die Bedingungen
für die aktive Mobilität verbessert werden. Hinzu kommt, dass auch das
steigende Gesundheitsbewusstsein der aktiven Mobilität zugutekommt:
Zufußgehen, Laufen und Fahrradfahren werden zu Bestandteilen urbaner
Lifestyles (vgl. Gericke/Parkin 2015). Fahrradfahren profitiert vom Fitness-
hype, es wird sowohl in der Freizeit als auch für die Alltagsmobilität vor allem
in großen Städten beliebter.
Bei vielen verkehrspolitischen Auseinandersetzungen der jüngsten Zeit
geht es im Kern um den öffentlichen Raum und wer ihn wie nutzen darf. Die
Akzeptanz auch für radikaleMaßnahmen zurNeuverteilung öffentlicher Räu-
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me zulasten des privaten Pkw-Verkehrs könnte entgegen den bisherigen ver-
kehrspolitischen Gewissheiten steigen (vgl. Andor et al. 2019; Ruhrort 2019).
Parkraum gilt nicht mehr als unantastbar und selbst weitgehende Restriktio-
nen für den Autoverkehr finden zunehmend Unterstützung (UBA 2019). Die
Rückeroberung und Inwertsetzung des öffentlichen Raums ist jedoch ambiva-
lent, denn attraktive Wohn- und Straßenräume ziehen auch ein neues Publi-
kum an und führen oft zur Verdrängung der alteingesessenen Bewohner*in-
nen.
Chancen und Risiken des Autonomen Fahrens
Vielfach wird derzeit angeführt, dass das Autonome Fahren die Platzproble-
me gerade in der Stadt lösen könne. Gemeint sind Fahrzeuge, die nicht nur
automatisch fahren, sondern von einem System gesteuert und disponiert wer-
den und damit aus Sicht der Nutzenden »autonom« unterwegs sind. Welche
Bedeutung solche Fahrzeuge in einer weiteren Zukunft haben werden, hängt
neben der Bewältigung der technischen Komplexität von der Art und Weise
der politischen Regulierung ab. Ob solche Systeme überhaupt im öffentlichen
Straßenraum unterwegs sind und wie sich das auf den zukünftigen Verkehr
auswirkt, entscheidet maßgeblich der gesetzliche Rahmen. Dieser gesetzli-
che Rahmen ist wiederum durch die Antwort geprägt, wie wir künftig leben
wollen und wie der Verkehr von morgen aussehen soll. Viele Forschungs- und
Entwicklungsprojekte der Autoindustrie sind jedoch ziemlich konventionell
und weit weg vom »autonomen Fahren«. Sie zielen auf die Weiterentwick-
lung von Fahrerassistenzsystemen. Das elektrische »Shuttle«, das automa-
tisch dorthin fährt, wo es gebraucht wird, hat hingegen disruptives Poten-
tial (vgl. ausführlich: Canzler et al. 2019). Es kann ein attraktives Element
einer neuen integrierten Mobilitätsdienstleistung sein. Das öffentliche Auto
auf Zuruf kann außerdem zum Element schlauer Stromnetze werden, wenn
es nicht zum Fahren gebraucht wird. Es wäre damit zugleich auch ein »Spei-
cher auf Rädern« für fluktuierende Erneuerbare Energien.
Die Automobilunternehmen möchten mit einer Steigerung des Automa-
tisierungsgrades primär die Attraktivität des privaten Fahrzeuges zurückge-
winnen. Private Pkw sollen in den nächsten Jahren serienmäßig mit weitge-
henden Assistenzfunktionen angeboten werden. (vgl. auch Daum 2019). Der
zunehmende Automatisierungsgrad von Fahrzeugen wird von den Fahrzeug-
herstellern als Antwort auf die Probleme des Verkehrs vermarktet: »sicherer,
sauberer und optimierter Verkehrsfluss« (vgl. VDA 2015). Damit wird aber die
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Zahl der privaten Fahrzeuge weiter steigen und die Probleme der Flächen-
konkurrenz mit anderen Verkehrsformen wie Busse, Bahnen und Fahrräder
insbesondere in den Innenstädten werden weiter zunehmen.
Die Risiken des automatisierten Fahrens sind ohne Zweifel groß. Gleich-
zeitig entstehen jedoch neue Chancen. Denn (teil-)automatisierte Fahrzeuge,
nicht zuletzt neue Fahrzeugformate zwischen Pkw und Bus, können helfen,
den Öffentlichen Verkehr effizienter und attraktiver zu machen. Mit einem
hochintegrierten intermodalen Öffentlichen Verkehr ist in weiterer Zukunft
die Mobilität mit viel weniger Fahrzeugen zu gewährleisten. Eine zukünfti-
ge Regulierungspraxis könnte durch einen Mix aus Groß- und Kleinfahrzeu-
gen, aus spurgeführten und getakteten sowie flexiblen on demand-Verkehren
die Zahl der Straßenfahrzeuge zur Abwicklung sämtlicher Personenkilometer
erheblich reduzieren. Gegenüber konventionellen Bussystemen können au-
tomatisch fahrende Shuttles außerdem die Kosten des operativen Betriebes
drastisch senken. Urbane Mobilität mit weniger Privatautos, aber mit mehr
flexiblen öffentlichen Angeboten on demand sind möglich. Hierbei müssen
sich jedoch die Kapazitäten des öffentlichen Verkehrs verdoppeln, etwa ein
Viertel der Angebote sind dann digital on demand verkehrende Shuttles, alle
Angebote sind gegenseitig buchbar (Canzler et al. 2019).
Die positive Aussicht lautet also: Automatisierte Fahrzeuge können für
die Verkehrswende und die Abkehr vom privaten Auto ein strategischer He-
bel sein – zunächst in Form von automatisierten Shuttles, später in Form von
vollständig autonomen Flotten. Notwendig ist jedoch eine »ermöglichende
Regulierung«, die das Privileg des privaten Autos zugunsten individualisier-
ter on demand-Verkehre aufgibt. Schon heute gilt es, die Rolle von neuen on
demand-Systemen als Teil des Öffentlichen Verkehrs zu ermöglichen und zu
erproben.
Was passieren muss
Zum Traum vom privaten Glück gehörten in der deutschen Nachkriegsge-
sellschaft eine Familie, ein eigenes Haus und auch der eigene Wagen. Ein-
geschrieben in ein ganzes Korsett von Rahmenbedingungen lebt dieses Bild
zwar bis heute fort, doch haben sich zwischenzeitlichWertordnungen, Selbst-
verständnisse und Lebensplanungen verändert. Die gesellschaftliche Diffe-
renzierung ist nicht in den 1950er Jahren stehen geblieben. Mittlerweile wird
rund die Hälfte aller Ehen wieder geschieden, ein Fünftel der Kinder wird
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von Alleinerziehenden großgezogen, in Berlin und anderen Großstädten ist
es sogar ein Drittel. Während das Bild der privaten Kleinfamilie nicht mehr
das alleinige Maß der Dinge ist, bleibt das private Automobil allerdings noch
weiter dominant. Das Normalarbeitsverhältnis ist seltener geworden, flexi-
ble Arbeitszeiten aber auch neue Beschäftigungsformate haben dazu geführt,
dass die Verkehrsansprüche andere sind.
Die alte Ordnung ist jedenfalls passe. In der Soziologie wird dies gerne
mit dem Übergang von der Moderne zur Post-Moderne beschrieben. Die vor-
maligen Gewissheiten gelten nicht mehr, die Arbeits- und Lebensformen ha-
ben sich vervielfältigt und weiter international angeglichen (vgl. Beck/Beck-
Gernsheim 1994 und jüngst Reckwitz 2017). Aus der formierten Gesellschaft
mit klaren Zeit- und Raumstrukturen ist eine plurale Gesellschaft geworden,
in der auch die Verkehrsbedürfnisse vielfältiger und unübersichtlicher gewor-
den sind. In der Verkehrspolitik findet sich hiervon jedoch wenig. Die Grund-
regeln für den Straßenverkehr, für die Straßenverkehrszulassung sowie auch
den Betrieb von öffentlichen Verkehren gelten wie vor 80 Jahren.
Zwar ist es längst überfällig, die Privilegien für das private Auto abzu-
schaffen und die rechtlichen sowie steuerlichen Rahmenbedingungen zu ent-
rümpeln sowie die heftige Schlagseite in der Bundesverkehrswegeplanung
zugunsten des Straßenverkehrs zu beseitigen. Ebenso überfällig ist es, end-
lich Geschwindigkeitsbeschränkungen auf Autobahnen und Tempo 30 als Re-
gelhöchstgeschwindigkeit in Städten durchzusetzen. Schließlich ist es nötig,
die externen Kosten des motorisierten Individualverkehrs zu internalisieren
und dafür auch die Instrumente einer streckenabhängigen Maut sowie ei-
ner City-Maut einzusetzen (siehe Becker 2016; Rammler 2017 und SRU 2017).
Doch besteht derzeit kaumAussicht auf eine Umsetzung solchweitreichender
Reformen zur Unterstützung der Verkehrswende. Aus dieser realpolitischen
Erkenntnis heraus plädieren wir für das Mittel des regulatorischen Experimen-
tierraumes: Veränderungen sind vorstellbar, wenn der Staat die nötigen Re-
formen nur mal probeweise sowie orts- und zeitlich begrenzt vornimmt und
sich dabei auch versuchsweise neue Verbündete sucht.Man hätte dann immer
die Chance, wieder zum Ausgangspunkt zurückzukehren – falls gewünscht.
Eine neue Kultur des Experimentierens würde es erlauben, den bereits er-
kennbaren neuen Praktiken auch einen entsprechenden Experimentierraum
einzuräumen.Darin lässt sich testen, ob sich der von Vorreitern gelebte Alltag
verallgemeinern und stabilisieren lässt und welche Folgen möglicherweise zu
erwarten sind. Denn Experimente sind ja nichts anderes als von »Konsequen-
zen entlastetes Probehandeln« (Krohn/Weyer 1989).
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Gesetze haben oft sogenannte Experimentierklauseln, die die Gültigkeit
des Gesetzes nicht einfach aushebeln können, aber doch für eine befristete
Zeit und unter genau zu definierenden Umständen eine Modifikation des Re-
gelwerkes erlauben, wenn dabei die bisherigen Schutzinteressen grundsätz-
lich gewahrt bleiben.Die Experimentierklausel – so heißt es in der Rechtspra-
xis – ist immer »eng auszulegen«. Aber sie ist ein legales Fenster in Richtung
einer anderen Zukunft. Die Federführung kommt bei solchen Experimenten
in aller Regel den Kommunen und regionalen Gebietskörperschaften zu. Sie
sind im föderalen Deutschland zwar meist nicht in die Gesetzesarbeit ein-
gebunden, aber sie kommen in Fragen der Auslegung und der Erteilung von
Sondertatbeständen und Ausnahmegenehmigungen ins Spiel und sind hier
der zentrale Akteur.
Solche regulatorischen Experimentierräume könnten – und sollten – um-
fassend sein. Nahezu jedes Gesetz hat die dafür passenden Klauseln, die man
– unter Beachtung des Allgemeininteresses – für einen befristeten Zeitraum
anwenden kann. Vorstellbar ist dabei vieles, beispielsweise: Keine privaten
Fahrzeuge, nur noch E-Autos im Sharing-Modus. Menschen nehmen andere
einfach mit – auch gegen Entgelt. Parkende Autos gibt es nicht mehr, dafür
viel Platz für das Radfahren. Die Zustellung von Paketen und anderen Din-
gen wird ausschließlich mit dem Lastenrad erledigt. Die Energieversorgung
erfolgt auf Basis eines zu einem »Smart Grid« zusammengefassten Netzes
der vor Ort produzierten Erneuerbaren Energien (vgl. Canzler/Knie 2016).
An Ideen, technische und soziale Innovationen zu kombinieren und unter
Realbedingungen zu testen, mangelt es nicht. In jedem Fall sind bestehende
Regeln tangiert, müssen teilweise und temporär außer Kraft gesetzt werden.
In dem skizzierten experimentellen Setting fungieren die einschlägigen Ge-
setze und Verordnungen als »regulatorische Schlüsselthemen«: das Personen-
beförderungsgesetz (PBefG), die Straßenverkehrsordnung (StVO), die Stra-
ßenverkehrszulassung (StVZO), das Baugesetzbuch (BauGB) sowie das Ener-
giewirtschaftsgesetz (EnWG) imVerbundmit Verordnungenwie die Ladesäu-
lenverordnung (LSV) oder die Stromnetzzugangsverordnung (StromNZV).
Hinter der Idee regulatorischer Experimentierräume steht die Annahme,
dass sich das Narrativ vom privaten Auto überlebt hat. Jedenfalls hat es keine
visionäre Kraft mehr. Als alltagsstrukturierende Realität ist das private Auto
jedoch nicht so ohne weiteres »umdeutbar«. Andererseits sind Narrative eng
an dominante gesellschaftliche Trends geknüpft. Als ein Megatrend moder-
ner Gesellschaften lässt sich die Individualisierung und Pluralisierung von
Lebensentwürfen nicht ignorieren. Im Gegenteil: die Digitalisierung bietet
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ganz neue Optionen eines flexiblen Zuschnitts von individualisierten Alltags-
abläufen. Mit dem Smartphone und dem mobilen Rechner lassen sich mehr
und mehr Aktivitäten ganz individuell raum- und auch zeitunabhängig erle-
digen. Man kann selbst bestimmen, wann man wo und wie etwas macht. Das
mag nicht für alle attraktiv sein, aber es scheint eine nicht mehr rückholba-
re Entwicklung der fortschreitenden Globalisierung zu sein. Es gibt immer
noch die Sehnsucht nach Gemeinschaft, nach kollektiven Erlebnissen, diese
werden gesucht und auch gefunden, aber bestimmen kaum individualisierte
Alltagserfahrungen.
Ein erfolgreiches Narrativ braucht Begriffe, die hinlänglich allgemein sind
und attraktive Bilder hervorrufen. Im Fall des vernetzten, postfossilen Ver-
kehrs stehen wir am Anfang. Denkbar erscheint, dass der Begriff der »Elek-
tromobilität« hier genügend Raum ließe, alle Verkehrsgeräte – vom Auto über
Busse und Züge bis hin zu Pedelecs – zusammenzufassen und die weitere
Prägung dieses Begriffs die Versorgung mit Strom aus Erneuerbaren Ener-
gien und die Verwendung der Verkehrsmittel nicht mehr in privaten Aneig-
nungsformen darstellt. Für ein neuesNarrativ braucht esmehr, nämlichwirk-
liche Erfahrungen. Es braucht eine beispielhafte gelebte Praxis.
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VerschiedeneMegatrends gestalten gegenwärtig und in Zukunft den Planeten
neu: Der anthropogene Klimawandel und andere globale Umweltverände-
rungen transformieren die Ökosysteme in einer Weise, wie dies zuvor die
Milankovic-Zyklen getan haben – nur erheblich schneller. Aber auch die
menschliche Zivilisation verändert sich: Von den rund 100 Milliarden Men-
schen, die nach einer Schätzung des Population Reference Bureau in der
gesamten Geschichte des anatomisch modernen Menschen auf der Erde
gelebt haben (Kaneda/Haub 2018), leben gegenwärtig etwa 7,5 Milliarden
Menschen. Schon in wenigen Jahrzehnten werden es voraussichtlich zehn
oder elf Milliarden sein. Anders als in der Vergangenheit leben sie nicht mehr
vorrangig auf dem Land, sondern in Städten, deren größte, Jing-Jin-Ji in
China, bald 100 Millionen Einwohner*innen haben könnte.
Ein Grund für den Umzug der Menschen von Land in die Städte ist der,
dass es auf dem Land immer weniger zu tun gibt: Der Klimawandel und die
Erosion einst fruchtbarer Böden verwüsten viele Felder und dort, wo sich
noch Bauern/Bäuerinnen oder Viehwirt*innen halten, ersetzen immer mehr
(autonome) Maschinen die Arbeit der Menschen. Außerdem ziehen nicht nur
Menschen vom Land in die Stadt, auch die Landwirtschaft zieht um: In vielen
Städten sprießen vertikale Farmen, in denen Nutzpflanzen nahezu vollauto-
matisch angebaut werden, um Lebensmittel dort zu erzeugen, wo sie letztlich
auch konsumiert werden. Aber nicht nur die Landwirtschaft wandert in die
Städte, sondern auch die Viehwirtschaft – und das ist eine Entwicklung, wel-
che die globale Umwelt abermals grundlegend verändern wird. Ihr zugrun-
de liegen wissenschaftliche Disziplinen, die das 21. Jahrhundert mitgestalten
und deutlich vom 20. Jahrhundert unterscheiden werden: die Molekularbio-
logie und die Biotechnologie.
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Vor dem globalen Öko-Kollaps
Einiges spricht dafür, dass sich die Menschheit in einer Art Flaschenhals be-
findet, in dem in der Vergangenheit bereits Kulturen wie die Maya (Kennett
et al. 2012), die Anazazi (Billman et al. 2000; Kohler/Matthews 1988), das Volk
der Nazca (Beresford-Jones et al. 2009, Coghlan 2009) und wohl auch die Be-
wohner*innen der Osterinsel (Hunt et al. 2006) stecken geblieben sind: Sie
florierten, ihre Populationen nahmen zu, sie veränderten ihre lokale Umwelt
vor allem durch Rodungen so sehr, dass eine Dürreperiode und anschließend
ausbrechende gewalttätige Unruhen genügten, um sie teilweise oder ganz
kollabieren zu lassen.
Was den Maya, Nazca, Anazazi und Osterinsulaner*innen widerfuhr,
kann sich wiederholen und im 21. Jahrhundert ein globales Ausmaß anneh-
men. Treibende Faktoren hierfür sind die Land- und Viehwirtschaft. Zwar
sind sie nicht die alleinige Ursache, aber die entscheidende. Durch sie werden
Kipppunkte des globalen Ökosystems erreicht und überschritten. Sie treiben
den Klimawandel voran, sind der Hauptgrund für den Verlust fruchtbarer
Böden, für den Verfall von Lebensräumen und für das weltweite Artenster-
ben, sie verbrauchen riesige Flächen, das meiste Süßwasser, sie bringen den
Phosphor- und Stickstoffkreislauf durcheinander und weiten dadurch die
sauerstoffarmen Todeszonen in den Meeren aus (Stramma/Schmidtko 2019).
Sind die Kipppunkte, die sog. planetaren Grenzen des globalen Ökosys-
tems (Steffen 2015) überschritten, ist nicht vorhersehbar, was im Einzelnen
passieren wird. Da sich manche von ihnen gegenseitig beeinflussen (der Kli-
mawandel, die Versauerung der Ozeane, die Biodiversität, der Land Use Chan-
ge sowie die Stoffkreisläufe von Phosphor und Stickstoff), ist zu erwarten,
dass sich das globale Ökosystem innerhalb von zwei Jahrzehnten drastisch
verwandeln wird – und zwar überwiegend negativ (Barnosky et al. 2012). Es
ist zu erwarten, dass sich viele, vielleicht sogar die meisten Gesellschaften an
die Geschwindigkeit und das Ausmaß der sich dann vollziehenden Transfor-
mation nicht werden anpassen können.
Damit kann – sofern größte ökologische und humanitäre Schäden
vermieden werden sollen – die Land- und Viehwirtschaft wie sie in der Ver-
gangenheit betrieben wurde, nicht fortgeführt werden. Seit Jahrtausenden
gilt sie als selbstverständlich wie alternativlos. »Der Bauer ist der ewige
Mensch, unabhängig von aller Kultur, die in den Städten nistet. Er geht ihr
voraus, er überlebt sie«, schrieb der Geschichtsphilosoph Oswald Spengler
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in den 1920ern (Spengler 1995: 669). Zu diesem Zeitpunkt arbeiteten die
meisten Menschen im westlichen Kulturkreis seit rund 10.000 Jahren als
Bauern/Bäuerinnen. Hundert Jahre später waren es nur noch zwei Prozent.
Zwar schwand die Zahl der Bauern/Bäuerinnen, die Fläche der von ihnen be-
wirtschafteten Felder jedoch nicht. Dank neuer Maschinen konnten weniger
Bauern/Bäuerinnen größere Flächen beackern und eine größere Anzahl von
Nutztieren halten.
Nach dem IPCC sind mittlerweile 49 Prozent der eisfreien Landmassen
auf der Erde Acker- oder Weideland (IPCC 2019: 4). Aber das wird sich in den
kommenden Jahrzehnten ändern und am Ende des 21. Jahrhunderts könnten
es nur noch zwei Prozent sein, so sich die Postlandwirtschaftliche Revolution
weltweit durchsetzt. Während Landwirt*innen und Hirt*innen Jahrtausende
lang weite Flächen entwaldeten, pflügten oder abgrasen ließen, könnte sich
die Natur im 21. Jahrhundert jene Flächen, oder zumindest die meisten da-
von, wieder zurückholen und so dazu beitragen, dass ökologische planetare
Grenzen nicht (weiter) überschritten werden.
Darüber hinaus sollte die sichere Versorgung mit Lebensmitteln durch
diese Transformation sogar zunehmen. Denn momentan steigt die Nachfra-
ge nach Lebensmitteln. In Folge des Klimawandels und anderer Umweltver-
änderungen dürften sich die Ernteerträge künftig jedoch verringern – wenn-
gleich ideenreiche Gentechnologen viel unternehmen, um Nutzpflanzen an
die neuen Umweltbedingungen anzupassen und ertragreicher zu machen.
Gegen Dürren, Stürme, Überschwemmungen und Bodenerosion werden sie
es jedoch schwer haben und man sollte sich nicht darauf verlassen, dass sie
den Wettlauf gewinnen können.
Planet ohne Weiden: Teil I
In dieser ökologisch außerordentlich dynamischen Phase läuten nicht weni-
ger ideenreiche Biotechnologen eine neue Ära in der Menschheits- und Um-
weltgeschichte ein: Die Post-Landwirtschaftliche Revolution (Stengel 2020).
In ihrer Geschichte hat die Menschheit bislang drei große Etappen zu-
rückgelegt: Mit der Landwirtschaftlichen Revolution vollzog sich der Übergang
von der Steinzeit ins Agrarzeitalter und mit der Industriellen Revolution der
Übergang vom Agrar- ins Industriezeitalter. Gegenwärtig befindet sich die
Menschheit mit der Digitalen Revolution im Übergang zum Digitalzeitalter
(Stengel et al. 2017). In diesem muss sie sich mit den Altlasten ihrer Ver-
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gangenheit beschäftigen: Mit der Energiewende sollen die atmosphärischen
Veränderungen eingedämmt oder gar rückgängig gemacht werden, die
durch die Verbrennung der industriellen Energieträger Öl, Gas und Kohle
erfolgten. Mit der Mobilitätswende sollen die Schäden beseitigt werden, die
durch das das Industriezeitalter wohl am meisten prägende Verkehrsmittel
verursacht wurden: dem Auto. Die Konsumwende zielt auf die Reduktion des
Ressourcenverbrauchs, der durch die industrielle Massenproduktion und
den Massenkonsum angefacht wurde.
Und mit der Ernährungswende sollen schließlich jene Veränderungen
eingedämmt oder gar rückgängig gemacht werden, die ihren Ursprung im
Agrarzeitalter haben. Ein zentrales Element der Ernährungswende sind
tierische Lebensmittel, vor allem Fleisch- und Milchprodukte. Sie schädigen
die globale Umwelt, weil die Tiere Fläche zum Leben und Fläche zum Anbau
ihres Futters benötigen. Weideflächen sind bereits die dominante Land-
schaftsform weltweit geworden (Ramankutty et al. 2010), dennoch reichen
sie nicht aus, um die im Dienst der Menschen stehenden rund 25 Milliarden
Rinder, Yaks, Schweine, Ziegen, Schafe, Gänse und vor allem Hühner satt
zu bekommen. Zusätzlich muss Viehfutter auf einem Drittel der globalen
Ackerfläche angebaut werden. Dann verbrauchen diese Tiere bemerkens-
werte Mengen an Trinkwasser und ihre Gülle belastet das Grundwasser mit
Nitrat. Außerdem stoßen sie ebenfalls bemerkenswerte Mengen an dem
Treibhausgas Methan aus (Robinson et al. 2014).
Selbstverständlich könnte sich die Menschheit jener ökologischen und
obendrein tierethischen Probleme entledigen, die durch Viehbestand und
Viehhaltung zustande kommen, indem sie ihre Ernährungsweise verändert
und sich überwiegend vegetarisch oder besser noch vegan ernährt. Poore und
Nemecek haben die ökologischen Belastungen der carnivoren, vegetarischen
und veganen Ernährungsstile miteinander verglichen und dabei festgestellt,
dass von einer veganen Ernährungsweise die geringsten Umweltbelastungen
ausgehen (Poore/Nemecek 2018). AberMenschen lassen sichmehrheitlich nur
schwer durch rationale Argumente überzeugen, »eingefleischte« Gewohn-
heiten abzuschütteln und noch weniger, wenn diese Gewohnheiten Spaß
machen oder gut schmecken. Diese menschliche Neigung bietet durchaus
Anlass zum Fremdschämen, weshalb jede bewusstseinsbildende Maßnahme
angemessen ist. Aber selbst in einem Land wie Deutschland, in dem das
Problembewusstsein vergleichsweise groß ist, dürfte es mindestens eine,
wahrscheinlich eher zwei Generationen – also zwanzig bis vierzig Jahre
– dauern, bis sich die kollektive Ernährungspraxis grundlegend geändert
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hat. Auf globaler Ebene wird sich dieser Prozess nicht schneller vollziehen.
Global betrachtet nimmt der Pro-Kopf-Konsum tierischer Lebensmittel
gegenwärtig sogar zu, die Zahl menschlicher Köpfe obendrein und ernährt
sich die Menschheit zwanzig bis vierzig Jahre weiter wie bisher, wird das
globale Ökosystem sehr wahrscheinlich kollabiert sein. Eine verhaltenswirk-
same hohe Steuer auf tierische Lebensmittel würde die Ernährungswende
sicher beschleunigen, aber die meisten politischen Entscheidungsträger
demokratischer Regierungen fürchten gegenwärtig noch einen kollektiven
Shitstorm und ihre Abwahl. Neben der menschlichen Würde gelten den
meisten Bürgern und Bürgerinnen westlicher Gesellschaften nun mal auch
Steaks, Bratwürste und Milchschaum als unantastbar. Eine staatliche Kana-
lisierung der Ernährungspraxis würde zudem Widerstand in den Parteien
entfachen: Liberale insistierten auf die Mündigkeit der Konsument*innen,
Linke monierten Ungerechtigkeit und Ungleichheit, denn während Arme
durch die Steuer nämlich zum Verzicht gezwungen würden, könnten Reiche
ungehemmt weiter schlemmen. Konservative betonten, Menschen hätten
seit biblischen Zeiten Fleisch und Milch genossen, weshalb dies natürlich
und normal sei und so bleiben solle. Und ob eine außerparlamentarische
Opposition wie Fridays for Future und die Extinction Rebellion eine den
globalen Zeitgeist rechtzeitig wandelnde Bedeutung erlangen kann, bleibt
abzuwarten.
In dieser schwierigen Situation bietet die post-landwirtschaftliche Erzeu-
gung ehemals landwirtschaftlicher Erzeugnisse einen Ausweg. Vielleicht so-
gar den einzigen, der der Menschheit noch bleibt. Die Rede ist von einer bio-
technologischen Bewegung, die tierische Produkte ohne Tiere, sondern mit
Zellen herstellt. In der scientific community hat sich für dieses Verfahren die
Bezeichnung Cellular Agriculture etabliert.Mit der klassischen Agrarwirtschaft
allerdings hat die zelluläre Herstellung nichts gemein. Der einzige gemeinsa-
me Nenner besteht darin, dass Tiere ihr eigenes Fleisch, ihre Milch und ihre
Eier zellulär produzieren.Davon abgesehenmachtCellular Agriculture alles an-
ders: Das Verfahren benötigt so gut wie keine Flächen – keine Weideflächen,
keine Ackerflächen, keine Flächen für Ställe oder Schlachthöfe – und kann
darum in Städten erfolgen. Das Verfahren benötigt kaum Süßwasser (sofern
das eingesetzte Wasser wieder recycelt wird), es erfolgt nicht unter freiem
Himmel, sondern in Laboren bzw. Anlagen mit großen »Bioreaktoren« ge-
nannten Tanks, in denen Zellmassen gerührt werden.
Bei ihnen handelt es sich zunächst um Muskelstammzellen, die zuvor
durch eine minimalinvasive Biopsie einem Tier entnommen und vermehrt
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wurden. In den Tanks ist es für die Zellen so, als wären sie imKörper eines Tie-
res. Es ist genauso warm und es gibt die richtigen Nährstoffe. Dementspre-
chend verhalten sie sich wie im Körper: Sie differenzieren sich in Muskelzel-
len, teilen und mehren sich. Anschließend verbinden sie sich zu Muskelfa-
sern. Damit sich das Ganze imMund »fleischig« anfühlt, werden die Muskel-
fasern (zumindest momentan) wie richtige Muskeln durch mechanische und
elektrische Impulse trainiert. Auf diese Weise ziehen sie sich zusammen und
entspannen sich, werden also gewissermaßen stärker. Klassisches Fleisch be-
steht jedoch nicht nur aus Muskelmasse, sondern auch aus Fett. Das ist, in
erhöhtenMengen verspeist, nicht gesund, schmeckt denmeisten aber. Um al-
so den Geschmack tierischen Fleischs zu treffen, muss es hinzugegeben wer-
den. Es darf kein tierisches Fett sein, da das Endprodukt vegan sein soll. Also
nimmt man pflanzliche Fettsäuren oder lässt die Fettsäuren von Hefezellen
herstellen, die so verändert wurden, dass sie tierische Fettsäurefabriken wer-
den. Das solchermaßen biotechnologisch produzierte Fett unterscheidet sich
letztlich nicht vom biologischen Original.
Hier wie bei den Muskelzellen gilt: Das Verfahren ist unnatürlich, das
Endprodukt dagegen ist es nicht. Es besteht aus den gleichen Zellen wie das
tierische Produkt. Allein der Ort, wo sich die Zellen vermehrten, nämlich
nicht in einem Körper (in vivo), sondern außerhalb von ihm (in vitro), ist
neu. In den Niederlanden wurde bereits in den 1990ern erforscht, wie Mus-
kelfleisch im Labor hergestellt werden könnte, um die Lebensmittelsicherheit
zu erhöhen und Umweltschäden verringern zu können. 2013 wurde der ers-
te in vitro-Burger unter der Leitung von Mark Post (Post 2012) von der Uni-
versität Maastricht öffentlich in London verkostet. Er enthielt eine Burger-
Frikadelle aus zellulärem Rindfleisch. Seitdem ist eine Menge passiert und
diverse Start-ups habenmit weiteren Erfolgen auf sich aufmerksam gemacht:
2016 warMemphis Meats das erste Unternehmen, das zelluläre Fleischbällchen
herstellte. 2017 präsentierte Memphis Meats außerdem erstmals zelluläres
Geflügelfleisch (Huhn und Ente). Im gleichen Jahr machte Finless FoodsThun-
fischfleisch aus Zellen, was schon deswegen interessant ist, weil Fischfleisch
aus dem Labor, anders als natürlicher Fisch, nicht mit Mikroplastik kontami-
niert ist (Smith et al. 2018). 2018 präsentierte New Age Meats die weltweit ers-
te in vitro-Schweinewurst. Ebenfalls 2018 produzierte das israelische Start-
up-Unternehmen Aleph Farms unter der Leitung von Didier Toubia das erste
im Labor kultivierte Steak aus Rindfleisch. Das war ein besonderer Moment,
denn ein tierfreies Steak zu kreieren, war bis dato das schwierigste Projekt.
Nicht nur, dass ein Steak wie ein Steak aussehen muss – und dazu genügt
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es nicht Zellen so zusammenzupressen, wie man es bei Fleisch- und Fisch-
bällchen, Frikadellen oder Würsten machen kann. Die Zellen müssen in die
Höhe, auf ess- und genießbaren Strukturen wachsen. Zudem bestehen Steaks
zu unterschiedlichen Anteilen aus Muskel-, Fett- und Bindegewebe und dann
ziehen sich durch ein Steak auch noch Blutadern. Man muss folglich vier
Zelltypen in einer 3D-Struktur kultivieren und dazu bringen, dass sie zu-
sammenwachsen. Aleph Farms hat dieses Kunststück vollbracht. 2019 folgten
die nächsten Premieren: ShiokMeats aus Singapur führte zellulär gewonnenes
Fleisch von Schrimps vor. Fleisch von Hummern und Krebsen planen die bei-
den Gründerinnen Sanhya Siram und Ka Yi Ling von Shiok Meats ebenfalls,
ohne die Meerestiere im Tank zu kultivieren. Im gleichen Jahr verkosteteWild
Type das weltweit erste zellulär gewonnene Lachsfleisch in Portland.
Diese Start-ups demonstrieren, dass der Geist aus der Flasche entwichen
ist. Er wird nicht mehr in sie zurückkehren, zumal die klassische Fleischpro-
duktion ein immenses Risiko für die Entwicklung derMenschheit ist und sich
überdies jedes Jahr neue Teams zusammenfinden, um tierische Produkte im
Labor herzustellen. Die Start-ups demonstrieren auch, dass die zellbasierte
Produktion von Fleisch bereits im kleinen Maßstab funktioniert. Allerdings
ist der Weg von kleinen Produktionsmengen im Labor in die Großproduktion
eines jeden zellulär hergestellten Produktes mit Hindernissen bestückt und
nimmt etwa zehn Jahre in Anspruch.
Wie ist die Ökobilanz des zellulären Fleisches im Vergleich zum tieri-
schen? Während der weltweite Viehbestand das globale Ökosystem und die
menschliche Zivilisation gefährdet, hat das in vitro-Verfahren eine Schwach-
stelle – nämlich den Energieverbrauch, der notwendig ist, um die Tanks auf
37 Grad Celsius zu erwärmen und warm zu halten. Wird die benötigte En-
ergie mittels fossiler Energieträger gewonnen, ist die Klimabilanz negativ.
Stammt die Energie jedoch von Wind und Sonne, oder später einmal aus Fu-
sionskraftwerken, ist die Bilanz entsprechend besser (Lynch/Pierrehumbert
2019; Mattick et al. 2015). Die beste Umwelt- und Ethikbilanz nutzt jedoch
nichts, wenn das zelluläre Produkt vom Konsumenten verschmäht wird. Wie
steht es also um die Akzeptanz von zellulärem Fleisch?
Gut. Und auch dies spricht dafür, dass hier ein neuer Trend entsteht. In
Indien, China und den USA durchgeführte repräsentative Umfragen, zeigen,
dass die Mehrheit der Befragten in jedem der drei Länder, in denen zusam-
men fast drei Milliarden Menschen leben, zellulär hergestelltes Fleisch bevor-
zugen würden, sofern es nicht teurer als das tierische ist. Im Allgemeinen
war die Akzeptanz bei höher gebildeten Stadtbewohner*innen am höchsten.
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In den USA waren nur 26 Prozent der Befragten der Ansicht, sie würden das
neue Fleisch definitiv nicht in Erwägung ziehen, in Indien waren es elf und
in China sogar nur sieben Prozent (Bryant et al. 2019). Auch in Deutschland
deuten erste Umfragen darauf hin, dass eine Akzeptanz für zelluläres Fleisch
vorhanden ist. So war in einer Umfrage die Mehrheit der Befragten der Mei-
nung, dass für sie in vitro produziertes Fleisch eine akzeptable Alternative
darstelle (Böhm et al. 2018).
Berücksichtigt man, dass offenbar nur ein Viertel der Mitglieder einer
Grundgesamtheit erforderlich sind, damit sich eine neue Norm in der Grup-
pe durchsetzen kann, wird die zelluläre Revolution realistisch: Centolaet et al.
konnten in verschiedenen Experimenten zeigen, dass ein Schwellenwert von
25 Prozent erreicht sein muss, damit sich in einer Gruppe oder Gesellschaft
eine Einstellung oder Verhaltensweise ändert. Dieser Schwellenwert scheint
damit zu sein, was man gerne als »kritische Masse« bezeichnet. Sobald dieser
Schwellenwert erreicht wurde, änderte sich in den Experimenten die Grup-
pendynamik und die Mehrheit der Gruppe übernahm die neue Norm. Dies
war in Experimenten sogar dann der Fall, wenn Belohnungen für die Bei-
behaltung der etablierten Verhaltensweise ausgesetzt und schließlich erhöht
wurden (Centolaet et al. 2018).
Folglich kann angenommen werden, dass die gesellschaftliche Verbrau-
cherakzeptanz für in vitro-Produkte rasch zunimmt, sobald der genannte
Schwellenwert in der jeweiligen Gesellschaft erreicht ist – und dies ist er in
den großen Volkswirtschaften offenbar bereits. Allerdings darf das kultivierte
Fleisch nicht teurer sein, und schlechter schmecken als das tierische darf es
auch nicht. Können die Hersteller dies leisten, dürfte die Revolution schnell
gehen, da viele Verbraucher Fleisch nun ohne schlechtes Gewissen konsumie-
ren können. Umgekehrt müssen sich jene, die am Verzehr tierischen Fleischs
festhalten, zunehmend unangenehme Fragen gefallen lassen.
Wenn die Akzeptanz für zellulär hergestelltes Fleisch schon in der Gegen-
wart hinreichend groß ist, kann dies für einen Megatrend sprechen, der das
21. Jahrhundert prägen wird. Dies umso mehr, da zelluläres Fleisch zugleich
als eine Art Akzeptanzbeschaffer für andere in vitro-Produkte fungiert – und
von ihnen gibt es weitere. Zum Beispiel Insektenfleisch, Leder oder Milch-
produkte.
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Planet ohne Weiden: Teil II
Im Sommer 2019 verkostete das Start-up Perfect Day das erste aus zellulä-
rer Milch gewonnene Produkt: Eiscreme. Milch wird das erste einer neuen
Generation post-landwirtschaftlicher Lebensmittel sein, das auf den Markt
kommt (siehe perfectdayfoods.com).
Möchte man nachvollziehen, wie Kuhmilch ohne Kühe hergestellt werden
kann, muss man Kuhmilch unter die Lupe nehmen. Obwohl sie das Wun-
der vollbringt, dass Babys wachsen und sich entwickeln, ist Milch nicht sehr
kompliziert. Kuhmilch besteht zu 88 Prozent aus Wasser, zu drei Prozent aus
sechs verschiedenen Proteinen (wobei Casein den mit Abstand größten Anteil
ausmacht), zu vier Prozent aus acht Fettsäuren und zu fünf Prozent aus Koh-
lenhydraten. Hat man alle Zutaten beisammen, mixt man sie – erhält man
Milch. Milch, die identisch mit dem ist, was aus dem Euter einer Kuh gezapft
wird (abzüglich der Hormonzusätze, Steroid- und Antibiotikarückstände, die
in Kuhmilch aus der Massentierhaltung enthalten sind). Hat man die Milch
aus ihren einzelnen Bestandteilen zusammengesetzt, kann man sie trinken
oder in alle möglichen Milchprodukte verarbeiten.
Die Kunst besteht nun darin, die Proteine und Fettsäuren der Milch in vi-
tro herzustellen. Hierzu kann man Mikroorganismen wie Hefezellen so um-
programmieren, dass sie das jeweils gewünschte Produkt herstellen. Dazu
benötigen die Hefezellen die genetischen Informationen, die sie zur Her-
stellung der Proteine und Fette benötigen. Diese Informationen kann man
aus der DNA von Kuhzellen ablesen und in die DNA der Hefen integrieren.
Die solchermaßen genetisch veränderten Mikroorganismen kommen in ei-
nen Tank, wo sie ideale Bedingungen (Wärme und Zucker) vorfinden, sich
teilen und z.B. Casein oder andere Milcheiweiße herstellen. Das bedeutet:
Die Mikroorganismen, die sozusagen zu Proteinfabriken umgebaut wurden,
sind genetisch verändert worden. Aber das Endprodukt, die Milchproteine
und damit auch die Milch (und der Käse), ist frei von genetischen Verände-
rungen. Auf diese selbe Weise lassen sich auch die einzelnen Fettsäuren der
Milch produzieren. Letztlich lässt sich tierfreie Milch einfacher als tierfreies
Fleisch herstellen.
Ethisch spricht jedes Argument für den Umstieg auf in-vitro-Milch, wes-
halb sie in den letzten Jahren vermehrt mit dem Begriff »Clean Milk« be-
zeichnet wird (Milburn 2018). Aber auch bei ihr stellt sich die Frage nach der
Ökobilanz. Da die großtechnische Produktion tierfreier Milch noch aussteht,
lassen sich hierzu bislang nur vorläufige Aussagen treffen. Da Kühe aber gro-
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ße Mengen Trinkwasser konsumieren, Treibhausgase emittieren und Land-
flächen für ihr Futter konsumieren, sollte das in vitro-Verfahren mit deut-
lich weniger Umweltbelastungen einhergehen. Ein erster Vergleich zwischen
Kuhmilch und in vitro-Milch ergab, dass sowohl der Carbon Footprint, derWa-
ter Footprint sowie der Land Footprint erheblich günstiger für das synthetische
Verfahren ausfallen (Steer 2015).
Um die heimische Viehindustrie zu schützen, könnten Regierungen die
Zulassung der in vitro-Produkte erschweren. Da aber vergleichsweise wenige
Arbeitnehmer*innen in dieser Branche angestellt sind und keine volkswirt-
schaftlichen Einbußen durch die Umstellung auf das neue Verfahren drohen,
dieses aber globalökologische Vorteilemit sich bringt, sollte keine vernünftige
Regierung solche Schritte erwägen (konservative Regierungen sind für öko-
logisch unvernünftige Entscheidungen allerdings anfällig). Gleichwohl braut
sich Widerstand aus der Viehindustrie zusammen. Die Argumentationsstra-
tegie läuft auf die Behauptung hinaus, Fleisch von Tieren sei natürlich und
darum gesund, indes »Fake Meat« ungesund sein muss.1 Nun sind weder
die Massentierhaltung noch das Vieh natürlich. Letzteres ist ein Zucht- bzw.
Kunstprodukt, das nach den Vorlieben des Profits gestaltet wurde und oft mit
Hormonen und Antibiotika aufgepäppelt wird. Und gesund ist vor allem der
Verzicht auf Fleisch – speziell auf tierisches (IARC 2015).
Da die Produktion umweltunabhängig erfolgt, ist die Erzeugung von und
die Versorgung mit »Clean Milk« auch bei Umweltbedingungen gesichert, die
für Kühe eine (zu) große Belastung sind. Selbst für ein von der Viehwirtschaft
geprägtes Land wie Neuseeland lassen sich keine objektiv plausiblen Gründe
für die Beibehaltung der hergebrachten Viehindustrie aufführen (Dixon 2019).
Planet ohne Felder
Vertical Farming steht für eine Landwirtschaft ohne Land und sollte sie ein-
mal für alle Nutzpflanzen konsequent verwirklicht werden können, könnte
1 2019 schaltet das »Center for Consumer Freedom« eine populistische Kampagne gegen
pflanzliches »Fleisch« in überregionalen US-Zeitungen und auf cleanfoodfacts.com.
Das Center bestand aus zwei Personen (!), deren »Präsident« zugleich Präsident der
rechtskonservativen Werbeagentur Berman and Company war, die zwei weitere Mit-
arbeiter*innen beschäftigte.
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sie die Erde langfristig von ihren Feldern befreien. Eine Fläche, die mindes-
tens vom Kap Hoorn bis zum Rio Grande reicht, könnte wieder ein Lebens-
raum für viele Arten werden. Eine andere Revolution geht noch einen Schritt
weiter, denn sie kommt nicht nur ohne Land, sondern zusätzlich ohne Pflanzen
aus. Sie ist der zweite Teil der Post-Landwirtschaftlichen Revolution. Deren
erster Teil kann die Weideflächen abschaffen, ihr zweiter die Ackerflächen.
Denn nicht nur tierische Produkte können zellulär hergestellt werden, son-
dern auch pflanzliche.
In der Cultured Meat-Szene kursiert ein Zitat vonWinston Churchill, das
dieser 1931 in seinem Essay ›Fifty Years Hence‹ niederschrieb (Churchill 1931).
In diesem nahm Churchill die große Leitidee des tierlosen tierischen Fleischs
vorweg: »Wir werden der Absurdität entkommen, ein ganzes Huhn zu züch-
ten, um die Brust oder den Flügel zu essen, indem wir diese Teile separat in
einem geeigneten Medium züchten.« Churchill’s Prognose beginnt sich rund
hundert Jahre später zu bewahrheiten.Warum jedoch nicht auch auf Pflanzen
anwenden, was er in Bezug auf das Huhn vorhergesagt hat: Warum nicht der
Absurdität entkommen, eine ganze Ölpalme oder Kartoffelpflanze zu züch-
ten, nur um deren Früchte ernten zu können? Warum sollte man die Früchte
nicht separat in einem geeigneten Medium hervorbringen können?
Und warum könnte es überhaupt Sinn machen, auch pflanzliche Produk-
te zellulär herzustellen? Zum einen sind die von der Landwirtschaft, ihrem
Flächen-, Wasser- und Düngerverbrauch verursachten Schäden hochproble-
matisch. Zudem gelangen durch sie große Mengen an Pflanzen-, Pilz- und
Insektengiften in die Umwelt. Diese Vorgänge befördern den Klimawandel,
die Ausbreitung sauerstoffarmer Zonen in den Meeren sowie den Rückgang
der Biodiversität.
Der landwirtschaftliche Bio-Anbau ist keine Rettung, da er größere Flä-
chen beansprucht. Obendrein gefährdet der Klimawandel die sichere Versor-
gung mit Ackerfrüchten. Das alles spricht gegen den klassischen Ackerbau,
aber auch für vertikale Farmen, doch sind ihr Bau und Betrieb (noch) teuer
und das spricht eben gegen sie.
Der Ausgangspunkt ist erneut die Stammzelle. Jede Pflanze hat Stamm-
zellen, die sich (a) teilen und mehr Zellen ihrer Art erzeugen und sich (b) in
jeden Gewebetyp der jeweiligen Pflanze verwandeln können – z.B. in die Zel-
len der Kartoffelknolle. Diese besteht aus Zellen nur eines Zelltyps, die Stärke
speichern. Stammzellen der Kartoffel werden also vermehrt und in die Zel-
len der Kartoffelknolle umgewandelt. Damit die Stammzellen wissen, in wel-
chen Zelltypus sie sich vermehren sollen, benötigen sie eine Anweisung. In
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der Pflanze erhalten sie diese durch bestimmte Signalstoffe. Dabei handelt es
sich um bestimmte Hormone und Proteine. In den letzten Jahren wurden sie
entschlüsselt (Kolachevskaya et al. 2018: Signalhormone; Hannapel et al. 2017;
Dutt 2017: Signalproteine) und gibt man sie den Stammzellen ins Nährmedi-
um, beginnen sie sich wie gewünscht zu differenzieren. Die Stammzellen der
Reis-, Soja- oder Maispflanze hören auf andere Signale, aber auch sie hören
auf Signale, die aus Hormonen und Proteinen bestehen. Auch bei ihnen lässt
sich das zelluläre Verfahren anwenden.
Die Schale kann dabei allerdings nicht hergestellt werden, da sie aus an-
derem Material besteht. Da die Schale der Kartoffel aber keine Nährstoffe,
sondern das Gift Solanin enthält, um Fraßfeinde abzuwehren, ist das sogar
ein Vorteil. Man kann die so gewonnen Knollenzellen essen, man kann ihnen
aber auch die gespeicherte Stärke entnehmen, um sie als Industriestärke z.B.
in der Produktion von Biokunststoffen einzusetzen.
Selbst Fruchtfleisch kann zellulär gewonnen werden, da es seinerseits nur
aus Zellen besteht. Ein Team der Universität Helsinki um Heiko Rischer zer-
kleinerte diverse Beerenpflanzen. Daraufhin bildete sich an den Schnittstel-
len der Pflanzen Kallusgewebe, dass sich sehr gut vermehren lässt. Die Kal-
lihaufen untersuchte das Team anschließend nach Zellen, die eine frucht-
fleischartige Morphologie (z.B. Farbe) aufwiesen. Diese wurden extrahiert
und in einer Standardnährlösung vermehrt. Das Endprodukt war ein Beeren-
fruchtmus aus Fruchtfleischzellen. Das Zellmaterial aller Beerenarten ähnel-
te farblich den frischen Originalbeeren. Der Clou aber waren die Nährwerte,
denn sie waren im Vergleich mit den Nährwerten pflanzlicher Beeren entwe-
der gleich oder deutlich besser (Nordlund et al. 2018).
Neben pflanzlichen Lebensmitteln lassen sich weitere pflanzliche Produk-
te ohne nennenswerten Flächenverbrauch herstellen – z.B. Palmöl. Ungefähr
22 Prozent der eisfreien Landflächen der Erde sind für die Forstwirtschaft
reserviert (IPCC 2019: 4). In der Regel handelt es sich dabei um Monokultu-
ren, die speziell in tropischen Regionen, in denen die Biodiversität besonders
hoch ist, ein großes ökologisches Problem sind. Auf ausgedehnten Flächen in
Indonesien,Malaysia und Kolumbien wurde tropischerWald abgebrannt und
in Plantagen für die Ölpalme umgewandelt. Von ihren Früchten wird Palmöl
extrahiert und dieses Öl ist das weltweit am meisten genutzte pflanzliche Öl.
Denn die Ölpalme kann auf Böden gedeihen, auf denen andere Nutzpflan-
zen nicht wachsen können. Sie liefert den höchsten Ertrag pro Hektar unter
allen Ölpflanzen – fast fünfmal so viel Öl pro Hektar wie Raps, fast sechs-
mal so viel wie Sonnenblumen und mehr als achtmal so viel wie Sojabohnen.
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Die Substituierung von Palmöl würde folglich erheblich mehr Fläche bzw. Le-
bensraum für viele Arten benötigen (Tullis 2019). Es wäre darum ökologisch
sehr bedeutsam, Palmöl ohne Ölpalmen zu gewinnen.
Seit Jahren wird daran geforscht, die Lipide der Ölpalme von Hefe- oder
Algenzellen herstellen zu lassen. Manche dieser Versuche waren dabei in der
Sache erfolgreich, aber ökonomisch noch ineffizient. Die eingesetztenMikro-
organismen konnten Palmöl herstellen, doch mit Kosten von über fünf Dollar
pro kg (im Vergleich dazu kostet Palmöl ca. 50 Cent pro kg). Denn die Ölpal-
me ist nicht nur sehr ergiebig, ihr Anbau und die Ernte ihrer Früchte sind
außerdem sehr billig. Die Integration der ökologischen Kosten in den Markt-
preis des Palmöls würde dieses zwar sehr teuer machen, doch ist eine solche
Maßnahme nicht in Sicht.
Masri et al. (2019) konnten die Produktion pflanzlicher Öle durch He-
fezellen nun so optimieren, dass sie auf Kosten von immerhin 1,60 Dollar
pro kg kommen. Dazu schleusten sie den Hefezellen die gewünschten Lipid-
Gene ein und setzten sie anschließend auf Diät, indem sie ihnen während des
Wachstums Stickstoff und Phosphat entzogen. Darauf reagierte die Hefe, in-
dem sie Fette als Notvorrat einlagerte. Normalerweise besteht eine Hefezel-
le aus rund 20 Prozent Fett, während der Diät aber aus bis zu 80 Prozent.
Obendrein konnten Masri et al. mit den Hefen verschiedene pflanzliche Öle
und Fischöl erzeugen, indem sie die Einzeller mit Essigsäure und verschiede-
nen Zuckern fütterten. Je nach Zuckerart produziert die Hefe anschließend
ein anderes Fettsäureprofil – ganzjährig und von gleichbleibend hoher Qua-
lität. Darüber hinaus waren die CO2-Emissionen bei der Hefeölherstellung
niedriger als bei der konventionellen Palmölherstellung, ferner musste kein
tropischer Lebensraum zerstört werden.
Auch hier steht die großtechnische Produktion noch aus, doch ist zu er-
warten, dass sie in den 2020ern ökonomisch konkurrenzfähig realisiert wird.
Bislang schätzen die Biotechnolog*innen, dass sie in einem Tank mit 10.000
Liter Volumen täglich 108 kg und jährlich fast 40.000 kg pflanzliches Öl her-
stellen können (Masri et al. 2019).
Damit besteht langfristig die Option, Ökosystemen weite Acker- und
Plantagenflächen und damit Lebensraum für viele Tier- und Pflanzenar-
ten zurückzugeben. Ausgerechnet im Anthropozän könnte damit die von
Menschen genutzte Fläche auf der Erde schrumpfen, obwohl die Zahl der
Menschen steigt.
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Von vegan zu cegan
Die vegane Ernährungsweise gilt derzeit zu Recht als die umweltverträglichs-
te. Aber auch sie greift noch in Ökosysteme ein, benötigt sie doch große Flä-
chen für den Anbau der Pflanzen. Einemaximale ökologische Entlastung geht
nur mit minimalinvasiven ökologischen Eingriffen einher und in dieser Hin-
sicht kann der Veganismus übertroffen werden. Die Postlandwirtschaftliche
Revolution gewährt die Möglichkeit, pflanzliche und tierische Produkte oh-
ne Pflanzen und Tiere konsumieren zu können. Dadurch tut sich eine völlig
neue Ernährungsweise auf, die den in der menschlichen Geschichte bisher
bekannten künftig hinzuzufügen ist: In der menschlichen Geschichte domi-
nierten bislang vor allemder carnivore, dann der vegetarische Ernährungsstil.
In den letzten Jahren wurde in manchen Ländern zudem der Veganismus po-
pulär. Die auf zelluläre Verfahren basierende Produktion von Lebensmitteln
ermöglicht nun einen Ernährungsstil, der cegan genannt werden kann. Wäh-
rend sich das »veg« in vegan von Vegetation bzw. Pflanzen ableitet, leitet sich
das »ce« in cegan von Cell bzw. Zelle ab.
Schluss
Die Postlandwirtschaftliche Revolution vollzieht sich wie die Industrielle
und Digitale Revolution nicht über Nacht. Absehbar ist jedoch, dass die
Post-Landwirtschaftliche Revolution eine Disruption für die Viehindustrie
und Agrarkonzerne sein wird. Diese verdienen viel Geld mit dem Verkauf
von Schlachtfleisch, Dünger, Insekten- und Unkrautvernichtungsmitteln und
Saatgut. Diese Produkte werden mit der zellulären Revolution an ökonomi-
scher Bedeutung verlieren. Die betroffenen Konzerne werden sich wehren.
Sie gilt es jedoch nicht zu retten, sondern eine Welt, die im Sterben liegt.
Nicht zuletzt können cegane Verfahren auch für die Raumfahrt von großem
Interesse sein. Denn die Besiedelung des Sonnensystems sollte ein weiterer
Megatrend im 21. Jahrhundert werden.
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Abb. 1: Die Abbildung zeigt weltweite Ernährungsstile und ihren Einfluss auf das
globale Ökosystem. Je größer die Fläche des jeweiligen Feldes ist, desto mehr wird die
Umwelt durch den jeweiligen Ernährungsstil belastet. Die größten negativen Einwir-
kungen gehen vom carnivoren Ernährungsstil aus, den der Verzehr von tierischem
Fleisch (inkl. Fisch und Meeresfrüchte), von tierischen Milchprodukten und Eiern
kennzeichnet. Der vegetarische Stil verzichtet auf den Konsum von Tieren, die auf
dem Land oder imWasser leben. Veganer tun dies ebenfalls und nehmen zusätzlich
keine tierischen Milchprodukte und Eier zu sich, weshalb Veganer nicht auf die Vieh-
wirtschaft angewiesen sind. Ein ceganer Ernährungsstil würde Lebensmittel bevorzu-
gen, die zellulär hergestellt sind. Die cegane Ernährungsweise kann äußerlich sogar
der carnivoren gleichen, da auch Fleisch und Milch konsumiert werden können. Diese
stammen jedoch nicht von Tieren. Auch die pflanzlichen Produkte der Ceganer*innen
stammen nicht von Pflanzen, weshalb eine konsequente cegane Ernährung ohne die
klassische Vieh- und Landwirtschaft auskommt.
Quelle: Eigene Darstellung.
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Einleitung
Megatrends werden gemeinhin als positiv konnotierte Entwicklungen
gerahmt. Soziale Disparitäten fallen nicht in diese Kategorie positiver Zu-
kunftserzählungen, sondern gelten als weltweite Problemlage. Die Maßstäbe
für soziale Disparitäten sind unter anderem Verteilungsgerechtigkeit und
Chancengleichheit. Sie adressieren auf der einen Seite die Ungleichverteilung
(knapper) Ressourcen, die für ein »gutes Leben« benötigt werden, auf der an-
deren Seite die Chancen, die eigene Position hinsichtlich des Zugriffs auf jene
Ressourcen zu verbessern. Bestimmte Ausprägungen sozialer Merkmale –
zum Beispiel Alter, Bildungsstand, Geschlecht oder ethnische Zugehörigkeit
– machen das Auftreten sozialer Ungleichheiten wahrscheinlicher.
Gleichzeitig werden Chancengleichheit und Mitbestimmung als Zentrum
demokratischer Politik und als Werte an sich verstanden. Der eigenen Stim-
me Gehör zu verleihen ist ohne Einflussfaktoren wie Geld, Macht, Prestige
oder Bildung abseits von Wahlen aber kein einfaches Unterfangen. Die
theoretische Möglichkeit, am politischen Gestaltungsprozess teilzuhaben,
geht mit der Praktikabilität einer solchen Teilhabe für prekäre Milieus und
bildungsferne Schichten nicht konform: Fehlende Bildung erschwert den
1 Dieser Beitrag ist im Rahmen mehrerer Forschungsprojekte des Virtuellen Instituts
»Transformation – Energiewende NRW« entstanden. Das Projekt »EnerChange: Spal-
tung in NRW überwinden – Energiewende für alle kommunizieren« ebenso wie das
Projekt »EnerUrb –Urbanisierung: Energiewende inNRW imSpannungsfeld von Stadt
und Land« ist unter Zuwendung des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitali-
sierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen (MWIDE) durchgeführt worden.
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Zugang durch fehlendes Wissen – sei es inhaltlich oder formal; fehlendes
Einkommen verringert die Mobilitätsmöglichkeiten oder Zeitkontingente,
die notwendig sind, um an Gestaltungsprozessen teilhaben zu können.
Die Energiewende ist ein aktuelles Thema, das (1) politisch als Gemein-
schaftswerk gerahmt wird und (2) Auswirkungen auch auf sozial schwache
Haushalte haben wird. So könnte bei vulnerablen Bevölkerungsgruppen die
Energiewende beispielsweise durch die Erhöhung der Strompreise das Ent-
stehen von Energiearmut begünstigen. Insofern sollten sozial benachteilig-
te Gruppen nicht nur aufgrund einer idealistischen Vorstellung eines Ge-
meinsamen, sondern auch darum beteiligt werden, weil die Energiewende
direkte Auswirkungen auf ihre soziale Situation haben könnte. In dieser Hin-
sicht bedarf es, von politischer Seite aus betrachtet, nicht nur passiv der Ak-
zeptanz der Bevölkerung, sondern die Bürger*innen sollten aktiv den Pro-
zess der Energiewende mitgestalten können. Dazu bieten sich sogenannte
Empowerment-Konzepte an, deren Ziel die Partizipation von ansonsten au-
ßenstehenden Gruppierungen ist.
In diesem Beitrag wird veranschaulicht, wie Empowerment-Konzepte in
transformativer Forschung zumThema Energiewende undNachhaltigkeit ge-
nutzt werden können. Dazu wird zunächst verdeutlicht, was die Rolle von
Empowerment und das Ziel der Anwendung von Empowerment-Konzepten
in Energiewende- und Nachhaltigkeitsprozessen sind. Am Beispiel von zwei
Empowerment-Konzepten – dem Partizipativen Reallabor und dem Citizen
Engagement Prozess – und einem Empowerment-Instrument – dem Escape
Room –, die im Rahmen von Projekten des »Virtuellen Instituts – Transfor-
mation Energiewende NRW« zur Anwendung gebracht wurden, wird veran-
schaulicht, wie Empowerment in transformativen Forschungskontexten ein-
gesetzt werden kann.
Empowerment – Brückenschläge zur Partizipation
Ursprünglich aus dem Bereich der Bürgerrechtsbewegung in den USA
stammend, hat das Empowerment-Konzept weltweit in unterschiedlichen
Disziplinen und Berufsfeldern – im deutschsprachigen Raum vor allem in
der Sozialen Arbeit, im Gesundheitswesen, in Entwicklungsarbeit und in
der Antirassismusarbeit – eine starke Aufmerksamkeit erfahren und eine
bunte Vielfalt von Praxisprojekten und Methoden stimuliert (vgl. Herriger
1991/2014; Keupp 1992; Stark 1996; Böll Stiftung 2013; bpb 2014). So facet-
tenreich wie seine Anwendung, so ist auch das Begriffsverständnis von
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Empowerment2. Allen Definitionsangeboten gemeinsam ist jedoch, dass sie
normativ gerahmt, »werthaltige« mutmachende Prozesse der Selbstbemäch-
tigung, Selbstbefähigung, Stärkung von sozialer, politischer, ökonomischer,
spiritueller Eigenmacht und Autonomie einer Community oder Person (vgl.
z.B. Alinsky 1973; Freyth/Alinsky 1985) beschreiben. Als Arbeitsansatz zielt
Empowerment auf die professionelle Förderung und (Wieder-)Herstellung
von Selbstbestimmung, Selbstgestaltung und Handlungsmächtigkeit in Si-
tuationen des Mangels, gesellschaftlicher Benachteiligung oder Ausgrenzung
(Rassismus, Klassismus, Sexismus, Heternormativität u.ä.; vgl. Herriger
2014). Empowerment als transitiven, also professionell unterstützenden
Prozess zu betreiben und jene Erfahrungen anzuregen und zu fördern, in
denen sich Menschen (wieder) ihrer individuellen und kollektiven Ressourcen
bewusstwerden und sie zu nutzen lernen, erscheint gerade auch in Arenen
der Nachhaltigkeit besonders bedeutsam: Auf der Ebene der Selbstaktivität
und -veränderung ebenso wie in der kollektiven Dimension, im sozialen und
im politischen Engagement von Bürger*innen.
So ist die »Große Transformation« zur nachhaltigen Gesellschaft – so-
weit soziale und politische Partizipation von Bürger*innen zentrale Prinzipi-
en für ihr Gelingen bilden (vgl.WBGU2011) – ebenfalls vor jene »großen«Her-
ausforderungen und Entwicklungstendenzen gestellt,mit denen gegenwärtig
die repräsentative Demokratie konfrontiert ist: Die aktive politische Teilhabe
nimmt kontinuierlich ab und ist nicht sozial repräsentativ (vgl. Decker 2013).
Bildungsstand, Arbeitslosigkeit und Kaufkraft beeinflussen empirisch nach-
weislich maßgeblich das konventionelle (verfasste, gesetzlich garantierte und
geregelte) politische Partizipationsverhalten wie z.B. die Teilnahme an Wah-
len, die Mitarbeit in Parteien oder an Petitionen. Die Ausübung von infor-
mellen politischen Betätigungsformen (z.B. Bürgerinitiativen, Demonstra-
tionen) ist dabei mutmaßlich noch einmal mehr durch Milieu-, Ethnizitäts-
und Gender-Konstruktionen, Alter und Ability geprägt (vgl. z.B. Klatt/Wal-
ter 2011; Böll Stiftung 2013). Die Konsequenz davon ist, dass meist diejenigen
Bürger*innen partizipieren, die ohnehin bereits politisch aktiver, da artiku-
2 Ebenso wie der Begriff der Bürgerbeteiligung stellt auch Empowerment ein catch-all-
Konzept, einen Sammelbegriff für unterschiedliche Konzepte mit einer großen Band-
breite anmöglichenBedeutungsinhaltendar, die vomAnspruch auf dieNeustrukturie-
rung von Machtverhältnissen zur Ermächtigung einer Selbstentfaltung reichen (siehe
z.B. Herriger 2014).
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lationswilliger und -fähiger hinsichtlich der Durchsetzung ihrer Interessen
sind (vgl. Schäfer/Schoen 2013: 95).
Es ist davon auszugehen, dass sich dieses Problem der sogenannten so-
zialen Selektivität im Bereich des Umwelt- und Klimaschutzes in verschärfter
Art und Weise stellt. So werden hier oftmals eine Reihe hochkomplexer The-
men und lokal begrenzte Projekte verhandelt, die nicht gleichermaßen inter-
essieren, Lebenslagen betreffen oder denen in der Alltagswirklichkeit Priori-
tät zugeschrieben werden. Einen sichtbaren Ausdruck finden diese spezifi-
schen Problemlagen beispielsweise in Phänomenen wie »Nimby«3, lautstark
vorgetragenen Partikularinteressen oder dem sogenannten Beteiligungspa-
radoxon (vgl. u.a. Reinert/Sinnig 1997; Radtke/Kersting 2018): Erst mit zu-
nehmendem Konkretisierungsgrad von Infrastrukturprojekten steigt öffent-
liches Interesse und bürgerschaftlicher Mitsprachebedarf, dem stehen – zum
fortgeschrittenen Zeitpunkt in Planungs- und Entscheidungsverfahren – oft-
mals jedoch keine formale, adäquate partizipative Mitgestaltungsmöglichkeit
mehr gegenüber.
Es bleibt eine Kluft zwischen dem in empirischen Studien anhaltend do-
kumentierten Beteiligungswillen bzw. Wunsch nach verstärkter politischer
Mitsprache und der Beteiligungspraxis (vgl. Lietzmann 2016; Mehr Demo-
kratie 2020). Dieser Zielkonflikt zwischen politischer (Un-)Gleichheit in Par-
tizipationsinteressen, -bereitschaft und -ausübung und dem Ruf nach mehr
Beteiligung, stellt eine wesentliche Herausforderung dar (vgl. Schäfer/Schoen
2013). Unter Einbezug der Befunde, dass den gesteigerten Partizipationsan-
sprüchen zudem oftmals kein handlungspraktisches Wissen zumWie gegen-
übersteht (Leggewie/Schneider 2009) und dass Gefühle von politischer Ein-
flusslosigkeit, Apathie oder Deprivation (vgl. Kersting 2008) entscheidende
Hürden bilden, ergeben sich klare Zielsetzungen für eine transformative und
transitive Perspektive.
3 Das englischsprachige Akronym »Nimby« steht für Not in my backyard (»Nicht in mei-
nem Hinterhof«) und bezeichnet das Phänomen, dass trotz hoher abstrakter Unter-
stützung von z.B. Technologien oder Infrastruktur-Projekten und demWunsch, deren
Vorteile zu nutzen, im Falle direkter Betroffenheit im eigenen Umfeld eine Ablehnung
bis hin zum lautstarken Protest formuliert wird. Die Tatsache, dass das Phänomen
auch als Bezeichnung für Personen verwendet wird, die eben gegen solche Projek-
te protestieren, ist bei der Vermittlung und der Suche nach Lösungswegen sicherlich
nicht gewinnbringend. Dieser Problematik kann an dieser Stelle aber leider nicht wei-
ter nachgegangen werden.
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Das Partizipative Reallabor
Modell und Methodik
Das Partizipative Reallabor stellt einen handlungspraktischen Ansatz von Em-
powerment zur und in der politischen Beteiligung an der »Großen Transfor-
mation zur Nachhaltigkeit« dar. Als eine innovative Forschungsmethode im
Sinne von Citizen Science und ein partizipatives Instrument zur dialogischen
Bürgerbeteiligung an der Gestaltung der Energiewende, wurde diese Metho-
de im Forschungsverbund des Virtuellen Instituts »Transformation – Ener-
giewendeNRW« entwickelt und in der Praxismehrfach erprobt. Grundlegend
für diese Vorgehensweise ist die Annahme, dass die Energiewende immer zu-
gleich auch komplexe gesellschaftliche Wandlungsprozesse erfordert, die als
solche der sozial-räumlichen Kontextualisierung und der partizipativen Ge-
staltung bedürfen.
Dem Reallabor-Ansatz folgend sollen jene Transformationsprozesse ge-
zielt angestoßen und auf experimentelle Art und Weise sowohl wissenschaft-
liche als auch gesellschaftliche Lernprozesse in einem räumlich abgegrenzten
gesellschaftlichen Kontext gefördert werden (vgl. z.B. Schneidewind/Singer-
Brodowski 2014; Parodi et al. 2016; Ukowitz 2017; Wuppertal Institut 2019).
Normativität, Nachhaltigkeitsorientierung, Lokalität, Transdisziplinarität
und Transformativität bilden dabei wesentliche Prinzipien; ebenso, dass ein
ethisch gut begründetes, gesellschaftlich legitimiertes Ziel verfolgt wird, das
am gesellschaftlichen Gemeinwohl (in Gegenwart wie Zukunft) orientiert ist
(vgl. Giulio/Defila 2018).
Für die Partizipative Reallabor-Variante ist zudem eine stark bürger-
schaftliche Ausrichtung maßgebend. Ziel ist die systematisch inklusive
und sozial-integrative Beteiligung der unorganisierten Bürgergesellschaft
als Konsultative (vgl. Leggewie/Nanz 2016). Dafür sieht sie ein fallbezogenes
Dialogverfahren zu einer konkreten Problemstellung in Transformationskon-
texten vor. Das Prozessdesign knüpft dafür unmittelbar an die Methodik der
Planungszelle an (vgl. Dienel 2002, Lietzmann 2014; vgl. Lietzmann/Dankwart-
Kammoun/Freier 2017). Dieses spezifische Format wurde Anfang der 1970er
Jahre als Instrument zur informellen Beteiligung von zufallsausgewählten
Bürger*innen an politischen Planungs- und Entscheidungsprozessen an der
Bergischen Universität Wuppertal entwickelt und ist seitdem vielfach, auch
international, auf kommunaler, regionaler und nationaler Ebene z.B. als
Bürgerrat, Citizens’ Assembly oder Citizens’ Jury umgesetzt worden (vgl. z.B.
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Buchstein 2009/2012; Fishkin 2013; Suiter/Farrell/O’Malley 2016; Lindell et al.
2017).
Mit einem mehrtägigen Beteiligungsprozess schafft das Partizipati-
ve Reallabor einen geschützten Partizipations-Raum zur Mitwirkung und
Mitgestaltung im Lebensumfeld. In deliberativen4 Meinungsbildungs-,
Aushandlungs- und Priorisierungsprozessen erarbeiten die im Losverfahren
ausgewählten Bürger*innen ein orientierungsgebendes, sozial innovatives
Transformationswissen mit lokaler Passform. Entlang eines thematisch
strukturierten Arbeitsprogramms werden plurale Sachinformationen zu
politischen, wirtschaftlichen, ökonomischen, zivilgesellschaftlichen und
wissenschaftlichen Rahmenbedingungen ebenso in das Verfahren integriert
wie auch empirische Evidenzen zu tatsächlichen Wirkungen, zu Unge-
wissem und zu Kontroversen. Ergebnis ist ein Bürgergutachten, das die
bürgerschaftlichen Leitlinien, Empfehlungen und Stellungnahmen in ihrer
Entstehung differenziert und im Hinblick auf ihre »soziale Robustheit«, d.h.
ihre gesellschaftliche Zustimmungsfähigkeit (Nowotny/Scott/Gibbons 2004)5
transparent, nachvollziehbar und kompakt zusammenfasst.
Empowerment-Prozesse – individuelle, gruppenbezogene und struktu-
relle – spielen dabei auf verschiedenen Ebenen eine zentrale Rolle; sie bilden
einen integralen Bestandteil von methodischem Design und Verfahrensge-
staltung ebenso wie auch im Rahmen der konkreten Konzeption und Durch-
führung.
4 Das deliberative Demokratiemodell beschreibt eine auf den Austausch von Argumen-
ten angelegte Form der Entscheidungsfindung unter Gleichberechtigten. Das bessere
Argument soll die Entscheidungen prägen und zu besseren Entschlüssen führen, weil
– im Idealfall – alle Argumente gegeneinander abgewogen werden und eine Einigung
auf die beste Lösung möglich ist. Damit dies gelingt, werden an diesen Prozess hohe
Anforderungen gestellt (vgl. Habermas 1991; für einen Überblick siehe Schmidt 2019).
5 »Wissenschaft neu denken« fordern Nowotny et al. in ihrer grundlegenden Kritik. Im
Kontrast zur traditionellen Form hierarchischer, disziplinärer, homogener und akade-
mischer Wissenschaft sei die zeitgenössische Produktion wissenschaftlichenWissens
durch Kontextabhängigkeit, Heterogenität, Komplexität und Transdisziplinarität ge-
prägt. Der Ausdruck des »sozial robusten Wissens« bringt dies zum Ausdruck. So pro-
duziertes Wissen sei zuverlässig, wenn es wirkmächtig Eingang in Gesellschaften zu
findet.
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Empowerment im Partizipativen Reallabor: Normative Rahmung
Aus emanzipatorischen, legitimatorischen sowie auch aus Gründen gestei-
gerter Effektivität6 soll mit der Beteiligungsmethode eine größtmöglich in-
klusive und repräsentative politische Beteiligung der Bürgergesellschaft er-
reicht werden.
Aus der Intention der Inklusion gilt das Empowerment im Kontext des
Partizipativen Reallabors nicht speziell für besonders benachteiligte Grup-
pen und Milieus7. Vielmehr wird ein weites Verständnis von Empowerment
mit partizipatorischer Passform zugrunde gelegt. Explizit im Fokus steht die so-
ziostrukturellen, individualistischen und verfahrensbezogenen Erklärungs-
ansätze für Nicht-Beteiligung (vgl. Rohr et al. 2017) mit verschiedenen Me-
thoden und Instrumenten zu reflektieren. Ziel ist, ein individuelles sowie
kollektives Wollen und Können zur Beteiligung anzuregen, zu unterstützen
und zu fördern. Ein besonderes Augenmerk liegt dafür auch auf den inzwi-
schen weitverbreiteten Gefühlen von politischer Einflusslosigkeit, Depriva-
tion oder Apathie (vgl. Kersting 2008). Über den ausschließlichen Einbezug
besonders benachteiligter Gruppen und Milieus und der damit verbundenen
Gefahr einer Verstärkung bestehender Stigmatisierungen hinaus (vgl. z.B.
Gohde-Ahrens 2013), werden sie adressiert mit dem Ziel, Zuversicht in in-
dividuelle und kollektive Ressourcen zu stärken und die (Wieder-)Aneignung
von politischen Handlungskompetenzen und einer aktiven Bürgerrolle zu er-
möglichen. Im Kontext der Transformation des Energiesystems heißt dies,
partizipative Arenen zu eröffnen, in welchen sich der/die Einzelne als akti-
ven »Klima-Citoyen« (vgl. Müller et al. 2016) erlebt und auch die mit ihr ver-
bundenen alltagsweltlichen Herausforderungen und Interessen-, Wert- und
Zielkonflikte artikuliert und solidarisch, in kollektiver Aktion, aktiv bewältigt.
Die normativen Grundlagen basieren damit auch auf einer ressourcen-
und stärkenorientierten Betrachtung von unorganisierter Bürgergesellschaft.
6 Zur normativen Rahmung und den demokratietheoretischen Implikationen dieser Be-
teiligungsmethode siehe z.B.; Pateman 1970; Giddens 1988; Habermas 1991; Dryzek
1996; Benhabib 2000; Barber 2003; Buchstein/Jörke 2003; Rosanvallon 2018; zur an-
gestrebten Legitimität durch Repräsentativität siehe z.B. Sarcinelli, 2011; Lietzmann
2014 sowie zur angestrebten Ergebnisqualität durch Multiperspektivität z.B. Kersting,
2008; Alcántara et al., 2014.
7 Anders hier die »klassischen« Zugänge zum Empowerment vor allem im deutschspra-
chigen Raum, die ihr Augenmerk vor allem auf besondere Zielgruppen und ihre Akti-
vierung legen (siehe Herriger 1991/2014).
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Gerade auch bei hochkomplexen Problemstellungen werden Bürger*innen als
solche jenseits von Funktionsträgerschaft oder direkter Betroffenheit mit ein-
bezogen. In ihrem Alltagswissen, ihren Erfahrungen und Kompetenzen eben-
so wie auch in ihren Anforderungen und Wünschen werden sie in der Rolle
von kompetenten (energie-)politischen Akteuren wahrgenommen, beteiligt,
und in den Mittelpunkt gesellschaftlicher Lern- und Transformationsprozes-
se gestellt. Lokales, bürgerschaftliches und externes Fachwissen werden dabei
nicht als Gegenpole verstanden, sondern als Schnittmenge. Das produktive
Verhältnis von »Bürgerwissen« und technologischen, ökonomischen, ökologi-
schen, politischen und administrativen »Funktionswissen«, so die Annahme,
eröffnet lokal angepasste und, im Sinne Nowotnys, »sozial robuste« Innova-
tionen.
Dieses Vertrauen in die individuellen und kollektiven Ressourcen der
Menschen, über hochkomplexe Zusammenhänge und auch über Belastun-
gen und Zumutungen in der Großen Transformation zur Nachhaltigkeit in
produktiver, gemeinwohlorientierter Weise zu verhandeln, ist Leitmotiv des
Partizipativen Reallabors und seiner Empowerment-Praxis.
Empowerment zur Partizipation
Das Partizipative Reallabor zielt darauf ab, eine »mini public«, eine »kleine«
Öffentlichkeit in ihrer soziodemographischen Vielschichtigkeit zu beteiligen,
die nahezu dem repräsentativen Querschnitt der Stadt- bzw. Gemeinde-
bevölkerung entspricht. Mit der Abbildung der Heterogenität von Stadtge-
sellschaft(en) und ihrer Multiperspektivität ist maßgeblich die Qualität und
Akzeptanz der erarbeiteten Lösungswege im Bürgergutachten verbunden
(vgl. Sarcinelli 2011; Lietzmann 2014). Dieses umfassende Inklusionsziel stellt
wiederum hohe Anforderungen an die akteurs- als auch verfahrensbezogene
Empowerment-Praxis des Partizipativen Reallabors.
Das methodische Design des Bürgerbeteiligungsmodells »Partizipatives
Reallabor« reflektiert und berücksichtigt die sozio-ökonomische und sozio-
kulturelle Selektivität von Partizipation (vgl. Lipset 1960; van Deth 1990; Ver-
ba et al. 1995; Jacobs/Skocpol 2005; Steinbrecher 2009; Decker 2013) – kon-
zeptionell durch die Gestaltung eines aufsuchenden, qualifizierten aleatorischen
Auswahl- und Einladungsverfahrens.
ImKontrast zu so genannten selbstselektiven Partizipationsverfahren, die
frei zugänglich sind, wird hier die Möglichkeit zur Teilnahme per Los be-
stimmt. Die Zufallsauswahl hat sich international als zuverlässige Metho-
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Abb. 1: Gründe für die Nicht-Beteiligung; eigene Darstellung nach IPG (vgl. Rohr et
al. 2017 45)
de der aktiven Rekrutierung in lokalen, regionalen und nationalen Kontex-
ten bewährt (vgl. z.B. Dienel 2002; Reybrouck 2016; Fishkin 2013; Suiter/Far-
rell/O’Malley 2016; Lindell et al. 2017). Dies gilt für diejenigen Bürger*innen,
die ansonsten fernbleiben, in besonderer Weise; bietet doch der äußere Im-
puls zur Partizipation, der höchstpersönliche und zeitlich befristete Auftrag
per Los, die Möglichkeit, sich als potentiell aktive*r politische*r Akteur*in
(wieder) zu erfahren.
Die Verfahrensgestaltung berücksichtigt zudem ressourcenbasierende
Exklusionsfaktoren von partizipationsbereiten Bürgergruppen. Bereits mit
der Einladung zur Teilnahme an der Partizipation sind verschiedene nied-
rigschwellige inklusive Angebote zum Abbau von Beteiligungsbarrieren verbunden.
Dem punktuellen,mehrtägigen Beteiligungsformat entsprechend, richten sie
sich vor allem auf die Schaffung einer finanziellen, beruflichen und familiären
Vereinbarkeit. Neben dem Erhalt eines finanziellen Teilnehmendenbetrags,
wird Arbeitnehmenden beispielsweise eine bezahlte Freistellung von der
Arbeit (Bildungsarbeit) ermöglicht; Selbstständige erhalten wiederum eine
Ausfallentschädigung. Das aktive Angebot von Kinderbetreuung und Pflege
Angehöriger, Fahrtdiensten und Übersetzungsleistungen bzw. Sprachmitt-
ler*innen erfolgt ebenfalls mit der Einladung. Die vielfältigen individuellen
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Bedarfe (z.B. Fahrdienste, Hunde-Sitting) werden je im persönlichen Ge-
spräch vereinbart, was sich im Abgleich mit der Verfahrensevaluation als
sehr bedeutsam erweist. Eine Begleitforschung gewährleistet, dass die per
Los ausgewählten Teilnehmenden nahezu dem repräsentativen Querschnitt
der Stadt- bzw. Gemeindebevölkerung entsprechen (vgl. Bürgergutachten
des IDPF8).
In einem weiteren Schritt erfolgt eine qualifizierte Zufallsauswahl. Mit ihr
werden gezielt diejenigen Bürger*innen im Verfahren integriert, die auf-
grund von sozialen Konstrukten – Zuschreibungs- und Ausgrenzungspraxen
wie Klasse, Ethnizität, Gender, Alter, Religion, Sexualität und Disability –
strukturell benachteiligt sind. Zur Organisation erweisen sich hier zum Teil
zielgruppenspezifische Kooperationen als sinnvoll, so z.B. mit sozialpsy-
chologischen Institutionen, um Menschen zu erreichen, die über keinen
festen Wohnsitz verfügen. In Abhängigkeit von der konkreten Verfahrens-
ausrichtung kann das Zufallsverfahren auch variiert und z.B. nach orts-
bzw. stadtteilbezogener und/oder sozialstrukturell gebotener Gruppierung
stratifiziert, d.h. geschichtet, durchgeführt werden.
Empowerment-Prozesse im Partizipativen Reallabor
Auf diese Weise wird in dem mehrtägigen Verfahren eine »mini public«, eine
»bunte Mischung« an Bürger*innen mit ihrer Multiperspektivität integriert.
In getrennten Gruppen (mit einer festen Teilnehmendenanzahl von je 25 Per-
sonen) erarbeiten sie das Bürgergutachten zu einer konkreten Fragestellung
in Transformationskontexten. Die Grundlage bildet ein nach methodischen
Gesichtspunkten präzise strukturiertes Arbeitsprogramm. Es sieht die Glie-
derung in etwa 14 Arbeitseinheiten vor, die eine Behandlung verschiedener
Transformationsaspekte nach einem festen und zeitlich exakt bemessenen
Ablauf ermöglicht (Informations-, Deliberations- und Abstimmungsphase)9.
8 Eine Evaluation der Teilnehmendenschaft nach verschiedenen sozio-ökonomischen
Merkmalen gibt Auskunft darüber, inwiefern der idealtypische Anspruch im Abgleich
mit statistischen Bevölkerungsdaten (Zensus) erreicht wurde. Die Transparenz über
die Teilnehmendenzusammensetzung schafft einen Überblick über die hiernach im
Verfahren repräsentierten Meinungen und Interessen sowie denjenigen, die zum Bei-
spiel über zielgruppenspezifische Formate gesondert zu beteiligen sind.
9 Siehe z.B. BürgergutachtenZecheWesterholt 2020: 13 unterwww.idpf.eu/portfolio/zu-
kunfts-zeche
Empowerment in Transformations-Arenen 245
Ergebnis desmehrtägigen Prozesses ist das Bürgergutachten, das die bürger-
schaftlichen Prioritätensetzungen zu jeder Arbeitseinheit in Form von thema-
tisch differenzierten Leitlinien, Empfehlungen und Stellungnahmen transpa-
rent, nachvollziehbar und kompakt zusammenfasst. Das Verfahren arbeitet
dabei zwingend ergebnisoffen und wird von einem strikt neutralen und auch
mit Blick auf soziodemographische Merkmale gemischt besetztem Modera-
torenteam begleitet.
Abb. 2: Ablauf Partizipatives Reallabor; eigene Darstellung des IDPF
246 Anna Nora Freier, Stephanie Lübke, Katharina Schrot und Jenny Zorn
In dem stufenweisen Partizipationsprozess werden von den erweiter-
ten Formen der Wissensproduktion über die deliberativen Aushandlungs-,
Verständigungs- und Priorisierungsprozesse schrittweise Partizipations-
Kompetenzen entdeckt, entfaltet und eingebracht. In Verbindung mit der
Zuerkennung und Ausübung von werthaltigen Aufgaben werden kognitives
Wissen, affektiv-moralische Einstellungen sowie eine demokratiekom-
petente Bürgerschaftlichkeit z.B. durch den Aufbau von Selbstwirksam-
keit(-serwartungen), sozialem Vertrauen und kommunikativen Fähigkei-
ten angeregt (vgl. Bandura 1997; Lüttringhaus 2000; Himmelmann 2001;
Fung/Wright 2003). Damit sind aufs Engste Erfahrungen von Empowerment
auf verschiedenen Ebenen verknüpft.
Aktivierung zur individuellen und kollektiven Wissensproduktion
Der Erwerb von unterschiedlichem, pluralem Fachwissen stellt einen grund-
legenden Schritt imEmpowerment-Prozess imKontext des Partizipativen Re-
allabors dar. Wie auch die parlamentarischen Gremien der Stadträte, Land-
und Bundestage in ihren Anhörungen und Ausschüssen, so bedürfen auch die
Bürger*innen Fachwissen für ihre Gutachtertätigkeit.
Zu jedem einzelnen Themenbereich werden Fakten- und Sachwissen
durch Vorträge verschiedener Expert*innen verständlich aufbereitet und
aufgebaut. Mit ihnen wird das Interesse am Thema geweckt, gesteigert
und fundiert. Abgebildet wird dabei ausdrücklich die Heterogenität, Kom-
plexität und Transdisziplinarität von Wissen, empirischen Evidenzen zu
tatsächlichen Wirkungen, zu Ungewissem und zu Kontroversen (vgl. Nowot-
ny/Scott/Gibbons 2004). Das lokale, bürgerschaftliche Wissen und Problem-
lösungspotential bildet dabei keinen Gegenpol zum externen Fach-Wissen;
es wird daneben voll inhaltlich anerkannt.
Als Expertise wird es in der nächsten Phase des Beteiligungsprozesses –
einem mehrstufigen deliberativen Meinungsbildungs-, Austausch- und Ver-
handlungsprozess – unmittelbar einbezogen. Bei diesem Dialogprozess steht
der Austausch individueller Perspektiven, Wünsche und Interessen mit dem
Ziel einer kollektiven Meinungsbildung im Mittelpunkt. Aktiviert wird die-
ser wesentliche Schritt im Verfahren durch ausgewählte, themenzentrierte
Impulsgeber. In Form von offenen Orientierungsfragen akzentuieren sie die
deklarative (das Was) und prozedurale Seite (das Wie) sowie die Relevanz
von ökologischen Transformationsprozessen vor dem Hintergrund der eige-
nen bürgerschaftlichen und lokalen Alltagsperspektiven. Als Arbeitsaufträge
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schaffen sie eine klare Ziel-und Rahmensetzung und regen einen gegenseiti-
gen Lernprozess im Sinne sowohl einer individuellen als auch kollaborativen
Wissenskonstruktion und -produktion an.
Dafür werden im Verfahren in einem ersten Schritt plurale Deliberations-
Räume etabliert. Mit konkretem Auftrag und zeitlich befristet erfolgen dort
Meinungsbildungs-, Austausch- und Verhandlungsprozesse in nach dem Zu-
fallsprinzip besetzten Kleingruppen. Mit dieser Art der Verfahrensgestaltung
sind verschiedene Empowerment-Ziele und Strategien verknüpft:
• Das Kleingruppenformat: Mit ihm wird reflektiert, dass sich – gerade auch
in Abhängigkeit von der sozialen Prägung – nicht jede Person gleicher-
maßen wohlfühlt, in größeren Gruppen zu sprechen, über persönliche
Erfahrungen zu berichten oder auch eine abweichende Meinung zu for-
mulieren. Um zu vermeiden, dass in diesen Zusammenhängen gerade
marginalisierte Gruppenzugehörigemit Schweigen oder Zustimmung re-
agieren, wird mit der Kleingruppe eine spezielle Situation produziert: In
ihr sollen im Sinne eines »geschützten« Raums, frei und offen persön-
liche Erfahrungen erzählt und Wissensressourcen ausgetauscht werden
(vgl. Yiğit/Can 2009).
• Das Zufallsprinzip: Die immer wieder neue Besetzung der Kleingruppen
nach dem Losverfahren wirkt der Herausbildung von Meinungsführer-
schaften sowie der Abbildung und Reproduktion bestehender Machtver-
hältnisse in den partizipativen Prozessen entgegen; unterstützt wird dies
durch den zeitlichen Rahmen, der ein Ausufern der Diskussionen gerade
durch geübte Rhetoriker verhindern soll.
• Der konkrete Arbeitsauftrag: Mit ihm verbunden ist eine Form des Empower-
ments, die die Fähigkeit sowohl zur individuellen als auch kollektiven Re-
flexion ohne Vorbehalt reizt. Sie erstreckt sich zum einen auf die eigenen
Erfahrungen, die vor dem Hintergrund des Fachwissens kontextualisiert
und idealerweise mit diesem neu verknüpft werden. Ebenso wird ein kri-
tisches Verständnis für die eigene Rolle und die soziale Prägung in dem
Austausch mit anderen, in dem auch Unterschiedlichkeiten erkannt wer-
den, angeregt. Zum anderen erstreckt sich die Reflexion auch auf die eige-
nen Bedürfnisse, Fähigkeiten und Potentiale; mit dem Auftrag, gruppen-
bezogene Ziele, Strategien und Handlungsmöglichkeiten für die Zukunft
zu formulieren, werden diese individuellen und kollektiven Ressourcen
(wieder) erkannt oder neu entdeckt. Allein der Bewusstseinsanstieg, die
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kritische Reflexion des herrschenden Status quo an sich, ist Teil der Poli-
tisierung.
Konflikt – Kooperation – Konsens
Kooperation und Konsens ist die Methode und Haltung zur Erstellung der
bürgerschaftlichen Leitlinien, Empfehlungen und Stellungnahmen. Sie sind
als Gruppen-Entscheidung – erst im Kleingruppenformat, dann im Plenum
– zu formulieren und im Anschluss individuell zu priorisieren. Auf diese
Weise entsteht ein »sozial robustes« Konsenskonzept, welches alle Teilneh-
menden auch im Hinblick auf ihre verschiedenen sozio-ökonomischen und
sozio-kulturellen Hintergründe mittragen können und wollen. Dies setzen
ein Erkennen, Formulieren und Abwägen eigener Bedürfnisse gegenüber
Gemeinwohl-Interessen voraus; dem Austragen und Aushandeln von teils
bewussten, teils latenten Konflikten kommt in diesen verständigungsori-
entierten Prozessen dabei eine zentrale Bedeutung zu. So treffen gerade
auch sozial-ökologische Transformationsprozesse in ihrer Vielfältigkeit –
ob als Grundsatzentscheidungen, im Hinblick auf einzelne Maßnahmen, in
Gestalt von regionalen Konzepten oder aber als konkrete Umsetzungen vor
Ort – immer auch auf offene oder hinhaltend formulierte Interessen-, Wert-
und Ziel-Konflikte. Das Ausbleiben von artikuliertem Konflikt kann nicht
als Befürwortung interpretiert werden, sondern kann z.B. aufgrund der
Abweichung von der herrschenden Meinung oder dominanten diskursiven
Wahrheiten bewusst oder unbewusst verschwiegen werden. Dieses differen-
zierte Bild von Befürwortung und Ablehnung jenseits einfacher Labeling-
Konzepte (vgl. Schweizer-Ries 2008) angeleitet erkennbar und benennbar
werden zu lassen, steht explizit im Fokus der deliberativen Prozesse. Erst
auf diese Weise lassen sich mögliche Kompensationen für unabänderliche
(»systemische«) Benachteiligungen, sozio-kulturelle, sozio-demographische,
milieuspezifische, lokalspezifische Differenzmuster sowie einzelner Interes-
sen im sozialen Miteinander erkunden und wiederum aushandeln (»Bridging
the Gap«). Über die Ausgestaltung der verständigungsorientierten Prioritä-
tensetzung im Bürgergutachten findet dieser Kompromiss eine transparente
Abwägung und Begründung. Für das Gelingen des Conflict-Mappings und
für das Bridging the Gap sind vor allem zentral:
• Ergebnisoffenheit und Fairness des Verfahrens: Eine nicht zu unterschätzen-
de Rolle spielt bei diesen Prozessen die Moderation. Sie sorgt für eine
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faire Einforderung von Diskussionsdisziplin und -zeit. Dem voraus geht
eine sorgfältige und kompetente Verfahrenskonzeption. Durch die trans-
parente Zielsetzung und einem hohen Grad an transparenter Formalisie-
rung durch über zeitlich exakt definierte, sich wiederholende Methoden-
sets wird eine spezielle, klare und verlässliche Situation für die Teilneh-
menden mit Konsequenzen für die Art der Meinungsbildungs- und Aus-
handlungsprozesse kreiert.
• Geschützte Deliberations-Räume: Sie erlauben eine hohe Gemeinschaftlich-
keit und sind durch einen respektvollen, wertschätzenden Umgang in
Vielfalt und Unterschiedlichkeit geprägt. Dies ermöglicht geteilte Erfah-
rung von Zugewandtheit und Solidarität: Der Akt des Sprechens und
des Gehört-Werdens in den eigenen Bedürfnissen, Anforderungen und
Wünschen ebenso wie in der eigenen Kritik und Skepsis, bilden einen
wesentlichen Schritt für das Empowerment, gerade auch von denjenen
Bürger*innen, die unter »normalen« Umständen nicht um ihre Meinung
gefragt werden. Die Erfahrung, in Bedürfnissen und Ängsten nicht allein
zu sein, verstanden und ernst genommen zu werden, erweist sich als
besonders bedeutsam. Dies schafft auch eine Solidarisierung mit Men-
schen anderer sozialer Prägung, die das Überdenken eigener Positionen
explizit anregt und fördert.
• Thematische Strukturierung: Die Verhandlungsbereiche sowie auch der kon-
krete Einbezug von entsprechendem Fachwissen erfordern eine sorgsame
Konzeptionierung. Für das Conflict-Mapping ist die Transparenz über die
Planungs-und Entscheidungsprozesse durch den Einbezug der pluralen
politischen, wirtschaftlichen, ökonomischen, zivilgesellschaftlichen und
wissenschaftlichen Rahmenbedingungen, aber auch der empirischen Evi-
denzen zu tatsächlichen Wirkungen, zu Ungewissem und zu Kontrover-
sen zentral (vgl. Nowotny 1999; Lietzmann 2017).
Begeisterung für die Macht Miteinander: Das Bürgergutachten
Das Partizipative Reallabor sieht ebenfalls eine »machtbewusste« Form des
Empowerments vor (vgl.Weber 2009), die sich in Form des Bürgergutachtens
manifestiert.Mit diesem eindeutigenMandat zielt es auf die Begeisterung für
die und das Vertrauen in jene Kollektivmacht, die Hannah Arendt (1970) als
»Macht miteinander« formuliert. Diese drückt sich aus als etwas grundsätz-
lich Produktives und Gestalterisches, als gesellschaftliches Vermögen, durch
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Abb. 3: Ablauf kooperativer Aushandlung im Partizipativen Realla-
bor; eigene Darstellung des IDPF
den Zusammenschluss vonMenschen im Politischen. In Form von kollektiven
Denk- undHandlungsprozessen zugunsten des Gemeinwesens und in der So-
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lidarität füreinander konstituiert, erhält diese Form vonMacht im politischen
Nahraum ihre Legitimation über den Konsens, die Erreichung eines Einver-
nehmens in der Gruppe. Dieser Konsens findet im Partizipativen Reallabor
seinen Ausdruck und seine Publizität im Bürgergutachten. Die Ergebnisse
werden so kompakt und transparent an Politik und Verwaltung rückgebun-
den ebenso wie auch der Kompromiss als Prozess, in seiner Abwägung und
Begründung differenziert dargestellt wird. Als gut begründete und durch Re-
präsentativität und Multiperspektivität politisch breit legitimierte Leitlinien,
Stellungnahmen und Handlungsempfehlungen nehmen sie – im Sinne einer
der Konsultativen (Leggewie/Nanz 2016) – Einfluss auf die politische Planung
und Umsetzung von Transformationspolitik (vgl. z.B. Sarcinelli 2011; Lietz-
mann 2014; Schüwer et al. 2020).
Citizen Engagement Prozess
Der Citizen Engagement Prozess ist ein nach der Methode CIVISTI (Citi-
zens Visions on Science, Technology and Innovation) angewandtes Empowerment-
Konzept, das durch die Sozialforschungsstelle der TU Dortmund im Rahmen
des Projektes »EnerChange« zur Anwendung gebracht wurde und nachfol-
gend als beispielhafte Durchführung skizziert wird. Das Konzept eignet sich
dazu, Wünsche und Bedürfnisse von ausgewählten Zielgruppen herauszu-
stellen. Außerdem wird der Zielgruppe der eigene Stellenwert im jeweiligen
Thema, beispielsweise zur erfolgreichen Umsetzung einer gerechten Ener-
giewende, verdeutlicht. Durch einen direkten Austausch mit Expert*innen
und Vertreter*innen der regulativen Ebene wird dargelegt, dass die Bedarfe
der ausgewählten Zielgruppe ernst genommen werden. Die Ergebnisse er-
möglichen darüber hinaus eine Erarbeitung von weiteren Empfehlungen für
Forschung- und Förderpolitik.
Methodik: Woher kommt »CIVISTI« und was zeichnet diese Methode aus?
Die Methode CIVISTI wurde im gleichnamigen EU-Forschungsprojekt in den
Jahren 2008-2011 entwickelt und erprobt und in diesem Beispiel als Beteili-
gungsmethode ausgewählt, da das Wissen verschiedener Gruppen integriert
betrachtet wird. Der Schwerpunkt wird dabei auf Partizipation mit klar ge-
trennten Rollen von Bürger*innen und Expert*innen gesetzt (vgl. Gudowsky
et al. 2012). Ziel des EU-Projekts war es, neue, relevante Themen für die For-
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schung und Entwicklungspolitik der EU durch Konsultation der Bürger*in-
nen in sieben europäischen Ländern (Dänemark, Österreich, Flandern/Bel-
gien, Finnland, Malta, Bulgarien, Ungarn) zu identifizieren. Das CIVISTI-
Projekt deckte die Zukunftsvisionen der europäischen Bürger*innen auf und
wandelte diese in relevante langfristige Wissenschafts-, Technologie- und In-
novationsthemen um (vgl. Jacobi et al. 2011).
CIVISTI als qualitative Beteiligungsmethode basiert auf der Annahme,
dass die Entwicklung einer Forschungsagenda, die die sozialen und gesell-
schaftlichen Bedürfnisse und Anliegen berücksichtigt, durch den Einbezug
von Bürger*innen profitiert. Bürger*innen werden als Träger*innen dieser
gesellschaftlichen Anliegen gesehen, deren Erwartungen und Anliegen durch
die Verwendung der Methode in den Vordergrund gestellt werden. Außer-
dem zielt die Methode darauf ab, die verschiedenen Akteursgruppen zusam-
menzubringen und zwischen ihnen zu vermitteln (vgl. Jacobi et al. 2011). Den
Bürger*innen kommt dabei eine besondere Bedeutung zu, da sie auf der Ba-
sis von aufeinander abgestimmten Prozessschritten beratend und bewertend
agieren.
Abb. 4: CIVISTI-Prozessschritte; eigene Darstellung nach Jacobi et al. 2011 9f.
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Anwendungsbeispiel: das Projekt »EnerChange« des Virtuellen Instituts
»Transformation – Energiewende NRW«
Das Projekt »EnerChange: Spaltung in NRW überwinden – Energiewende für
alle kommunizieren« wurde im Rahmen des Virtuellen Instituts (VI) »Trans-
formation –EnergiewendeNRW« durchgeführt. Unter der Prämisse, dass die
Energiewende nur als Gemeinschaftswerk gelingen kann, lautete die zentrale
Projektforschungsfrage: Wie können Individuen und Gesellschaft auf Basis
der Strukturwandelprozesse, von denen das Ruhrgebiet stark betroffen ist,
mit in die neue Energie-Gesellschaft genommen werden? Dabei setzte das
Projekt den Fokus der Untersuchung auf die Zielgruppe der sozial Benach-
teiligten, die sich häufig als »Verlierer*innen« der Energiewende sehen. Ge-
meinsam wurde mit Bürger*innen an Visionen zur Energiewende in NRW
gearbeitet, die ihre persönliche Lebenswelt berücksichtigen, und daraus mit-
hilfe von Expert*innen Politikempfehlungen ableiteten.
Die qualitative Beteiligungsmethode »CIVISTI: Citizen Visions on Sci-
ence, Technology and Innovation« wurde von der Sozialforschungsstelle der
TU Dortmund, die die Leitung des Projektesinnehatte, als geeignete Methode
im Projekt »EnerChange« ausgewählt, da das Wissen verschiedener Gruppen
integriert betrachtet wird und der Schwerpunkt auf Partizipation mit klar
getrennten Rollen von Bürger*innen und Expert*innen gesetzt wird (vgl. Gu-
dowsky et al. 2012). Die konzeptionelle Ausarbeitung im Projektrahmen er-
folgte aus dargestellten Gründen auf Basis des Konzepts der Bürgerbeteili-
gungsmethode CIVISTI. Wichtige konzeptionelle Schritte als Vorbereitung
für den Beteiligungsprozess bildeten die Adaption der Beteiligungsmethode
CIVISTI für den Prozess auf NRW-Ebene sowie die Übersetzung und Nach-
vollziehbarkeit von Konzept und Ablauf für alle beteiligten Projektpartner und
Bürger*innen. Die detaillierte Planung des Ablaufs des ersten Bürgerforums
war für die weitere Bearbeitung des Arbeitspakets von besonderer Bedeutung,
da in dieser ersten Veranstaltung die Visionen erarbeitet wurden, die die Ba-
sis für die weitere Arbeit gebildet haben. Darauf aufbauend wurde das wei-
tere Konzept der Beteiligungsmethode an den Projektkontext angepasst und
strukturiert.
Die qualitative Beteiligungsmethode ermöglicht es, das Wissen und die
Bedürfnisse sozial benachteiligter Gruppen herauszustellen, umdannweitere
Empfehlungen für Forschungs- und Förderpolitik abzuleiten. Die Umsetzung
von Bürgerforen ermöglicht es, langfristige Visionen,Bedürfnisse und Sorgen
der Bürger*innen herauszustellen (vgl. Jacobi et al. 2011).
254 Anna Nora Freier, Stephanie Lübke, Katharina Schrot und Jenny Zorn
Adaption und Anpassung der Methode für das Projekt
Abb. 5: Adaption der Methode für das Projekt »EnerChange«: Ablauf des Beteiligungs-
prozesses; eigene Darstellung
Der Prozess (vgl. Abb. 5) startete mit der Identifizierung von Wünschen
und Bedürfnissen der Zielgruppe (z.B.: Welche Bedarfe sehen Sie für sich
in der Umsetzung einer »gerechten Energiewende«?) in einem zweitägigen
Workshop mit 25 Bürger*innen. Die Teilnehmer*innen formulierten Wün-
sche und Bedürfnisse für die nahe und fernere Zukunft (10-40 Jahre), aus
denen Expert*innen Empfehlungen generieren konnten. Die Wünsche und
Bedürfnisse konnten an dieser Stelle z.B. in Forschungsschwerpunkte für die
Zukunft umgewandelt werden. Diese Empfehlungen wurden in einem nächs-
ten Schritt mit der regulativen Ebene diskutiert und in einem anschließenden
2. Bürgerforum (mit den gleichen Teilnehmer*innen) an die Zielgruppe zur
Bewertung zurückgegeben, um aufgezeigte Prioritäten der Expert*innen und
Politikvertreter*innen in einer weiteren Runde der Bürgerbeteiligung über-
prüfen, bestätigen und ergänzen zu lassen. In einem abschließenden Work-
shop mit allen Beteiligten (Bürger*innen, Expert*innen, Politikvertreter*in-
nen) wurden die aufbereiteten Ergebnisse vorgestellt und diskutiert. Ziel die-
ses Workshops war es, den Teilnehmer*innen aufzuzeigen, welche Wünsche
und Bedarfe in welcher Form in die politische Forschungsagenda einfließen
können. Die letztendliche Auswahl der wichtigsten Empfehlungen wurden
von den Teilnehmer*innen der Bürgerforen eigenständig getroffen. Die Er-
gebnisse wurden vom Forschungskonsortium für relevante Stakeholder und
Entscheidungsträger*innen in Form von Empfehlungen aufbereitet.
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Ziel des Prozesses war es darüber hinaus, der Zielgruppe der sozial Be-
nachteiligten den eigenen Stellenwert zur erfolgreichen Umsetzung einer ge-
rechten Energiewende zu verdeutlichen. Durch einen direkten Austausch mit
Expert*innen und der politischen Ebene wurde dargelegt, dass die Wünsche
und Bedürfnisse dieser Zielgruppe ernst genommen werden. Darüber hin-
aus sollten neue geeignete, zielgruppenspezifische Kommunikationsformen
aufzeigen, wie und in welcher Form die Ansprache seitens Expert*innen und
Stakeholdern gelingen kann, damit sozial benachteiligte Gruppen in die Pro-
zesse der Umsetzung der Energiewende eingebunden werden können.
Die Methode wurde außerdem im Rahmen von »EnerChange« ergänzt,
indem die regulative Ebene in den Prozess eingebunden wurde. Die Einbin-
dung wurde für sinnvoll erachtet, damit der Mehrwert und Nutzen der Teil-
nahme für die Zielgruppe sowie die politische Wirksamkeit deutlich gemacht
werden konnten.
Abb. 6: Zeitlicher Ablauf Citizen Engagement Prozess im Projekt »EnerChange«; eige-
ne Darstellung
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Umsetzung der Methode im Rahmen des Projekts »EnerChange«
Mithilfe der auf den Projektkontext angepassten CIVISTI-Methode wurde
im Rahmen von »EnerChange« ein Beteiligungsprozess durchgeführt, der
die Zielgruppe der sozial Benachteiligten in den Fokus rückte. Die Akquise
von Teilnehmer*innen für die geplanten Bürgerforen wurde mithilfe von
bestehenden Kontakten zu Intermediären durchgeführt. Außerdem wurde
die Methode an den Kontext und die Zeitplanung des Projekts angepasst
(siehe Abb. 6). Essentiell für den Erfolg der Methode und die Erarbeitung
von Ergebnissen war die Beteiligung desselben Teilnehmerkreises bei beiden
Bürgerforen, da, aufbauend auf den Ergebnissen der ersten Veranstaltung,
bei der zweiten Veranstaltung daran weitergearbeitet wurde.
Erstes Bürgerforum
Die inhaltliche Gestaltung des ersten Bürgerforums startete mit der For-
mulierung von Visionen zum Thema Energiewende der Zielgruppe in einem
zweitätigen Workshop. Dabei wurden folgende Aspekte abgefragt:
• Was ist die Energiewende für Sie?
• Hoffnungen und Träume sowie Ängste und Sorgen in der Vergangenheit
(Blick in die Vergangenheit)
• Blick in die Zukunft:Welche Hoffnungen und Träume, Ängste und Sorgen
haben Sie? (Zukunft in 10-40 Jahren)
Auf der Basis der Diskussionsergebnisse vom »Blick in die Zukunft« entschie-
den sich die Bürger*innen für einzelne Aspekte, die daraufhin als »grobe«
Visionen ausgearbeitet wurden. Dazu wurde für jede Vision eine kurze Be-
schreibung von etwa 10 Zeilen geschrieben sowie ein passender Titel für die
Vision gefunden.
In einem abschließenden Auswahlprozess konnten die Bürger*innen aus
insgesamt 14 groben Visionen die für sie vier wichtigsten auswählen. Die Teil-
nehmer*innen formulierten zur Beantwortung dieser Fragen ihre Wünsche
und Visionen für die nahe und fernere Zukunft. Das Ergebnis des ersten Bür-
gerforumswaren vier ausgearbeitete Visionen, die die Grundlage für denwei-
teren Prozess geboten haben: »Umwelt- und Naturschutz als Schulfach«, »En-
ergieerzeugung für Jedermann«, »Das Ende der Machtlosigkeit« und »Sei Teil
der Zukunft, die du dir wünschst«.
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Sicht der Expert*innen
Anschließend an das erste Bürgerforum und basierend auf den Themen-
schwerpunkten der vier ausgewählten und ausgearbeiteten Visionen wurden
relevante Expert*innen recherchiert und in einem nächsten Schritt kon-
taktiert. Gleichzeitig wurden die Termine inhaltlich vorbereitet. Statt eines
vorgesehenen Workshops, wurden zwei Termine in Form von Fachgesprä-
chen umgesetzt. Die inhaltliche Gestaltung der Fachgespräche orientierte
sich an der Diskussion von folgenden Leitfragen:
• Ist die Vision umsetzbar? Welche Umsetzungsansätze gibt es bereits?
• Was fehlt in der Vision?
Die Visionen wurden von Expert*innen hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit be-
wertet und vor allem positive Ansatzpunkte herausgestellt.
Zweites Bürgerforum
Die inhaltliche Gestaltung des zweiten Bürgerforums startetemit der Zusam-
menfassung der Ergebnisse des ersten Bürgerforums, umden Teilnehmer*in-
nen die ausgewählten vier Visionen erneut ins Gedächtnis zu rufen und sie
auf die interaktive Arbeitsphase und Diskussion vorzubereiten. Ziel des zwei-
ten Bürgerforums war es, die Einschätzungen und Empfehlungen aus den im
Oktober durchgeführten Fachgesprächenmit Expert*innen an die Zielgruppe
zurückzugeben und in einer weiteren Runde der Bürgerbeteiligung überprü-
fen, bestätigen und ergänzen zu lassen.
Um eine aktive Beteiligung aller Teilnehmer*innen zu gewährleisten,
wurde die Vorstellung der Expert*innenmeinungen und Kommentierung
sowie die anschließende Diskussion in Form eines World Cafés gestal-
tet, bei dem jede Vision an einem Thementisch behandelt wurde und die
Teilnehmer*innen in kleinen Gruppen von Tisch zu Tisch wechseln konnten.
Abschlussworkshop
In einem abschließenden Workshop, zu dem alle Beteiligten des Betei-
ligungsprozesses (Bürger*innen, Expert*innen, Konsortium) eingeladen
wurden, wurden die aufbereiteten Ergebnisse vorgestellt und diskutiert.
Ziel dieses Workshops war es, den Teilnehmer*innen aufzuzeigen, welche
Wünsche und Bedarfe in welcher Form in die politische Forschungsagenda
einfließen können. Die letztendliche Auswahl der wichtigsten Empfehlungen
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wurden von den Teilnehmer*innen der Bürgerforen getroffen. Die Ergebnis-
se wurden für relevante Stakeholder*innen und Entscheidungsträger*innen
in Form von Empfehlungen aufbereitet.
Schlussfolgerungen
Eine Analyse der Strukturwandelprozesse im Ruhrgebiet und die Fallstudie
der englischen Stadt Plymouth, die Entwicklung einer nicht-textbasierten
Kommunikationsstrategie in Form eines Do-It-Yourself Escape Rooms (sie-
he weiter unten) sowie computergestützte Experimente zur Verhaltensöko-
nomik haben im Rahmen des Projekts »EnerChange« die Ergebnisse der Zu-
sammenarbeit mit den Bürger*innen ergänzt und zur Genese einiger zentra-
ler Aussagen geführt.
Die Zielgruppe der sozial Benachteiligten beschäftigt sich nicht mit gro-
ßen und für sie ungreifbaren Themen wie Nachhaltigkeit oder Klimaschutz,
sondern mit kleineren Dimensionen ihres alltäglichen Lebens. Dabei geht es
für diese Personen oftmals um die Frage, wie Geld gespart werden kann, da-
mit sie ihren Alltag besser und mit mehr finanziellen Möglichkeiten bewälti-
gen können. Dabei haben sie mitunter »das große Ganze« im Hinterkopf und
sind dann doppelt stolz, wenn sie zusätzlich zum individuellen Erfolg, bei-
spielsweise der Rückzahlung eines Betrags nach der Stromabrechnung, auch
noch etwas für die Umwelt getan haben.
Die Erarbeitung der Visionen und die Auseinandersetzung mit den The-
men wie Klimaschutz, Energiewende und Nachhaltigkeit haben im Laufe des
Prozesses gezeigt, dass es offensichtliche Diskrepanzen gibt zwischen dem,
was die Bürger*innen sichwünschen und daher annehmen, dass es dazu noch
keine Umsetzungsaktivitäten gibt, und dem, was es (in Ansätzen) schon gibt
und in diesen Bereichen schon umgesetzt wird. Diese Lücke lässt sich sicher-
lich auf das fehlende Wissen bei der Zielgruppe zurückführen und lässt die
Frage offen, ob es hier eine fehlerhafte Kommunikation von Informationen
gibt.
Die Vermittlung von Informationen und richtigen Verhaltensweisen spielt
bei der Erreichung der Zielgruppe der sozial Benachteiligten eine wichtige
Rolle. Hier wurde vermehrt der Wunsch nach positiven Vorbildern genannt.
Diese Vorbilder sollen einerseits Personen sein (Personen des öffentlichen Le-
bens, die in Social Media Werbung machen, Politiker*innen, aber auch Per-
sonen des alltäglichen Lebens, mit denen man/Kinder in ständigem Kontakt
steht/stehen – z.B. geschultes Personal an Schulen), aber auch Gebäude. Hier
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lautete der Wunsch, dass vor allem öffentliche Gebäude mit gutem Beispiel
vorangehen und so zeigen sollen, wie eine alternative Stromgewinnungmög-
lich ist.
Die Methode CIVISTI ist anwendbar auf andere Themen und Kontexte,
vor allem dann, wenn eine eher schwierig zu erreichende bzw. schwer mit-
zunehmende Zielgruppe eingebunden werden soll. Hier legt die Methode ei-
nen besonderen Fokus auf die Bürger*innen und misst ihnen eine zentrale
Rolle zu. Dies ermöglicht eine enge Zusammenarbeit mit den teilnehmenden
Bürger*innen. Außerdem sorgt der gleichbleibende Personenkreis dafür, dass
sich über den Zeitraum der Durchführung ein Kennenlernen aller Beteiligten
und ein damit verbundenes Gruppengefühl einstellen kann.
Der Einbezug der regulativen Ebene in den Ablauf der Methodik ist eine
sinnvolle Erweiterung, um die entwickelten Visionen und Expert*innenkom-
mentare aus Sicht von Entscheidungsträger*innen bewerten zu lassen und
deren Inhalte zu diskutieren. So können Empfehlungen, basierend auf den
Ergebnissen des Prozesses, zielgruppengerecht ausgearbeitet und formuliert
werden.
Escape Rooms als Baustein im Empowerment-Prozess
Empowerment-Prozesse wie der Citizen Engagement Prozess lassen Spiel-
raum zur Anpassung an die Ziele und jeweiligen Bedürfnisse der Gruppe.
Trotz des Rahmenkonzepts lassen sich verschiedene Methoden und Baustei-
ne zum Empowerment kombinieren und in den Prozess integrieren. Da zum
Empowerment im Bereich Nachhaltigkeit auch die Wissensvermittlung ge-
hört, also die Art und Weise, wie Wissen über nachhaltiges Handeln auf der
einen Seite vermittelt und auf der anderen Seite erlernt wird, hat sich das
Kulturwissenschaftliche Institut Essen (KWI) im Rahmen des Projekts »En-
erChange« diesem Themenkomplex gewidmet. Die Forschungsfrage lautete:
Mit welcher Kommunikationsstrategie kann man Wissen über nachhaltiges
Handeln so vermitteln, dass es für möglichst viele Personen verständlich und
eingängig ist?
Das Problem der Kommunikation von nachhaltigkeitsbezogenem Wissen
Nachhaltigkeit und nachhaltiges Handeln ist längst kein gesellschaftliches
Randthemamehr. In Zeitschriften, Sachbüchern, Radio- und Fernsehsendun-
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gen wird darübergeschrieben und gesprochen, was jede*r Einzelne tun kann,
um nachhaltiger zu leben. Von Mülltrennung und dem Einkauf regionaler
Produkte über die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel und innovativer Mo-
bilitätsformen bis hin zum Einsparen von Strom, Wärmeenergie und Wasser
wird kein Bereich des täglichen Lebens ausgelassen. Doch obwohl das The-
ma im Mittelpunkt der medialen Aufmerksamkeit steht, tangiert es kaum
die individuellen Handlungen. Wenn man über die Kenntnis verfügt, welche
Handlungsoption »besser« wäre, sich aber nicht dementsprechend verhält,
so spricht man von einer Lücke zwischen Denken und Handeln, der intention-
behaviour gap (wahlweise auch mind- oder attitute-behaviour gap genannt): Die
Menschen wissen, was sie tun sollten, um nachhaltig zu leben, setzen dieses
Wissen aber nicht in die Praxis um.Die Gründe dafür sind vielfältig und noch
lange nicht hinreichend geklärt. Eine Auswertung verschiedener Studien zu
diesem Phänomen findet sich bei Hassan, Shiu und Shaw (2016).
Ein anderes, zeitlich vorgelagertes Problem ist aber, das Wissen über-
haupt erst so zu vermitteln, dass es das Potential hat, handlungsleitend zu sein.
In vielen Fällen wird auf textbasierten Kommunikationsstrategien wie Rat-
geberliteratur und Broschüren, rein visuellen Darstellungsformen wie Inter-
netvideos, Plakate, Fernsehsendungen oder Vorführungen wie in Seminaren
zurückgegriffen. Diese Kommunikationsstrategien sind für das Erlernen von
nachhaltigem Handeln, einer Handlungskompetenz also, problematisch, weil
durch sie Wissen vermittelt wird, das handlungsanleitend sein soll, aber von
den Rezipient*innen im Prozess des Erlernens selbst keine Handlung ver-
langt. Sie nehmen dasWissen passiv auf, wenden es aber erst nach dem Lern-
prozess an.
Unter der Prämisse, dass möglichst viele Menschen die Kompetenz zum
nachhaltigen Handeln erlangen sollen, muss die Kommunikationsstrategie
verschiedene Kriterien erfüllen. Sie muss erstens für möglichst viele Perso-
nen leicht verständlich sein, also auch bildungsbenachteiligte Menschen mit-
denken, was unter anderem beinhaltet, dass die Strategie nicht zu textlastig
und komplex sein darf. Sie sollte zweitens möglichst auf theoretische Aus-
führungen verzichten und das Erlernen des Handlungswissens in der Praxis
selbst erfahrbar machen. Drittens sollte sich die Kommunikationsstrategie
nicht nur der Argumentation, sondern auch der emotionalen Erfahrung be-
dienen, beispielsweise dadurch, dass die Bürger*innen in eine Geschichte in-
volviert werden, in der sie selbst eine Rolle spielen.
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Escape Rooms als Kommunikationsstrategie
Im Projekt »EnerChange« haben die Mitarbeiterinnen des KWIs eine Kom-
munikationsstrategie entwickelt, die diesen Kriterien genügen soll. Um
Handlungswissen zum Thema Nachhaltigkeit learning by doing zu erlernen
und um eine erfahrbare Geschichte zu entwickeln, hat sich das KWI für den
Kommunikationstyp Spiel entschieden. Lernspiele haben den Vorteil, dass
sich die Lernenden selbst die Lösungen erarbeiten müssen. Spielbasierte
Ansätze haben außerdem ein hohes Potential, auf viel Text verzichten zu
können und die Spieler*innen emotional für die Thematik zu erreichen.
Es gibt bereits zahlreiche Spiele zum Thema Nachhaltigkeit, die als Ziel-
gruppe explizit Schüler*innen nennen und dazu geeignet sind, das theore-
tisch bereits erlernte Wissen in einem Spiel abzufragen oder umzusetzen
(beispielsweise »Das Energie- und Klimaquiz« oder »Wirtschaft und Ener-
gie«). Auch Gesellschaftsspiele in Form von Brett- oder Kartenspielen gibt
es bereits zu Themen der Nachhaltigkeit. Diese weisen aber eine recht ho-
he Komplexität auf (beispielsweise die Spiele »Lobby« und »Bougoni«) oder
verbleiben weitgehend abstrakt (beispielsweise die Spiele »Prosperity« oder
»Planet Steam«).
Deshalb hat sich das KWI dazu entschlossen, einen relativ neuen Spiele-
typus für die Vermittlung nachhaltigkeitsbezogenen Wissens zu wählen: den
Escape Room. Escape Rooms, oder allgemeiner: Escape Games, eignen sich
besonders als Kommunikationsstrategie, weil die Regeln schnell zu erklären
sind und der Aspekt des learning by doing hier sehr stark ist. Der Escape Room
bedarf keiner Vorkenntnisse und die emotionale Ebene wird aufgrund des
Settings stark angesprochen.
Escape Rooms sind auf Grundlage von Computerspielen 2007 in Japan
als Live Escape Games entstanden und heute aus der kommerziellen Spiele-
landschaft nicht mehr wegzudenken. Auch in Deutschland boomen Escape
Rooms, sodass es in jeder größeren Stadt Angebote gibt, Escape Rooms zu
besuchen. Das Grundprinzip ist immer dasselbe: Man muss Aufgaben und
Rätsel lösen, um in einer gewissen vorgegebenen Zeit aus dem Raum ent-
kommen, einen Mordfall aufzudecken oder ähnliches. Dazu gibt es einzelne
Rätsel, die entweder nur mit einem anderen Rätselteil gelöst werden können,
zu einemnächsten Rätsel führen oder ein Teil desMetarätsels ausmachen, das
zum Schluss gelöst werden muss (vgl. Villar Lama 2018). In den meisten Fäl-
len gibt es eine*n Spielleiter*in außerhalb des Raumes, der die Gruppe über
Kameras beobachten kann und Tipps über einen Monitor oder einen Laut-
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sprecher gibt, wenn er oder sie merkt, dass die Gruppe mit den Rätseln nicht
weiterkommt. Escape Rooms erfordern aufgrund der Vielzahl an Rätseloptio-
nen Teamwork. Die Spielergruppe muss gemeinsam knobeln, um den Raum
zu lösen und – in den meisten Fällen – den Schlüssel zu finden, um dem
Raum zu entkommen. Escape Rooms werden in Deutschland, anders als in
den USA, bisher kaum in Bildungszusammenhängen eingesetzt.10 Sie eignen
sich jedoch in besonderer Weise zur Abstraktionsreduktion und lassen Inhal-
te emotional erfahrbar werden.
»Noch zu retten…?« Ein Do-It-Yourself Escape Room zum Thema
Nachhaltigkeit im Alltag
Im Rahmen des Projekts »EnerChange« wurde ein Escape Room zumThema
Nachhaltigkeit im Alltag entwickelt, der die Besonderheit aufweist, dass man
ihn – nach dem Prinzip Do It Yourself – in jedem Raum mit einer büroähn-
lichen Grundausstattung mit nur wenigen Materialen – und daher kosten-
günstig – selbst aufbauen kann. Die meisten Materialien, die man dazu be-
nötigt, stehen auf der Website www.vi-transformation.de/escaperoom zum
Download bereit. Zusätzlich werden Materialien benötigt, die bereits vor-
handen sind, die man sich leihen kann oder die kostengünstig zu erwerben
sind wie beispielsweise Fahrrad- oder Vorhängeschlösser, Schnellhefter, eine
Steckdosenleiste oder eine nicht zu öffnende Spardose.
Da es nicht in jedem Raum möglich oder zu kostenintensiv ist, Kame-
ras anzubringen, hat sich das Projektteam des KWIs dazu entschlossen, eine
hilfestellungleistende Person mit in die Geschichte zu integrieren, sodass es
ihr möglich ist, während des Spiels mit im Raum zu sein. Des Weiteren geht
es in der Rahmengeschichte des Escape Rooms nicht darum, dem Raum zu
entkommen, da das Einschließen von Personengruppen in vielen Bildungs-
kontexten nicht möglich bzw. nicht erwünscht ist.
10 Ein Beispiel für einen in Deutschland entstandenen Escape Room im Bildungskon-
text ist »Auf Mikas Spuren«, der im Rahmen der Demokratielabore von Open Know-
ledge Foundation Deutschland e.V. (2018) entwickelt wurde. Hier können die Teilneh-
menden das Thema »Populismus« spielerisch erarbeiten. Ole Jantschek (06.11.2019)
hat die Vorteile von Escape Rooms im bildungspolitischen Kontext auf der Website
der Bundeszentrale für politische Bildung zusammengefasst; online verfügbar un-
ter: https://www.bpb.de/lernen/digitale-bildung/werkstatt/299698/ole-jantschek.Zu-
letzt aufgerufen am 25.02.2020.
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Eine weitere Besonderheit des Escape Rooms besteht darin, dass die Rah-
mengeschichte zwar immer die Gleiche ist, die Nachhaltigkeitsthemen und
die dazugehörigen Rätsel aber variieren können. So gibt esModule zu denThe-
men (1) Strom, (2) Müll und Recycling, (3) Wärme sowie (4) Mobilität und Ur-
laub, bei denen je andere Aufgaben gestellt werden, wodurch die Spieler*in-
nen themenspezifisch im direkten Umgang Nachhaltigkeit im Alltag erlernen
können.
Die Story
»Die Spieler*innen haben einen Termin bei Doro Blitz. Sie ist eine Expertin
auf demGebiet der Nachhaltigkeit und die Spieler*innen sind ihr Team.Doch
als die Gruppe das Büro von Doro betritt, ist sie nicht da, sondern nur EN-
NY, ihr menschlicher Computer. ENNY hat keine guten Nachrichten für die
Gruppe. Das Team ist Doros letzte Hoffnung …« (Virtuelles Institut »Trans-
formation – Energiewende NRW« 2019: 5)
Doro, die Nachhaltigkeitsexpertin, ist krank. Sie verwandelt sich ab und
an in eine andere Person, die alles zerstört, wasmit Nachhaltigkeit zu tun hat.
Aber Doro hat eine Formel für ein Mittel gefunden, das sie retten kann. Sie
hat die Formel in ihremBüro versteckt und alles unnachhaltig gemacht, damit
sich diese andere Person nicht dafür interessiert. Das Spielerteam muss nun
den Raum nachhaltig gestalten bzw. nichtnachhaltige Strukturen aufdecken,
um an die Formel zu gelangen. ENNY, der menschliche Computer, hilft ihnen
dabei, wenn er das Gefühl hat, dass die Gruppe nicht weiterkommt.
Je nachdem, welche Module von der Spielleitung gewählt wurden, müs-
sen die Spieler*innen nun verschiedene Aufgaben lösen, um an die Formel
zu gelangen. Dadurch erlernen sie spielerisch nachhaltiges Wissen, wie bei-
spielsweise wieviel Strom und Geld man mit einer abschaltbaren Steckdo-
senleiste sparen kann, welche Verkehrsmittel nachhaltig sind, was die besten
Tipps für nachhaltiges Heizen sind oder wie Müll richtig getrennt wird. Der
Escape Room ist geeignet für Spieler*innen ab 14 Jahren – ganz egal, welcher
Bildungskontext vorliegt.
Escape Rooms als Puzzleteil für Empowerment-Konzepte
Die Standardaufgabe, die auch namensgebend für den Escape Room ist, ist
die Flucht aus einem Raum. An einem Ort gefangen zu sein, dem man durch
das Lösen von Aufgaben und Rätseln entkommenmuss, klingt zunächst nicht
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oder nur in sehr zynischer Weise nach Empowerment. Tatsächlich kann der
Escape Room aber ein Empowerment-Baustein in dreifacher Weise sein: Ers-
tens steht er für diejenigen zur Verfügung, die bestimmte Personengruppen
empowernmöchten. Zweitens kann er im Bildungskontext dafür sorgen, dass
die Spieler*innen dazu ermächtigt werden, bestimmtes Handlungswissen in
ihren Alltag einzubauen, weil sie dieses bereits schon einmal aktiv im Spiel
angewendet haben. Im Projekt »EnerChange« kam außerdem noch die Ebe-
ne hinzu, dass die Personen, die amCitizen-Engagement- Prozess teilgenom-
men haben, die Entwicklung des Spiels durch dieWahl der Rahmengeschichte
und die Rätselvarianten, die zur Auswahl gestellt wurden, beeinflussen konn-
ten. Insofern wäre drittens auch für ein Langzeitprojekt eine gemeinsame
Entwicklung eines Escape Rooms als Empowerment-Methode denkbar.
Fazit und Ausblick
Transformative Forschung lebt von der Wechselwirkung zwischen Beobach-
tung von gesellschaftlich relevanten Prozessen und Veränderungen, die sie
selbst mit hervorruft. Es ist nicht ohne Sinn, dass in diesem Kontext z.B. von
Reallaboren gesprochenwerden kann, da in Laboren die Veränderungen eines
Systems unter selbst geschaffenen Bedingungen und Veränderungen von Be-
dingungen beobachtet werden. Im Fall der vorgestellten Konzepte hat sich die
Anwendung als fruchtbar erwiesen dahingehend, dass (1) durch die Perspek-
tive von Empowerment auch die sozialen Gruppen in den Fokus geraten, die
sonst im Energiewendeprozess wenig beachtet werden, (2) durch die Anwen-
dung von Empowerment-Konzepten eben diese soziostrukturell benachteilig-
ten Gruppen in das Gemeinschaftswerk Energiewende integriert wurden und
Output für die Energiewende von diesen Gruppen generiert werden konn-
te und (3) die Empowerment-Konzepte durch die Anwendung selbst für den
Energiewendeprozess evaluiert werden können. Letzteres wurde in diesem
Aufsatz dargestellt. Die Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen.
Empowerment-Konzepte sind für die transformative Forschung zu
Energiewende- und Nachhaltigkeitsthemen besonders gut geeignet, um
einen sozial ausgleichenden egalitären Zugang zu diesen politisch hoch-
aktuellen Themen zu finden. Für die Umsetzung der Energiewende ist der
Einbezug aller Bevölkerungsgruppen und Milieus grundlegend, da sie (1)
ideell als Gemeinschaftswerk verstanden wird und (2) der Einbezug die
Gefahr minimiert, dass Proteste die Umsetzung gefährden oder die sozialen
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Ungleichheiten vertieft werden. Empowerment-Konzepte eignen sich daher
unserer Ansicht nach, um dem Megatrend Soziale Disparitäten im Ener-
giewendeprozess und breiter – in der Großen Transformation hin zu mehr
Nachhaltigkeit – reflektiert zu begegnen.
Soll Partizipation –auch in der Transformation zurNachhaltigkeit –nicht
bloß instrumentell verstanden werden, sondern als ein wesentliches Prinzip
und Voraussetzung für ihre erfolgreiche Umsetzung,muss Empowerment als
Leitsatz zur Gestaltung von Partizipationsprozessen anerkannt und in seiner
politischen Dimension als zentrale Strategie Einzug in Theorie und Praxis
erhalten. Hierdurch eröffnet sich nicht zuletzt ein enormes Potential auch
für ökologische Transformationsprozesse, die auf diese Weise ebenfalls »em-
powered« werden können.
Wie in diesem Artikel skizziert, wird bereits auch durch punktuelle
Bürgerbeteiligung in Nachhaltigkeits-Arenen ein politisches Empower-
ment auf verschiedene Art und Weise gefördert. Bestmöglich reichen diese
Empowerment-Erfahrungen über den konkreten Fall hinaus und stoßen
Veränderungen im Privaten und im Politischen gleichermaßen an. Inwieweit
aber individuelles und kollektives Empowerment sich gegenseitig verstär-
ken und inwieweit auch bei erneuten Partizipationsmöglichkeiten und
-erlebnissen auf die in der punktuellen Partizipation erfahrene Ermutigung
und Begeisterung zur politischen Teilhabe und zur Macht zurückgegriffen
werden kann, ist empirisch unklar. Hierzu bedarf es eines geeigneten, idea-
lerweise Mixed-Method-Designs, welches die Wirkungen von Empowerment
im Kontext punktueller, informeller Bürgerbeteiligung angemessen erfassen
und so auch empirisch Aufschluss geben kann über geeignete Möglichkeiten
der Verschränkung und Verstärkung; sowohl im Kontext von Partizipa-
tion als auch im Hinblick auf die Interaktionen zwischen individueller,
gruppenbezogener und struktureller Empowerment-Ebene.
Aber auch eine politiktheoretische Reflexion und Fundierung der
Empowerment-Diskurse erscheint äußerst fruchtbar. Neben einer »macht-
bewussten« Vertiefung von Empowerment (vgl. Alinsky 1973; Freyth/Alinsky
1985) durch theoretische Zugänge z.B. von Arendt (1970) oder Foucault (1994),
sind es vor allem auch Ansätze der partizipatorischen Demokratietheorie
(insbesondere Fung/Wright 2001), mit denen sich ein »Empowerment mit
emanzipatorischem Anspruch« weiter konzeptualisieren ließe. Insbesondere
im Hinblick auf die Interaktion individueller und kollektiver Ressourcener-
schließung und -ausübung –und in Vertiefung des Agency-Konzepts – ließen
sich dabei für die transitive Praxis-Perspektive wertvolle Impulse zu ihrer
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Förderung erhalten. Diese Verknüpfung eröffnet weitreichende Perspektiven
auf die (Re-)Politisierung des Empowerment-Diskurses und umgekehrt. In
Verbindung mit dem Solidaritätsbegriff (z.B. Bayertz 1998; Habermas 1991;
Wildt 2007; Brunkhorst 1997), aber auch im Rekurs auf die Anerkennungs-
theorie (Honneth 1992) ließen sich dabei ebenfalls neue Zugänge für die
Förderung einer »demokratischen Polarisierung« (Habermas 2016) eröffnen
und »Mut« für die Begeisterung für die Macht und die Mitgestaltung der
»Großen Transformation« als politische Grundhaltung schöpfen.
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Die Energiewende als Werk
ausgewählter Gemeinschaften? 1
Zur sozialen Exklusivität von Energiegenossenschaften
Emily Drewing und Sabrina Glanz
Energiewende für alle?
2011 wurde in Deutschland die Energiewende als politisches Programm be-
schlossen. Essentieller Bestandteil ist – neben der Steigerung der Energieef-
fizienz etwa durch Sanierungsmaßnahmen und der Optimierung industriel-
ler Prozesse – die Erhöhung des Anteils von Energie aus erneuerbaren Quel-
len am Gesamtenergieverbrauch. Für den Ausbau der erneuerbaren Energien
spielen in Deutschland kleine, private Akteur*innen eine zentrale Rolle: fast
die Hälfte der Anlagen zur Erzeugung erneuerbarer Energie befand sich noch
vor wenigen Jahren im Besitz von Bürger*innen – zum Beispiel Eigenheim-
besitzer*innen mit Photovoltaikanlagen, Landwirt*innen, Bürgerwindparks
und Energiegenossenschaften. Nach aktuellen Zahlen halten Bürger*innen,
ihre Zusammenschlüsse und Landwirt*innen immerhin noch 42 Prozent der
bundesweit installierten Leistung zur erneuerbaren Stromerzeugung in ih-
rem Besitz (vgl. AEE 2018; Blömer et al. 2015: 3ff.). 2012 befanden sich rund
neun Prozent der installierten Leistung erneuerbarer Energien im Besitz von
Bürgerenergiegesellschaften (vgl. trend:research/Leuphana Universität Lüne-
burg 2013: 42)2.
1 Eine frühere Version dieses Aufsatzes wurde im Rahmen des 27. Wissenschaftlichen
Kongresses der Deutschen Vereinigung für Politikwissenschaft »Grenzen der Demo-
kratie/Frontiers of Democracy« im Panel »Energie! Ökonomische und demokratische
Herausforderungen« vorgestellt. Wir danken allen Teilnehmer*innen für den span-
nenden Austausch und ihre konstruktiven Hinweise.
2 In der Regel werden Daten zur Eigentümerverteilung bei der installierten Leistung
erneuerbarer Energien nicht nach Untergruppen der Bürgerenergie (dies sind pri-
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Unter Energiegenossenschaften werden im Folgenden »alle solchen einge-
tragenen Genossenschaften, deren Hauptzweck darin besteht, Aktivitäten
im Energiesektor durchzuführen – ohne Beschränkung auf bestimmte
Wertschöpfungsstufen, d.h. entlang der gesamten Wertschöpfungskette«
(Holstenkamp 2012: 7) verstanden. Wenngleich sie tatsächlich nur für ei-
nen kleinen Anteil der Stromproduktion in Deutschland verantwortlich
zeichnen3, sind sie seit einigen Jahren nicht nur ein beliebter Forschungs-
gegenstand, sondern auch fester Bestandteil von Diskursen rund um die
Energiewende. Grund für diese Aufmerksamkeit dürfte das bis noch vor
wenigen Jahren außerordentlich dynamische Gründungsgeschehen sein. Die
Zunahme von Unternehmensgründungen in genossenschaftlicher Rechts-
form nach der Novellierung des Genossenschaftsgesetzes 2006 basiert
insbesondere auf der vermehrten Entstehung von Energiegenossenschaften
(vgl. Poppen 2015: 6).
Energiegenossenschaften werden diskutiert als kollektive Bestrebungen
von Bürger*innen, die sich für ein alternatives Energiesystem einsetzen:
»Die Genossenschaft ist durch ihre Governance nah am Ideal dessen, was
man sich gemeinhin unter Bürger-Energiewende vorstellenmag. Die Genos-
senschaft steht in der öffentlichenWahrnehmung als Gegenpol zu Investor-
orientierten Firmen, die mit der Energiewende ihren Gewinn maximieren
möchten« (Kahla et al. 2017: 24; ähnlich etwa auch Kropp 2017: 309).
Weiterhin gelten sie als Anzeichen eines »Revivals« vonGenossenschaften und
ihren Werten (im Sinne einer Re-Aneignung öffentlicher Güter durch lokale
und regionale Nutzergemeinschaften) sowie vor dem Hintergrund des ak-
tuellen Zinsniveaus auch als attraktive Anlagemöglichkeit, da sich über die
Zeichnung von Genossenschaftsanteilen noch vor wenigen Jahren aufgrund
der hohen Einspeisevergütung für erneuerbar erzeugten Strom verlässliche
Renditen realisieren ließen (vgl. Elsen 2012; kritisch u.a. Chatalova/Valenti-
nov 2014; Martens 2015).
vate Hauseigentümer*innen, Landwirt*innen, Bürgerenergiegesellschaften und rein
finanzielle Beteiligungen an Erneuerbare-Energie-Projekten) aufgeschlüsselt; dem-
entsprechend können an dieser Stelle keine aktuelleren Daten aufgeführt werden.
3 Im Jahr 2014 produzierten Energiegenossenschaften 0,58 Prozent des Stroms aus er-
neuerbaren Energien (der Anteil energiegenossenschaftlich produzierten Stroms am
insgesamt in Deutschland produzierten Strom ist naturgemäß noch geringer) (Müller
et al. 2015: 98).
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Im öffentlichen Diskurs, aber auch in kritischen (teils populär-)wissen-
schaftlichen Befassungen werden bestimmte Bevölkerungsgruppen im Kon-
text der Energiewende als benachteiligt, mitunter gar als »Verlierer*innen«
beschrieben (vgl. z.B. Diermann 2019; Frondel/Sommer 2014; Frondel et al.
2012; Kreutzfeldt 2014). Das folgende Zitat fasst die Beobachtungen, die jener
Diagnose zugrunde liegen, pointiert zusammen:
»Ärmere Bevölkerungsschichten tragen überproportional die Lasten grüner
Stromproduktion […] und könnennicht einmal zumAusgleich von der Eigen-
produktion grüner Energie oder den Chancen grüner Investments profitie-
ren.« (Heindl et al. 2014: 509).
Tatsächlich finanziert sich die Energiewende, die bislang vor allem stromba-
siert stattfindet, unter anderem über die EEG-Umlage4, die einen Bestand-
teil des Strompreises darstellt. Während energieintensive Unternehmen eine
Befreiung von selbiger Umlage beantragen können, um ihre Wettbewerbsfä-
higkeit nicht zu gefährden, vermögen Privatpersonen ihren Strompreis nur
über den Verbrauch zu regulieren. Indes macht der für den konsumierten
Strom zu entrichtende Arbeitspreis nur etwa die Hälfte des Gesamtstrom-
preises für Privathaushalte aus (vgl. Bundesnetzagentur 2020b), sodass sich
die finanziell entlastende Wirkung stromsparenden Verbrauchsverhaltens in
Grenzen hält. Zudem handelt es sich bei Strom um ein Gut, dass sich schwer-
lich substituieren lässt. Anbieterwechsel verschaffen nur begrenzt Abhilfe und
gerade ärmere Haushalte leben oftmals in Gebäuden von schlechtem Sanie-
rungsstand. Einen Umzug und/oder den Austausch älterer, energieintensiver
Elektrogeräte können sie sich mitunter nicht leisten (vgl. Heindl et al. 2014).
Vor dem Hintergrund der immerhin diskursmächtig als »Megatrends«
verhandelten Entwicklungen I. des Anstiegs sozio-ökonomischer Disparitäten,
II. einer alle Gesellschafts- und Lebensbereiche allmählich durchdringen-
den Neo-Ökologie sowie III. eines sich stetig vollziehenden Gender Shifts
(deren empirische Ausprägungen freilich weit weniger eindeutig sind, als
es ihre bezeichnenderweise gleichsam diffusen und eingängigen Charak-
terisierungen durch Zukunftsinstitut und Z_punkt5 suggerieren6) kommt
4 Zur EEG-Umlage vgl. Bundesnetzagentur (2020a).
5 Die Ausführungen des Zukunftsinstituts finden sich unter https://www.zukunftsinsti-
tut.de/dossier/megatrends/, die der »Foresight Company« Z_punkt unter https://www.
z-punkt.de/themen/artikel/megatrends, zuletzt aufgerufen am 21.01.2020.
6 Zur Kritik populärwissenschaftlicher Befassungen mit Zukunft siehe die Aufsätze von
Rust, Schweiger/Schecke und Zorn/Schweiger in diesem Band.
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Energiegenossenschaften eine interessante Rolle zu. Erstens werden Ener-
giegenossenschaften als eine Möglichkeit betrachtet, Bevölkerungsgruppen,
die bislang nicht zum Kreis derjenigen gehören, die von der Energiewen-
de profitieren, (finanziell) daran zu beteiligen7 (vgl. Viardot 2013). Jener
Potentialzuschreibung zugrunde liegt eine althergebrachte Vorstellung von
Genossenschaften, der zufolge sie (primär) gemeinwohlorientiert agieren und
als Zusammenschluss von sozial »Schwachen« denselben zu gemeinsamer
Stärke verhelfen. In dieser Lesart, die aktuell wieder an Popularität gewinnt,
sind Genossenschaften geeignet, soziale Ungleichheiten durch gemein-
schaftliche Selbsthilfe der Benachteiligten zu verringern (vgl. Elsen/Walk
2016; Klemisch/Maron 2010). Zweitens sei das kollektive Aktivwerden im
Bereich der erneuerbaren Energieerzeugung Ausdruck des Bestrebens, die
Energiewende ganzheitlich voranzubringen, sowie Anreiz und Mahnung,
den eigenen Umgang mit Energie zu reflektieren und darüber zu einem
insgesamt nachhaltigeren Lebensstil zu finden (vgl. z.B. Überlegungen bei
Leggewie 2013: 19ff.; empirisch Bauwens/Devine-Wright 2018, Bauwens
2016; für eine umfassende Zusammenschau der Debatten zu Demokratie,
Engagement/Partizipation und Bürgerenergie vgl. Radtke 2016). Drittens
verweisen empirische Befunde auf Gender-Unterschiede sowohl hinsichtlich
des (energiewendeassoziierten) Elektrizitätsarmutsrisikos (vgl. Bleckmann
et al. 2016; Bontrup/Marquardt 2014) als auch in Bezug auf den individuellen
Umgang mit Energiefragen (vgl. z.B. Dunphy et al. 2017; Offenberger 2016;
Tjørring 2016) sowie die Beteiligung in Bürgerenergiegesellschaften (Radtke
2016: 297ff., 424ff.).
Bestandsaufnahme: Energiegenossenschaften in Deutschland
Je nach zugrunde gelegter Definition variiert die Anzahl der Energiegenos-
senschaften in den Jahren 2013 bis 2017 zwischen 889 und 1.024 (vgl. De-
bor 2014: 5f.; Kahla et al. 2017: 25; Müller et al. 2015: 99; Poppen 2015: 2ff.).
7 Gleichzeitig wird durchaus anerkannt, dass zur Zeichnung von Anteilen Kapital be-
nötigt wird, über welches Einkommensschwächere nicht notwendigerweise verfügen
bzw. das sie zu investieren nicht bereit sind. Folglich gelten einschlägige Beteiligungs-
möglichkeiten gemeinhin keineswegs als Allheilmittel im Kontext sozialer Gerechtig-
keitsfragen der Energiewende, werden aber wiederholt als ein (potentielles) Instru-
ment aufgebracht, um derlei Ungleichgewichte zu nivellieren (vgl. z.B. Heindl et al.
2014: 509; Kopatz 2013: 54).
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Auf den Internetseiten der »Bundesgeschäftsstelle Energiegenossenschaften«
ist aktuell die Rede von 860 Energiegenossenschaften8, die beim Deutschen
Genossenschafts- und Raiffeisenverband organisiert sind.
Ab 2007 lässt sich ein deutlicher Anstieg von Energiegenossenschaften
beobachten, zwischen 2009 und 2013 kann von einem regelrechten »Neu-
gründungsboom« gesprochen werden. Ende 2014 waren etwa 11 Prozent al-
ler in Deutschland eingetragenen Genossenschaften Energiegenossenschaf-
ten (Müller/Holstenkamp 2015: 9). Die jährlichen Neueintragungsraten in den
Genossenschaftsregistern erreichten ihren Höhepunkt 2011, der Gründungs-
boom endete etwa Mitte des Jahres 2013 (vgl. Müller/Holstenkamp 2015: 8f.).
Die meisten Energiegenossenschaften verfolgen Aktivitäten im Feld der
erneuerbaren Energien. Häufig sind Erzeugung und Verkauf von regenerativ
erzeugter Energie. 87 Prozent der produzierenden Energiegenossenschaften
setzen dabei auf eine einzige Energiequelle (vgl. Debor 2014: 9ff.). Zumeist
handelt es sich um Strom aus Photovoltaikanlagen. Zudem gibt es gerade im
ländlichen Raum einige Genossenschaften, die – zuweilen über eigene Net-
ze – durch Biomasse generierte Wärme vertreiben. Demgegenüber stellen
etwa der Betrieb von Windenergieanlagen und eigenen Stromnetzen selte-
nere Geschäftsmodelle dar (vgl. Kahla et al. 2017: 29). Für die Überzahl der
Photovoltaik-Genossenschaften werden mehrere Gründe angenommen; der
wichtigste besteht darin, dass es sich um ein vergleichsweise einfaches Ge-
schäftsmodell handelt, das bei geringem Risiko Know-how, Kapital und En-
gagement in vergleichsweise überschaubarem Ausmaß erfordert und nach
Anfangsinvestitionen verlässliche (da gesetzlich garantierte) Renditen gene-
riert (vgl. z.B. Debor 2014: 11f.). Für den Gründungsboom waren denn auch
vor allem Energiegenossenschaften, deren Geschäftsmodell in der vergüte-
ten Einspeisung von Photovoltaikstrom bestand, verantwortlich9. In jüngerer
Zeit ist eine Diversifizierung der Geschäftsfelder zu beobachten. Wenngleich
8 Online verfügbar unter https://www.genossenschaften.de/bundesgesch-ftsstelle-en-
ergiegenossenschaften.Zuletzt aufgerufen am 21.01.2020.
9 Diese Strategie trägt heute nicht mehr. Vereinzelt gibt es noch Energiegenossenschaf-
ten, die das klassische Einspeisemodell umsetzen. In der Regel besitzen sie ein grö-
ßeres Portfolio von älteren Anlagen, die noch für einige Jahre die deutlich höheren
Einspeisevergütungen, gesetzlich garantiert nach früheren EEG-Versionen, erhalten.
So können sie die geringen Erträge der neuen Anlagen mit den deutlich höheren der
alten verrechnen und in der Folge dennoch eine für ihre Mitglieder akzeptable Rendi-
tenausschüttung realisieren.
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die Gründungsdynamik früherer Jahre zum Erliegen gekommen ist, wächst
die Zahl der Energiegenossenschaften weiterhin (vgl. Kahla et al. 2017: 25ff.).
Ergebnisse zu sozio-ökonomischen Merkmalen von Mitgliedern zeigen,
dass es bislang eher bestimmte Gruppen – und nicht ein breiter Querschnitt
der Bevölkerung – sind, die sich in Energiegenossenschaften beteiligen. So
sind etwa 80 Prozent der Mitglieder männlichen Geschlechts und fast 90 Pro-
zent älter als 35 Jahre (knapp 42 Prozent sind älter als 55 Jahre). Gut die Hälfte
der Mitglieder verfügt über einen Universitätsabschluss und nur 11 Prozent
verdienenweniger als 1.500 Euro imMonat –über 70 Prozent verfügen hinge-
gen über ein monatliches Bruttoeinkommen von über 2.500 Euro (vgl. Yildiz
et al. 2015: 64).
Forschungsinteresse und Vorgehen
Betrachtet man einerseits die Potentiale, die Energiegenossenschaften als
»Vehikel par excellence für die Bürgerbeteiligung an der Energiewende«
(Müller et al. 2015: 97) zugeschrieben werden, und andererseits den aktu-
ellen Forschungsstand insbesondere zu (sozio-ökonomischen) Merkmalen
der Mitglieder, lässt sich eine Diskrepanz feststellen. Grundsätzlich ist die
Eignung von Energiegenossenschaften, (mehr) Menschen (finanziell) an der
Energiewende zu beteiligen, indes nicht von der Hand zu weisen. Vor diesem
Hintergrund widmet sich der vorliegende Beitrag der Suche nach möglichen
Gründen für die verstärkte Beteiligung bestimmter Bevölkerungsgruppen.
ImRuhrgebiet, das als ehemalige Bergbauregion und Sitz großer Energie-
unternehmen einen besonderen historischen Bezug zu Energiethemen und
damit assoziierten strukturellenWandelsprozessen aufweist, konnten Vertre-
ter*innen10 von 15 der dort ansässigen Energiegenossenschaften sowie Perso-
10 Befragtwurden Personen, die in der jeweiligen Energiegenossenschaft zum Interview-
zeitpunkt eine leitende Position innehatten und/oder maßgeblich an der Gründung
beteiligt waren. Wenn möglich, wurden mehrere Vertreter*innen derselben Energie-
genossenschaft (einzeln) interviewt. Da die Befragten ihre Funktion in der Energie-
genossenschaft ehrenamtlich ausübten und sich die Gewinnung von Interviewpart-
ner*innen grundsätzlich aufwändig und langwierig gestaltete, konnte jedoch meist
nur eine Person pro Energiegenossenschaft interviewt werden.
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nen, die eine Energiegenossenschaft gründenmöchten, für teilstandardisier-
te Interviews gewonnen werden.11
Die Interviews wurden aufgezeichnet und transkribiert. Die Auswertung
erfolgte gemäß der Methode des »thematischen Codierens« nach Hopf (vgl.
Hopf/Schmidt 1993). Das Verfahren eignet sich zur Überprüfung bestehender
Theorien und Vorannahmen ebenso wie zur Erweiterung dieser anhand von
Erkenntnissen aus der Analyse von Einzelfällen. Es wird also nicht jegliches
Vorwissen zurückgestellt; gleichzeitig ermöglicht die Offenheit des Verfah-
rens den Gewinn neuer Erkenntnisse. Die Auswertungskategorien ergaben
sich im Wesentlichen aus dem Leitfaden sowie aus Theorie und Forschungs-
stand; mitunter auch aus demMaterial selbst, anhand dessen sie stetig über-
prüft und bei Bedarf modifiziert wurden (vgl. Kuckartz 2010: 85ff.).
Intersektionalität und die Theorie der Gendered Organizations
Um das Inklusivitätspotential von Energiegenossenschaften in einer diversen
Gesellschaft zu untersuchen, bietet sich das Konzept der Intersektionalität
an. Geprägt durch die amerikanische Juristin Kimberlé Crenshaw (1989) mit
der Forderung, Geschlecht nicht isoliert, sondern in Verflechtung mit class
und race zu betrachten, hat die »Intersektionalitätsdebatte« innerhalb der
Sozialstrukturtheorie seit den 1990ern einen innovativen Beitrag geleistet –
die Entwicklung einer neuen theoretischen Konzeption multipler Benachtei-
ligungen. Im Zentrum intersektionaler Untersuchungen steht die Überlage-
rung und Kreuzung von auf sozialstrukturelle Merkmale zurückzuführenden
Effekten (vgl. Großmann 2017: 62; Lenz 2010: 158f.). Dieser Ansatz unterschei-
det sich von bisherigen Perspektiven auf soziale Ungleichheit, in denen durch
die einfache Addition sozialstrukturellerMerkmale –wie Ethnizität, Bildung,
Einkommen und Geschlecht – die Interaktionen zwischen den Merkmalen
unerkannt blieben. Der Ansatz ermöglicht die Berücksichtigung von Hetero-
genitäten innerhalb von Gruppen sowie Homogenitäten zwischen Gruppen.
Dabei besteht der Anspruch, soziale Kategorien nicht zu essentialisieren und
festzusetzen, sondern als dynamisch und kontextabhängig zu betrachten (vgl.
Eberherr 2014: 380).
11 Die Erhebung wurde im Rahmen eines Promotionsprojekts im Forschungskolleg En-
ergieeffizienz im Quartier durch das nordrhein-westfälische Ministerium für Kultur und
Wissenschaft gefördert.
282 Emily Drewing und Sabrina Glanz
Mechanismen der Exklusion, die in Energiegenossenschaften als Orga-
nisationen wirken, lassen sich mithilfe der Theorie der Gendered Organizati-
ons (vgl. Acker 1990) in den Blick nehmen. Mit Gender als zentraler Analy-
sekategorie wird, in Abgrenzung zu anderen Ansätzen der Organisations-
forschung, angenommen, dass Organisationen nicht (gender-)neutral sind,
sondern soziale Wirklichkeit und gesellschaftliche Machtverhältnisse reprä-
sentieren. Durch häufig unsichtbare organisationale Prozesse und Struktu-
ren ist Gender in die organisationale Substruktur eingebettet und wird dort
reproduziert (vgl. ebd.: 146ff.). In der Weiterentwicklung der Theorie inte-
griert Acker den intersektionalen Ansatz durch die Erweiterung der Analyse
von gender regimes um inequality regimes (vgl. Acker 2012: 219).
Die organisationale Substruktur wird durch die Einteilung in vier analy-
tische Kategorien präzisiert (vgl. Acker 1990; Acker 2012):
1 In Organisationsprozessen und -strukturen – gemeint ist vor allem die
Arbeitsteilung, spiegelt sich die gesellschaftliche Einteilung in bezahlte
und unbezahlte (Care) Arbeit wider. Dementsprechend sind in Führungs-
und Entscheidungspositionen überwiegend Männer vertreten, während
sich Frauen vor allem auf den unteren Ebenen vonOrganisationen finden.
2 In der Organisationskultur ist Geschlecht in Symbolen, Bildern und Wer-
ten verankert – so zum Beispiel in Vorstellungen über Unterschiede zwi-
schen den Geschlechtern, über die eine je nach Geschlecht unterschiedli-
che Definition von angemessenem Verhalten oder, allgemeiner, über die
Bedeutung von (Un-)Gleichheit.
3 Interaktionen in der Organisation werden sowohl auf formeller wie auf
informeller Ebene von Gender beeinflusst. So schlagen sich z.B. stereo-
type Vorstellungen von Geschlechterrollen in Umgangsformen und Kom-
munikationsweisen nieder.
4 Geschlechtsidentitäten führen auf der Subjektebene zu bestimmten Vor-
stellungen und Verhaltensweisen der Organisationsmitglieder.
Durch Verknüpfung des Intersektionalitätsansatzes mit der Theorie der Gen-
dered Organizations lassen sich Energiegenossenschaften als Organisationen
aus einer intersektionalen Perspektive in den Blick nehmen. Dies bietet die
Möglichkeit, die Interaktionsmechanismen ungleichheitsrelevanter Katego-
rien in Organisationen zu untersuchen. Die Kategorien werden im vorliegen-
den Beitrag in der Annahme, dass sie sozial konstruiert und nicht aus sich
selbst heraus relevant sind, angewendet. Dementsprechend sind sie über-
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wiegend empirisch induktiv-bestimmt, wobei sich Gender, Migration, Alter,
finanzieller Hintergrund und Bildungshintergrund als die zentralen Katego-
rien herausstellten.
Ergebnisse
Mitgliederstrukturen der untersuchten Energiegenossenschaften
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wurden keine statistischen Daten zur
Mitgliederstruktur erhoben (zu den methodischen Fallstricken solcher Erhe-
bungen vgl. Poppen 2015). Die Befragten wurden im Rahmen der Interviews
auf die soziostrukturelle Zusammensetzung der Mitglieder ihrer Energie-
genossenschaft angesprochen. Nach Einschätzung der meisten Befragten12
zeichnen sich die sozio-ökonomischen Mitgliederstrukturen durch einen ho-
hen Anteil an Älteren, Höhergebildeten (oft Akademiker*innen) und Besser-
verdienenden aus. Zudem sind häufig Personen, die eher »technischen« Pro-
fessionen nachgehen, Selbstständige und Landwirt*innen vertreten. Dieses
Muster zeigte sich sogar in einer Energiegenossenschaft, die explizit mit dem
Ziel gegründet worden war, Menschen ohne eigene (Dach-)Flächen und/oder
hohes, frei verfügbares Vermögen die (finanzielle) Teilhabe an der Energie-
wende zu ermöglichen:
»da ging es ja um Bürgerengagement für eine nachhaltige Energieversor-
gung auch derer, die im Prinzip kein eigenes Dach haben, weil sie zur Miete
wohnen […] Das war also Grundidee, auch Teilhabe zu ermöglichen […] Aber
wir haben relativ wenig, die, also das quasi als Motivation haben. […] der
ganz überwiegende Teil [.] wohnt in selbstgenutzten Immobilien, die auch
Eigentum sind.
I: Haben die zum Teil selber auch vielleicht eine PV-Anlage?
-Ja, ja, klar.«
Aus einer Mehrzahl der Energiegenossenschaften wurde von einem überwie-
genden Männeranteil berichtet, wenngleich dies nicht bei allen der Fall war.
Ein höherer Anteil an weiblichen Mitgliedern bestand nach Einschätzung der
12 Die folgenden Ergebnisse basieren auf der Auswertung von Interviews mit 19 Befrag-
ten. 16 waren männlichen, 3 weiblichen Geschlechts.
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Interviewten zum Befragungszeitpunkt indes in keiner der untersuchten En-
ergiegenossenschaften, auch die befragten »Gründungswilligen« waren aus-
schließlich männlichen Geschlechts. Im Gespräch konnte keine*r der Inter-
viewten von mindestens einem Mitglied mit Migrationshintergrund in der
eigenen Genossenschaft berichten. Auch jüngere Mitglieder kommen nur in
wenigen Energiegenossenschaften vor. Häufig war eher die Rede von fehlen-
dem »Nachwuchs«, der mit Blick auf die Überalterung der Mitglieder und
auch der Führungsriegen durchaus problematisiert wurde.
Energiegenossenschaften als Gendered Organizations
Analytisch wird im Folgenden häufig zwischen Energiegenossenschaften, die von
anderen Organisationen gegründet wurden13, und Energiegenossenschaften, die aus
Bürger*inneninitiativen hervorgegangen sind, unterschieden, da sich im Zuge der
Auswertung herausstellte, dass sich die Prozesse, Organisationskulturen, In-
teraktionen und Identitäten zwischen diesen beiden Genossenschaftstypen
meist grundlegend unterscheiden.
Organisationsprozesse und -strukturen
In Energiegenossenschaften, die von anderen Organisationen gegründet
wurden, werden Vorstand und Aufsichtsrat in der Regel mit Führungs-
personal aus eben diesen Organisationen besetzt. Mehr noch: oft sind die
Posten in der Energiegenossenschaft (informell) an eine bestimmte Funktion
in den an der Gründung beteiligten Unternehmen und/oder Institutionen
gebunden. Im Falle einer Beförderung oder des Ausscheidens aus einer der
gründenden Organisationen wird die entsprechende genossenschaftliche
Führungsposition mit dem/der Nachfolger*in in der Organisation besetzt.
So kommt es zwar in mehrjährigen Abständen zu Wechseln in der ener-
giegenossenschaftlichen Führung; jedoch nicht in Folge ergebnisoffener
Wahlen im Zuge der jährlichen Mitgliederversammlungen. Entsprechend
nehmen insbesondere diejenigen Funktionär*innen, die mit der operativen
Geschäftsführung der Energiegenossenschaft betraut und meist dem mittle-
ren Management in einer der an der Gründung beteiligten Organisationen
13 Oft werden Energiegenossenschaften durch Genossenschaftsbanken, Kommunen und
(kommunale) Energieversorgungsunternehmen gegründet, wobei es vielfach zu Ko-
operationen mehrerer Organisationen kommt. Dieser Typus findet sich insbesondere
in ländlicheren Räumen.
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zuzuordnen sind, ihre damit assoziierten Aufgaben als Bestandteil ihrer
Tätigkeit in einer der beteiligten Organisationen wahr: »also Motiv [für
die Leitung der Energiegenossenschaft] ist, dass ich sozusagen meinem
Arbeitgeber helfe, dieses Instrument Genossenschaft als Kundenbindung
auch erfolgreich darzustellen.« Zwar beschreiben sie ihre Arbeit für die
Energiegenossenschaft als ehrenamtlich, erledigen diese jedoch zumeist in-
nerhalb ihrer bezahlten Arbeitszeit und unter Nutzung von Infrastrukturen
und Netzwerken des Unternehmens oder der Institution, bei dem/der sie
angestellt sind. Die energiegenossenschaftlichen Führungsriegen werden
bis auf wenige Ausnahmen durch Männer besetzt – vermutlich, da Frau-
en in Führungspositionen und technischen Berufsfeldern (etwa auch im
Energiesektor) unterrepräsentiert sind (vgl. IRENA 2019: 29f.).
Die Mitgliedschaft in diesen Genossenschaften wird oft zunächst
Kund*innen und Mitarbeiter*innen der an der Gründung beteiligten Or-
ganisationen angeboten. Zur Mitgliederwerbung werden interne Verteiler
und Informationsmaterialien, die in Filialen ausgelegt werden, sowie aktive
Ansprache potentieller Mitglieder etwa im Zuge von Kundengesprächen
genutzt. Weiterhin wird in der Regel in der (lokalen) Presse über die Ener-
giegenossenschaft berichtet, wodurch weitere mögliche Interessent*innen
erreicht werden können. Da mehrere der untersuchten Energiegenossen-
schaften unter Mitwirkung von Energieversorgungsunternehmen gegründet
wurden, erklärt sich die Überrepräsentation männlicher Mitglieder mögli-
cherweise zum Teil durch den geringen Frauenanteil in technischen Berufen.
Weiterhin gibt es »bottom-up«-initiierte Energiegenossenschaften, die
durch kleine Gruppen (in der Regel bestehend aus drei bis sechs Personen)
unter erheblichemZeitaufwand gegründet werden. In diesen »Gründungszir-
keln«, die sehr intensiv zusammenarbeiten, kommen Frauen nur vereinzelt
vor. Da die Gründer*innen in erheblichem Umfang unbezahlte Arbeit in die
Gründung der Energiegenossenschaft investieren, bilden sie nach Abschluss
des Gründungsverfahrens in der Regel die genossenschaftliche Führung. Ihr
zeitintensives Engagement für die Energiegenossenschaft bringt ihnen ho-
hes Ansehen unter den Mitgliedern ein; oft werden sie als unentbehrlich für
das Ent- und Bestehen der Genossenschaft wahrgenommen. Entsprechend
kommt es kaum zu Wechseln an der energiegenossenschaftlichen Spitze.
Weitere Mitstreiter*innen werden in der Regel durch persönliche Anspra-
che von Familienmitgliedern sowie von Bekannten und Freund*innen der
Gründer*innen gewonnen. Dabei erfolgt durchaus eine Selektion besonders
geeigneter Personen, wie das folgende Zitat verdeutlicht:
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»also ich würde jetzt beispielsweise nicht meinen Nachbarn […] ansprechen
[…] mit dem mich vielleicht irgendwie so unsere Freude am Fußball verbin-
det, weil ich glaube, der würde da, in so eine Geschichte nicht […] so reinpas-
sen«.
In den meisten Energiegenossenschaften beiden Typs kommt es – oft schon
wenige Wochen nach erfolgter Gründung – zu einem Aufnahmestopp für
neue Mitglieder. In der Regel wurden zu diesem Zeitpunkt bereits genügend
Mitglieder gefunden, um den Eigenkapitalbedarf für anvisierte Projekte zu
decken.14
Organisationskultur
Genossenschaften, die von anderen Organisationen gegründet werden, blei-
ben jenen über ihr Führungspersonal eng verbunden. Vor diesem Hinter-
grund verwundert es nicht, dass sie nach herkömmlichen unternehmerischen
Logiken »rational«, profitorientiert und risikominimierend geführt werden.
Da die leitenden Positionen mit Personen besetzt sind, die sich für ihre Ent-
scheidungen in Bezug auf die Energiegenossenschaft nicht nur auf der jähr-
lichen Mitgliederversammlung, sondern in erster Linie gegenüber den invol-
vierten Organisationen (ihren Arbeitgebern) rechtfertigen und sowohl ihr ei-
genes als auch das gute Ansehen mindestens zweier Organisationen (näm-
lich der gründenden Organisation und der Energiegenossenschaft) vor Ort
sichern müssen, sind innovative (und damit potentiell risikobehaftete) Pro-
jekte oder auch nur Schritte, die dieHöhe der jährlichen Renditeausschüttung
an die Mitglieder vermindern könnten, selten zu beobachten. Strategien, die
Energiegenossenschaft für weitere Mitglieder zu öffnen oder sogar eine Di-
versifizierung der Mitglieder zu fördern, spielen in diesen Genossenschaf-
ten kaum eine Rolle. Ihre Organisationskultur wird stark geprägt durch die
enge Anbindung an mindestens eine der gründenden Organisationen. Jenen
gelten sie eher als Mittel zum Zweck, um etwa durch eine attraktive Anlage-
option mit ideellem Mehrwert die Kundenbindung an eines der involvierten
Unternehmen zu fördern oder die gelingende Zusammenarbeit der beteilig-
ten Organisationen zu symbolisieren. Die interviewten Führungskräfte be-
14 Da viele Energiegenossenschaften vor den Absenkungen der Einspeisevergütungen
für Solarstrom, die im Zuge mehrerer Novellierungen des EEG erfolgten, gegründet
wurden, taugt ihr bewährtes Geschäftsmodell nicht für weitere Projekte. In der Folge
werden in vielen Energiegenossenschaften keine neuen Projekte realisiert – und somit
auch keine weiteren Mitglieder aufgenommen.
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schreiben diese eher instrumentelle Sicht von Energiegenossenschaften weit-
gehend offen und wertfrei. Mehrere Interviewpartner*innen erklärten, dass
ihre Energiegenossenschaft dem oft von Energiegenossenschaften gezeich-
neten Bild als »Bürgerorganisationen« ein Stück weit widerspricht. Gefragt
nach der Rolle von Energiegenossenschaften im Kontext der Energiewende,
erklärte eine Befragte:
»Letztendlich treffen für mich in der Energiegenossenschaft zwei Aspekte
aufeinander, einmal der Klimaschutz mit der Möglichkeit viele Menschen
zu beteiligen und ein Sprachrohr zu sein und die andere Seite sind Rendite-
gesichtspunkte oder Profit […] da muss man vielleicht auch gucken welche
Energiegenossenschaft, es gibt da ja viele Varianten. Die Form, die wir hier
haben, die ist aus meiner Sicht in Klammern leider kein Treiber [der Ener-
giewende], wenn man ganz ehrlich ist«
Nur eine Minderheit der Führungspositionen in Energiegenossenschaften,
die durch andere Organisationen gegründet werden, wird von Frauen be-
setzt. Entsprechend kann keine Aussage darüber getroffen werden, inwieweit
die beobachteten Unterschiede in der Motivation und im Führungsverhalten
auf das soziale Geschlecht zurückzuführen sind (wenngleich eine Befragte sie
darauf attribuiert, s. das nächstfolgende Zitat). Bei den betreffenden weibli-
chen Interviewten entstand indes ob des Umfangs, den sie diesen Themen
im Gespräch selbst einräumten, und den von ihnen geäußerten Einstellun-
gen der Eindruck, dass sie dem Klima- und Umweltschutz mehr Relevanz
zuschreiben als die männlichen Befragten15. Mehr noch: sie bemühten sich,
diese Werte in ihrer täglichen Arbeit und auch im Rahmen ihrer Rolle in der
Energiegenossenschaft umzusetzen.Dies stand nicht immer im Einklangmit
den unmittelbaren (Rendite-)Interessen der sie beschäftigenden Organisatio-
nen, sodass sie mitunter eigene Strategien entwickelten – etwa um die be-
treffenden Themen in der sie beschäftigenden Organisation auf die Agenda
zu setzen.
»Wenn Sie gerade jetzt im Klimaschutz in einer Organisation arbeiten, dann
haben Sie die Möglichkeit, die Organisation oder die Wirtschaft ein Stück
15 Diese ob der geringen Fallzahl eher als anekdotisch einzustufende Beobachtung wird
durch Ergebnisse einer quantitativen Befragung mehrerer tausend Mitglieder von
Bürgerenergiegesellschaften in Deutschland gestützt: »Für Frauen ist der Rendite-
Gesichtspunkt offensichtlich unwichtig, die Zustimmungswerte bei ökologischer Mo-
tivation sind entsprechend sehr viel höher als bei Männern.« (Radtke 2016: 314)
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weit voranzubringen. […] Klimaschutz müsste uns ja alle angehen. […] Ich
muss das schon sehr vorsichtigmachen, sodass es quasi nicht so auffällt oder
dass es immer auch die Interessen des anderen berührt. […] Das kann ich
besser als wie so’n U-Boot, ja, als eine ältere Fraumit lange Jahre Erfahrung«
In »bottom-up«-initiierten Energiegenossenschaften bestimmen die Einstel-
lungen der Gründer*innen die Organisationskultur. Sie sehen die Energie-
genossenschaft oftmals nicht nur als einen Weg, die Energiewende voranzu-
bringen, sondern als Mittel, um »die Gesellschaft« im Ganzen zu verbessern.
»ich sehe also […] wenn dieMütter ihre Kinder abholen, dannwollen die Kin-
der den Müttern was erzählen und die Mutter läuft da neben dem Kind und
guckt nur noch auf ihr Handy. Und das ist Standard. […] Diese Individuali-
sierung der Gesellschaft hat extrem durch die Nutzung solcher Medien zu-
genommen und zwar explosionsartig, dass wir kaum hinterherkommen. […]
Aber was verloren geht, ist [.] klare Regeln und Erziehung für Kinder. Und
wie soll das dann vernünftig weitergehen, wenn da was fehlt? Also die Schu-
len tun einen großen Anteil daran, das zu machen. Sie haben mich gefragt,
warum, obwir, was wir überhaupt wollen als Bürgerenergiegenossenschaft?
I: Was ist die Rolle in diesem-
Was ist die Rolle? Die Rolle ist einfach diese Keimzelle, also lokal die Men-
schen dort abzuholen, wo sie jetzt gerade sind.«
Die Normativität ihrer Werthaltungen dient der Abgrenzung der Genossen-
schaft gegenüber Personen(-gruppen) und auch Organisationen, die ihren
Standards nicht genügen. Mitunter erwecken sie den Eindruck, sich als (mo-
ralisch) überlegen (und damit als prädestiniert, andere zu erziehen und zu
belehren) wahrzunehmen:
»ich glaube, meine Einschätzung liegt in vielen Dingen schon sehr richtig
[…] gerade in demBereich was unsere Gesellschaft angeht, darum auchmei-
ne Kritik daran […] ich wage mich auch in Bereiche, wo ich nur noch aus Le-
benserfahrung spreche, aber nicht unbedingt wissenschaftlich fundiert das
nachgearbeitet oder vorgearbeitet habe. Aber dadurch, dass ich ja schon ein
bisschen Lebenserfahrung habe, kann ich das auch sehr locker machen […]
da fehlt ein Erklärbär, der mal sagt, was da eigentlich los ist«
Ohne, dass dem stets eine solche Intention zugrunde läge,wirken diese Sicht-
weise und das oft fehlende Verständnis für Menschen in anderen Lebenssi-
tuationen mitunter exklusiv, wenn etwa die für die Mitgliedschaft notwen-
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digerweise zu zeichnenden Genossenschaftsanteile vergleichsweise hoch an-
gesetzt werden, weil angenommen wird, nur dann ließen sich Wertekongru-
enz, eine hohe Identifikation der Mitglieder mit der Energiegenossenschaft
und eine entsprechende Bereitschaft, sich darin zu engagieren, sicherstel-
len: »Wenn Sie überlegen, dass so ein scheiß Golf vernünftig ausgestattet,
schon fast 30.000 Euro kostet […] dann sind 10.000 Euro für eine Bürgeren-
ergiegenossenschaft nicht viel«.Man sucht Mitglieder, »die Gemeinwohl den-
ken« und »so eine gesunde Kapitaldecke haben für sich, dass sie sagen ›ich
kann da ohne Not mitmachen‹«. Der Anspruch, breite Bevölkerungsschichten
an der Energiewende zu beteiligen, besteht auch bei diesen »bottom-up«-
Energiegenossenschaften oft nicht: »Wir wollen jetzt auch nicht unbedingt
eine Massengenossenschaft sein.«
Interaktionen in der Organisation
Mit Blick auf die Interaktionen in den Energiegenossenschaften ist vor allem
die Art des Kontaktknüpfens – die Form des Netzwerkens – relevant. Dies gilt
sowohl für den Gründungsprozess als auch für die Mitgliederrekrutierung.
So spielt für beide Formen die Gewinnung von Mitgliedern aus der Fami-
lie eine wichtige Rolle. Gerade Ehepaare treten einer Energiegenossenschaft
oft gemeinsam bei, wobei die Initiative in der Regel vom Ehemann ausgeht.
Vereinzelt wurde von jüngeren Mitgliedern berichtet, die ihre Anteile meist
von ihren Eltern oder Großeltern geschenkt bekommen hatten und mit Er-
reichen des (jungen) Erwachsenenalters beginnen, sich für die Energiegenos-
senschaft zu interessieren. Eine befragte Vorstandsvorsitzende beschrieb die
Mitgliederstruktur ihrer Genossenschaft folgendermaßen:
»Ichwürde die vomMilieu her auch [.]Mittelschicht, dieses [.] es gibt ja diese
Milieus, Sinus-Milieus und da ist eben so diese gehobeneMittelschicht. Und
die Jüngeren kommen schon aus denen, die da so die nachhaltigen Grund-
werte haben, die anderen sind auchmit ihren Dingen beschäftigt […] also so
[…] diese Mischung aus grün-schwarz, die stimmt schon.«
Aus »bottom-up«-Genossenschaften wurde oft berichtet, dass sich die Initia-
tor*innen vor ihrer Zusammenarbeit im (kleinen) Gründungskreis bereits be-
kannt waren. Sofern es sich nicht um langjährige Freundschaften handelte,
kannten sie sich von Demonstrationen und anderen klimaschutzassoziierten
Veranstaltungen sowie über gemeinsame Kontakte. Wiederholt war die Rede
von einer »Szene«, aus der Energiegenossenschaften Mitstreiter*innen ge-
winnen.
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Die Gründung von Energiegenossenschaften durch andere Organisatio-
nen kam oft über Kontakte zwischen den Führungsriegen der involvierten In-
stitutionen und Unternehmen zustande (»dann haben wir den Bürgermeister
kontaktiert, dann sind wir demKollegen, sind wir dort [zumBesuch einer an-
deren Energiegenossenschaft hin] gefahren, haben uns dort informiert und
dann kam so Anfang 2009: ›so, das machen wir‹!«). Durch informelle Verabre-
dungen wurden in vielen Fällen schon vor der Gründung gemeinsame Projek-
te geplant, persönliche Bekanntschaften stellten das nötige Vertrauen sicher.
Soweit dies aus dem erhobenen Material und den öffentlich zugänglichen In-
formationen ersichtlich ist, handelte es sich bei den Involvierten zumeist um
Männer, was wir zum einen auf die geringe Anzahl an Frauen in leitenden Po-
sitionen, zum anderen auf das männlich konnotierte Themenfeld »Energie«
zurückführen.
Die zentrale Rolle sozialer Netzwerke – ob beruflicher oder persönlicher
Art – stellt ein exklusives Moment für Gruppen dar, die aus verschiedenen
Gründen nicht Teil dieser Netzwerke sind. Auch eine Mitgliedschaft birgt je-
doch, anders als möglicherweise ob des für die genossenschaftliche Rechts-
form so kennzeichnenden Demokratieprinzips zu erwarten wäre, häufig nur
wenige Möglichkeiten der Mitgestaltung. In Genossenschaften, die von an-
deren Organisationen gegründet wurden, haben die jährlichen Mitglieder-
versammlungen eine primär legitimierende Funktion. Vereinzelt kommt es
zu Anregungen aus der Mitgliederschaft, die, sofern sie dem Professionali-
tätsanspruch des Vorstands genügen, geprüft werden; jedoch entscheiden die
Mitglieder in der Regel nicht über die nächsten Schritte der Energiegenossen-
schaft. Auf die Frage, ob er sich die Zusammenarbeit mit Arbeitsgruppen aus
der Mitgliederschaft vorstellen könne, entgegnete ein Interviewter:
»ich stell’ es mir auch teilweise schwierig vor, ja, das dann so professionell
zu managen, dass man diese Arbeitsgruppen, ja, vernünftig einbindet, dass
auch was, dass es auch einen vernünftigen Output gibt, der dann auch wirk-
lich, ja, nutzbar ist und kurzfristig nutzbar ist […]Wenn es dannhinterher da-
zu führt, dass es eigentlich mehr Aufwand als Nutzen bringt, dann, ja, muss
man sich die Frage stellen, will man das wirklich?«
In »bottom-up«-Energiegenossenschaften kommt es kaum zu Kontroversen.
Aufgrund ihres hohen Engagements gelten die Vorstands- und Aufsichtsrats-
mitglieder vielen als unentbehrlich und genießen großen Respekt. Weiterhin
verhindert die überwiegende Einigkeit der Mitglieder über ihre Werte und
Ziele oft das Aufkommen von Konflikten.
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Gendered Identities
Wie oben bereits angeführt wurde, kam es zur Gründung von Energiegenos-
senschaften durch bestehende Organisationen oft durch Personen in höhe-
ren Positionen – etwa Bankdirektor*innen oder auch Bürgermeister*innen.
Recht häufig wird die Mitgliedschaft in einer solchen Energiegenossenschaft
von den Mitgliedern als Investition gesehen. Darin liegt mit Blick auf den gen-
der investment gapmöglicherweise eine weitere Ursache der Überrepräsentati-
on von Männern; zudem ist die Rolle des »Investors« traditionell eher männ-
lich geprägt (vgl. Balachandra et al. 2017; Barber/Odean 2001; Booth/Nolen
2012; Charness/Gneezy 2012).
Vertreter*innen der »bottom-up«-Energiegenossenschaften beschrieben
sich und ihre Mitstreiter*innen als Höhergebildete, Intellektuelle, Unterneh-
mer*innen sowie als finanziell abgesichert. Um sich mit den Themen, die
durch die Energiegenossenschaft bearbeitet werden, wirklich auseinander-
setzen zu können,werden diese persönlichen Voraussetzungen als notwendig
erachtet. Weiterhin wird, wie bereits erwähnt, eine »Szene« angenommen,
die sich Energiegenossenschaften besonders zugehörig fühlt. Diese Szene
zeichnet sich insbesondere durch sozialen und ökologischen Aktivismus aus
und kann, wenn nicht bereits über Bekanntschaftsnetzwerke, so doch zumin-
dest durch Flyer »an den entsprechenden Stellen von Kneipen bis Bioläden«
erreicht werden:
»das sindmeistens Leute, die schonbis über dieOhren in vielen anderen Pro-
jekten engagiert sind […] denen es nicht egal ist, wie sie leben, die soziales
Engagement haben oder auch generell engagierte Leute sind. Das erkennt
man schon, wenn man die Leute schon anguckt, sieht man schon, dass die,
ja, […] dieser ökologischen Szene angehören«
Mehrere Befragte aus Energiegenossenschaften beider Typen äußerten sich
zu möglichen Gründen der (offenbar) nicht existenten Beteiligung von Men-
schen mit Migrationshintergrund. Zumeist wurden die Gründe in (vermeint-
lichen) Merkmalen der nicht repräsentierten Bevölkerungsgruppen16 gese-
hen, vereinzelt wurden fehlende bzw. unpassende Ansprachestrategien auf
Seiten der Energiegenossenschaft angeführt.
16 Mehrfach wurden kulturelle Aspekte (geringe Bedeutung von erneuerbaren Energi-
en und Klimaschutz in den »Herkunftsländern«), niedriger Bildungsgrad und geringes
Einkommen/Vermögen genannt.
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»Vielleicht haben die auch […] andere Probleme [.] so? […] In der Regel kom-
men die ja- wenige Länder haben Energie so hoch auf dem Programm wie
in Deutschland, die Nordischen vielleicht.«
 
»[D]as sind die Akademiker, die sich damit auseinandersetzen, da setzt sich
kein Migrant mit auseinander. Oder wir haben da keinen türkischstämmi-
gen Anteilseigner. Für die ist das ganz weit weg. Ich glaub’ auch nicht, dass
die so […] umweltbewusst sind, dass sie sagen, ›da liegt mir sehr viel dran‹.
Wenn Sie sehen, wie viele Nachbarstaaten sich noch auf Atomkraft stürzen.
[…] warum macht Griechenland nicht Photovoltaik ohne Ende? Die könn-
ten doch Stromexporteur werden. Die haben doch tolle Sonnenstunden. […]
aber da passiert auch nichts. [.] Da sindwir in Deutschland sindwir ja vielbe-
deutendweiter und eigentlich ist ja unser Land gar nicht dafür prädestiniert,
die Sonne einzufangen, das ist ja Spanien, Portugal, Südfrankreich, aber die
setzen auch alle auf Atomkraft. Also Griechen, gerade Griechenland, verste-
he ich nicht. Dass die nicht sagen, ›komm’, da gehen wir mal in die Offensive
und werden Stromexporteur‹. Die haben ja nix, ihr Olivenöl und [.] ihre Zuc-
chinis und weiß ich was nicht.«
Eine Frau, die die Gründung einer Energiegenossenschaft maßgeblich vor-
angebracht hat, wird von einem Mitstreiter charakterisiert als »schon eine
Macherin, kann man nicht anders sagen, hat neben der Genossenschaft noch
ein eigenes Unternehmen gegründet«. In denmeisten Interviews wird Unter-
nehmertum indes ehermitmännlichen Personen in Verbindung gebracht und
als wichtige Voraussetzung des energiegenossenschaftlichen Erfolgs skizziert
(»was ich sehr gut finde an unserer Energiegenossenschaft ist, dass da sehr
sehr viele Unternehmer dabei sind«).
Obgleich viele Mitglieder von Energiegenossenschaften kaum Berüh-
rungspunkte mit den konkreten Projekten haben und es zumeist ein-
zelne sind, die sich im Detail in die energietechnischen Sachverhalte
einarbeiten oder diese Kompetenz im Beruf erworben haben, werden
Energiegenossenschaften insbesondere von Interviewten aus »bottom-
up«-Gründungskontexten als Organisationen mit einem hohen Bezug zu
»Technik« und erneuerbaren Energien beschrieben. Dies wurde mehrfach
angeführt, um den höheren Anteil männlicher Mitglieder zu erklären.
Demgegenüber engagierten sich Frauen eher in Sportvereinen oder in der
solidarischen Landwirtschaft (»Ernährung ist Frauensache«).
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»Das ist bei uns eben nicht, dass wir Vorbehalte hätten, aber das sind mög-
licherweise Themen, die nicht so interessieren und vielleicht ist es auch die
Herangehensweise und die Strategie [.] für mich ticken ja Frauen und Män-
ner schon unterschiedlich und die Frauen gehen ja ganz anders ran. Man
kann das nicht pauschalieren, aber ich denke da, da ist was dran, die Frau
führt ganz anders und dass das irgendwie nicht so passt.«
Die wenigen Frauen, die in »bottom-up«-Energiegenossenschaften eine tra-
gende Rolle spielen, scheinen unter besonderer Beobachtung ihrer männli-
chen Mitstreiter zu stehen. So beschreibt ein Befragter zunächst eine Aktive:
»die macht das aber sehr […] pausbackig, also sehr lieb […] Da fehlt aber […] so
das Peppige«. Eine weitere Mitstreiterin, die, gemessen amUmfang ihres En-
gagements und der Intensität,mit der sie ihre Überzeugungen lebt, eigentlich
gut zur »energiegenossenschaftlichen Identität« passen müsste, charakteri-
siert er folgendermaßen:
»wenn Sie mit der reden, dann kriegen Sie Gehirnwäsche […] die ist […] ech-
te Überzeugungstäterin, dass es schon manchmal weh tut und ist auch da
anstrengend. […] es ist halt ein sehr spezieller Mensch, ja, hat den richtigen
Mann an ihrer Seite, […] der hat die Ruhe weg. Und dann ist das der gute Ge-
genpol, dass das funktioniert, aber der unterstützt sie zu 1000 Prozent und
dann passt das auch.«
Diskussion und Ausblick
Wie sich anhand des empirischen Materials zeigt, ist für den Zugang zu En-
ergiegenossenschaften – ob als Gründer*in oder Mitglied, ob in »bottom-
up«-initiierten oder durch andere Organisationen gegründeten Energiege-
nossenschaften – die Zugehörigkeit zu bestimmten sozialen Netzwerken ent-
scheidend. Diese können informeller Natur sein (Familie, Freunde, Bekann-
te), sich aus beruflichen Kontexten oder aus persönlichem Engagement – et-
wa in Klima- und Umweltschutzbelangen – ergeben. Oft spielen auch mehre-
re Faktoren eine Rolle. Die entscheidenden Netzwerke waren eher von Män-
nern dominiert. Sofern Frauen involviert waren, erhielten sie Zugang oft über
Männer oder aufgrund ihrer Position in einer Organisation, die an der Grün-
dung einer Energiegenossenschaft beteiligt war.
Aus intersektionaler Perspektive kann festgehalten werden, dass neben
dem Geschlecht weitere Variablen eine wichtige Rolle in der Frage spielen,
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wer Mitglied in einer Energiegenossenschaft wird, eine solche gründet – und
wer nicht. Menschen mit höheren Einkommen oder Vermögen verfügen über
Kapital, das sie zur Zeichnung von Anteilen entbehren können, und haben
überdies ein Interesse an attraktiven Anlagemöglichkeiten.Oft handelt es sich
dabei um Höherqualifizierte, die sich im Klima- und Umweltschutz engagie-
ren. Der für eine aktiv-gestaltende Zugehörigkeit zu einer Energiegenossen-
schaft respektive zu deren Vorstand in der Regel nötige erhebliche Umfang an
freier Zeit lässt sich nur von Personen aufbringen, die keiner bezahlten Ar-
beit nachgehen oder es sich leisten können, die Arbeitszeit zu reduzieren und
auch nicht intensiv in andere Formen der Arbeit eingebunden sind.Hier spielt
offensichtlich auch das Alter eine Rolle: traditionelle Geschlechterrollen und -
identitäten sind insbesondere in älteren Generationen, die aktuell in Energie-
genossenschaften überrepräsentiert sind, verbreitet (vgl. Backes 2010, Lück
2005). Würde in der nachberuflichen Phase die Haus- und Fürsorgearbeit
gleichmäßiger aufgeteilt, verfügten Frauen über mehr Zeit, um sich (unter
anderem) in Energiegenossenschaften einzubringen. Die wenigen Beispiele
von Frauen, die sich in »bottom-up«-initiierten Energiegenossenschaften in
führenden Funktionen einbringen, zeigen, dass sie es im gleichen zeitlichen
Ausmaß wie ihre männlichen Mitstreiter tun; in den durch Organisationen
initiierten Energiegenossenschaften sogar tendenziell in einem darüberhin-
ausgehenden größeren Umfang. In der oben angeführten Beschreibung einer
als »überengagiert« charakterisierten Frau, die der Führungsriege einer Ener-
giegenossenschaft angehört, wird auch ihr Mann erwähnt, der ihr intensives
Involviertsein vollends unterstützt (und zumindest aus Sicht des Befragten,
der von dieser Beziehung berichtet, damit auch ein Stück weit erst ermög-
licht).
Eine direkte Absicht, bestimmte Bevölkerungsgruppen auszuschließen,
kann nicht konstatiert werden. Eher kam es durch die Strategien der Mit-
streiter*innen- undMitgliedergewinnung sowie durch Bedingungen derMit-
gliedschaft (wie etwa hochpreisige Genossenschaftsanteile) zu indirekter Ex-
klusion. Allerdings war gerade mit Blick auf die Höhe des Genossenschafts-
anteils mehreren Interviewpartner*innen bewusst, dass die Mitgliedschaft in
ihrer Genossenschaft für bestimmte Gruppen nicht in Frage kommen würde.
Ebenso geschah die Bevorzugung von Mitgliedern aufgrund ihrer Lebensstile
und Werthaltungen in demWissen, dass eben nicht »alle« diese Anforderun-
gen erfüllen.
Vielfach hatten die Befragten schlicht nicht den Anspruch, in den Mit-
gliederstrukturen ihrer Energiegenossenschaft einen breiten Querschnitt der
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Bevölkerung abzubilden. Entsprechend wurde auch kaum von Bemühungen,
bislang unterrepräsentierte Gruppen als potentielleMitglieder anzusprechen,
berichtet. Im Interview erklärten mehrere Befragte, es handle sich um eine
interessante Frage, über die man einmal nachdenken könnte; einen dringen-
den Handlungsbedarf sähen sie jedoch nicht – auch, da es bislang immer ge-
lungen sei, genügend Interessent*innen für die zu zeichnenden Summen zu
gewinnen. Das genossenschaftliche Handeln wird also bei den meisten Ener-
giegenossenschaften (wie für deutsche Genossenschaften typisch und sogar
gesetzlich vorgeschrieben) primär durch die Maßgabe der Mitgliederförde-
rung und nicht durch »gemeinwohlförderliche« Zielsetzungen bestimmt. Ak-
tuell handelt es sich bei Energiegenossenschaften jedenfalls nicht (ausschließ-
lich) um Bürgerorganisationen, die darauf abzielen, gemeinschaftlich ein al-
ternatives Energiesystem aufzubauen – wenngleich es sicher einige Beispiele
gibt, die darauf hinarbeiten.17
Über den deutschen Kontext hinaus Implikationen für Energiegenossen-
schaften auch in anderen Ländern zu formulieren, wird durch die spezifi-
schen Rahmenbedingungen erschwert. Traditionell sind Genossenschaften in
Deutschland eher mittelständisch-konservativ geprägt und trugen, wie Erd-
mann (1997) gezeigt hat, historisch zumindest im ländlichen Kontext oft eher
zur Konsolidierung bestehender Machtverhältnisse und Ungleichheiten als
zu deren Abschaffung bei, da beispielsweise Führungspositionen mit Perso-
nen, die vor Ort bereits ein hohes Ansehen und großen Einfluss genossen, be-
setzt wurden. Genossenschaften im Allgemeinen und Energiegenossenschaf-
ten im Besonderen sind mit Blick auf ihre Prinzipien vielversprechende In-
strumente zur Selbsthilfe und -ermächtigung. Die genossenschaftliche Idee
allein vermag jedoch soziale Ungleichheiten nicht aufzuheben, und die ge-
nossenschaftliche Hülle schützt nicht davor, dass dieselben innerhalb der Or-
ganisation reproduziert werden. Wenngleich genossenschaftliche Organisa-
tionsweisen auch in vielfältigen Kontexten jenseits des »globalen Nordens«
wertvolle Anregungen bergen können, handelt es sich gewiss nicht um ein
Allheilmittel.
17 Schon die in diesem Beitrag beschriebene Vielfalt trotz kleiner Fallzahl deutet auf ei-
ne sehr heterogene energiegenossenschaftliche Landschaft hin und es ist gutmöglich,
dass es in Deutschland (und in der Zwischenzeit auch im Ruhrgebiet) bereits Energie-
genossenschaften gibt, die sich bemühen, gesellschaftlicheDiversität in ihrenMitglie-
derstrukturen abzubilden.
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Bei der Interpretation der vorliegenden Ergebnisse ist ferner zu berück-
sichtigen, dass sie mittels einer explorativen, qualitativen Vorgehensweise er-
hoben und ausgewertet wurden. Sie beruhen auf Einschätzungen von Perso-
nen, die in der jeweiligen Energiegenossenschaft eine zentrale Position (et-
wa Mitglied des Vorstands oder Aufsichtsrats und/oder Gründungsmitglied)
innehaben. Daraus dürfte in vielen Fällen das Bemühen erwachsen, die ei-
gene Organisation möglichst positiv darzustellen. Weiterhin handelt es sich
bei ihren Aussagen nicht um die Ergebnisse eigener Auswertungen von Mit-
gliederdaten, sondern um subjektive Eindrücke. Die hier beschriebenen Be-
obachtungen sind also mehr als Indizien, als mögliche Ausgangspunkte wei-
terer Studien zu werten. Welchen Anteil welche Determinanten sozialer Un-
gleichheit an der Exklusivität von Energiegenossenschaften haben und ob es
weitere Faktoren oder Mechanismen gibt, die hier eine Rolle spielen, ist im
Rahmen weiterer Untersuchungen festzustellen.
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Wie wird der Megatrend »Digitalisierung« im Lichte
einer umzusetzenden Energiewende in der Industrie
diskursiv verhandelt?
Sonja Knobbe, Marius Beckamp und Ann-Kristin Götz
Einleitung
Das Thema Digitalisierung beherrscht die Wirtschaft – nicht nur im Rahmen
der Industrie-4.0-Debatte. Diskutiert werden neben den vielversprechenden
technologischen Möglichkeiten der Zukunft auch Auswirkungen über rein
technisch-ökonomische Angelegenheiten hinaus: Beispielsweise die Zukunft
der Arbeitswelt oder Datensicherheit. Es ist gar die Rede von einer digitalen
Transformation der gesamten Wirtschaft und Gesellschaft (Fricke/Thiessen
2016: 6; Lütkenhorst 2018: 6). Entsprechend werden die Digitalisierung so-
wie damit verbundene Phänomene auch zu den großen Megatrends unserer
Zeit gezählt (Grömling/Haß 2009: 47ff.; Z_punkt GmbH 2019; Zukunftsinsti-
tut GmbH o.J.).
Auch mit dem Großprojekt der Energiewende scheinen digitale Techno-
logien in enger Verbindung zu stehen: 2016 führte die Bundesregierung in
Deutschland das Gesetz zur Digitalisierung der Energiewende ein; teilweise
wird die Digitalisierung gar als notwendige Voraussetzung einer erfolgrei-
chen Energiewende gesehen (Bindel 2018: 2; VDI Zentrum Ressourceneffizi-
enz 2017: 10).
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Diese Studie1 untersucht, wie die Industrie die Themen Digitalisierung
und Energiewende diskutiert bzw. ob die Einschätzung, dass der Wandel des
Energiesystems notwendig mit einer digitalen Transformation einhergehen
muss, auch von der industriellen Praxis geteilt wird. Betrachtungsraum ist
Deutschland, mit Schwerpunkt auf Nordrhein-Westfalen. Deutschland wird
als eines der Vorreiter-Länder für eine politisch forcierte Energiewende ver-
handelt (Haas 2016: 22); NRW als bevölkerungs- und industriereichstes Bun-
desland mit dem höchsten Energieverbrauch (Statistische Ämter des Bundes
und der Länder 2016-2019) ist zudem von besonderem Interesse, wenn es dar-
um geht, die industrielle Perspektive der Energiewende in den Blick zu neh-
men.
Als zu betrachtende Branchen wurden die Chemieindustrie, die Me-
tallindustrie und der Maschinenbau ausgewählt: Diese Branchen weisen in
der Produktion einen vergleichsweise hohen Stromverbrauch auf (IT.NRW
2016) und sind somit als besonders relevant einzuordnen. Weiterhin gelten
sie als überproportional digitalisiert (Bertenrath et al. 2017), etwa aufgrund
der in den Branchen eingesetzten Technologien, der Nutzungsintensität des
digitalen Angebots oder auch ihres eigenen digitalen Angebotsspektrums.
Die Energiewende stellt die Industrie vor diverse Herausforderungen: Ei-
nerseits benötigen energieintensive Industriezweige Versorgungsicherheit,
andererseits besteht die Gefahr, dass der Wandel des Energiesystems höhe-
re Energiekosten verursacht und somit die internationale Wettbewerbsfähig-
keit der Unternehmen beeinträchtigt. Im Rahmen einer Transformation des
Energiesystems ist es jedoch zu kurz gegriffen, Unternehmen nur als passive
Akteur*innen in der Energiewende zu betrachten: Durch die zunehmende Be-
deutung Erneuerbarer Energien gibt es einen Paradigmenwechsel von »ver-
brauchsorientierter Erzeugung hin zum erzeugungsorientierten Verbrauch«
(Doleski 2016: 8).
Unternehmen als Energienachfragende können die Energiewende daher
nicht nur durch gesteigerte Effizienz unterstützen, sondern im Rahmen ei-
ner flexiblen Energienachfrage auch aktiv zum Gelingen der Energiewen-
1 Die Analyse wurde im Rahmen des Forschungsprojektes »EnerDigit – Energiewende
und Digitalisierung zwischen Dezentralität und Zentralität: Regionale und unterneh-
menskulturelle Perspektiven« erstellt, welches durch das Ministerium für Wirtschaft,
Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen gefördert
und durch das Institut Arbeit und Technik in Gelsenkirchen, das Kulturwissenschaftli-
che Institut in Essen und das Wuppertal Institut durchgeführt wurde.
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de beitragen, indem sie das Stromnetz durch die Abnahme von Überschüs-
sen oder eine reduzierte Nachfrage im Fall von Unterspeisungen stabilisie-
ren (dena 2010). Insbesondere die Grundstoffindustrie birgt hohe Potentiale
für eine flexiblere Energienachfrage (Seidl/Schenuit/Teichmann 2016; Ausfel-
der/Seitz/Roon 2018; Vallentin et al. 2016; EnergieAgentur NRW 2016; Buber
et al. 2013; dena 2010).
Dennoch finden sich in der Praxis wenige Unternehmen, die eine markt-
oder netzdienliche Flexibilisierung ihrer Produktionsprozesse implementie-
ren, wie z.B. ein Blick auf den geringen Anteil der industriellen Lasten als
Anbieter von Systemdienstleistungen zeigt: Für die Abschaltung von Lasten
(gemäß AbLaV2) sind deutschlandweit 18 Lasten präqualifiziert (BNetzA/Bun-
deskartellamt 2019) und auch der Anteil an präqualifizierten Lasten für die
Regelenergie ist gering (Tennet et al. 2018). Seitens der Unternehmen fehlt
es weiterhin aktuell an Bewusstsein für die Flexibilisierung ihrer Produktion
als Beitrag zur Energiewende (Scharl/Praktiknjo 2019). Auch im Rahmen von
Interviews mit sieben Expert*innen im Bereich der Energiewirtschaft3 stell-
te sich heraus, dass eine Flexibilisierung der Produktion zwar technologisch
möglich ist, aktuell jedoch wenig umgesetzt wird: Einerseits fehlt es in Un-
ternehmen an Informationen bezüglich des Energieverbrauchs der einzelnen
Anlagen, andererseits gibt es im Bereich der Netzentgelte Anreize für eine
möglichst gleichförmige Energienachfrage.
Da Deutschland als einstigem Vorreiter-Land der Energiewende immer
wieder vorgeworfen wird, den Anschluss verpasst zu haben und nun auf dem
Weg in eine nachhaltige Energiewelt hinterherzuhinken (Handelsblatt 2019;
World Economic Forum 2018), lohnt es sich, das Engagement der Industrie
als größte Energieverbraucherin zur Umsetzung der Energiewende mittels
digitaler Technologien genauer zu betrachten.
2 Verordnung über Vereinbarungen zu abschaltbaren Lasten (AbLaV).
3 GesprochenwurdemitWissenschaftler*innen aus der Energiewirtschaft sowie Praxis-
expert*innen aus Energieversorgungsunternehmen.
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Vorgehen und Methode
Sampling
Um für die Industrie relevant erscheinende Themen herauszufiltern, bildet
eine Inhaltsanalyse der entsprechenden Branchenkommunikation ein geeig-
netes Instrument. Brancheneigene Pressemitteilungen erlauben es, differen-
ziert die jeweiligen Schwerpunktsetzungen und Strategien abzuleiten, ohne
dass dabei der mediale Filter und/oder die Sichtweisen anderer Interessens-
gruppen einfließen. Pressemitteilungen sind im Allgemeinen subjektiv ver-
fasst und sollen das eigene Image positiv beeinflussen. Daher nehmen inter-
essengeleitete Forderungen mehr Raum ein als objektive, darstellende Ele-
mente. Darüber hinaus ist der Blick auf einzelne Unternehmen schwierig, da
die Branche als Einheit verhandelt wird. Es ist allerdings davon auszugehen,
dass branchenübergreifende Verbände gebündelte Positionen vertreten, die
auch von der Mehrheit einzelner Unternehmen der jeweiligen Branche be-
fürwortet werden.
Darüber hinaus können nicht nur aus explizit verhandeltenThemen, son-
dern auch aus öffentlich relevanten, aber im Branchendiskurs ausgelassenen
Inhalten erste Schlüsse gezogen werden. Die Themen Digitalisierung der Ener-
giewende wie auch Digitalisierung und Energiewende jeweils im Einzelnen sind
Themen von großem politischen Interesse, sodass zu vermuten ist, dass nicht
zuletzt zum Zwecke der eigenen Imagepflege über Aktivitäten in diesem Zu-
sammenhang berichtet wird. Relevante Aktivitäten innerhalb der Branchen
sollten daher hier Erwähnung finden. Auch ohne, dass Rückschlüsse auf ein-
zelne Unternehmen gezogen werden können, sollte daher sichtbar werden,
ob dieThemen Digitalisierung und Energiewende in den Branchen insgesamt
von Relevanz sind, wie sie begriffen und verhandelt werden.
Der Inhaltsanalyse liegt ein Datenkorpus bestehend aus Pressemitteilun-
gen der jeweiligen Branchen zugrunde.Dazuwurden die online veröffentlich-
ten Pressemitteilungen der Branchenverbände (VCI, BVM, VDMA), Gewerk-
schaften (IG BCE, IG Metall) sowie Arbeitgeberverbände (BAVC, Gesamtme-
tall) betrachtet.4 Dies soll eine möglichst umfassende Abbildung der Perspek-
tiven innerhalb der Industrie (Arbeitnehmer*innen, Arbeitgeber*innen, wei-
tere Akteur*innen) ermöglichen. Neben deutschlandweiten Verbänden wer-
4 Die IG Metall wie auch Gesamtmetall vertreten die Branchen Metall und Maschinen-
bau gemeinsam.
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den die regionalen Bezirksverbände in NRW betrachtet, um exemplarisch die
Situation im industriereichsten Bundesland mit einzubeziehen. Alle Presse-
mitteilungen, die nach dem 01. Januar 2011 veröffentlicht wurden, wurden
für die Analyse in Betracht gezogen (insofern das Online-Archiv der Verbän-
de bis dahin zurückreicht). Dieses Datum ist gewählt, weil das Jahr 2011 auf-
grund des Atom-Moratoriums nach Fukushima als Wendepunkt der politisch
gesteuerten Energiewende gilt (Gochermann 2016: 41ff.). Zudem fand die Be-
zeichnung ›Industrie 4.0‹ als Dreh- und Angelpunkt der Debatte um die Di-
gitalisierung der Wirtschaft ihren Ursprung in diesem Jahr, als das Konzept
öffentlichkeitswirksam auf der HannoverMesse vorgestellt wurde (Paul 2016).
Der Datenkorpus wurde mithilfe einer Stichwortsuche in den Online-
Archiven der genannten Verbände erstellt; gesucht wurde nach den Stichwor-
ten »Energie« und »Digital« in den angegebenen Titeln und (wo vorhanden)
in den Anriss- bzw. Teaser-Texten der archivierten Pressemitteilungen. Die
Stichworte für die Suche wurden allgemein gehalten, um auf diese Weise ein
möglichst umfassendes Themenspektrum im Datenkorpus abbilden zu kön-
nen. So werden auch Begriffe wie Energiewende, Energiepolitik, Energiespei-
cher, Digitalisierung, Digitale Technologien, Digitaler Wandel usw. erfasst.
Der Datenkorpus wurde im März 2019 erstellt; jüngere Pressemitteilungen
finden keine Berücksichtigung.5
Insgesamt wurde ein Datenkorpus von 199 Pressemitteilungen (PM) erstellt,
wovon einGroßteil (140, 70,4 %) der Branche Chemie zuzuordnen ist.Die rest-
lichen beziehen sich auf die Verbände, die die Metallbranche und/oder den
Maschinenbau repräsentieren. Rund die Hälfte des Materials (48,2 %) stammt
aus gewerkschaftlicher Quelle; Branchenverbände sind mit 38,7 % vertreten,
Arbeitgeberverbände haben 12,6 % der analysierten Pressemitteilungen ver-
fasst.6
5 Ferner wurden folgende Ausschlussregeln definiert:
- Pressemitteilungen der IG BCE werden ausgeschlossen, insofern sie das Schlagwort
›Energie‹ ausschließlich im ausgeschriebenen Eigennamen (IG Bergbau, Chemie, En-
ergie) beinhalten.
- Pressemitteilungen der IG Metall werden ausgeschlossen, insofern sie das Schlag-
wort ›Digital‹ ausschließlich im Hinweis ›Digitale Pressemappe‹ beinhalten.
6 Eine Pressemitteilung im Datenkorpus wurde gemeinsam von einem Arbeitgeberver-
band und einer Gewerkschaft verfasst, diese macht die fehlenden 0,5 % aus.
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Abb. 1: Übersicht Datenkorpus; eigene Darstellung
Methodisches Vorgehen
Die Daten wurden nach Branche, Herkunftsverband und Datum aufberei-
tet und anschließend einer computergestützten, qualitativ-strukturierenden
Inhaltsanalyse (Mayring 2015) mit MAXQDA unterzogen. Dabei wurden de-
duktiv themenbezogene Kategorien gebildet, um die Digitalisierungs- und
Energiewendebezogenen Forderungen und Strategien wie auch die zugrun-
de liegenden Argumentationsstränge herauszuarbeiten, welche dann jeweils
induktiv tiefergehend systematisiert wurden. Dies jeweils für die beidenThe-
men im Einzelnen wie auch gesondert für die Textbausteine, die Energiewen-
de und Digitalisierung im Zusammenhang betrachten.7
Die Kategorisierung der gefundenen Phänomene erfolgt zwangsläufig
idealtypisch und es sind sicherlich Schnittmengen zu verzeichnen. Dennoch
7 Das Material wurde zudem einer Zweitcodierung unterzogen. Die Intercoder-
Übereinstimmung in Bezug auf das Vorhandensein der jeweiligen Argumente, Forde-
rungen und Strategien (107 verschiedene Codes und Subcodes) liegt hier im Durch-
schnitt bei 93,71 % (κ=0,94), weshalb der Untersuchung eine überaus hohe Intercoder-
Reliabilität zugeschrieben werden kann.
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eignet sich die vorgenommene Einteilung dazu, einen Überblick über die
wesentlichen Argumentationsmuster und Einstellungen zu geben, die in
den industriellen Verbänden zu verzeichnen sind. Vorläufige Ergebnisse
sowie das methodische Vorgehen wurden im Rahmen eines Workshops mit
Expert*innen aus Wissenschaft und Praxis diskutiert.
Ergebnisse
Ganz allgemein lässt sich zunächst festhalten, dass die Energiewende, ge-
rade im Zusammenhang mit der industriellen Energieversorgung, sehr viel
umfassender diskutiert wird als die Digitalisierung.Während 123 (61,8 %) der
untersuchten Pressemitteilungen das Schlagwort »Energiewende« aufweisen
(von 158 (79,4 %), die sich mit Energie generell auseinandersetzen), widmen
sich 41 (20,6 %) digitalen Inhalten. Nur 10 Pressemitteilungen (5 %) setzen die
beiden Themen Energie und Digitales in einen Zusammenhang.
Abb. 2: Datenkorpus sortiert nach Such-Schlagworten; eigene Darstellung
Im Folgenden wird dargestellt, wie die einzelnen Themen jeweils qualita-
tiv behandelt werden:
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Digitalisierung
Der Begriff der Digitalisierung
Der Begriff der Digitalisierung ist – wie wohl alle Begriffe, die komplexe so-
zioökonomische Prozesse beschreiben – eher unspezifischer Natur. Dies ist
primär darauf zurückzuführen, dass er häufig ohne Definition verwendet
wird und in diesen Fällen vermutlich ungefähr ›alles, was mit Computern und
dem Internet zu tun hat‹ umschreiben soll. Werden in der Forschung Defini-
tionen vorangeschickt, so stimmen die verschiedenen Studien diesbezüglich
selten überein (Mertens/Barbian/Baier 2017: 35ff.).
Die hier analysierten Branchen verwenden den Begriff der Digitalisierung
in einem sehr umfassenden Sinne: Es werden nicht nur technologische Pro-
zesse und die digitale Aufbereitung von Daten darunter verstanden, sondern
auch die Nutzung dieser Daten und deren sozioökonomische Auswirkungen,
seien es eine gesteigerte Effizienz oder gesellschaftliche Effekte, zum Bei-
spiel aufgrund der zunehmenden Relevanz von Smartphones (Paul 2016: 4f.;
Werning et al. 2017: 6f.). Der transformative Charakter einer so verstande-
nen Digitalisierung wird deutlich, etwa wenn von einer »Welt im Umbruch«
(VCI 2017) die Rede ist und auf gesamtgesellschaftliche Konsequenzen digita-
ler Veränderungsprozesse hingewiesen wird. Besonders im Vordergrund ste-
hen die ökonomischen Veränderungen in Form von neuen Möglichkeiten für
die Industrie durch neue Geschäftsmodelle oder Umstrukturierungen. Damit
ist die Industrie einig mit der Forschung, die disruptive Veränderungen für
die Wirtschafts- und Industriewelt durch die gebündelte Anwendung digi-
taler Technologien erwartet (Lütkenhorst 2018: 6). Diese ökonomischen Ver-
änderungen gilt es zu gestalten, was auch in den Forderungen der Industrie
deutlich wird:
Zentrale Forderungen
Im Vordergrund steht für die Industrie das Thema Mensch und Arbeit. Hier
werden vielfach Forderungen nach (Weiter-)Bildung in digitalen Anwendun-
gen und der Ausbildung von Fachkräften laut. Diese richten sich an die Politik
wie auch an andere Stakeholder, wie Universitäten und Ausbildungsbetriebe.
Weiterhin wird dieWahrung sozialer Sicherheit für die Arbeitnehmenden ge-
fordert. Hier stehen der Erhalt von Arbeitsplätzen und ein verlässliches Ar-
beitsumfeld im Vordergrund sowie die Schaffung von Sicherheit am Arbeits-
platz angesichts der neuen Herausforderungen.
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Ebenso spielt für die Industrie die technologische Weiterentwicklung eine
Rolle, um so aktiv den Prozess der Digitalisierung mitgestalten zu können.
In diesem Rahmen ist die an die Politik gerichtete Forderung zu nennen, den
Ausbau einer digitalen Infrastruktur (Breitbandausbau) voranzutreiben. Fer-
ner werden Gelder für die Innovations- und Forschungsförderung erbeten,
um die digitale Weiterentwicklung aktiv vorantreiben zu können. Das Thema
Datenschutz und -sicherheit spielt eine untergeordnete Rolle, insofern sich
nur eine Pressemitteilung im Datenkorpus überhaupt darauf bezieht.
Nicht zuletzt wird immer wieder auf die Relevanz der Erhaltung und
Förderung von unternehmerischer Flexibilität und sektorübergreifender Kooperati-
on sowie von Akzeptanz und Mitbestimmung hingewiesen. Aus industrieller Per-
spektive gilt es, Bedarfe eigenverantwortlich und flexibel verfolgen zu kön-
nen, dies aber in praxisnaher Zusammenarbeit mit verschiedenen Sektoren
wie auch außerwirtschaftlichen Interessensgruppen. Partizipative Elemen-
te werden dabei als Erfolgsvoraussetzung einer gelingenden Digitalisierung
beschrieben und umfassen vor allem gewerkschaftliche Mitbestimmung, ge-
sellschaftliche Akzeptanz sowie intra- und intersektorale Kooperation auf na-
tionaler wie globaler Ebene.
Bilder der Digitalisierung
Die Forderungen werden primär durch bestimmte Bilder gestützt, die die In-
dustrie von der Digitalisierung zeichnet.Hier lassen sich drei Kategorien aus-
machen: Zunächst das weitgehend neutrale Bild einer transformativen Digitali-
sierung,wonach es sich auf die umfassenden Effekte derselben vorzubereiten
gilt. Hier finden insbesondere die ohnehin stattfindenden Veränderungen,
auf die es sich unter dem Stichwort der Zukunftsfähigkeit vorzubereiten gilt,
Erwähnung.
Neben dieser neutralen Bewertung findet sich aber ebenfalls häufig ein
negativ gezeichnetes Bild einer risikobehafteten Digitalisierung, wonach es sich
nicht weiterzuentwickeln, sondern vor mit der Digitalisierung verbundenen Ri-
siken abzusichern gilt. Hier werden die Digitalisierung und die damit verbun-
denen Kosten als Druck von außen gezeichnet, der die Wettbewerbsfähigkeit
und somit den Erhalt der betroffenen Unternehmen bedrohe. Die damit ver-
bundene Argumentationslinie betont die Angewiesenheit der Unternehmen
auf Unterstützung, um sich und auch die Arbeitnehmenden vor den auf die
Digitalisierung zurückgehenden Gefahren – wie etwa einem immensen Kos-
tenanstieg oder auch einer zunehmenden sozialen Spaltung – zu schützen.
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Weiterhin findet sich ein positiv konnotiertes Bild, welches die Chancen
der Digitalisierung betont. In diesemKontext werden dann neueMöglichkeiten
für Produkte, Geschäftsmodelle und andere Innovationen angeführt, welche
Produktivitäts- und Gewinnzuwächse versprechen.
Strategische Maßnahmen
Was aber tun die Branchen nun konkret, um sich auf die digitale Transforma-
tion vorzubereiten? Hier konnten drei zentrale Antworten herausgelesen wer-
den. Zumeist wird aufWeiterbildungsmaßnahmen zur Sicherung von Fachkräf-
ten Bezug genommen. Häufig wird auf die in den Branchen bereits etablierte
Nutzung digitaler Lösungen sowie auf dialogische und kooperativeMaßnahmen ver-
wiesen, wie etwa auf die Einrichtung von Netzwerken und Plattformen oder
die Durchführung von Tagungen. Hier wird deutlich, dass die Industrie par-
tizipative Ansprüche an die Digitalisierung durchaus ernst nimmt und viel-
fältige Maßnahmen einleitet, um den branchenübergreifenden Austausch zu
fördern.
Energiewende
Der Begriff der Energiewende
Ebenso wie hinsichtlich der Digitalisierung wird die Komplexität und Reich-
weite der Energiewende regelmäßig hervorgehoben. Weniger wird aber in
diesem Zusammenhang auf konkrete Maßnahmen und Prozesse verwiesen,
sondern vielmehr auf die staatliche Verantwortung, die Umstellung des En-
ergiesystems regulativ anzuleiten.
Zentrale Forderungen
Das Bild einer komplexen, durch den Staat zu verantwortenden Energiewen-
de spiegelt sich auch in den imDatenkorpus artikulierten Forderungenwider:
Ein Großteil derselben ist direkt an die politischen Regulierungsinstanzen
gerichtet. Häufig zu finden ist die Forderung nach einer ganzheitlichen poli-
tischen Energiewende-Strategie, die einen langfristigen, konsistenten und ver-
lässlichen politischen Rahmen und so den Unternehmen Planungssicherheit
bietet. Neben dem Ausgleich von Zielkonflikten gelte es, das Ziel der sozialen
Gerechtigkeit nicht aus dem Blick zu verlieren; dies in Bezug auf die Absiche-
rung der Beschäftigten, aber auch auf einkommensschwache Haushalte und
Strukturwandelregionen. Darüber hinaus wird eine Abstimmung der Strate-
gie auf europäischer und internationaler Ebene gefordert wie auch die par-
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tizipative Integration verschiedener Interessensgruppen. So ist die Rede von
einer »Energiepolitik aus einem Guss« (IG BCE 2012) oder einer »Klimapoli-
tik mit Weitblick« (VCI 2013), »die Wettbewerbsfähigkeit, Arbeitsplätze und
Klimapolitik in einen sinnvollen Einklang bringt« (IG BCE 2014).
Über die strategisch-politische Ebene hinaus wird vor allem an den Staat
appelliert, die Industrie zu unterstützen, um den Herausforderungen der En-
ergiewende überhaupt standhalten zu können. Diese Forderungen manifes-
tieren sich primär kostenseitig, insofern eine Senkung der Energiepreise oder
eine Verhinderung von Mehrbelastungen der Industrie durch eine Erhöhung
der EEG-Umlage oder verschärfte Klimaziele gefordert werden. Neben As-
pekten einer »bezahlbaren Energiewende« (VCI 2014) findet sich oft die For-
derung nach einer sicheren Energieversorgung, worin sich die Skepsis gegenüber
dem derzeitigen Potential der Erneuerbaren Energien ausdrückt, die Ener-
giebedarfe der Industrie zu decken. In diesem Zusammenhang wird auch
der Wunsch geäußert, konventionelle und nicht regenerative Energiequellen,
insbesondere Braunkohle, zumindest als »Brückentechnologie« (IG BCE 2016)
vorerst beizubehalten. Übergreifend geht es der Industrie darum, die eigene
Wettbewerbsfähigkeit zu sichern, die sie bedroht sieht.
Im Vergleich zu den beiden anderen Forderungskategorien seltener wird
ein tatsächliches Vorantreiben der Energiewende gefordert, vor allem in Form
von Investitionen in den Ausbau Erneuerbarer Energien, in Netze sowie in
Forschung und Entwicklung.
Argumentationslinien
Grundlage für die Forderungen bilden im Wesentlichen vier verschiedene
Argumentationslinien. Am prominentesten ist die ökonomische Argumentation
vertreten. In dieser Linie wird primär kostenfokussiert argumentiert; der Er-
halt industrieller Betriebe bis hin zu ganzen Industriezweigen wird von der
Erfüllung der geforderten Maßnahmen abhängig gemacht. Die Gefahr wird
zumeist in den Kosten der Energiewende bzw. in einem durch Energiewende-
bezogene Maßnahmen verursachten Anstieg der Energiepreise gesehen. Ne-
ben den Kosten wird (häufig auch im Verbund) der Erhalt von Versorgungs-
sicherheit, (internationaler) Wettbewerbsfähigkeit und Investitionssicherheit
in Frage gestellt oder es wird die technische Umsetzbarkeit politischer Regu-
larien seitens der Industrie angezweifelt. Prinzipiell wird ein Drohszenario
aufgebaut, wonach die Abwanderung oder der Zerfall der Industrie in Aus-
sicht gestellt wird, was nicht zuletzt auch einen Verlust von Arbeitsplätzen
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bedeuten würde. Selten wird diese Argumentationslinie auch positiv gewen-
det, insofern die Energiewende nicht als Gefahr, sondern als Chance darge-
stellt wird, die der Industrie Wachstumsmöglichkeiten bietet und somit auch
neue Arbeitsplätze schafft.
Eine weitere Argumentationslinie lässt sich unter dem Stichwort ökolo-
gische Argumentation zusammenfassen, insofern hier nicht der Erhalt der In-
dustrie, sondern eine gelingende Energiewende als das zentrale Ziel definiert
wird. In diesem Kontext wird auf die Klimaschutz- oder Energiesparziele der
Regierung verwiesen oder auch auf eine Unausweichlichkeit der Energiewen-
de in Reaktion auf die Nuklearkatastrophe von Fukushima, um die eigenen
Forderungen zu begründen. Der Einsatz neuer Technologien oder der Aus-
bau der Infrastruktur (vor allem des Stromnetzes) gilt hier als notwendige
Voraussetzung zur Erreichung dieser Ziele. Ebenso werden auch die eigenen
Forderungen als die effizienteren Maßnahmen beschrieben, die Klimaziele
zu erreichen. Oder aber die Industrie verweist auf andere Maßnahmen, bei-
spielsweise die Gebäudesanierung, die effizientere Lösungen darstellen wür-
den als (zusätzliche) Belastungen des industriellen Stromverbrauches.
In diesem Zusammenhang gibt es jedoch auch die umgekehrte Argumen-
tationsweise, in der die Industrie sich selbst als Grundlage für eine gelingende
Energiewende darstellt. So werden beispielsweise eigene Produkte als not-
wendige Grundlage für eine höhere Energieeffizienz in der Produktion dar-
gestellt. Eine weitere Argumentation, die ebenfalls indirekt der ökologischen
Linie zugeordnet werden kann, ist die Ablehnung politischer Maßnahmen,
die kostenintensiv aber wenig vielversprechend sind. Hier wird nicht das Ziel
der Energiewende selbst, sondern bestimmte Maßnahmen im Hinblick auf
dieses Ziel in Frage gestellt.
Die dritte zentrale Argumentationslinie ist die normative Argumentati-
on, die sich auf normative Aussagen jenseits des ökologischen Kontextes
beruft. Hier stehen allgemeine Gerechtigkeitsaspekte sowie Bürger*innen
und Energie-Konsument*innen jenseits der Industrie und deren Kosten
sowie soziale Sicherheit im Fokus. Bezüglich der Gerechtigkeitsaspekte wird
darauf verwiesen, dass die Kosten der Energiewende auf alle Betroffenen
in einem gerechten Verhältnis aufzuteilen seien und nicht nur der Indus-
trie aufgebürdet werden könnten. Ebenso wird darum gebeten, an Stelle
neuer Forderungen bereits vollbrachte Leistungen auch anzuerkennen. Aber
auch im Hinblick auf andere gesellschaftliche Stakeholder wird angebracht,
dass deren Meinungen und Wünsche aufzunehmen seien, um so das Ziel
der (gesamt)gesellschaftlichen Akzeptanz zu erreichen. In diesem Kontext
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wird auch immer wieder auf Umfrageergebnisse oder die Stimmung in der
Bevölkerung verwiesen.
Eine vierte Linie ist die der politischen Argumentation. Hier geht es pri-
mär um strategisch-konsistenzorientierte Aspekte. Es gelte, soziale, ökolo-
gische wie auch ökonomische Ziele in Einklang zu bringen und so ein regu-
latives Chaos zu vermeiden. Politische Vorgaben sollen auf Machbarkeit und
Rechtskonformität geprüft werden und die wahrgenommene Realitätsferne
bestehender Vorgaben wird kritisiert.
Tab. 1: Zentrale Energiewende-bezogene Argumentationslinien im Überblick;
eigene Darstellung
Argumentationslinie Ziel
Ökonomisch Erhalt der Industrie
Ökologisch Gelingende Energiewende




Bezüglich eigener strategischer Beiträge verweist die Industrie zumeist
auf Aktivitäten in der Zukunft, führt diese aber nur selten konkret aus, zum
Beispiel indem genaue Zahlen und/oder Zeithorizonte bzw. Umsetzungs-
fristen genannt werden. Zumeist geht es um Absichtserklärungen, weitere
Einsparmaßnahmen oder Forschungsvorhaben durchzuführen bzw. neue
Technologien einzusetzen. Darüber hinaus wird häufig auf kommunikative
Arbeit, zum Beispiel über die Etablierung von Netzwerken, Forschungskrei-
sen, Beratungs- und Austauschorganen gesetzt. Konferenzen und andere
Austausch-Plattformen spielen in dieser Hinsicht eine vorgeordnete Rolle.
Auch vergangene Aktivitäten werden herangezogen, um aufzuzeigen, dass
bereits Schritte in Richtung der Umsetzung einer Energiewende erfolgt sind.
Diesbezüglich wird dann auf bereits umgesetzte Effizienzmaßnahmen oder
Forschungsprojekte verwiesen. Ebenso wird die Klimafreundlichkeit bzw. die
Relevanz der eigenen Produkte für die Energiewende hervorgehoben. Dar-
über hinaus muss angemerkt werden, dass sich der eigene Energiewende-
Beitrag in den untersuchten Pressemitteilungen auch durchaus nicht selten
auf bloße Bekenntnisse beläuft: Unterstützung für die Energiewende im Allge-
meinen wird erklärt, konkrete Maßnahmen werden jedoch nicht genannt.
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Übergreifend kann festgehalten werden, dass konkrete strategische Vor-
haben nicht auszumachen waren.
Energiewende im Vergleich zur Digitalisierung
Insgesamt fällt auf, dass die Energiewende durch die Industrie anders behan-
delt wird als die Digitalisierung. Obwohl es sich bei beiden um gesamtgesell-
schaftliche und komplexe Vorgänge mit großer Reichweite handelt, wird in
Bezug auf die Digitalisierung tendenziell auf die Eigeninitiative der Industrie
gesetzt, während bezüglich der Energiewende die Handlungsverantwortung
auf politischer Ebene verortet wird. Darüber hinaus wird die Digitalisierung
im Mittel sehr viel positiver oder zumindest neutral bewertet, während im
Hinblick auf die Energiewende die Hervorhebung der Risiken für die Indus-
trie mit Abstand am prominentesten vertreten ist.
Bei einer Sortierung nach Branchen fällt auf, dass für die Chemie dasThe-
ma Energie von sehr viel größererWichtigkeit zu sein scheint als die Digitali-
sierung – zumindest lässt die Anzahl der veröffentlichten Pressemitteilungen
zumThema darauf schließen:
Abb. 3: Datenkorpus nach Branchen; eigene Darstellung
Zwar fällt die Chemie unter die energieintensiven Branchen, da dies
jedoch auch auf die Metallindustrie zutrifft (IT.NRW 2016), kann der hohe
Stromverbrauch nicht der einzige Grund für die hohe Presseaktivität der
Chemie im Bereich Energie sein. Hier wird vermutlich auch eine Verzerrung
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der Daten sichtbar, insofern die IG BCE, die den Großteil der Daten seitens
der Branche Chemie stellt, als Gewerkschaft neben der Chemie zusätzlich
den Bergbau und die Energiewirtschaft vertritt und somit auch darüber eine
besondere Nähe zu energiepolitischen Themen aufweist.
Inhaltlich lässt sich festhalten, dass in den Verbänden, die die Chemie
vertreten, bezogen auf die Energiewende die Forderung nach einer konsis-
tenten politischen Strategie überdurchschnittlich stark vertreten ist. Darüber
hinaus wird die Energiewende im Vergleich zu den anderen Branchen hier
auch häufiger als Gefahr für die deutsche Wirtschaft eingeschätzt. Die kos-
tenfokussierte, ökonomische Argumentation taucht im Datenmaterial, wel-
ches durch Verbände der Chemie verfasst wurde, vergleichsweise häufig auf.
In den Branchen Metall und Maschinenbau8 hingegen fällt auf, dass im Ver-
gleich zur Energiewende eher die Digitalisierung als Risiko beschrieben wird.
Sortiert man das Datenmaterial nach regionalen Aspekten, fällt auf, dass
sich die Landesverbände in NRW primär mit demThema der Digitalisierung
beschäftigen. Der Befund lässt darauf schließen, dass energiepolitische The-
men eher auf Bundesebene verhandelt werden (vgl. hierzu auch Trost/Bütt-
gen/Geringhoff 2016: 12). In Verbindung mit der Digitalisierung wurde das
Thema Energiewende von den NRW-Landesverbänden gar nicht behandelt.
Digitalisierung und Energiewende
Auch insgesamt gesehen werden die Prozesse Digitalisierung und Energie-
wende vergleichsweise selten im Zusammenhang betrachtet bzw. Querver-
bindungen zwischen beiden hergestellt. So gibt es kaum Material im Daten-
korpus, welches darauf schließen lässt, dass die Industrie die Herausforde-
rung der Energiewende digital lösen möchte. Die wenigen Pressemitteilun-
gen zumThema stammen primär von den jeweiligen Branchenverbänden; in
den Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften taucht eine Verbindung der
beiden Themen kaum auf.
Primär wird diese Verbindung über die Annahme geschaffen, dass die
Digitalisierung neue Möglichkeiten für die Energiewende eröffne und somit eine
8 Die Branchen Metall und Maschinenbau werden nicht getrennt betrachtet, da sie so-
wohl gewerkschaftlich (IG Metall) als auch durch den Arbeitgeberverband (Gesamt-
metall) gemeinsam repräsentiert werden. Eine branchenspezifische Analyse wäre
dementsprechendnur anhandder Branchenverbände (BVM,VDMA)möglich,was auf-
grund des begrenzten Datenmaterials wenig aussagekräftig wäre.
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»Chance für mehr Nachhaltigkeit« (VCI 2018) darstelle. In diesem Zusam-
menhang verspricht sich die Industrie von der digitalen Vernetzung neue
Geschäftsmodelle mit einer höheren Energie- und Ressourceneffizienz. Al-
ternativ werden Energiewende undDigitalisierung auch als parallel auftretende
Erscheinungen unseres Zeitalters begriffen, die nicht zuletzt aufgrund ihrer je-
weils großen Komplexität oft auch Verbindungen aufweisen bzw. die gleichen
Bereiche der Gesellschaft betreffen.
Gefordert wird in diesem Zusammenhang primär die Entwicklung einer
politischen Strategie. So solle der Staat zusätzliche Forschung und Entwicklung
finanzieren, um auf dieseWeise Investitionen und neue Geschäftsmodelle für
die Industrie zu ermöglichen. Weiterhin gelte es aber auch, eine gesellschaft-
liche Debatte zwischen den verschiedenen Stakeholdern zu etablieren, um so
ein »grundlegendes Verständnis in der Gesellschaft« (VCI 2017) zu fördern
und »gemeinsam Lösungsansätze zu diskutieren« (VDMA 2019). Die Bran-
chen stehen hier noch am Anfang, insofern auch in strategischer Hinsicht
erst einmal davon gesprochen wird, Lösungen zu entwickeln und die benö-
tigten Daten dafür zusammen zu tragen. Die Ausgangsvermutung, wonach
technische Potentiale und aktuell bestehendeMöglichkeiten, zumBeispiel die
Einführung flexibler, netzdienlicher Produktionsprozesse nicht genutzt wer-
den, kann also insofern als bestätigt gelten, als dass derartige Verknüpfungen
im Datenmaterial nicht auszumachen waren.
Veränderungen innerhalb des Untersuchungszeitraums
Im Zeitverlauf lässt sich erkennen, dass die Industrie sich mit dem Thema
Energie und besonders mit der Digitalisierung zunehmend auseinander-
setzt. Während vor 2015 nur eine Pressemitteilung mit dem Stichwort
»Digital« auftaucht, wird das Thema erst ab hier stärker aufgegriffen. Ab
2018 ist noch einmal ein bedeutender Anstieg zu verzeichnen. Eine mögliche
Erklärung für diesen Anstieg ist, dass digitale Inhalte in diesem Jahr verstärkt
durch die Bundes- und Landesregierungen aufgegriffen werden, die dann in
den Pressemitteilungen thematisiert werden. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie verabschiedete beispielsweise im November 2018 die
Umsetzungsstrategie »Digitalisierung gestalten« (BMWE 2019) und auch das
NRW-Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie
etablierte ab 2017 die Initiative »Digitale Wirtschaft NRW« (MWIDE NRW
2019).
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Abb. 4: Anzahl der Pressemitteilungen im Datenkorpus 2011- 2018;
eigene Darstellung
Abb. 5: Anzahl der Pressemitteilungen im Datenkorpus 01 /2011-01/2019
nach Quartalen; eigene Darstellung
Die Anzahl der Pressemitteilungen, die sich mit demThema Energie aus-
einandersetzt, unterliegt imZeitablauf großen Schwankungen,was insbeson-
dere in der chronologischen Darstellung nach Quartalen deutlich wird (Abb.
5). Diese Schwankungen können als Indiz für den viel beklagten »allgemeinen
Wirrwarr« (IG BCE 2012) und fehlende »langfristig stabile Rahmenbedingun-
gen« (VDMA 2018) in der Gesetzgebung gedeutet werden. Denn tatsächlich
weisen die Spitzenwerte in der Graphik, also die Quartale, in denen mit sie-
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ben oder mehr vergleichsweise viele Pressemitteilungen veröffentlicht wur-
den, auffallende Zusammenhänge zu den Reformen in der deutschen Ener-
giegesetzgebung im Untersuchungszeitraum auf, so z.B. zum Beschluss der
Energiewende angesichts der Nuklearkatastrophe in Fukushima im Jahr 2011
oder zu den EEG-Reformen 2014 und 2016.9
Fazit und Ausblick
Die Ergebnisse verdeutlichen, dass die energieintensive Industrie, vertreten
durch die Branchen Chemie und Metall, sowie der Maschinenbau die Prozes-
se Digitalisierung und Energiewende als Herausforderungen mit transfor-
mativem Charakter erkannt haben. Die Industrie teilt also die Einschätzung,
dass es sich sowohl bei der Digitalisierung als auch bei der Energiewende um
langfristige und tiefgreifende Prozesse mit gesamtgesellschaftlicher Reich-
weite handelt. Entgegen der anfänglich getroffenen Annahme zur Erstellung
des Datenkorpus allerdings führte die Einführung des Begriffs ›Industrie 4.0‹
nicht zu einem verstärkten Diskurs über die Digitalisierung; Pressemittei-
lungen, die sich mit digitalen Themen auseinandersetzen, sind erst ab 2015
überhaupt und ab 2018 in verstärktem Maße im Datenmaterial zu finden.
Trotz einer grundlegend ähnlichen Einschätzung der beidenMegathemen
sind jedoch wesentliche Unterschiede zu verzeichnen, was den Umgang mit
den Themen betrifft: So wird die Digitalisierung in ihren Auswirkungen vor-
nehmlich positiv bis neutral eingeschätzt. Es werden dementsprechend eher
die Chancen oder der transformative Charakter der Digitalisierung disku-
tiert, wonach man diesen Prozess notwendig mitgehen muss, um den An-
schluss an gesamtgesellschaftliche und somit auch ökonomische Entwick-
lungen nicht zu verpassen. Das in den Pressemitteilungen gezeichnete Bild
der Energiewende ist hingegen tendenziell eher negativ behaftet. So wird die
Energiewende an sich bzw. die Notwendigkeit ihrer Durchführung zwar nicht
in Frage gestellt, aber dennoch wird sie von der Industrie als mit großen Ri-
siken verbundene Herausforderung gesehen, die nur mithilfe politischer Un-
terstützung geschultert werden kann.Dies zeigt sich nicht zuletzt daran, dass
9 Das Quartal 01/2013 bildet hier eine Ausnahme. Die in diesem Quartal zum Thema
Energie veröffentlichten Pressemitteilungen behandeln primär die in diesem Quartal
ausgetragenen Tarifverhandlungen der IG BCE.
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die Pressemitteilungen, die sich mit der Energiewende befassen, zum Groß-
teil politische Instrumente wie etwa energierechtliche Änderungen diskutie-
ren.
Beide Themen im Zusammenhang werden auffallend selten disku-
tiert. Zwar werden digitale Mittel als Chance begriffen, die Energiewende
schneller und effizienter umzusetzen – an konkreten Handlungsansätzen
mangelt es jedoch bislang. Die Flexibilisierung von Lasten als möglicher
Beitrag zur Energiewende wurde im Datenmaterial nicht erwähnt. Dem-
entsprechend scheint dem Thema zumindest auf Branchenebene noch keine
zentrale Bedeutung zuzukommen, obwohl es auch als eine Möglichkeit
gesehen werden könnte, den viel diskutierten Herausforderungen der En-
ergiewende, wie z.B. den hohen Strompreisen und der in Frage gestellten
Energie-Versorgungssicherheit zu begegnen.
Selbstverständlich muss hier auch wieder beachtet werden, dass ein Blick
auf branchenweite Pressemitteilungen nicht bedeutet, dass innerhalb einzel-
ner Unternehmen nicht an diesenThemen gearbeitet wird. Weiterhin könnte
eine Erweiterung der Suchbegriffe um die Stichworte Industrie 4.0 und Flexi-
bilisierung ggf. weitere Ergebnisse bringen, gerade im Hinblick auf konkrete
Handlungsansätze wie die Flexibilisierung industrieller Lasten. Auch eine re-
präsentative Untersuchung einzelner Unternehmen würde sich hier für wei-
tere Forschung anbieten. Das vordergründige Ziel dieser Analyse war jedoch
eine erste Einordnung dahingehend, inwiefern Energiewende und Digitali-
sierung innerhalb der Pressemitteilungen von Branchenverbänden verhan-
delt werden.
Literatur
Ausfelder, Florian/Seitz, Antje/Roon, Serafin von (2018): Flexibilitätsoptionen
in der Grundstoffindustrie. Methodik, Potenziale, Hemmnisse, Frankfurt
a.M.: DECHEMA, Gesellschaft für Chemische Technik und Biotechnolo-
gie.
Bertenrath, Roman/Fritsch, Manuel/Lichtblau, Karl/Schleiermacher, Thomas
(2017): Digitale Wirtschaft Nordrhein-Westfalen. Studie im Auftrag der
Initiative Digitale Wirtschaft NRW des Ministeriums für Wirtschaft,
Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk des Landes Nordrhein-
Westfalen, Hg. v. IW Consult GmbH. Köln.
Bindel, Ralf (2018): »Der digitale Wandel«, in: factorY (1), S. 2-3.
322 Sonja Knobbe, Marius Beckamp und Ann-Kristin Götz
Buber, Tim/Gruber, Anna/Klobasa,Marian/Roon, Serafin von (2013): »Lastma-
nagement für Systemdienstleistungen und zur Reduktion der Spitzen-
last« in: Vierteljahrshefte zur Wirtschaftsforschung 82, S. 89-106. https://
doi.org/10.3790/vjh.82.3.89
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) (2015): Ein Strom-
markt für die Energiewende. Ergebnispapier des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie, Berlin: Weißbuch.
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) (2019): Digitalisie-
rung. Den digitalen Wandel gestalten. Online verfügbar unter: https://
www.bmwi.de/Redaktion/DE/Dossier/digitalisierung.html. Zuletzt auf-
gerufen am 26.08.2019.
Bundesnetzagentur/Bundeskartellamt (2019): Monitoringbericht 2018, Bonn.
Deutsche Energie-Agentur (dena) (2010): dena-Netzstudie II. Integration er-
neuerbarer Energien in die deutsche Stromversorgung im Zeitraum 2015
– 2020 mit Ausblick auf 2025, Berlin.
Doleski, Oliver D. (2016): Utility 4.0. Transformation vom Versorgungs- zum
digitalen Energiedienstleistungsunternehmen, Wiesbaden: Springer.
EnergieAgentur.NRW (2016): Lastmanagement in Nordrhein-Westfalen: Po-
tenziale, Hemmnisse, Handlungsoptionen, Düsseldorf.
Fricke, Hauke/Thiessen,Thomas (2016): Mittelstand imWandel –Wie ein Un-
ternehmen seinen digitalen Reifegrad ermitteln kann, Berlin: BSP Busi-
ness School Berlin GmbH.
Gochermann, Josef (2016): Expedition Energiewende, 1. Auflage, Wiesbaden:
Springer Spektrum. https://doi.org/10.1007/978-3-658-09852-0_1
Grömling, Michael/Haß, Hans-Joachim (2009): Globale Megatrends und Per-
spektiven der deutschen Industrie (= IW-Analysen, Nr. 47), Köln: Deut-
scher Instituts-Verlag.
Haas, Tobias (2016): Die politische Ökonomie der Energiewende. Dissertati-
on. Unter Mitarbeit von Achim Brunnengräber (Energiepolitik und Kli-
maschutz).
Handelsblatt (2019): Saubere Revolution ohne Deutschland? Interview
mit Daniel Kray. Hg. v. Handelsblatt. Online verfügbar unter: https://
veranstaltungen.handelsblatt.com/energie/saubere-revolution-ohne-
deutschland-pc/. Zuletzt aufgerufen am 26.03.2019.
IG Bergbau, Chemie und Energie (IG BCE) (2012): »IG BCE fordert Energie-
politik aus einem Guss. Monitoringbericht Energiewende.« Online ver-
fügbar unter: https://www.igbce.de/presse/pressearchiv/xvi-19-12-2012-
Zwischen Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungssicherheit 323
monitoringbericht-energiewende/19452?back=true&highlightTerms=.
Zuletzt aufgerufen am 15.07.2019.
IG Bergbau, Chemie und Energie (IG BCE) (2014): »Ermutigendes Signal
für Neuorientierung der Energiepolitik. Vassiliadis begrüßt Vorstoß des
Wirtschaftsministers.« Online verfügbar unter: https://www.igbce.de/
themen/energie/xviii-53-neuorientierung-energiepolitik/90654?back=.
Zuletzt aufgerufen am 26.08.2019.
IG Bergbau, Chemie und Energie (IG BCE) (2016): »Jetzt Tempo machen.«
Online verfügbar unter: https://www.igbce.de/presse/pressearchiv/xx-25-
vattenfall-verkauf/131810?back=true&highlightTerms=. Zuletzt aufgeru-
fen am 15.07.2019.
IT.NRW (2016): Erhebung über die Energieverwendung der Betriebe des Ver-
arb. Gewerbes sowie des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und
Erden, Nordrhein-Westfalen.
Lütkenhorst, Wilfried (2018): Creating wealth without labour? Emerging con-
tours of a new techno-economic landscape, in: DIE Discussion Paper 11.
https://doi.org/10.23661/dp11.2018
Mayring, Philipp (2015): Qualitative Inhaltsanalyse. Grundlagen und Techni-
ken, Weinheim: Beltz. https://doi.org/10.1007/978-3-531-18939-0_38
Mertens, Peter/Barbian, Dina/Baier, Stephan (2017): Digitalisierung und In-
dustrie 4.0 – eine Relativierung,Wiesbaden: Springer. https://doi.org/10.
1007/978-3-658-19632-5
Ministerium fürWirtschaft, Innovation,Digitalisierung undEnergie des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (MWIDE) (2019): »Digitale Wirtschaft«. Online
verfügbar unter: https://www.wirtschaft.nrw/digitale-wirtschaft. Zuletzt
aufgerufen am 26.08.2019.
Paul,Hansjürgen (2016): »Industrie 4.0. Annäherung an ein Konzept.«, in: IAT
– Forschung aktuell 5, S. 1-21.
Scharl, Stefan/Praktiknjo, Aaron (2019): »The Role of a Digital Industry 4.0 in
a Renewable Energy System«, in: Int J Energy Res 43, S. 3891-3904. https://
doi.org/10.1002/er.4462
Seidl,Hannes/Schenuit, Carolin/Teichmann,Mario (2016): RoadmapDemand
Side Management. Industrielles Lastmanagement für ein zukunftsfähi-
ges Energiesystem. Schlussfolgerungen aus dem Pilotprojekt DSM Bay-
ern, Berlin: Deutsche Energie-Agentur.
Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2016-2019): Umweltökonomi-
sche Gesamtrechnungen der Länder. Primärenergieverbrauch. Gemein-
sames Statistikportal.
324 Sonja Knobbe, Marius Beckamp und Ann-Kristin Götz
Tennet/50 Hertz/Transnet BW/Amprion (2018): »Präqualifizierte Leistung in
Deutschland«. Online verfügbar unter: www.regelleistung.net/ext/down-
load/pq_capacity. Zuletzt aufgerufen am 12.11.2018.
Trimet Aluminium SE (2018): Geschäftsbericht 2017/18. Online ver-
fügbar unter: https://www.trimet.eu/de/geschaeftsberichte/trimet-
geschaeftsbericht-2018.pdf. Zuletzt aufgerufen am 13.02.2020.
Trost, Esther/Büttgen, Alexandra/Geringhoff, Lisa (2016): »Deutungsmuster
der Energiewende auf lokaler Ebene. Erste Ergebnisse aus NRW.«, in:
KWI-Working Paper 04.
Vallentin, Daniel/Wehnert, Timon/Mölter, Helena/Best, Ben (2016):
Klimaschutz- und Energiewende-Innovationen in der (energiein-
tensiven) Industrie. Fallstudien zur Entstehung innovativer Prozesse und
Produkte, Wuppertal: Wuppertal Institut.
VDI Zentrum Ressourceneffizienz (Hg.) (2017): Ressourceneffizienz durch In-
dustrie 4.0. Potenziale für KMUdes verarbeitendenGewerbes. Paderborn.
Verband der Chemischen Industrie e.V. (VCI) (2013): »Europa braucht
Klimapolitik mit Weitblick«. Online verfügbar unter: https://www.vci.de/
presse/pressemitteilungen/2013-03-27-europa-braucht-klimapolitik-
mit-weitblick-vci.jsp. Zuletzt aufgerufen am 15.07.2019.
Verband der Chemischen Industrie e.V. (VCI) (2014): »Verlorenes Jahr
für den Chemie-Mittelstand. Mittelständische Unternehmen sehen




Verband der Chemischen Industrie e.V. (VCI) (2017): »Chemie 4.0: Innovatio-




Verband der Chemischen Industrie e.V. (VCI) (2018): »Wie Nachhaltig-
keit gelingt. Zukunft der Chemie- und Pharma-Industrie.«. Online
verfügbar unter: https://www.vci.de/presse/pressemitteilungen/wie-
nachhaltigkeit-gelingt-zukunft-der-chemie-und-pharma-industrie.jsp.
Zuletzt aufgerufen am 15.07.2019.
Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA) (2018): »Klimaziele
undEnergiewende sind nurmit Power-to-X erreichbar«.Online verfügbar
Zwischen Wettbewerbsfähigkeit und Versorgungssicherheit 325
unter: https://www.vdma.org/v2viewer/-/v2article/render/27599230. Zu-
letzt aufgerufen am 28.08.2019.
Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA) (2019): »Industrie-
motorenbranche setzt auf Power-to-X und synthetische Kraftstoffe«. On-
line verfügbar unter: https://www.vdma.org/v2viewer/-/v2article/render/
29361617. Zuletzt aufgerufen am 24.07.2019.
Verordnung zu abschaltbaren Lasten vom 16. August 2016 (BGBl. I S. 1984),
die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I
S. 3106) geändert worden ist.
Werning, Elena/Lentz, Patrick/Wittberg, Volker/Sandoval, Charlotte/Lupp,
Nathalie/Fechner, Sandra (2017): Studie Digitalisierungsindex bei KMU in
NRW. Ergebnisse des Digitalisierungsstands in den Branchen Industrie,
Handwerk und industrienahe Leistungen, Bielefeld: Fachhochschule des
Mittelstands (FHM).
World Economic Forum (2018): Fostering Effective Energy Transition. A
Fact-Based Framework to Support Decision-Making. With analytical
support from McKinsey & Company. Online verfügbar unter: http://
reports.weforum.org/fostering-effective-energy-transition-2018/fore-
word/?code=wr123. Zuletzt aufgerufen am 26.03.2019.
Z_punkt GmbH (2019): »Der neue Blick auf die globale Dynamik des Wan-
dels«. Online verfügbar unter: www.z-punkt.de/de/themen/artikel/mega-
trends. Zuletzt aufgerufen am 09.07.2019.
Zukunftsinstitut GmbH (o.J.): »Megatrends«. Online verfügbar unter: https://
www.zukunftsinstitut.de/dossier/megatrends/. Zuletzt aufgerufen am
09.07.2019.

Megatrends und die Energiewende in NRW
aus Sicht kommunaler Akteure1
Einblicke in eine NRW-Gemeindestudie
Juliane Lunge, Benjamin Best und Katja Witte
Dass Megatrends das Leben in den Städten und Gemeinden sowie die Umset-
zung der Energiewende in NRW maßgeblich beeinflussen, ist nicht von der
Hand zu weisen. Aber bei Entscheidungsträger*innen in Verwaltung, Politik
und Wirtschaft auf kommunaler Ebene klafft eine Lücke zwischen Wissen
über Megatrends und umsetzungsorientierter Reaktionen auf diese. Dabei
sind die Handlungsmöglichkeiten an der Schnittstelle von Energiewende und
Megatrends umfassend – und noch lange nicht ausgeschöpft.
Globale Megatrends und die Energiewende auf kommunaler Ebene
Globale Megatrends gelten als schwerwiegende Veränderungen, die sich jetzt
und in den kommenden Dekaden auf den Zustand unserer Umwelt, Wirt-
schaft und Gesellschaft auswirken (Hajkowicz 2012: 2). Auch die Energie-
wende, als eine der größten Transformationsherausforderungen unserer Zeit,
wird maßgeblich von äußeren Einflüssen geprägt. In der Transitionstheorie
werden langfristige Megatrends auf der landscape Ebene verortet (Geels et al.
2016: 896). Gleichzeitig bestimmt die deutsche Energiewende allerdings auch
maßgeblich globale, nationale und lokale Prozesse. Diese Wechselwirkungen
zwischen Megatrends und Energiewende zu erfassen ist essentiell, um »sehr
1 Dieser Beitrag ist imRahmendes Forschungsprojektes »EnerTrend: SystemischeAnaly-
se vonWechselwirkungen der Energiewende in NRWmit zentralen Megatrends« ent-
standen. Die Zuwendung für dieses Projekt stammt vom Ministerium für Wirtschaft,
Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen (MWIDE).
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früh mögliche Konfliktfelder zu erkennen und gegenzusteuern oder Syner-
gieeffekte zu identifizieren, deren Aufgreifen beschleunigend wirken kann.«
(Fischedick 2016: 48).
Es gibt unterschiedliche Ansichten darüber,welcheMegatrends existieren
bzw. je nach räumlichen und politischen Kontextbedingungen relevant sind.
So stellt das Zukunftsinstitut in ihrer »Megatrend-Map« eine Vielzahl globaler
Trends und Subtrends mit Verflechtungen untereinander dar (Zukunftsinsti-
tut o.J.). Das Virtuelle Institut (VI) »Transformation EnergiewendeNRW« ver-
öffentlichte in der Studie »Megatrends unserer Zeit« im Rahmen des Projekts
EnerTrend2 eine Auswahl von Trends, welche die Vielschichtigkeit der Mega-
trends andeuten und starke Anknüpfungspunkte an kommunale Governance
aufweisen und deren Überschneidungen, die sie mit der Energiewende haben
(Virtuelles Institut 2019).
Trotz unterschiedlicher Ansichten darüber,welcheMegatrends sowohl ak-
tuell sind als auch zukünftig relevant sein werden, herrscht in der Literatur
Einigkeit, dass Megatrends langfristige und fundamentale Veränderungen
in sämtlichen Lebensbereichen entfalten werden. Durch diese vorhergesagte
»Garantie« von Veränderungen ergeben sich einerseits Risiken,wenn die Aus-
wirkungen eines Megatrends unvorbereitete Gesellschaften treffen, als auch
Chancen, wenn sich strategisch auf Megatrends eingestellt wird. Dies be-
schreibt auch John Naisbitt, der den Begriff Megatrendmaßgeblich in seinem
Buch »Megatrends« von 1982 geprägt hat, in einem Interview: »Megatrends
zeichnen ein Bild zukünftiger Entwicklungen. Also können sie als Wegwei-
ser für langfristige strategische Planungen dienen« (Naisbitt 2015: 3). Dem-
entsprechend ist es von Bedeutung, dass Akteure in Entscheidungspositionen
sich mit dem aktuellen Stand der Megatrendentwicklung auseinandersetzen.
Da globale Megatrends wie beispielsweise die Digitalisierung oder Demogra-
phischerWandel Auswirkungen auf sämtliche Bereiche einer Gesellschaft ha-
ben, stehen dementsprechend viele Akteure auf den unterschiedlichen Ent-
scheidungsebenen vor der Aufgabe sichmit den Trends auseinanderzusetzen.
Dazu zählen neben Politik auchWirtschaft, Verwaltung, Zivilgesellschaft oder
auch Nichtregierungsorganisationen.
Der Fokus des Beitrags in der Auseinandersetzung mit der Schnittstelle
zwischen globalen Megatrends und der Energiewende liegt auf der kom-
2 Siehe dazu: https://www.vi-transformation.de/output-uebersicht-und-arbeits
definitionen-einzelner-megatrends-des-enertrend-projektes/. Zuletzt aufgerufen am
28.02.2020.
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munalen Ebene. Unter dem Begriff der Kommune werden nach Bogumil
und Holtkamp (2013) sowohl die Gemeinden, kreisfreien Städte, kreisange-
hörigen Städte und die Landkreise gefasst. Die kommunale Ebene ist die
unterste politische Ebene, welche im deutschen politischen System über
ein grundgesetzlich garantiertes Selbstverwaltungsrecht (beispielsweise
über die Organisations-, Finanz- und Satzungshoheit im Gemeindegebiet)
verfügt. Darüber hinaus werden auf kommunaler Ebene wesentliche po-
litische Entscheidungen getroffen, die eine unmittelbare Wirkung auf die
Lebensumstände der Bürger*innen haben, beispielsweise in den Bereichen
Versorgung (z.B. Einkaufsmöglichkeiten), Fürsorge (z.B. Pflege- und Betreu-
ungseinrichtungen) und Raumplanung (z.B. Verkehrswegeplanung). Durch
die geringe Distanz auf lokaler Ebene entstehen unmittelbare Mitwirkungs-
möglichkeiten für Bürger*innen (Bogumil/Holtkamp 2013: 8): »die lokale
Ebene ist also die Ebene umfassender Mitwirkungsmöglichkeiten.« (Ebd.)
Auch der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umwelt-
veränderungen (WBGU) (2016) schreibt den Städten als »weltweit wichtigste
Siedlungs- und Lebensräume der Menschheit« eine zentrale Rolle, im Sinne
ihrer Bedeutung etwa als politische Steuerungszentralen und kreative Ent-
faltungsräume zu. So wird gesagt: »Städte sind Orte, in denen sich globaler
Wandel niederschlägt und vorangetrieben wird: Städte und ihre Bevölkerung
sind gleichzeitig Treiber und Betroffene globalen Wandels.« (S. 43). Gegen-
wärtig zeichnet sich ab, dass es in Städten viele unterschiedliche Wege zur
Umsetzung globaler nachhaltiger Entwicklungsziele (SDGs) gibt. Aufgrund
der unmittelbaren Relevanz für das Leben der Bürger*innen sowie ihrer um-
fassenden Aufgabenbereiche, stehen Entscheidungsträger*innen auf dieser
Ebene hier im Fokus der Betrachtung.
Für ihre Arbeit in den Städten und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen
sind globale Megatrends von immenser Bedeutung – das zeigt sich bereits
heute anhand der Trends Demographischer Wandel und Digitalisierung. Zu-
künftig werden die verschiedenen Megatrends für das Leben und Handeln in
den Städten und Gemeinden in NRW weiter an Bedeutung gewinnen, etwa
in Fragen nach neuen, individualisierbaren Arbeitsformen oder wachsenden
sozialen Ungleichheiten. Dabei stellen sich die Fragen, ob kommunale Ent-
scheidungsträger*innen globale Megatrends in ihrer Gemeindearbeit wahr-
nehmen, wie ihr Wissensstand in Hinblick auf Megatrends ist, ob bereits
heute Maßnahmen in dem Kontext auf den Weg gebracht werden und wie
sie ihre Handlungsmöglichkeiten in den Kommunen einschätzen. Diese The-
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• darlegen,wie ausgewählte kommunale Akteure inNRWbestimmteMega-
trends wahrnehmen, ob eine Notwendigkeit zur Reaktion auf die Trends
erkannt wird und wie eine solche aussehen kann;
• aufzeigen, wo Treiber und Hemmnisse im Umgang mit globalen Mega-
trends und der Energiewende bei kommunalen Akteuren liegen können.
Einblick in die NRW-Gemeindestudie: Methodik und Vorgehen
Den Kern der explorativ angelegten Gemeindestudie bilden eine quantitative
Online-Befragung und 24 qualitative Interviews. Beide Methoden legen einen
inhaltlichen Fokus auf folgende vier Megatrends:
• Digitalisierung
• Soziale Disparitäten
• Übernutzung natürlicher Ressourcen
• Urbanisierung und Demographischer Wandel
Die Megatrends wurden auf Basis einer umfangreichen Literaturrecherche
ausgewählt. Kriterien zur Auswahl waren eine möglichst hohe allgemeine
Verständlichkeit des Megatrends, ein aus der Literatur ableitbarer Zusam-
menhang zur Energiewende sowie eine angenommene Relevanz für Kommu-
nen in NRW. Eine Festlegung auf ausgewählte Trends ermöglicht eine Ver-
gleichbarkeit der jeweiligen Antworten innerhalb der einzelnen Megatrends
sowie über die verschiedenen Megatrends hinaus. Die Interviews boten die
Möglichkeit, mithilfe von offenen Fragestellungen weitere Megatrends neben
den vier ausgewählten in die Analyse mit aufzunehmen.
Das methodische Vorgehen der Gemeindestudie folgt einem »Mixed Me-
thods«-Ansatz (nach Baur/Blasius 2014), um einerseits sowohl der Komplexi-
tät des Themas Energiewende und Megatrends gerecht zu werden als auch
verschiedene Forschungserkenntnisse zu ermöglichen. Durch die NRW-weit
angelegte Online-Befragung soll einerseits eine flächendeckende und verglei-
chende Status-Quo-Analyse in den Städten und Gemeinden NRWs ermög-
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licht werden. Die qualitativen Interviews ermöglichen andererseits eine tie-
fenscharfe Analyse ausgewählter Kommunen, wodurch mögliche Erklärungs-
zusammenhänge erkannt werden können.
Die Einladung zur Teilnahme an der Online-Befragung visierte alle 396
Städte und Gemeinden in NRW an. Um eine möglichst große Überschnei-
dung mit den vier Megatrends und der Energiewende zu gewährleisten,
wurde die Ebene der technisch ausgerichteten Dezernatsleitungen, zumeist
Umwelt- oder Versorgungsdezernate, angesprochen. Es wurde jedoch in
der Ansprache ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Befragung von
Personen aus unterschiedlichen Fachdezernaten innerhalb einer Kommune
beantwortet werden kann, um möglichst die gesamte Breite der behan-
delten Themen abfragen zu können. Die entsprechenden E-Mail-Adressen
der Umweltdezernatsleitungen der 396 Kommunen NRWs wurden über die
Homepages der Städte und Gemeinden identifiziert –mit sehr wenigen Aus-
nahmen. Die Einladung zur Teilnahme an der Befragung wurde in Summe
an 374 E-Mail-Adressen geschickt.
Die Fragen zu den vier ausgewählten Megatrends in der Online-
Befragung folgten diesen Analysedimensionen: Wahrnehmung, Wissen,
Einstellungen, Verhalten und Handlungskapazitäten. Ziel der Befragung
war es, einen Überblick und Vergleich zwischen Kommunen in NRW und
zwischen den Megatrends und deren Wechselwirkungen zur Energiewende
ermöglichen. Von den 374 angefragten Städten und Gemeinden haben 64 an
der Befragung teilgenommen. Dadurch ergibt sich eine Rücklaufquote von
knapp über 17 %, dies entspricht bezogen auf die Gesamtzahl der in NRW
ansässigen Städte und Gemeinden einem Anteil von 16 %. Eine generelle
Übertragbarkeit der Ergebnisse auf alle Städte und Gemeinden in NRW ist
damit nicht leistbar, d.h. Repräsentativität ist nicht gewährleistet. Jedoch
zeigen die Ergebnisse Tendenzen auf und bieten einen wertvollen Ausgangs-
punk für die Diskussion über kommunale Akteure und deren Sichtweise auf
globale Megatrends und die Energiewende in NRW.
Zur Diskussion der Ergebnisse der Online-Befragung sowie um praxisori-
entierte Einblicke in die Zusammenhänge globaler Megatrends und der En-
ergiewende zu bekommen, wurden im Anschluss an die Online-Befragung 24
qualitative Interviews mit kommunalen Entscheidungsträger*innen geführt.
Sie kamen aus den Bereichen Verwaltung (z.B. Bauamt oder Klimaschutz-
management), Politik (z.B. Bürgermeister*innen) und Wirtschaft (z.B. Lei-
tungspersonen aus Stadtwerken). Dafür wurde ein semistrukturierter Leitfa-
den entwickelt. Die Auswahl der Städte und Gemeinden erfolgte anhand von
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Interessensbekundungen im Nachgang an die Online-Befragung sowie einer
Desktop-Recherche, um Städte und Gemeinden zu identifizieren, welche sich
in besonderem Maße mit einem der ausgewählten Megatrends oder der En-
ergiewende auseinandersetzen. Um darüber hinaus ein vielfältiges Bild der
Städte und Gemeinden in NRW und deren Umgang mit gesellschaftlichen
Megatrends zu erhalten, wurden Kommunen unterschiedlicher siedlungs-
struktureller Prägung ausgewählt: ländlich, teilweise städtisch und überwie-
gend städtisch.
Wahrnehmung von Megatrends im Zusammenhang
mit der Energiewende in den Gemeinden
Die Ergebnisse aus Online-Befragung und Interviews zeigen: der Großteil der
befragten kommunalen Akteure aus NRW nimmt die vier abgefragten Me-
gatrends als relevant wahr. Es wird deutlich, dass die Trends sowohl als in
sich bedeutsame Entwicklungen als auch im Zusammenhang mit der Energiewen-
de wahrgenommen werden. Dabei sind jedoch starke Unterschiede sowohl in
der Auffassung der unterschiedlichen Trends als auch in der Betroffenheit
zwischen befragten Städten und Gemeinden in NRW erkennbar.
Besonders starke Zustimmung erhalten in diesem Sinne die Mega-
trends Digitalisierung und Demographischer Wandel (siehe Abb. 1). Bei
beiden Trends ist die Mehrheit der befragten kommunalen Entscheidungs-
träger*innen der Meinung, dass diese bereits jetzt wie auch in Zukunft
für die Städte und Gemeinden eine wichtige Rolle spielen. Im Themenfeld
DemographischerWandel werden insbesondere Veränderungen in der Bevöl-
kerungsstruktur, wie Veränderungen in der Altersstruktur der Bevölkerung,
als Herausforderung für die Gemeindeentwicklung allgemein genannt. Im
Zusammenhang mit der Energiewende erkennen die Befragten die Span-
nungsfelder desWohngebäudebereiches sowie der Versorgungsinfrastruktur,
hierbei vor allem der Bereich Mobilität. Während Veränderungen in der Be-
völkerungsstruktur die Städte und Gemeinden in NRW seit jeher prägen, ist
dasThema Digitalisierung in den letzten Jahren verstärkt aufgekommen. Aus
den Interviews wird deutlich: Der Digitalisierung wird von den Gemeinden
mehrheitlich eine impulsgebende Rolle für die Energiewende zugeschrieben,
wie etwa eine stärkere Flexibilisierung des Energiesystems. Bedenken über
Risiken, wie im Bereich Datenschutz, werden nur vereinzelt genannt. Im
Allgemeinen werden in den Interviews häufig die Digitalisierung von Verwal-
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Abb. 1: Zustimmung (»absolut« und »stark« vs. »absolut nicht« und »kaum«) zu der
aktuellen Wahrnehmung der Trends Soziale Disparitäten, Übernutzung natürli-
cher Ressourcen, Digitalisierung, Demographischer Wandel im Rahmen der Online-
Befragung (n=64); eigene Darstellung
tungsabläufen sowie der Breitbandausbau als geläufige Schwerpunktthemen
genannt.
In der Wahrnehmung der Trends Soziale Disparitäten und Übernutzung
natürlicher Ressourcen gibt es größere Diskrepanzen zwischen den Befragten
(siehe Abb. 1). Soziale Disparitäten werden stark abhängig von der siedlungs-
strukturellen Prägung der Städte und Gemeinden eingeschätzt – hier sind
insbesondere Unterschiede zwischen ländlich und städtisch geprägten Räu-
men von Bedeutung. So gebenmehrere Interviewpartner*innen an, aufgrund
eines starken sozialen Zusammenhalts und einer wirtschaftlich stabil aufge-
stellten Bevölkerung in der eigenen, ländlich geprägten Gemeinde, kaum Be-
rührungspunkte mit sozialen Ungleichheiten beobachten zu können. Dies ist
für NRW nicht überraschend, da das Bundesland grundsätzlich von starken,
sozio-ökonomischen Unterschieden geprägt ist (Ministerium für Arbeit, In-
tegration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen 2016). Im Hinblick
auf die Energiewende werden – sowohl in der Online-Befragung als auch in
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den Interviews – tendenziell negative sozio-ökonomische Auswirkungen wie
Verteilungswirkungen zuungunsten heute bereits armer Haushalte erwartet.
Der Trend der Übernutzung natürlicher Ressourcen wird durch die be-
fragten Akteure sehr unterschiedlich eingeschätzt; es lässt sich kein eindeu-
tiges Bild zeichnen, wie lokale Akteure die Brücke zwischen global wirkenden
Dynamiken und der Betroffenheit und Bedeutung auf lokaler Ebene schlagen.
Das liegt insbesondere daran, dass in den befragten Städten und Gemeinden
kaum Ansätze bekannt sind, die über klassische Abfallwirtschaft hinausge-
hen. In den Interviews wird häufig eine individuelle Dimension eingebracht
und das Thema Übernutzung natürlicher Ressourcen auf private Entschei-
dungen wie sparsames Verhalten, Vermeidung und Verwertung von Lebens-
mittelresten und Reparaturinitiativen gemünzt. Handlungs- und Eingriffs-
möglichkeiten auf kommunaler Ebene werden dagegen kaum wahrgenom-
men.
Aus den Ergebnissen lässt sich ganz allgemein ableiten, dass den befrag-
ten kommunalen Akteuren die globalenMegatrends bewusst sind und sie sich
in ihrem Arbeitsalltag bereits damit auseinandersetzen. Dies ist eine Grund-
voraussetzung für die notwendige Beschäftigung mit Zukunftsthemen wie
der Energiewende, um für eine nachhaltige Entwicklung der Städte und Ge-
meinden in NRW sorgen zu können:
»Für die erfolgreiche Umsetzung der Energiewende ist es von essentieller
Bedeutung, die Zusammenhänge mit Megatrends und die wechselseitigen
Abhängigkeiten besser zu durchdringen.« (Fischedick 2016: 51)
Strategien für die Umsetzung von Maßnahmen und Projekten
Wenn davon ausgegangen werden kann, dass sich das Fachpersonal in einem
Großteil der Städte und Gemeinden in NRW bereits bewusst mit globalen
Megatrends auseinandersetzt, stellt sich die Anschlussfrage nach den Folgen
für politisches und administratives Handeln. Gibt es Strategien und Maß-
nahmen, welche die Schnittstelle zwischen einem oder mehrerenMegatrends
und der Energiewende adressieren? Auf diese Frage antworteten unsere In-
terviewpartner*innen sehr unterschiedlich: Einzelne Städte und Gemeinden
sind bereits aktiv in der Maßnahmenumsetzung, einige haben erste Ansätze
geplant und andere haben weder Maßnahmen umgesetzt noch geplant. Die
folgende Liste zeigt einen Auszug der Antworten aufMaßnahmen und Strate-
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gien, welche im Spannungsfeld Megatrends und Energiewende angewendet
werden:
• Kooperationen mit Institutionen, welche sich bereits intensiv mit be-
stimmten Themen beschäftigen. Hierzu zählen beispielsweise karitative
Einrichtungen, die sich auf soziale Themen fokussieren oder Stadtwerke,
Verbraucherzentralen und regionale Netzwerke, die sich mit denThemen
nachhaltige Mobilität oder Stromversorgung beschäftigen.
• Die proaktive, finanzielle oder organisatorische Unterstützung von »bot-
tom-up«-Bürgerinitiativen, wie Bürger-Energiegenossenschaften, Repair
Cafés oder Unverpackt-Läden.
• Maßnahmen zur gezielten Information, Beratung und (Weiter-)Bildung, wie
etwa Bildungsinitiativen an Schulen und Kitas oder Projekte zur Weiter-
bildung von Langzeitarbeitslosen zu Energieberater*innen.
• Maßnahmen innerhalb der Gemeindeverwaltung (z.B. Digitalisierung von
Verwaltungsprozessen oder Umstellung des Fuhrparks auf E-Mobilität).
• Infrastrukturelle Maßnahmen in den Städten und Gemeinden vor Ort (z.B.
Bau neuer Radverkehrsstrecken zur Stärkung von klimafreundlicher Mo-
bilität oder die Umstellung auf digitale Kataster unter der Beteiligung von
Bürger*innen).
• Das Akquirieren von Fördermitteln, etwa durch KfW-Förderlinien oder
(Klimaschutz- und Energiewende-)Förderprogramme auf EU- und Bun-
desebene.
• Die Entwicklung von eigenen Strategien und Leitbildern innerhalb der
Gemeindeverwaltung (wie »Demographiestrategie« oder »Klimaanpas-
sungsstrategie«).
• Forschungsprojekte durch Kooperationenmit Hochschulen, beispielswei-
se zur Aufstellung eines Handlungsplans zum Erreichen von Energieaut-
arkie.
Häufigmeistern Gemeindeverwaltungen dieseMaßnahmen in Form von frei-
willigen Zusatzaufgaben, da es nur sehr begrenzte Handlungsmöglichkei-
ten bei diesen Schnittstellenthemen gibt. Dieser Fakt wurde in der Online-
Befragung und in den Interviews häufig bemängelt. Als Grund wurde vor
allem der Mangel an finanziellen und personellen Ressourcen benannt (sie-
he Abb. 2). Daher ist es für einige der befragten Kommunen unverzichtbar
mit externen Organisationen zu kooperieren, welche sich bereits mit den re-
levanten Themen beschäftigen (z.B. Angebote der Verbraucherzentralen zur
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Energieberatung oder karitative Träger für Teil- und Tausch-Angebote), sowie
auch das Einwerben von Fördermitteln, mithilfe derer die zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel ergänzt werden. Andererseits geben in der Online-
Befragung aber auch knapp ein Viertel der Befragten an, ausreichend (finan-
zielle) Ressourcen zur Verfügung zu haben, um auf die Auswirkungen der
Megatrends reagieren zu können.
Abb. 2: Zustimmung im Rahmen der Online-Befragung (»absolut« »stark« und
»eher« vs. »absolut nicht«kaum« und »eher nicht«) zu den in den Gemeinden zur
Verfügung stehenden Ressourcen im finanziellen und personellen Bereich sowie in
Eigeninitiativen von Bürger*innen (n=64); eigene Darstellung
Nicht nur die wahrgenommene Relevanz der Trends, auch die Hand-
lungsmöglichkeiten, Megatrends im Zusammenhang mit der Energiewende
aktiv anzugehen, sind demnach in den Städten und Gemeinden in NRW
unterschiedlich stark ausgeprägt. Wir sehen sie sowohl als eine Funktion
der (siedlungs-)strukturellen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen der
Städte als auch der Innovations- und Kooperationskultur in der Gemeinde.
Es kann angenommen werden, dass ein Großteil der Städte und Gemein-
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den in NRW noch keine umfassenden Strategien zur Bewältigung globaler
Megatrends im Zusammenhang mit der Energiewende entwickelt hat.
Diskussion: Treiber und Hemmnisse im Umgang mit Megatrends
und der Energiewende
Globale Megatrends werden in wirtschaftlichen Organisationen bereits zur
strategischen Entscheidungsfindung und Entwicklung genutzt (Retief et al.
2016: 52). Sie sind auch für das Handeln von Entscheidungsträger*innen auf
kommunaler Ebene relevant. Es ist notwendig, dass die Kommunen mega-
trendbezogene Entwicklungen erkennen und ihr Handeln und ihre Entschei-
dungen darauf abstimmen.DaMegatrends sich bereits heute auswirken, soll-
te dies umgehend geschehen.
Aus den Ergebnissen der Gemeindestudie kann eine Tendenz zu einer Lü-
cke zwischen dem Wissen und dem Handeln in Bezug auf die Energiewende ab-
geleitet werden. Es wurde deutlich, dass es vielen Kommunen zum konkre-
tenHandeln auf kommunaler Ebene häufig an notwendigen Voraussetzungen
fehlt. Eswird angenommen, dass sich kommunale Akteure inNRWderWech-
selwirkungen zwischen der Energiewende und den einzelnenMegatrends be-
wusst sind. Eine proaktive und strategische Gestaltung dieser Wechselwir-
kungen erfolgt zum Großteil bisher nicht. Es sind jedoch vereinzelt Hand-
lungsansätze vorhanden. Schwierige siedlungsstrukturelle und ökonomische
Voraussetzungen allein können dies aber nicht erklären. Vielmehr werden
auch komplexe Themen meist in etablierten administrativen Systemgrenzen
angegangen, sprich von kommunalen Entscheidungsträger*innen innerhalb
der in ihren Ressorts vorhandenen Möglichkeiten (z.B. demographische Ent-
wicklung und Siedlungsentwicklung). Die Notwendigkeit übergreifende Lö-
sungsansätze verbunden mit der Fragestellung der Energiewende zu entwi-
ckeln wird erkannt; solche Ansätze kommen aber nur vereinzelt bis gar nicht
in die praktische Umsetzung. Dies wird z.B. anhand des Themenkomplexes
Smart City deutlich: einige Interviewpartner*innen haben sich bereits in der
Theorie damit beschäftigt, in ihren Kommunen die Themen Mobilität und
Energie digital miteinander zu vernetzen (etwa in Smart City Konzepten). So
wird auch das Konfliktfeld Wohnen im Alter/Wohnen für Familien und Ener-
gieeffizienz bereits als wichtiges Handlungsfeld erkannt, jedoch nur verein-
zelt in integrativen und energieeffizienten Wohnprojekten angegangen.
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Wir gehen davon aus, dass neue Herausforderungen, wie sie an den viel-
fältigen Schnittstellen zwischen der Energiewende und globalen Megatrends
vorkommen, neben klassischen Steuerungsansätzen neue Formen der Steue-
rung – sogenannte Governance-Formen – benötigen. Unter neuen Governance
Formenwerden Steuerungsformen verstanden,welche sich von der Annahme
distanzieren, dass der Staat alleine von oben herab Gesellschaft steuert (Go-
vernment) (Mann 2017: 16). Governance-Formen lassen sich als »Selbstregulie-
rungsprozess verstehen, der nicht ›von außen‹ auf ›die Gesellschaft‹ wirkt,
sondern Ausdruck der gesellschaftlichen Willensbildung- und Steuerungs-
prozesse ist […].« (Ebd.) Zentral in der Auseinandersetzung mit Megatrends
auf kommunaler Ebene sind die Akteure (»Spieler« im Governance-System
(ebd.: 18)). Governance muss eine Vielzahl und Heterogenität von Akteuren
berücksichtigen, die in (politischen) Entscheidungsprozessen involviert sind.
Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltverände-
rungen (WBGU) beschreibt Urbane Governance, also die Steuerung in städ-
tischen Räumen, als bestehend aus den Handlungen hoheitlicher und nicht-
hoheitlicher Akteure und Institutionenmit dem Ziel, die gemeinsamen Ange-
legenheiten einer Stadt zu organisieren (WBGU 2016: 102). Auch hier wird ein
Fokus auf die Pluralität von beteiligten Akteuren gelegt, wobei mit hoheitli-
chen Akteuren solche der Verwaltung und Politik verstanden werden und mit
nicht-hoheitlichen Akteuren solche der Zivilgesellschaft und Wirtschaft.
In der Literatur wird angenommen, dass eine effiziente Problemlösung
innerhalb der genannten Spannungsfelder nur durch die vertikale und hori-
zontale Integration der verschiedenen Ebenen erfolgen kann (multi-level Go-
vernance) (Mann 2017: 19). Mit diesen Ebenen werden sowohl die verschiede-
nen politisch-territorialen Ebenen (lokal, regional, national, global) (ebd.) als
auch die zahlreichen Akteure (hoheitlich und nicht-hoheitlich) (WBGU 2016:
107) angesprochen. Dies ist insbesondere von Bedeutung bei denThemenMe-
gatrends und Energiewende, welche auf alle Bereiche und Ressorts der kom-
munalen Ebene Einflüsse haben und darüber hinaus stetig an Komplexität
zunehmen. Multi-level Governance kann beispielsweise durch eine stärkere
Dezentralisierung, Etablierung nicht-hierarchischer Strukturen oder die Ein-
bindung nicht-öffentlicher Akteure eingeführt werden (Mann 2017: 19).Derar-
tige Governance-Formen existieren bereits in Modellprojekten, zum Beispiel
in der InnovationCity Ruhr –Modellstadt Bottrop, in Form von Experimenten
mit einer Vielzahl an Beteiligungsarten für die Zivilgesellschaft, darunter Be-
teiligungsveranstaltungen, Vorträge, Workshops, Informations- und kosten-
lose Beratungsangebote (Best/Roose 2014). Das Leipziger Projekt »Mach’s lei-
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ser« setzte in der Beteiligung beim Lärmschutzplan der Stadt neben einer öf-
fentlichen Möglichkeit zur Bewertung von Maßnahmen durch Bürger*innen
auch auf die subjektive Wahrnehmung der Lärmprobleme in der Stadt sowie
auf die Durchführung einer Planungszelle zur Entwicklung neuer Maßnah-
men (WBGU 2016: 347-348). Die Projekte sind gelungene Beispiele für neue
Governance-Formen; sie stellen jedoch (noch) nicht den Normalfall kommu-
naler Selbstverwaltung dar.
Als Hemmnisse für die praktische Umsetzung von Maßnahmen an der
Schnittstelle Megatrends und Energiewende werden in einigen Interviews
der Gemeindestudie mangelnde personelle Ressourcen genannt. Außerdem
besteht ein hoher Kommunikationsaufwand von energiewendespezifischen
Querschnittsthemen, die Anknüpfungspunkte in einer Vielzahl der kommu-
nalen Ressorts haben. Insbesondere die befragten Klimaschutzmanager*in-
nen berichten von dieser schwierigen Aufgabe.Hier sei, nach Aussage aus den
Interviews, Verhandlungsgeschick gefragt, solche übergreifenden Themen in
die alltägliche Pflichtarbeit der verschiedenen Ressorts unterzubringen und
zu verknüpfen:
»Erfolgreiche Netzwerkarbeit hausintern bedeutet, dass man vor allen Din-
gen die Kolleg*innen mithilfe der Querschnittsbereiche entlasten sollte, ih-
nen Arbeit abnehmen sollte. Die Bereitschaft von Verwaltungseinheiten zu-
sätzliche Arbeiten zu erledigen ist nach wie vor gering. Dies bedeutet auch,
dass man wissen muss, was die Kolleg*innen tun.« (Auszug aus einem Inter-
viewtranskript)
Starre Hierarchien und Verwaltungsstrukturen können auch Gründe für
fehlende Umsetzungsprojekte sein. Diesbezüglich sollte betont werden,
dass Kooperation und Co-Produktion zwischen heterogenen urbanen Ak-
teuren nicht mit der Effizienzorientierung administrativer Arbeitsteilung
übereinstimmen. Mann (2017) nennt als Hemmnisse fehlender langfristiger
Strategien bei Kooperationen (S. 31) die strikte sektorale Ausrichtung auf
politisch-administrativer Ebene, Pfadabhängigkeiten und Ressortdenken,
die eine Koordination und Kooperation zwischen einzelnen Zuständig-
keitsbereichen und Entscheidungskompetenzen erschweren (S. 33), sowie
Machtkämpfe und Interessenskonflikte (S. 34).
In den Interviews wurden außerdem fehlende finanzielle Möglichkeiten
genannt. Dadurch können Planungs- und Durchführungsprozesse entweder
zeitlich verzögert werden oder gar nicht erst stattfinden. Als Folge, wenn be-
stimmte megatrendbezogene Themen nicht direkt von den Kommunen an-
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gegangen werden können, nennen die Interviewpartner*innen wiederholt,
dass Projekte schlichtweg »unter den Tisch fallen würden« oder an privat-
wirtschaftliche Unternehmen oder karitative Institutionen abgegeben wer-
den müssen. Häufig seien dies Projekte an der Schnittstelle Soziale Dispari-
täten und Energiewende wie etwa Energiesparberatungen für wirtschaftlich
schwache Haushalte oder Angebote zum Teilen und Tauschen.
Erfolgsfaktoren für die Implementierung neuer Governance-Formen
sind nach Mann (2017: 32) motivierte und kreative kommunale Akteure, die
es verstehen übergreifende Lösungsansätze zu kommunizieren und in die
Umsetzung zu bringen. Darüber hinaus haben bürgerschaftliche Initiativen
einen hohen Stellenwert in neuen Governance-Formen (ebd.). Auch die in
unserer Gemeindestudie befragten kommunalen Entscheidungsträger*innen
stimmen mehrheitlich darin überein, dass Bürger*innen eine zentrale Rolle
in der Mitgestaltung aktueller Themen, wie der Energiewende oder globaler
Megatrends, einnehmen (siehe auch Abb. 2):
»Die Energiewende kann nur von unten gewinnen und muss eine gesell-
schaftliche Bewegung werden« (Interviewzitat).
Sowohl kommunale Entscheidungsträger*innen als auch einzelne Bürger*in-
nen und Unternehmen (vor allem Start-ups) können als Pioniere des Wan-
dels oder Change Agents eine zentrale Rolle als Erfolgsfaktoren spielen. Indem
sie als aktive und visionäre Einzelpersonen Initiativen initiieren und andere
für ihre Ideen begeistern (Mann 2017: 32), sind sie hilfreich für die erfolg-
reiche Umsetzung von Maßnahmen. Neben den Einzelpersonen braucht es
dafür auch Freiräume zum Experimentieren und Selbstverwaltungsstruktu-
ren, welche die Vernetzung von Akteuren ermöglichen (ebd.); etwa so wie es
in den Beispielen in Bottrop und Leipzig gemacht wurde (s.o.).
Um komplexe globale Entwicklungen wie Megatrends und die Ener-
giewende auf kommunaler Ebene erfolgreich anzugehen, können neue
Governance-Formen hilfreich sein. Selbstverständlich muss in jeder Stadt
oder Gemeinde in NRW die spezifischen Kontextbedingungen für die Aus-
wirkungen der Trends und das Zusammenspiel mit der Energiewende dabei
in Betracht gezogen werden. Ein zentraler Begriff, welcher sowohl in der Li-
teratur als auch in unserer Gemeindestudie genannt wurde, ist: Partizipation.
Kommunale Akteure sollten offen dafür sein, Strukturen für systemübergrei-
fende Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene zu schaffen, hierarchische
Strukturen »aufzuweichen« und den Einbezug von Bürger*innen zu stärken.
Wenn Gemeinden die globalen nachhaltigen Entwicklungsziele (SDG’s) um-
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setzen wollen, müssen hoheitliche Akteure der Zivilgesellschaft, Wirtschaft
und Wissenschaft verantwortliche Rollen in der Stadtgestaltung übertragen.
Über Lösungsansätze auf rein kommunaler Ebene hinaus müssen jedoch
auch die Rahmenbedingungen auf den übergeordneten Ebenen stimmen;
wie auch einzelne Interviewteilnehmer*innen betonen. Demnach könnten
Änderungen in ordnungsrechtlichen Rahmenbedingungen dafür sorgen,
dass Digitalisierungsprozesse beschleunigt werden können oder beispiels-
weise durch Änderungen im Baugesetzbuch die Voraussetzungen für die
Umsetzung energetischer Maßnahmen geschaffen werden.
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Urbane nachhaltige Entwicklung am Beispiel
von Initiativen in Gießen und Essen1
Abeer Abdulnabi Ali
»Our struggle for global sustainability
will be won or lost in cities.«
(Ban Ki-moon)
Einleitung
Weltweit erhalten Städte immer mehr Aufmerksamkeit, denn seit 2007 lebt
die Mehrheit der Menschen in Städten (UN DESA 2014: 7). Innerhalb von 64
Jahren stieg die urbane Bevölkerung 2014 weltweit auf 54 % an und bis 2050
wird prognostiziert, dass diese 66 % betragen wird (ebd.). Diese Verände-
rung in dermenschlichen Siedlungsgeschichte wird auch als »urbaneWende«
(Schubert/Stratmann 2008: 2963) bezeichnet. Der Wendepunkt rückt Städte
weltweit als relevanteste Lebensräume der Menschheit ins Augenmerk der
Wirtschaft, Politik, sowie Wissenschaft und Gesellschaft (WBGU 2016: 43).
Trotz ihrer steigenden Anzahl und Größe nehmen Städte nur ungefähr zwei
Prozent der totalen Landmasse ein. Jedoch werden 70 % des BIPs, über 60 %
des Energieverbrauchs, 70 % der Treibhausgasemissionen und 70 % des Ab-
falls in Städten erzeugt (UN-Habitat 3 2016). Die genannten Veränderungen
in den letzten Dekaden lassen sich als Megatrend Urbanisierung zusammen-
fassen. Weiterhin wird die Relevanz der Städte durch das Eingangszitat des
ehemaligen Generalsekretärs der Vereinten Nationen, Ban Ki-moon, für die
Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung betont (UNRIC 2015).
1 Der vorliegende Beitrag beleuchtet die wichtigsten Ergebnisse der Bachelorarbeit von
2017. Ein besonderer Dank gilt den Gutachtern Prof. Dr. Andreas Dittmann und Dr.
Steven Engler.
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Internationale Organisationen, darunter die Vereinten Nationen, sowie
nationale und lokale Regierungen haben einen speziellen Fokus auf sozia-
le, infrastrukturelle und ökologische Krisen gelegt (Brenner 2018: 2). Zudem
wurden universelle Ziele in der globalen Agenda für nachhaltige Entwicklung
formuliert. Diese Sustainable Development Goals (SDGs) wurden 2015 von den
Vereinigten Nationen beschlossen und gelten für alle Staaten der Welt (Mar-
tens/Obenland 2016: 9). Eines der 17 SDGs wurde für alle Städte weltweit for-
muliert: das SDG 11 (»Make cities and human settlements inclusive, safe, re-
silient and sustainable« (UN 2020)). Weltweit steigt das Umweltbewusstsein
der Menschen und in den Städten lassen sich einige Veränderungen verzeich-
nen (Krehl 2015: 7). Es wurden diverse Initiativen in ökologischen, ökonomi-
schen und sozialen Bereichen gegründet. Jedoch macht sich das gesteigerte
Bewusstsein noch kaum in der Verringerung des zusätzlichen anthropogenen
Treibhauseffekts bemerkbar (Kappas 2016: 97ff.).
Um der Anhäufung der Probleme, wie den Verlust von Ökosystemleis-
tungen und biologischer Vielfalt, Bodendegradation und Desertifikation, der
Verstärkung des Klimawandels und damit seiner Auswirkungen, zu entgeg-
nen, ist ein Wandel in den Lebensstilen und Handlungen erforderlich. Die
Probleme werden oftmals global betrachtet, wobei sich hierbei immer die
Frage stellt, wie das Bestehen des Menschen für Gegenwart und Zukunft ge-
währleistet werden kann. Weiterhin ist festzustellen, dass es Anstrengungen
auf der regionalen und lokalen Ebene bedarf, um Nachhaltigkeit zu erzie-
len. Nachhaltige Entwicklung auf der lokalen und kommunalen Ebene ist so-
mit zu einem neuen Forschungs- und Akteursfeld geworden (Nischwitz/Mo-
litor/Rohne 2002: 1).
Wenn das Ziel nachhaltige Entwicklung ist, müssen die industrialisier-
ten Staaten eine leitende Rolle bei der Lösungsfindung einnehmen. Obgleich
Staaten wie China und Indien ebenfalls miteinbezogen werden sollten, müs-
sen die Veränderungen zuerst in den weiterentwickelten Staaten angegangen
werden (Grin/Rotmans/Schot 2010: 2). Als wirtschaftlich hochpotenter Staat
steht Deutschland dabei in einer besonderen Verantwortung (Schuster 2013:
13f.). Deutschland gehört zu den Staaten in der europäischen Union, die im
Zuge der Globalisierung überproportional profitiert haben, während die Um-
weltbelastungen und Ausbeutung der natürlichen Ressourcen zunehmend in
Staaten des globalen Südens verlagert wurden (Schütz/Moll/Bringezu 2004:
4).
Vor dem beschriebenen Hintergrund wurden Initiativen der Transition
Town, Urbanen Gärten, Critical Mass und das Stadtradeln ausgewählt, um
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die Umsetzung von Nachhaltigkeit auf lokaler Ebene durch bürgerschaftli-
ches Engagement zu untersuchen. In Deutschland ist nachhaltige Stadtent-
wicklung in der kommunalen Politik ein wichtiger Faktor (Walcha 1999: 3). Je-
doch ist die Umsetzung aufgrund der Differenziertheit der Städte (Löw 2013:
9) komplex.Ein Kernaspekt derNachhaltigkeitsforschung beschäftigt sichmit
der Fragestellung,wie sichMaßnahmen zur Förderung derNachhaltigkeit ge-
sellschaftlich akzeptabel gestalten lassen (Kopatz 1999: 9). Für den vorliegen-
den Beitrag wurde folglich die Forschungsfrage: Wie kann die Umsetzung von
Nachhaltigkeit auf der lokalen Ebene durch Initiativen verbessert werden, gewählt.
Methodische Vorgehensweise
Für eine Analyse der Nachhaltigkeit auf der lokalen Ebene wurden die Städ-
te Gießen, mittelgroße Stadt in Hessen an der Lahn und Essen, Großstadt
in Nordrhein-Westfalen im Zentrum des Ruhrgebiets untersucht. Es wurden
zwei unterschiedliche städtische Räume ausgewählt, da diese hinsichtlich der
Rahmenbedingungen, wie Infrastruktur oder Demographie auf unterschied-
licher Weise von Nachhaltigkeitsstrategien beeinflusst werden. Für den Ver-
gleich wurden die Parameter Fläche, Bevölkerungszahl und Durchschnittsal-
ter herangezogen (Tab. 1).
Tab. 1: Vergleich der Untersuchungsgebiete Gießen und Essen
Gießen Essen
Fläche 72,56 km2 210,3 km
Bevölkerungszahl 84.677 Einwohner 589.579 Einwohner
Durchschnittsalter 39 Jahren 44,6 Jahren
(Eigene Darstellung mithilfe von Bertelsmann Stiftung 2011; Gießen 2017a, b, c;
Essen 2017a)
Ein weiterer wichtiger Faktor ist der Anteil an Studierenden. Gießen hat
mit 37.000 Studierenden die höchste Studierendendichte in Deutschland
(Gießen 2017c). Die Universität Duisburg-Essen hat 43.089 Studierende, von
denen etwa die Hälfte in Essen wohnt (Essen 2017b). Darüber hinaus war
Essen »Grüne Hauptstadt Europas 2017«. Dieser Titel soll einen Wandel der
ehemaligen Kohle- und Stahlstadt zu einer nachhaltigen Stadt im Ruhrgebiet
aufzeigen (Essengreen.Capital 2017).
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Für die Bearbeitung des Forschungsgegenstands wurden Methoden der
qualitativen empirischen Sozialforschung angewandt. Qualitative Forschung
verfolgt das Ziel, durch gezielte Untersuchungen die Prozesse zu verstehen,
durch welche die soziale Wirklichkeit konstruiert wird (Lamnek/Krell 2016:
44). Es wurden zehn explorative Experten- bzw. Tiefeninterviews geführt.
Die Reichweite der Erkenntnisse, die durch die Interviews gewonnen wur-
den, sind lokal, zeitlich sowie situativ begrenzt (Flick 2012: 22f.). Diese Inter-
viewformwurde gewählt, um das Handlungsfeld der Expert*innen als Reprä-
sentant*innen einer Gruppe zu untersuchen (Flick 2012: 214). Dabei wurden
Expert*innen aus den gewählten Initiativen in Gießen und in Essen befragt.
Als Initiativen für nachhaltige Mobilität wurde die »bottom-up«-gegründete
Critical Mass in Gießen und das »top-down«-gesteuerte Stadtradeln in Es-
sen untersucht. Ziel war es die persönlichen Erfahrungen und Eindrücke in
der Stadt sowie den Einfluss der Initiativen in Bezug auf nachhaltige Stadt-
entwicklung zu erfassen. Darüber hinaus wurden auch Geographen in den
Untersuchungsgebieten und ein Politiker zu der Thematik befragt, um durch
ihr fachliches Wissen einen externen Einblick auf die Umsetzung von Nach-
haltigkeit vor Ort zu generieren.
Als Bewertungs- und Interpretationsmethode im Rahmen der Bachelor-
arbeit wurde eine SWOT-Analyse für die Initiativen durchgeführt. Die SWOT-
Analyse steht für »Strenghts« (Stärken), »Weaknesses« (Schwächen), »Oppor-
tunities« (Chancen) und »Threats« (Risiken) eines bestimmten Vorhabens.Da-
mit können Schlüsselfaktoren, die für eine Zielerreichung bedeutend sind,
identifiziert werden (Fürst/Scholles 2008: 505). Der vorliegende Beitrag be-
leuchtet die wichtigsten Ergebnisse der ausgewählten Kriterien Partizipati-
on und Engagement, Unterstützung durch Stadt und Politik, Zeit und Pro-
blembewusstsein von Bürger*innen. Dadurch wurden Handlungsperspekti-
ven entwickelt, um die Umsetzung von Nachhaltigkeit auf der lokalen Ebene
effektiv und effizient zu verbessern.
Nachhaltigkeit auf der lokalen Ebene
Die innerstädtischen und suburbanen Aktivitäten, ob es wirtschaftliche oder
soziale sind, haben Auswirkungen auf das Umland, entfernte Regionen und
Ökosysteme, sowie auf planetare Systeme (Satterthwaite 2003: 77). Der UN-
Habitat Bericht »Urbanization and Development: Emerging Futures« (2016)
erläutert, dass die Urbanisierung in vielen Aspekten bislang nicht nachhal-
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tig verlaufen ist. In der Planung wurde beispielsweise das Auto als Trans-
portmittel bevorzugt eingebracht, welches den Bedarf an Energie erhöht und
zur globalen Erderwärmung beiträgt (siehe dazu auch den Beitrag von Canz-
ler/Knie in diesem Band). Aus gesellschaftlicher Perspektive hat die Urbani-
sierung mehrere Formen von Ungleichheit, Ausgrenzung und Mangel verur-
sacht. Ökonomisch gesehen ist die Urbanisierung nicht nachhaltig verlau-
fen, da die Arbeitslosigkeit, besonders bei jungen Menschen weit verbreitet
ist und instabile niedrigbezahlte Arbeitsplätze, sowie informelle Aktivitäten
Ungleichheit fördern und Lebensqualität senken (UN-Habitat 2016: 5). Um
diesen urbanen Herausforderungen zu begegnen, erfordert es Handlungen
sowohl in ökologischen, ökonomischen als auch in sozialen Bereichen. Hier-
bei ist Nachhaltigkeit der Dreh- und Angelpunkt.
Nachhaltigkeit ist zum populären Buzzword geworden. Ökonom*innen,
Politiker*innen und viele andere Akteur*innen haben das Trendwort bereits
in ihren Lebensläufen integriert (Pufé 2012: 6). Doch ist unklar, ob jedem be-
kannt ist, was der Begriff bedeutet (Grober 2013: 14). Er ist überaus mehrdeu-
tig und man kann nur schwer eine universelle Definition formulieren, da er
in unterschiedlichen Zusammenhängen eine wichtige Rolle besetzt (Michel-
sen/Adomßent 2014: 1; Grober 2013: 16).
Während der Begriff Nachhaltigkeit einen Zustand beschreibt, stellt die
nachhaltige Entwicklung ein dynamisches Konzept dar. Für die vorliegende
Arbeit wird die Definition aus dem Brundtland-Bericht »Our Common Fu-
ture« (1987) verwendet:
»Sustainable Development is development that meets the needs of the
present without compromising the ability of future generations to meet
their own needs.« (WCED 1987:43)
Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung können nur erreicht werden, wenn
der Schutz der Natur in die Entwicklungsvorgänge integriert, die Bedürfnisse
der Umwelt für Gegenwart und Zukunft angepasst, sowie die Bekämpfung
der Armut als grundlegendeMaßnahmen in den Vordergrund gestellt werden
(Steen 1994: 84). Diese Herausforderungen gilt es gemeinsam zu bewältigen.
1992 fand in Rio de Janeiro die Weltkonferenz der Vereinigten Nationen
statt, an der 178 Staaten teilgenommen haben. Zum ersten Mal hatten sich
die Staats- und Regierungschefs versammelt, um gemeinsam Strategien auf-
zustellen, die dem Umweltschutz und der Bekämpfung der Armut mittels
nachhaltiger Entwicklung dienen (Schuster 2013: 11). Nachhaltige Entwick-
lung sollte sowohl in denThemen der Umwelt als auch der Entwicklung welt-
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weit Verbindlichkeit beanspruchen. Um das Ziel einer nachhaltigen Entwick-
lung zu erreichen wurden im Laufe der Geschichte mehrere Berichte verfasst
und internationale Konferenzen der UN gehalten. Dabei lässt sich ein zuneh-
mendes Verständnis für die Bedeutung der Nachhaltigkeit bis hin zur Aus-
prägung als Leitbild und Bindeglied für die Bereiche Umwelt und Fortschritt
beobachten.
Immer mehr Menschen in immer mehr städtischen Regionen sind
von den Problemen und Herausforderungen einer nicht-nachhaltigen Ge-
sellschaft betroffen. Wenn ein Wandel hin zur nachhaltigen Entwicklung
erreicht werden soll, sind Handlungen der Gesellschaft vor Ort umzuset-
zen. Anhand der ausgewählten Initiativen werden Handlungsfelder für die
Einführung nachhaltiger Stadtentwicklung auf der lokalen Ebene analysiert.
Transition Town
Die Transition Town Initiative hat ihren Ursprung in Kinsale (Irland). Es wur-
de ein Plan zur Senkung des Energieverbrauchs entwickelt, um die Unabhän-
gigkeit der Stadt vom Erdöl zu erreichen (Krehl 2015: 15). 2005 gründete Rob
Hopkins die Bürgerinitiative »Transition Town Totnes«. Sie wurde zum Leit-
bild für viele weitere Initiativen weltweit. Innerhalb weniger Jahre breitete
sich die Idee in Großbritannien, Europa, Australien, über Nord- und Südame-
rika bis nach Japan, Indien und Südafrika aus (Maschkowski/Wanner 2014: 1).
Die »bottom-up«-Initiative Transition Town beinhaltet eine Reihe von ver-
schiedenen Aktivitäten, darunter Urbane Gärten, Repair-Cafés, solidarische
Landwirtschaft und Lastenfahrräder (Transition Town Gießen 2017). Getra-
gen und beeinflusst werden die Projekte von Bürger*innen (WBGU 2011: 256).
Um die globalen Herausforderungen zu bewältigen, soll die lokale ökonomi-
sche, zivilgesellschaftliche und individuelle Resilienz gestärkt werden. Dabei
sollen Selbstversorgung, lokal erzeugte Produkte und erneuerbare Energien
gefördert werden (Krehl 2015: 16).
Es zeigt sich, dass die Initiative der Transition Town in der Großstadt
Essen viel Engagement und Partizipation von Seiten der Bürger*innen er-
fährt und dadurch sehr aktiv ist. Als Großstadt hat Essen im Vergleich zu
Gießen etwa fünfmal so viele Einwohner. Zudem liegt Essen im Ruhrgebiet,
dem größten Agglomerationsraum Deutschlands (WBGU 2016: 278). In der
mittelgroßen Stadt Gießen mangelt es an engagierten Bürger*innen. In Es-
sen gehört die Initiative zum Runden UmweltTisch und durch ihre Funktion
als Dach für andere Bewegungen ist sie mit den Urbanen Gärten, die dort
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gegründet wurden, dem Repair-Café und einigen anderen vernetzt. Auch in
Gießen hat die Bewegung eine Dachfunktion für Initiativen. Dennoch liegt
ein schwaches Netzwerk vor und die Initiative ist »ein Geisterschiff […], was
online noch sehr präsent ist, was die Leute auch so sehr gut wahrnehmen.
Aber hinter den Kulissen passiert gar nichts mehr«, erklärte der Experte aus
der Transition Town in Gießen. Hopkins ist hierbei der Ansicht, dass es die
Beteiligung einer möglichst großen Öffentlichkeit erfordert, um Wandel zu
schaffen (Hopkins 2010: 120). Eine wesentliche Schwäche, welche ein exis-
tentielles Risiko darstellt, ist die fehlende Partizipation für die Initiative in
Gießen. Ohne das Engagement und den Einsatz der Bürger*innen können
innerhalb der Transition Town keine Projekte in der Region organisiert wer-
den. Gründe für das Auftreten dieses Risikos könnten Blockaden gegenüber
Veränderungen sein. Darunter zählen persönliche Hindernisse, wie die Ab-
lehnung des Verzichts, von Sparsamkeit oder das Aufgeben von bekannten
Lebensstilen (Krehl 2015: 13).
Als weiteres Kriterium wurde der Zeitaspekt innerhalb der Analyse be-
trachtet. In Essen wird das Kriterium von den befragten Expert*innen nicht
erwähnt. Hingegen erweist sich mangelnde Zeit als große Schwäche für die
Transition Town in Gießen. Der Faktor Zeit wird häufig mit fehlender finan-
zieller Unterstützung verknüpft. In beiden Städten stellt dies für die Initiative
ein Risiko dar. Da sich in Essen relativ viele Personen beteiligen, die finan-
ziell flexibler sind als Studierende, ist das Problem weniger stark ausgeprägt
als in Gießen. Gleichwohl erklärten die Befragten aus der Initiative in Essen,
dass sich etwas in der Arbeitswelt ändern muss, da sich die »[…] Welt nicht
im Ehrenamt verändern« lässt. In der Universitätsstadt Gießen, werden sol-
che Initiativen häufig von Studierenden getragen, denen es an Zeit mangelt,
wenn sie noch nebenbei arbeiten. Zeit ist bei Aufbau und Entwicklung ei-
ner solchen Initiative ein wichtiger Aspekt (Hopkins 2014: 85). Dennoch ist
zu beachten, dass die Transition Town vor allem in Gießen eine sehr junge
Bewegung ist, da sie erst 2015 ins Leben gerufen wurde. Da es in der mittel-
großen Stadt allerdings an Engagierten fehlt, die Zeit und Geld haben, um
Energie, Ideen und Aktivitäten in die Bewegung zu stecken, ist die Initiati-
ve zurückgefallen. Dabei zeigt sich wieder, dass solche Initiativen »Pioniere«
sind und »[…] so schön »bottom-up«-Prozesse sind, man braucht irgendwie
Leute, die die Moderation und alles drum herum in die Hand nehmen […]«,
so der Befragte. Dennoch braucht es solche Bewegungen, als Impuls- und
Ideengeber, um einen Ansporn und ein gesellschaftliches Klima zu schaffen,
erläuterte der interviewte Politiker.
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Das Problembewusstsein der Bürger*innen bezüglich der Notwendigkeit
für die Transformation zu nachhaltigen Lebensstilen, stellt für die Transiti-
on Town in beiden Untersuchungsgebieten ein Risiko dar. In Essen haben
die interviewten Experten wahrgenommen, dass es »einen großen Anteil von
diesen Leuten mit den Scheuklappen, die so sehr in ihrem Alltag stecken […]
und ja vielleicht auch Angst vor Veränderungen haben« gibt. Dennoch kann
das Kriterium zu einer Chance umgewandelt werden, wenn Strategien ein-
gesetzt werden, die das Bewusstsein stärken. Hierbei ist zu beachten, dass
eine Steigerung der Partizipation an lokalen Initiativen erst erreicht wird,
wenn sich ein Großteil der Bürger*innen bewusst ist, dass der Wandel zu ei-
ner dauerhaft tragfähig handelnden Gesellschaft notwendig ist (Krehl 2015:
30).
Durch Kooperation mit Stadt und Politik kann die Bekanntheit der Initia-
tive gefördert und dadurch die Anzahl der Teilnehmer*innen erhöht werden.
Hinsichtlich dessen erwies sich der Titel »GrüneHauptstadt Europas 2017« als
Chance für die Initiative in Essen, da sich Möglichkeiten ergeben, die Tran-
sition Town zu präsentieren und »[…] einer breiten Öffentlichkeit zugänglich
zu machen« betonte der Stadtforscher. Auch für die Transition Town in Gie-
ßen kann der Entschluss gefasst werden, dass es die Unterstützung durch
lokale und kommunale städtische sowie politische Akteure benötigt. Durch
ihre Maßnahmen und die Zusammenarbeit der Transition Town mit diesen
Akteuren, kann die Initiative in Gießen wiederbelebt werden, da nur somit
eine breite Öffentlichkeit auf die Bewegung aufmerksam gemacht werden
kann (Maschkowski/Wanner 2014: 9). Denn meist mangelt es solchen Initiati-
ven und Projekten, die von unten gesteuert werden, an Aufmerksamkeit und
Reichweite (Hossain 2016: 977).
Durch die hohe Fluktuation der Studierenden in Gießen konnte die Initia-
tive bislang kaum Erfolge erzielen. Dennoch können auch aus dem ständigen
Wechseln der Studierenden Potentiale genutzt werden. Sollten die Studie-
renden im Sinne der Nachhaltigkeit positive Verhaltensweisen und Ideen in
Gießen gesammelt haben, könnten sie diese an einem anderen Ort einsetzen
und weiterentwickeln. Die Studie »Umweltbewusstsein in Deutschland 2016«
zeigt, dass ein hohes Problembewusstsein gegenüber Umwelt- und Klimapro-
blematiken und eineOffenheit für nachhaltigereWirtschafts- und Lebenswei-
sen besteht, jedoch ist das Engagement der Industrie, der Bundesregierung
sowie der Bürger*innen noch sehr gering (BMUB 2017). Das Gefühl von Ver-
antwortung und die damit verbundene Bereitschaft zum Handeln wird meist
nur für das Umland getragen. Denn erst Ereignisse in der eigenen Stadt bzw.
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Gemeinde verschärfen die Motivation etwas zu unternehmen. Gleichwohl ein
Gefühl der Betroffenheit geschaffen ist, wird aufgrund einer sogenannten
Partizipationsbarriere nicht immer direkt gehandelt (Kopatz 1999: 45). Die-
se gilt es mithilfe von gezielten Maßnahmen zu durchbrechen. Folglich lässt
sich die Problematik nicht auf Gießen und Essen beschränken, sondern er-
weist sich als ubiquitäre Herausforderung.
Urbane Gärten
Begonnen hat die Bewegung der Urbanen Gärten (engl.: »Urban Gardening«)
in den späten 1960er und 1970er Jahren in New York City, USA, als eine Ver-
schlechterung der wirtschaftlichen Lage in Städten das Interesse für urbane
Grünflächen geweckt hat. Besonders Nahrungsmittel- und Ressourcenkrisen
sowie klimabedingte Desertifizierung von Agrarflächen steigern das Inter-
esse an lokalen und biologischen Lebensmitteln (Müller 2012: 24). Durch
bürgerschaftliches Engagement wurden Gemeinschaftsgärten auf freien
Flächen realisiert. Da die vorherigen Freiflächen oftmals von Drogendealern
und anderen Kriminellen verwendet wurden, haben die Gärten somit unter
anderem die Möglichkeit für gesellschaftliche Veränderungen geschaffen
(Saldivar-Tanaka/Krasny 2004: 399). Durch die kontinuierliche Arbeit und
öffentliche Sichtbarkeit wurde aus vielen Einzelaktionen eine weltweite Be-
wegung (von der Haide et al. 2012: 267). Der Fokus bei dieser Untersuchung
wurde auf die Gemeinschaftsgärten (engl.: »community gardens«) gesetzt.
Rosol (2006) definiert Gemeinschaftsgärten als
»[…] gemeinschaftlich und durch freiwilliges Engagement geschaffene und
betriebene Gärten, Grünanlagen und Parks mit Ausrichtung auf eine allge-
meine Öffentlichkeit.« (Rosol 2006: 7)
Demnach sind es Gärten auf städtischen Freiflächen, die von Bürger*innen
organisiert und geführt werden sowie für jeden zugänglich sind.
Die Auswertung der Interviews mit den Expert*innen aus den Urbanen
Gärten in Essen und Gießen hat gezeigt, dass sich die Initiativen nur in weni-
gen Aspekten unterscheiden. Das Kriterium Engagement und Partizipation
stellt für die Urbanen Gärten in beiden Städten eine zentrale Schwäche dar. In
Essen gibt es mehr Urbane Gärten als in Gießen und sie werden sowohl von
der Stadt durch die »Grüne Hauptstadt«, als auch von der Transition Town
unterstützt. Obgleich es mehr Leute gibt, die sich engagieren, ist »die größte
Schwierigkeit […] Mitgärtner zu finden. Also genügend Aktive […]«, erklärte
die interviewte Akteurin aus Essen. In Gießen scheitern solche Projekte oft-
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mals, laut dem Interviewten aus den Urbanen Gärten, denn »[…] viele Leute,
viele jüngere Leute, die nach Gießen kommen zögern immer dabei, wenn es
darum geht sich […] zu engagieren oder […] Verantwortung zu übernehmen
[…]«. Die Aussage des Experten zeigt zudem, dass die junge, studentisch ge-
prägte Gesellschaft in Gießen ein Risiko für die Initiative darstellt.Dieses Pro-
blemwird weiterhin durch die offene Struktur der Gärten gefördert, wodurch
das Risiko entsteht, dass sich niemand verantwortlich fühlt. Als Folge lastet
ein Großteil der Arbeit auf den wenigen, die sich engagieren (Gehrke 2012: 3).
Zusätzlich kann eine solche Initiative laut der Studie von LeighHolland (2004)
zu community gardens, nur langfristig bestehen, wenn gute Organisation und
Partizipation vorhanden sind, sowie durch einen regelmäßigen Beitrag neuer
Ideen, welche die Entwicklungen in der Gesellschaft reflektieren (Rosol 2006:
207).
Der Zeitaspekt wurde wiederum nur in Gießen als Schwäche dargestellt,
denn der Interviewte erklärte, dass »[…] die meisten Leute […] nicht mehr
die Zeit [haben,] sich da so reinzuknien und so viel zu machen und daran
scheitert […] sehr viel«. Im Wesentlichen sind es die Akteur*innen, die über
mehr Zeit verfügen, die sich in den Gemeinschaftsgärten engagieren (Rosol
2006: 212). Ähnlich, wie bereits bei der Transition Town erläutert, hängt das
Problem des Zeitmangels bei dieser Initiative oftmals mit der finanziellen
Unterstützung zusammen.
Problembewusstsein könnte sich in beiden Städten als Chance für die In-
itiativen herausbilden, da die Entwicklung immer weiter in Richtung regio-
naler und lokaler Lebensmittel geht (Kögl/Tietze 2010: 10). Wie bereits bei
der Transition Town aufgeführt, gibt es Partizipationsbarrieren, die es auf-
zubrechen gilt. Weiterhin bedarf es beim Gärtnern an viel Arbeit, wodurch
von einigen das Argument »wieso hier das Gemüse großziehen, wenn ich bei
[Discountern] für 49 Cent irgendwiemeine Paprika kaufen kann« vorgebracht
wird, berichtete der interviewte Geograph aus Gießen. Es zeigt sich, dass feh-
lende Spürbarkeit der Auswirkungen des individuellen Handelns ein Hinder-
nis für Veränderungen in den Lebensweisen darstellt. Auf der einen Seite gibt
es einen Teil der Gesellschaft, der Bio-Produkte einkauft und vielleicht sogar
lokal Lebensmittel anbaut. Auf der anderen Seite findet sich jedoch eine Ge-
sellschaft, »die das Kilo Gehacktes für 3,99 nur gerne hätte«, obgleich sie um
die Konsequenzen weiß, erläuterte der Geograph aus Essen. Weiterhin führ-
te der Experte aus, dass die gesellschaftliche Aufgabe darin besteht alle Ge-
sellschaftsgruppen zu einem umweltbewussten Handeln zu bringen und »[…]
einen nachhaltigen gesellschaftlichen Konsens« zu schaffen. Folglich müssen
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Information und Umweltbildung in alle Lebensbereiche diffundieren, um die
Anzahl der Beteiligten zu erhöhen.
Critical Mass
Eines der zentralen Merkmale einer modernen europäischen Gesellschaft ist
Mobilität. Um Mobilität nachhaltig zu gestalten, müssen die lokal spürba-
ren negativen Auswirkungen des Verkehrs, unter anderem Treibhausgase,
Luftverschmutzung und Lärm, deutlich reduziert werden (Butzin/Ter-
striep/Welschhoff 2013: 2). Die Problematiken, welche durch den motori-
sierten Individualverkehr verursacht werden, sind überwiegend in Städten
spürbar – somit in den Regionen, in denen alternative Verkehrskonzepte am
ehesten umgesetzt werden können (Zimmer/Hülsmann/Havers 2014: 11). Das
Mobilitätsverhalten muss folglich nachhaltig verändert werden.
Eine Lösung für die Problematiken bietet der Radverkehr. Er hat mit
dem Fußgängerverkehr die höchsten Umweltentlastungspotentiale, da er
weder Emissionen noch Lärm verursacht und wenig Flächen verbraucht
(Zimmer/Hülsmann/Havers 2014: 19). Zusätzlich fördert Fahrradfahren die
Gesundheit (Garrard/Rissel/Bauman 2012: 31). Fahrradfahren kann somit den
Wandel zu einer nachhaltig handelnden Gesellschaft vorantreiben. Dennoch
hat der Radverkehr in vielen deutschen Städten noch nicht den Stellenwert
erhalten, den er benötigt, um sich zu entwickeln (Zimmer/Hülsmann/Havers
2014: 20). Die jährlichen Pro-Kopf-Ausgaben für den Radverkehr in den sechs
größten Städten in Deutschland und in Amsterdam und Kopenhagen von
2018 verdeutlichen dies. In Stuttgart, Berlin und Frankfurt sind es vier bis
fünf Euro, in Köln und Hamburg knapp drei Euro, wohingegen die Ausgaben
in Amsterdam elf Euro und in Kopenhagen circa 36 Euro betragen (statista
2020).
Eine Initiative,welche die Aufmerksamkeit auf das Radfahren gelenkt hat,
ist Critical Mass. Sie begann 1992 in San Francisco als sich Fahrradfahrer wäh-
rend der Rushhour des letzten Freitags jeden Monats getroffen haben, um in
der Öffentlichkeit gemeinsam Fahrrad zu fahren. Damit verbreiteten sie die
Botschaft: »Wir behindern nicht Verkehr, wir sind Verkehr!« und verlangten
nach Gleichberechtigung des Fahrrads. Die Bewegung sieht sich einerseits als
Party und andererseits als Demonstration. Durch die Critical Mass wurde ei-
ne große Anzahl von Radfahrern mobilisiert, massive Kontroversen erzeugt
und dazu beigetragen die öffentliche Auffassung zum Fahrrad weltweit zu
verbessern (Furness 2007: 299). Auch diese Bewegung hat sich global verbrei-
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tet. Als Gegenbewegung zur Automobilität zeigt die Critical Mass eine Me-
thode, um die Rolle des Fahrrads in einer zunehmend motorisierten Welt zu
stärken und die Nutzung des öffentlichen Raumes zu thematisieren (Furness
2007: 300).
Die Untersuchungen der Critical Mass in Gießen haben gezeigt, dass es –
anders als bei den zuvor untersuchten Initiativen – nicht an Teilnehmer*in-
nen mangelt. Critical Mass lebt mehr von Partizipation als von Engagement.
Durch die Freiheit der Teilnehmer*innen die Veranstaltung individuell zu in-
terpretieren, ergibt sich die Chance, eine große Anzahl von Bürger*innen zur
Teilnahme zumotivieren (Furness 2010: 136f.). Die Teilnehmer*innenmachen
aus unterschiedlichen Gründen an der Bewegung mit, sei es, um die globalen
Umweltgesetze zu ändern, die Prioritäten des lokalen und regionalen Trans-
portes zu stärken oder einfach nur um gemeinschaftlich Fahrrad zu fahren
(Blickstein/Hanson 2001: 361). Da »gerade in Gießen […] eigentlich alles fuß-
läufig erreichbar ist, [ist man] mit dem Fahrrad […] hier super aufgestellt«,
berichtete der Critical Mass-Aktivist. Zusätzlich kann der hohe Studierenden-
anteil in Gießen eine Chance für die Critical Mass ergeben, da die neue Be-
wegung besonders junge Leute anspricht. Romanowska, Okraszewska und
Jamroz (2019: 2) erläutern zudem, dass Studierende eine hohe Bereitschaft
aufzeigen, neue Ideen anzunehmen und Lebensgewohnheiten zu verändern.
Eine Unterstützung von Stadt und Politik erfährt die Initiative nicht di-
rekt. Zu Beginn wurde die Bewegung von der Polizei begleitet, um den Schutz
der Fahrradfahrer*innen zu gewährleisten. Vom Experten der Critical Mass
war die Bewertung hierzu, dass es »[…] eigentlich ganz nett war, umdemGan-
zen […] eine Seriosität zu geben«.Der Faktor Zeit spielt für diese Initiative nur
eine untergeordnete Rolle, da ein Treffen nur einmal im Monat stattfindet.
Als Chance für die Initiative erweist sich das gestiegene Umweltbewusst-
sein in der Gesellschaft, resultierend aus der Verschlechterung der Umwelt
durch anthropogene Ausbeutung und Umweltverschmutzung (Chen/Tsai
2016: 958). Die Einstellung zum Auto und ihre Anforderungen an Dienstleis-
tungen der Mobilität zeigen eine Veränderung, die weg vom motorisierten
Verkehr hin zu anderen Transportmitteln führt. Unterstützt wird dieser
Wandel von den Zielen der Bundesregierung, die eine Reduzierung von 40
Mio. Tonnen CO2-Emissionen anstrebt (Kabitzke et al. 2011: 6). Eine weitere
Chance bildet die Förderung des Bewusstseins für den öffentlichen Raum,
wodurch die Stadtbewohner*innen angeregt werden, sich zu fragen, »[…]
wie viel Platz hat eigentlich […] das stehende Auto? Wie viel Platz hat das
fahrende Auto? Und was nimmt der Fahrradfahrer auf sich in Gießen, weil
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er keinen Fahrradweg […] hat?«, erklärte der Critical Mass-Experte. Auch
Furness (2007) geht auf das Potential der Erschaffung eines sozialen Raumes
ein, in dem die Normen des motorisierten Verkehrs hinterfragt werden und
die Bürger*innen die Möglichkeit haben, sich von Angesicht zu Angesicht zu
unterhalten (Furness 2007: 307f.). Folglich ergibt sich durch die Critical Mass
eine indirekte Maßnahme, die ein Bewusstsein für den Wandel schafft.
Amy Stork plädiert für einen radikalen Flügel damit ein gesellschaftlicher
Wandel erreicht werden kann. Sie argumentiert, dass die Auffassung von Cri-
tical Mass als radikale Bewegung, die Errichtung eines Fahrradwegs zu einem
vernünftigen Entschluss macht. Hingegen in Regionen ohne Critical Mass er-
scheint ein Fahrradweg radikal (Furness 2010: 138). Somit kann der Druck
durch Fahrradaktivisten gegenüber der Stadt und Politik dazu beitragen die
Ziele zu erreichen.
Zusätzlich ergibt sich die Chance, dass Nachhaltigkeit und nachhaltige
Lebensstile lokal durch die Bewegung der Critical Mass gefördert werden.
Durch die Förderung des Radverkehrs werden mehr Stadtbewohner*innen
zum Fahrradfahren motiviert. Infolgedessen kann sich die urbane Lebens-
qualität durch die oben genannten Vorteile des Radverkehrs verbessern. Der
Erfolg der Bewegung ist jedoch schwer zu messen, da ein formales Ziel und
eine spezifische Agenda fehlen (Blickstein/Hanson 2001: 359).
Stadtradeln
Eine andere Initiative, um nachhaltige Mobilität durch das Radfahren zu för-
dern, ist das Stadtradeln. Diese wird im Gegensatz zu den vorangegange-
nen Initiativen, »top-down« gesteuert und organisiert. Entwickelt wurde das
Stadtradeln 2008 vom Klima-Bündnis, dem größten Netzwerk von Städten,
Gemeinden und Landkreisen, welches sich dem Klimaschutz widmet. Ob-
gleich das Motto des Stadtradelns »Radeln für ein gutes Klima« lautet, soll
damit nicht nur Klimaschutz betrieben, sondern auch der Radverkehr geför-
dert werden. Es kann jedes Jahr von allen Kommunen in Deutschland an 21
zusammenhängenden Tagen imZeitraum vom01.Mai bis zum 30. September
durchgeführt werden. Somit bietet diese Aktion den Kommunen eine Maß-
nahme,welche einfach zu realisieren ist und nur einen geringen Aufwand und
Mittel bedarf, um nachhaltigeMobilität aktiv voranzutreiben (Klima-Bündnis
2017: 3).
Die Ziele des Stadtradelns reichen von der Sensibilisierung der Bür-
ger*innen für die Nutzung des Fahrrads im Alltag bis hin zu verstärkter
356 Abeer Abdulnabi Ali
Implementierung von Themen zur Fahrradnutzung und der Planung des
Radverkehrs in die kommunalen Parlamente. Beim ersten Stadtradeln 2008
haben 1.813 Radfahrer*innen teilgenommen, davon 264 Mitglieder aus 23
Stadtparlamenten. Zusammen haben sie 340.523,11 Kilometer mit dem
Fahrrad zurückgelegt und somit über 68 Tonnen CO2 einsparen können
(Stadtradeln 2017). Vergleichsweise werden durch einen Hin- und Rückflug
von Düsseldorf nach Südafrika circa sechs Tonnen CO2 pro Person emittiert
(atmosfair 2020).
Trotz der gestiegenen Anzahl an Teilnehmer*innen hat sich das Engage-
ment und die Partizipation als Schwäche herausgestellt, denn die interviewte
Expertin für das Stadtradeln hat in den letzten Jahren festgestellt, »[…] dass
es zunehmend schwieriger wird, die Leute zu motivieren teilzunehmen und
[…] Kilometer aufzuschreiben«.Chancen könnten jedoch entstehen,wennEn-
gagement für und Partizipation an der Initiative des Stadtradelns steigen.
Wie bereits bei der Critical Mass aufgeführt, kann die erhöhte Teilnehmer-
zahl der Radfahrer*innen zu einer verbesserten städtischen Lebensqualität
durch nachhaltige Mobilität führen. Anders als bei der Critical Mass, moti-
viert das Stadtradeln die Bürger*innen besonders durch den Wettbewerbs-
charakter.Dadurch kann sich das Konzept als Chance erweisen, die Partizipa-
tion der Fahrradaktivist*innen und wettbewerbsbegeisterten Bürger*innen
zu fördern. 2017 war in Essen ein Wachstum der Begeisterung für das Rad-
fahren zu erkennen (Klimaagentur Essen 2017). Dies könnte sich als Chance
herausstellen, um in den nächsten Jahren weiterhin Erfolge zu erzielen. Die
Partizipation von Firmen, Vereinen, Kirchen, Institutionen, Schulen sowie
anderen Initiativen, Nachbarschaften und Fahrradliebhaber*innen könnten
dazu beitragen, dass das Fahrrad als Alltagsverkehrsmittel gefördert wird.
Durch Mundpropaganda und Nachahmungen im sozialen Umfeld ergibt sich
die Chance einer stärkeren Verbreitung durch die Teilnehmer*innen (Wol-
sing/Ahaus/Behr 2015: 31f.). Obgleich die Beteiligung einiger Akteure gestei-
gert wird, kann fehlende Teilnahmebereitschaft bei der jüngeren Bevölkerung
zu einem Risiko für die Initiative werden. Die Stadtradeln-Expertin erläuter-
te, dass in Essen die Versuche Schulen, Jugend- und Freizeiteinrichtung für
das Stadtradeln zu motivieren scheiterten. Dabei besteht das Risiko, dass die
Möglichkeit des Stadtradelns als Initiative für nachhaltige Mobilität von jun-
gen Leuten nicht genutzt wird.
Die Unterstützung durch Stadt und Politik bietet vielseitige Chancen für
das Stadtradeln, da es im Gegensatz zu den vorher untersuchten Initiativen
einem »top-down«-Ansatz entspringt. Zum einen ergeben sich viele Vernet-
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zungen zu Einrichtungen und Ämtern. Zum anderen kann die Vernetzung
mit der kommunalen Politik dazu beitragen, dass die Vorbildfunktion an-
dere zum Radfahren ermutigt. Außerdem wird durch das Stadtradeln aktiv
von Stadt und Politik nachhaltige Mobilität gefördert. Die Aufforderung der
Politiker*innen an der Initiative teilzunehmen kann sich als Möglichkeit er-
weisen, um ein Feedback zur Verkehrsinfrastruktur zu erhalten. Dieses kann
genutzt werden, um die Radwege und die Verkehrssituation für die Radfah-
rer*innen zu verbessern.
Weiterhin leiten sich Chancen aus der »top-down«-gesteuerten Organi-
sationstruktur der Initiative ab. In Essen ist das Stadtradeln ein zentrales
Projekt der Klimawerkstatt. Zudem wird die Verbreitung des Themas Rad-
verkehr durch die Berichterstattung politischer Akteure in regionalen Medi-
en gefördert (Wolsing/Ahaus/Behr 2015: 32). Folglichwird verstärkt langfristig
Einfluss auf die Stadtentwicklung und den Klimaschutz durch den Populari-
tätsanstieg des Fahrrads als Transportmittel genommen.Während der ökolo-
gische Beitrag anhand CO2-Einsparungen messbar ist, stellt der relativ kurze
Zeitraum von drei Wochen eine Begrenzung für den Einfluss und Beitrag der
Initiative für Nachhaltigkeit im urbanen Raum dar.
Das Stadtradeln im Ruhrgebiet, dem größten Agglomerationsraum
Deutschlands, ermöglicht eine Vernetzung der Radverkehrsförderung über
die Stadtgrenzen hinaus und kann dazu beitragen, dass die Region als
fahrradfreundlich wahrgenommen wird (Wolsing/Ahaus/Behr 2015: 32). Die
dichte Siedlungsstruktur in Essen und des gesamten Ruhrgebiets ergeben
die Chance einer Stadt der kurzen Wege, wodurch der Wandel zu einem
umweltfreundlichen, nachhaltigen Verkehrsmittel ermöglicht wird (Cramer
2014: 14).
Handlungsperspektiven
Den gezeigtenHerausforderungen innerhalb der Untersuchungen gilt esmit-
tels unterschiedlicherMaßnahmen entgegenzuwirken. »Bottom-up«-Ansätze
werden hauptsächlich durch ehrenamtliche Partizipation getragen, weshalb
dieses Kriterium entscheidend für den Erfolg der Initiativen ist. Da die Tran-
sition Town in Gießen aufgrund fehlender Partizipation zurzeit nur noch als
Informationsplattform im Internet existiert, bräuchte es zunächst Freiwilli-
ge, die ein Event veranstalten, welches die lokale Gesellschaft wieder auf die
Initiative aufmerksam macht. Um dieses Risiko abzubauen und das Engage-
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ment in der Transition Town zu steigern, werden positive Beispiele und Vor-
bilder, Druck zur Veränderung,machbare und kleine Schritte sowie viele klei-
ne Lösungen und eine erhöhte Informationsdurchlässigkeit benötigt (Krehl
2015: 14; Maschkowski/Wanner 2014: 3). Weiterhin reicht es nicht, Formulie-
rungen für die Zukunft zu haben; es braucht greifbare und anschauliche Um-
setzungsbeispiele der Ideen (Welzer 2011: 40f.). Genau diese Visualisierung
wird durch die untersuchten Initiativen ermöglicht. Darüber hinaus gilt es,
die Umweltbildung hin zu einer nachhaltigen Gesellschaft so früh wie mög-
lich in den Kindergärten und Schulen zu verankern.
Die Stadtradeln-Expertin betonte hierfür ein Beispiel im Bereich Mobili-
tät:
»Das hat natürlich auch gerade im Kindesalter was mit Vorbildverhalten zu
tun, wenn die Kinder immer mit dem Auto zur Schule gefahren werden und
die Eltern selbst nicht Fahrrad fahren, dann werden die Kinder auch nicht
unbedingt den Spaß dran haben […]«.
Dadurch zeigt sich, dass es nicht nur eine Aufgabe der Bildungsinstitute ist,
sondern auch die Eltern Verantwortung für eine nachhaltigeMobilität tragen.
Damit die »bottom-up«-gesteuerten Initiativen langfristig erhalten blei-
ben und im urbanen Raum nachhaltige Entwicklung umsetzen können,
braucht es die Unterstützung städtischer und politischer Akteure. Die Ak-
teure der höheren Ebenen müssen die Notwendigkeit einer nachhaltigen
Entwicklung in den Städten verbreiten. Unterstützungen durch Stadt und
Politik verhelfen den Bewegungen in Essen zu einer Teilnehmersteigerung.
Aufgrund von mangelnder Beteiligung in Gießen kann die Unterstützung
durch städtische und politische Akteure die Transition Town effektiv wieder-
beleben und zu mehr Teilnehmer*innen verhelfen. Mögliche Maßnahmen,
um Nachhaltigkeit auf der lokalen Ebene zu fördern, können Belohnungen
sein. Beispielsweise können Preise für Aktivist*innen verliehen werden, die
sich in einem gewissen Zeitraum besonders im ökologischen, ökonomischen
und sozialen Sinne nachhaltig verhalten haben. Diese Fördermöglichkeit
wird bereits bei der »top-down«-Initiative des Stadtradelns eingesetzt und
kann für Transition Town, Urbane Gärten und Critical Mass sowie für weitere
nachhaltige Bewegungen genutzt werden. Dadurch kann es gelingen, die
Motivation zu steigern und somit die Teilnehmerzahl zu erhöhen.
Das Merkmal der kurzen Wege in Gießen können die Beteiligten der In-
itiativen nutzen, um über ihre Aktivitäten verstärkt zu informieren und da-
durch die Partizipation zu fördern. In Essen muss die zukunftsfähige Ent-
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wicklung gezielt innerhalb der einzelnen Stadtregionen eingebracht werden.
Aus langfristiger Sicht müssen sich die Initiativen stärker mit den unter-
schiedlichen Bereichen vernetzen, damit Nachhaltigkeit breiter in die Ge-
sellschaft durchdringen kann. Um dem Risiko des Zeitmangels zu begegnen,
müssten bezahlte Stellen geschaffen werden. Dies, so der Experte aus den
Urbanen Gärten in Gießen, sei jedoch eine Wunschvorstellung.
Fazit und Ausblick
DasWachstum derWeltbevölkerung und die voranschreitende Urbanisierung
haben erhebliche Auswirkungen auf das Ökosystem Erde, das Wirtschaften
und die Politik. Durch unterschiedliche Berichte, Studien und Konferenzen
wurden Handlungsempfehlungen und Maßnahmen entwickelt, um nachhal-
tige Entwicklung zu erreichen. Auch wenn das Umweltbewusstsein der Men-
schen größer als jemals zuvor ist, schreiten die Zerstörung der Umwelt und
Verhaltensweisen, die soziale Ungleichheiten fördern, weiter voran. Bei der
Umsetzung einer nachhaltigen Entwicklung hat sich der Fokus von der global
politischen zur nationalen bis hin zur lokalen Ebene gewandelt.
Die lokalen Dimensionen der Nachhaltigkeit konnten durch die ausge-
wählten Initiativen, der Transition Town, Urbanen Gärten, Critical Mass und
Stadtradeln in Gießen und Essen dargelegt werden. Gießen und Essen un-
terscheiden sich in Bezug auf Rahmenbedingungen, wie Infrastruktur oder
Demographie. Hinsichtlich der Stadtgröße ergibt sich ein Vorteil für Gießen,
da Informationen die Menschen schneller erreichen. Daher verläuft die Um-
setzung von Nachhaltigkeitsstrategien unterschiedlich. Bei der Umsetzung
der Nachhaltigkeitsziele innerhalb der untersuchten Initiativen ergeben sich
Herausforderungen in ökologischen, ökonomischen und sozialen Problembe-
reichen. Partizipationsbarrieren der Bürgerinnen und Bürger müssen über-
wunden und Motivationen generiert werden. Diese Barrieren sind tief in der
Gesellschaft verwurzelt. Eine Schlüsselrolle besetzt dabei die Politik. Siemuss
sich verstärkt für Nachhaltigkeit in ihrem Einflussgebiet einsetzen. Der Ver-
gleich zwischen Gießen und Essen hat gezeigt, dass Initiativen besonders in
Kommunen, in denen Stadt und Politik aufgrund von Projekten, wie »Grüne
Hauptstadt 2017« hohes Interesse an Nachhaltigkeit zeigen, erfolgreich sind.
In Essen bekommen Bewegungen, wie die Gemeinschaftsgärten stärkere Un-
terstützung. Zusätzlich ist es schwer den ökologischen, ökonomischen und
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sozialen Beitrag der Initiativen zu messen, da der Anteil der engagierten Be-
völkerung bislang noch zu gering ist und es sehr junge Initiativen sind.
Wie Amy Stork zur Critical Mass oder Al Gore2 generell fordern, muss in
den Denkweisen der Menschen die Lücke zwischen persönlicher Einstellung
und aktivemHandeln überwunden werden. Jedoch geschiehtWandel oft erst,
wenn Probleme eskalieren oder Menschen selbst aktiv betroffen sind. Damit
es zu dieser Eskalation nicht kommt, müssen die Herausforderungen und
Problematiken global abgebaut und die Nachhaltigkeit lokal umgesetzt wer-
den. Als Prozess kann nachhaltige Entwicklung nicht zeitlich festgelegt wer-
den, sondern muss allmählich und fortlaufend entwickelt, geplant und vor
Ort durchgeführt werden. Dabei kann und sollte jeder seinen Teil leisten, um
den Wandel zu einer nachhaltig handelnden Gesellschaft zu erreichen. Die
untersuchten Initiativen in den urbanen Räumen zeigen dabei beispielhaft,
wie lokal die ökologische, ökonomische und soziale nachhaltige Entwicklung
in den Städten vorangetrieben wird.
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Transformation von unten gestalten
Das Fachgeschäft für Stadtwandel als Ort
des sozial-ökologischen Wandels im Quartier
Martina Nies und Björn Ahaus
Megatrends finden stets ihre Entsprechung im Lokalen. So wird etwa die En-
ergiewende – neben der Rahmensetzung durch den Gesetzgeber – von Men-
schen vor Ort gestaltet. Ebenso werden soziale und kulturelle Disparitäten
zunächst vor Ort sichtbar und vor Ort werden sie zu einer Herausforderung
für dieWege des Umgangs, die gefunden werdenmüssen. Dabei ist die Suche
nach Lösungen keineswegs allein hoheitliche Aufgabe von Politik und Ver-
waltung. Städte verändern sich auf zwei Wegen: »top-down« durch verän-
derte Politikansätze und entsprechende Planungen und »bottom-up« durch
Verhaltensänderungen von Menschen sowie durch zivilgesellschaftliche In-
itiativen und Projekte. Ohne die Menschen vor Ort geht es nicht. Protest-
bewegungen wie Stuttgart 21 und Fridays for Future sowie das wachsende
Interesse an Projekten und Realexperimenten (Burkhardt/Schupp 2019), die
einen positiven Einfluss auf die Lebensqualität und die nachhaltige Entwick-
lung des städtischen Raums entwickeln, zeugen davon, dass Menschen sich
aktiv in die Entwicklung »ihrer« Stadt einbringen wollen. Sie wollen Einfluss
nehmen, mitgestalten und mitbestimmen, in welche Richtung es geht. Auf
den Wunsch nach direkter Mitbestimmung reagieren Politik und Verwaltung
seit einiger Zeit in Form neuer Beteiligungs- und Partizipationsformate (Bür-
gerworkshops, Onlineforen usw.), in denen Bürger*innen jenseits rechtlich
fixierter Verfahren ihre Meinungen, Einschätzungen und Wünsche äußern
können. Abseits dieser von oben initiierten Foren ist vielerorts zu beobachten,
dass die Zivilgesellschaft spontan neue Initiativen bildet und die Gestaltung
ihres Lebensraums zunehmend selbst in die Hand nimmt. Auffällige Beispie-
le sind die im Jahr 2015 deutschlandweit unzähligen entstandenen Initiativen
zur Flüchtlingshilfe (vgl. Gesemann/Seidel/Mayer 2019), die Bildung vonOrts-
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gruppen von großen Bewegungen, wie Fridays for Future, oder auch Transiti-
on Town sowie Initiativen zur Initiierung von Bürgerbegehren für mehr Rad-
verkehr (»Radentscheid«) oder eine soziale Wohnbaupolitik. Diese Gruppen
bilden sich spontan, sind offen für Engagement in unterschiedlicher Intensi-
tät und Dauer, setzen auf breite Kollaboration, kooperieren häufig mit altein-
gesessenen Vereinen und Verbänden und schaffen so Netzwerke. Nachhaltige
urbane Entwicklung ist damit ein Megatrend, der vor Ort gestaltet wird. Da-
bei meint »vor Ort« nicht unbedingt die gesamte Stadt, sondern bezieht sich
vielmehr auf den Raum vor der eigenen Haustür, den direkten Lebensraum
im Quartier.
Der vorliegende Bericht stellt das Fachgeschäft für Stadtwandel in
Essen-Holsterhausen als einen dieser neuen Orte des Engagements vor. Das
Kooperationsprojekt der Initiative für Nachhaltigkeit, dem Runden Tisch
Holsterhausen und dem Standpunkt e.V. ist 2018 als Keimzelle für sozial-
ökologischen Wandel gegründet worden. Mit seinem Angebot und seinen
Aktivitäten werden drei zentrale Themen miteinander verbunden: Lebendige
Nachbarschaft, sozialökologischer Wandel und interkulturelle Gemeinschaft.
Im Folgenden werden zunächst die wesentlichen gesellschaftlichen Entwick-
lungstrends skizziert, die den Grundstein für die Gründung, das Verständnis
und auch den Erfolg des Fachgeschäfts für Stadtwandel bilden. Danach
folgen eine Beschreibung des Projektes und seiner Entstehung, sowie die
Einordnung in den Stadtteil. Abschließend wird seine Bedeutung im Kontext
sozialer Innovationen sowie seine bisherige Entwicklung diskutiert1. Unsere
Perspektive ist die wissenschaftlich geschulter Praktiker*innen, die den Ent-
wicklungsprozess des Fachgeschäfts unter anderem vor dem Hintergrund
gesellschaftlicher Herausforderungen reflektieren.
Transformation braucht Engagement, Engagement braucht Raum
Eine demokratische Gesellschaft, die wirksame und akzeptierte Lösungen für
die Herausforderungen von Megatrends wie Klimawandel, nachhaltige urba-
ne Entwicklung und Umgang mit sozialen und kulturellen Disparitäten fin-
den will, braucht Menschen, die Verantwortung nicht nur für sich selbst, son-
1 Wir verstehen soziale Innovationen im Anschluss an Howaldt et al. als »intentionale
Neukonfiguration sozialer Praktiken« (Howaldt et al. 2014: 12f). Vgl. hierzu auch Ahaus
2019 (S. 24ff.).
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dern auch für die Gestaltung der Gesellschaft jetzt und für zukünftige Genera-
tionen übernehmen. Dafür müssen die Menschen spüren und erleben, dass
und wie sie in der Gesellschaft wirksam sein können.
Deutschland hat eine lange Tradition des freiwilligen und zivilgesell-
schaftlichen Engagements2. Nahezu jede*r Zweite in Deutschland engagiert
sich ehrenamtlich in einem Verein. Neben dem kontinuierlichen dauerhaften
Engagement in etablierten Institutionen der Kirche, der Wohlfahrt oder
in Vereinen hat sich aus den sozialen und umweltpolitischen Bewegungen
der 1970er Jahre ein neues freiwilliges Engagement entwickelt, das flexibler,
selbstorganisiert und stärker projektgetrieben, also zeitlich begrenzt ist
(vgl. Beher/Liebig/Rauschenbach 1999). Traditionelle Institutionen wie die
Kirchen verlieren an Bindungskraft und Mitgliedern. Sie hinterlassen eine
Lücke, die Platz bietet und Bedarfe schafft für neue Formen des sozialen
Zusammenlebens. Eine weitere Begründung für den »Strukturwandel des
Ehrenamts« (Beher/Liebig/Rauschenbach 1999; Hacket/Mutz 2002) ist in der
Form der Organisation moderner Arbeit zu suchen: Menschen wechseln
häufiger den Arbeitsplatz und oftmals auch den Wohnort. Damit werden
soziale Beziehungen im Arbeitskontext oberflächlich und das Bedürfnis
nach sozialer Zugehörigkeit und Gemeinschaft muss außerhalb der Er-
werbsarbeit bedient werden. Zudem führt die erhöhte Fluktuation im Job
zu einem stärkeren Kommen und Gehen im bürgerschaftlichen Engagement
(Burkhardt/Schupp 2019; Denner 2014).
Darüber hinaus sind derWunsch, sich als Teil einer Gemeinschaft zu füh-
len, aber auch die Befriedigung alltäglicher Bedürfnisse in einem sozialen
Netzwerk, wie z.B. nachbarschaftliche Hilfe, Versorgung von Kindern und
alten Menschen, Versorgung mit Lebensmitteln, häufig Motivation für Enga-
gement. Als sozialesWesen braucht derMensch soziale Netzwerke für ein gu-
2 Die Begriffe Ehrenamt, zivilgesellschaftliches und freiwilliges Engagement kommen in
diesem Artikel gleichermaßen zur Anwendung, da im Fachgeschäft für Stadtwandel
sämtliche Ausprägungen zum Tragen kommen. Also Ehrenamt im Sinne unentgeltli-
cher Tätigkeiten in einer formalisierten Struktur zum Wohle Dritter (wie z.B. einem
Verband oder Verein, vgl. Stricker 2011) und zivilgesellschaftliches Engagement im
Sinne freiwilliger, gemeinwohlorientierter, nicht auf materiellen Gewinn abzielender,
gemeinschaftlicher Tätigkeiten, die im (teil-)öffentlichen Raum stattfinden (vgl. Pril-
ler 2011: 35). Der Begriff freiwilliges Engagement betont, dass eine Tätigkeit freiwillig
und ohne oder nur gegen geringe Aufwandsentschädigung ausgeführt wird (Simons-
on et al. 2017: 37). Er schließt auch Tätigkeiten im privaten Raum ein (z.B. Unterstüt-
zung einer Nachbarin beim Einkaufen).
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tes Leben. Soziale Beziehungen brauchen Zeit und – insbesondere für die Be-
gegnung mit anderen Kulturen und Lebensentwürfen – Begegnungsräume.
Fehlen Anlässe und/oder Orte der Begegnung und des Miteinanders, steigt
das Potential von Argwohn, Vereinsamung und Isolierung (Landmann et al.
2017). Lebendige Quartiere entstehen durch ein aktives Leben im öffentlichen
Raum und ein Interesse für dessen Gestaltung (vgl. Berding/Bukow 2020).
Gemeinschaftsbildende soziale Innovationenwie offene, soziokratisch or-
ganisierte Nachbarschaftsprojekte in städtischen Quartieren können diese
Wünsche bedienen. Sie bieten gerade einer aufgeklärten Bürgerschaft, die
ihre Interessen selbstorganisiert in die kommunale Entwicklung einbringen
will, eine Basis und einenNährboden für Aushandlungsprozesse und gemein-
schaftlich organisierte Aktionen. Gerade im Ruhrgebiet mit seiner korpora-
tistischen Tradition, wo lange galt und zum Teil noch gilt »der Zechendirektor
bzw. die Politik wird es schon regeln«, wird vielen Bürgerinnen zunehmend
klar, dass sie die Geschicke ihrer Kommune mitgestalten können und zum
Teil auch müssen. Antrieb sind nicht zuletzt kommunale Schuldenkrisen und
daraus resultierende Einschränkungen der Handlungsfähigkeit der öffentli-
chen Hand sowie überalterte Räte, die radikale Änderungen scheuen. Die Ge-
staltung des Lebensraums und die Beantwortung der Frage, wie wir leben
wollen, wird nicht mehr vertrauensvoll Politik und Verwaltung überlassen.
Denn deren Antworten unterwerfen sich in der Wahrnehmung Vieler primär
dem Diktat der Wirtschaft und dem Postulat des Wirtschaftswachstums als
Wohlstandsbringer, während gleichzeitig die Folgen nicht-nachhaltiger Poli-
tikansätze wie der Klimawandel und soziale Disparitäten auch vor Ort in den
Kommunen sichtbar und spürbar werden. Vielmehr nehmen Bürgerinnen es
selbst in die Hand, Ziele zu formulieren und Strategien zu entwickeln. Dazu
gehört auch die Festlegung, welche Aufgaben von wem geleistet werden kön-
nen und sollen, damit der vorsorgende Sozialstaat weiterhin existieren kann
und Ehrenamt nicht mit hoheitlichen Aufgaben der Daseinsvorsorge über-
frachtet wird, wie es derzeit zum Teil in ländlichen Gegenden passiert (vgl.
Kummel/Nadler 2018).
In Zeiten kommunaler Finanzkrisen, Abbau von Personal und Finanz-
mitteln für Aufgaben der Daseinsvorsorge, Investitionsstau und überalter-
ter Stadträte sehen viele Menschen Chancen und Bedarfe sich einzubringen,
um ihre eigenen Vorstellungen von Stadtentwicklung und einer zukunftsge-
rechten, enkeltauglichen Gestaltung ihrer Lebenswelt geltend zumachen und
ihre Beiträge dazu zu realisieren. Diese Besinnung auf die Wahrnehmung ei-
gener Interessen und demokratischer Pflichten ist auch dringend notwen-
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dig. Der Blick auf die durchschnittliche Wahlbeteiligung bei den Kommunal-
wahlen 2014 in NRW verdeutlicht eindrücklich, dass die lokale Demokratie
in einer Krise steckt. Wenn weniger als 50 % der Bürger*innen ihr Wahlrecht
wahrnehmen und somit mehr als die Hälfte auf der ihnen räumlich und le-
bensweltlich am nächsten liegenden politischen Ebene nicht mehr aktiv ent-
scheiden, ist dies ein deutliches Warnsignal. Demokratie braucht interessier-
te Bürger*innen, die sich aktiv einbringen – an der Urne oder durch eigenes
Engagement.
Die Ebenen, auf der Menschen unterschiedlicher Couleur ungezwungen
zusammenkommen, sich austauschen, gemeinsam aktiv werden und unter-
stützen, sind die eigene Nachbarschaft und das Quartier, also der direkte
Lebensraum vor der eigenen Haustür. Damit die sozial-ökologische Trans-
formation im Quartier stattfinden kann, braucht es flexible Räume, die frei
zugänglich sind, unabhängig vom sozialen Status. In den Quartieren fehlt
es heute aber gerade an diesen Orten. Regelmäßige Besuche von Cafés und
Restaurants sind nicht Jede*r möglich und bieten auch nicht die Offenheit
und Inspiration eines kreativen Raums. Räume zur Förderung der sozial-
ökologischen Transformation ermöglichen Engagement in unterschiedlichen
Ausprägungen und Intensitäten, schaffen niederschwellige Angebote, die
auch für Menschen zugänglich sind, die noch keine Berührung mit diesen
Themen hatten, oder sich bisher bewusst davon fernhalten. Sie ermöglichen,
Selbstwirksamkeit zu erfahren, Fähigkeiten zur Kooperation zu üben und im
Rahmen von Kollaborationen zu entfalten. Damit bieten sie einen Gegenpol
zu der von Richard Sennett so genannten »Dequalifizierung« der Kooperation
durch moderne Gesellschaften:
»Menschen verlieren die Fähigkeit, mit hartnäckigen Unterschieden umzu-
gehen, wennmaterielle Ungleichheit sie isoliert und kurzzeitige Arbeitsver-
hältnisse ihre sozialen Kontakte oberflächlich werden lassen und Angst vor
dem Anderen auslösen. Wir sind dabei, die für eine komplexe Gesellschaft
unerlässliche Kooperationsfähigkeit einzubüßen« (Sennett 2019: 22).
Stadtwandel braucht soziale Innovationen. Und die Diffusion sozialer Inno-
vationen für eine sozial-ökologische Transformation braucht Begegnungen,
Verbindungen, Kooperation und Kollaboration. Dafür braucht es Räume für
Macher*innen und Möglichkeiten.
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Das Fachgeschäft für Stadtwandel
Ein Ort, der unserer Beobachtung nach, Selbstwirksamkeit erfahrbar macht
und Möglichkeiten für Kooperation und Kollaboration bietet, ist das Fachge-
schäft für Stadtwandel im Essener Stadtteil Holsterhausen.
Essen-Holsterhausen ist ein für das Ruhrgebiet typischer mittelständi-
scher Stadtteil: Soziokulturell durchmischt hat er vor allem Wohnfunktion
mit Gewerbegebieten an der Peripherie. Ein großer Arbeitgeber ist das Klini-
kum Essen, das im Randgebiet gewissermaßen ein Stadtteil im Stadtteil ist.
Die Gemarkenstraße, eine ehemals florierende Einkaufsstraße, ist gezeichnet
von hohen Ladenleerständen, die meist von Discountern und Schnellimbis-
sen geschlossen werden. Einmal in der Woche findet hier ein Wochenmarkt
statt, für den die Straße gesperrt wird. Inhabergeführter Fachhandel zieht
nur vereinzelt nach. Holsterhausen hat eine recht hohe Verkehrsbelastung:
durch die direkte Nachbarschaft zur Innenstadt durchzieht ein dichtes Stra-
ßennetzmitmehrerenHauptverkehrsadern den Stadtteil, zudem teilt die Au-
tobahn A40 Holsterhausen. Trotz fast völliger Abwesenheit von Fahrradinfra-
struktur ist der Fahrradanteil amModal Split, d.h. der Verteilung der zurück-
gelegten Wege auf die verschiedenen Verkehrsmittel, aufgrund der urbanen,
zentralen Lage einer der höchsten in der Stadt.Mit über 26.600 Einwohnerin-
nen auf 2,98 km² ist Holsterhausen einer der am dichtesten besiedelten und
bebauten Orte in Essen (Amt für Statistik und Wahlen der Stadt Essen 2019).
Zudem prägt seine Geschichte als Lebensort für Flüchtlinge und Migrantin-
nen den Stadtteil. Holsterhausen war nach dem Zweiten Weltkrieg eines der
größtenWiederaufbaugebiete Westdeutschlands und Zielort vieler Flüchtlin-
ge aus dem Osten. Der Anteil der Bewohnerinnen ohne deutschen Pass ist
mit 20,1 % etwas höher als der Essener Durchschnitt (16,8 %), während sich
beim Anteil von Bürgerinnen mit doppelter Staatsbürgerschaft weniger Ab-
weichungen zeigen (9,8 % in Holsterhausen und 10,3 % in Essen). In der Nähe
des Fachgeschäfts für Stadtwandel befindet sich das Flüchtlingsdorf Pape-
straße. Mit einem Durchschnittsalter von 41,7 Jahren sind die Holsterhauser
etwas jünger als der gesamtstädtische Durchschnitt (44,1 Jahre). Dabei liegt
der Anteil der unter 18-Jährigen bei 12,7 % (16,1 % in Essen) und der Anteil der
mindestens 65-Jährigen bei 17,2 % (21,5 % in Essen). Holsterhausen verfügt
über eine positive Bevölkerungsbilanz. Die Arbeitslosenquote ist mit 7,7 %
niedriger als in der Gesamtstadt (8,2 %) und 16,6 % (gesamtstädtisch 17,9 %)
der Anwohner*innen beziehen existenzsichernde Leistungen außerhalb von
Einrichtungen (vgl. Amt für Statistik und Wahlen der Stadt Essen 2019).
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Das Fachgeschäft für Stadtwandel konnte in einem leerstehenden Laden-
lokal in der Gemarkenstraße, der Haupteinkaufsstraße des Stadtteils, ein-
gerichtet werden. Getragen wird das Fachgeschäft für Stadtwandel von der
Initiative für Nachhaltigkeit e.V., dem Runden Tisch Holsterhausen und dem
Standpunkt e.V.3. Begonnen hat alles mit acht Menschen aus der Transition
Town-Bewegung (siehe hierzu auch Abdulnabi Ali in diesem Band) und der
Initiative für Nachhaltigkeit e.V., die beim Parking Day 2017 die Idee eines ei-
genen Ladenlokals entwickelten. Angetrieben wurden sie von demGedanken,
einen Nachbarschaftsort zu eröffnen, an dem sich die Engagierten und Be-
wohnerinnen Holsterhausens begegnen, austauschen und kollaborativ Pro-
jekte, Aktionen und Angebote schaffen können. Entstehen sollte eine Keim-
zelle für den sozialökologischen Wandel im Stadtteil und darüber hinaus, die
neue Impulse für eine zukunftsfähige Gesellschaft in kultureller Vielfalt gibt.
Während dieses Teamnoch in der Ideenentwicklung steckte,war die loka-
le Initiative »Runder Tisch Holsterhausen« schon lange zum Thema Integra-
tion im Stadtteil aktiv. An dem Bündnis sind Institutionen, Kirchengemein-
den, Vereine und in Arbeitskreisen organisierte, ehrenamtliche Helfer*in-
nen beteiligt. Im Fachgeschäft engagieren sich die Arbeitskreise »Klamot-
te« und »Kommunikation«. Für die Kleiderkammer suchte die Initiative neue
Räumlichkeiten. Daraus ist im Fachgeschäft der nun für alle Besucher*in-
nen geöffnete Second-Hand-Bereich »die Klamotte« entstanden. Ebenso auf
der Suche nach neuen Räumlichkeiten war der Standpunkt e.V., der ein be-
stehendesWerkstattcafé in das neue Projekt eingebracht hat. Standpunkt e.V.
ist ein gemeinnütziger Verein mit Sitz in Essen, in dem spezialisierte Fach-
kräfte wieTherapeut*innen und Sozialpädagog*innen zusammenmit Künst-
ler*innen, Unternehmer*innen, Freund*innen und weiteren Interessierten
sozialer Ungerechtigkeit entgegenwirken wollen. Konkret werden praxisori-
entierte Projekte entwickelt, die Kindern und Jugendlichen aus allen Bevöl-
kerungsgruppen Zugang zu Bildung, zu Kultur, sinnvoller Alltags- und Frei-
zeitgestaltung und damit zu sozialem Miteinander geben. Die Trägerschaft
für das Fachgeschäft für Stadtwandel hat die Initiative für Nachhaltigkeit e.V.
übernommen. Unter dem Dach der Initiative finden sich verschiedene Men-
schen zusammen, die in unterschiedlichen Themenfeldern die nachhaltige
Entwicklung in der Stadt Essen und im Ruhrgebiet fördern und vorantreiben
3 Weitere Informationen im Internet unter: https://www.fachgeschaeft-fuer-stadt-
wandel.de/, https://initiative-fuer-nachhaltigkeit.de/, http://runder-tisch-holsterhau-
sen.de/ und http://standpunkt-verein.de/. Zuletzt aufgerufen am 28.02.2020.
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wollen. Sie kümmert sich um alle administrativen Belange im Fachgeschäft
für Stadtwandel und entwickelt die Veranstaltungen und Angebote zu sozial-
ökologischen Themen.
Nachdem sich das neu entstandene Team für das jetzige etwa 250 qm gro-
ße Ladenlokal entschieden hatte und mit dem Umbau begann, kamen kon-
tinuierlich weitere Mitstreiter*innen hinzu. Durch die öffentlich gestaltete
Bauphase im Herbst 2018, während der die Öffentlichkeit stets zur Mitar-
beit eingeladen wurde, sowie im Zuge der Eröffnung im Dezember 2018 wur-
den immer mehr Einwohner*innen auf das Projekt aufmerksam. Sie berei-
chern seitdem das Kernteam und ermöglichen den Betrieb des Fachgeschäfts
für Stadtwandel. Mittlerweile engagieren sich über fünfzig Menschen ehren-
amtlich dafür, dass das Fachgeschäft für Stadtwandel an fünf Tagen pro Wo-
che jeweils fünf Stunden für Besucher*innen öffnet und an den Vormittagen,
abends und an den Wochenenden regelmäßige Angebote von Bürger*innen
für Bürger*innen sowie Beratungen für Menschen mit und ohne Migrati-
onshintergrund stattfinden können. Bemerkenswert ist an dieser Stelle, dass
Gruppen, die bereits viele Jahre zu einemThema zusammengearbeitet haben,
mit Engagierten aus anderen Kontexten zusammenkommen, sich öffnen und
gemeinsam neue Strukturen finden.
Kern des Ansatzes ist, unkommerziellen Freiraum für Begegnungen, Aus-
tausch und neue Ideen zur Verfügung zu stellen. Frei nach demMotto »Wenn
man nix tut, tut sich auch nix« wird eigener Einsatz gefordert und gefördert.
Die zentralen Ziele des Fachgeschäfts für Stadtwandel bestehen darin, 1. ei-
nen Nährboden für eine lebendige Nachbarschaft zu bieten, die den sozial-
ökologischen Wandel gestaltet, 2. die nachhaltige Entwicklung des Stadtteils
voranzubringen und 3. Interkulturalität im Quartier zu leben.
DieMenschen, die in das Fachgeschäft kommen, sollen den Freiraumnut-
zen, sich ausprobieren, experimentieren, neue Erfahrungen sammeln, Kon-
takte knüpfen und vor allem: sich als (Mit-)Gestalter*innen der Stadtgesell-
schaft wahrnehmen. Die verschiedenen Angebote des Fachgeschäfts bieten
Menschen eineMöglichkeit, sich einzubringen und sich als wertvoll undwirk-
sam wahrzunehmen. Zudem kommen sie mit unterschiedlichen Lebenskon-
zepten und insbesondere mit nachhaltigen Alltagspraktiken in Berührung.
Das stößt Reflektionen eigener Konzepte und Verhaltensmuster an, schafft
Offenheit und Toleranz und lädt ein, nachhaltige Alltagspraktiken nachzuah-
men und auszutesten. Durch die soziokulturelle Mischung des Teams und
der Besucher*innen steht jede*r immer wieder vor der Aufgabe, sich mit
anderen Meinungen und Denkmustern auseinander zu setzen. Dies erfor-
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dert vor allem Ambiguitätstoleranz (vgl. Frenkel-Brunswik 1949; Krappmann
1969;Müller-Christ/Weßling 2007; Bauer 2011), also die Fähigkeit, Unterschie-
de und Widersprüche wahrzunehmen, zu akzeptieren und dennoch eine ge-
meinsame Sprache und einen Weg zur Zusammenarbeit zu finden.
So wurde im ersten Jahr seines Bestehens der Raum mit unterschiedli-
chen Angeboten rund umNachhaltigkeit, Gemeinschaft und Interkulturalität
gefüllt. Aufgeteilt wurde der Raum in einen Cafébereich, der bei kostenlosen
Getränken und gespendetem Kuchen zum Verweilen und Austausch einlädt.
In einemGeschenkekoffer finden unterschiedlichste Alltagsgegenstände neue
Besitzer*innen. In der Wandelbibliothek kann in Büchern und Zeitschriften
über unterschiedliche Themen der sozialökologischen Transformation gestö-
bert werden. ImWerkstattbereich werden regelmäßig Selbsthilfewerkstätten
zur Fahrradreparatur und Nähkurse angeboten. Für die Kinder gibt es eine
Spielecke und lokale Künstler*innen können ihre Werke auf einer Ausstel-
lungsfläche präsentieren. In der »Klamotte« werden Kleiderspenden ange-
nommen und zu einem kleinen Preis verkauft. In der Küche wird bei Ver-
anstaltungen vegetarisch und vegan gekocht. Aus dem Fairteiler von Foods-
haring4 kann sich jede*r gerettete Lebensmittel nehmen. Lastenräder, Fahr-
radanhänger und ein Solarmodul werden kostenlos verliehen. Dazu gibt es
Veranstaltungen zu Nachhaltigkeit, Integration und Demokratie sowie Bera-
tung von und für Menschen mit und ohne Migrationshintergrund.
Vieles entsteht aus Eigeninitiative von Besucher*innen und Akteur*in-
nen der Zivilgesellschaft. So nutzen auch einige Essener Initiativen wie die
Organisator*innen der Gemeinschaftsgärten von Transition Town, die Orts-
gruppe von Extinction Rebellion, Arbeitsgruppen des NABU und viele andere
den Raum für ihre regelmäßigen Arbeitstreffen oder zur Vorbereitung von
Aktionen. Anstehende Termine und Aktionen werden online über die Web-
seite und die Facebookseite des Fachgeschäfts für Stadtwandel angekündigt
sowie offline über einen wöchentlich aktualisierten Kalender im Schaufens-
ter. Grundlegende Bedingung für Angebote ist, dass sie kostenlos und für alle
zugänglich sind. Kursleiter*innen, Betreuer*innen oder Kunst- und Kultur-
schaffende dürfen um eine Spende für ihren Aufwand bitten.
4 Foodsharing ist ein Netzwerk von Freiwilligen, die Lebensmittel aus Betrieben ab-
holen, die noch essbar, aber nicht mehr verkäuflich sind und weggeschmissen wür-
den. Die Verteilung der geretteten Lebensmittel erfolgt u.a. über öffentlich zugängli-
che »Fairteiler«, die meist aus einem Kühlschrank und Regalsystemen bestehen (siehe
www.foodsharing.de. Zuletzt aufgerufen am 28.02.2020).
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Zentral ist, dass jede*r teilhaben kann und keine wirtschaftlichen Interes-
sen verfolgt werden.Grundlage für das kollaborativeMiteinander ist eine eher
soziokratische Organisation ohne strenge Hierarchien. Das Zusammenwir-
ken basiert demnach auf einer konsensorientierten und co-kreativen Arbeits-
weise, die es ermöglicht, dass unterschiedliche Perspektiven sichtbar werden
und ein gegenseitiges Verständnis entwickelt wird. Einmal in der Woche fin-
det ein Jour fixe statt, der allen Interessierten offensteht. In ein bis eineinhalb
Stunden werden nach festgelegtemMuster die wichtigsten Anliegen undThe-
men der zurückliegenden sowie der kommenden Woche, Anfragen, Termine,
Anschaffungen und Aufgaben besprochen. Der Jour fixe stellt das Gremium
dar, in dem neue Ideen vorgestellt werden und nach dem Prinzip des syste-
mischen Konsensierens (vgl. Paulus/Schrotta/Visotschnig 2013) darüber ent-
schieden wird, ob eine Idee aufgenommen wird, ein Termin stattfindet oder
wahrgenommen wird, welche Aktivitäten geplant werden, und wer sich in
welcher Intensität daran beteiligt. Durch dieses Vorgehen soll sichergestellt
werden, dass Viele gleichzeitig Verantwortung übernehmen, Selbstwirksam-
keit erfahren und persönlich wachsen.
Im ersten Jahr hat sich das Fachgeschäft für Stadtwandel als ein Freiraum,
Anker und eine Plattform für die Nachbarinnen und Stadtbewohnerinnen
entwickelt. Über verschiedene Formate werden immer wieder Informations-
und Mitmach-Impulse gesetzt, die Reflektionen und Experimente im eige-
nen Alltag anstoßen. Durch die Kooperation und Verbindung mit Initiativen
und Aktiven, die für den sozialökologischen Wandel und das Miteinander in
kultureller Vielfalt eintreten, existiert ein sich stetig erweiterndes Netzwerk
mit gewichtiger Stimme in der Stadt. Zudem bestehen gute Verbindungen
zu kommunalen Einrichtungen, Verwaltung und Politik. Die Stabsstelle In-
tegration des Bezirks Essen-West hat sich unbürokratisch an Renovierungs-
kosten beteiligt und stellt Mittel für Grundkosten, wie Miete und integrative
Projekte zur Verfügung.Weitere Mittel werden über den Verkauf der Second-
Hand-Kleidung über Spenden und über die Akquise von Projektförderungen
generiert.
Wie lange der Freiraum durch das Fachgeschäft für Stadtwandel offen-
gehalten werden soll, haben die Nachbarinnen selbst in der Hand: So lange
es Menschen gibt, die den Raum zum Ausprobieren und Mitmachen, zum
Geben und Nehmen offenhalten, so lange kann das Fachgeschäft für Stadt-
wandel existieren. Genauso bestimmt das Engagement derMenschen, welche
Themen und Schwerpunkte im Fachgeschäft behandelt werden.
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Das Fachgeschäft als soziale Innovation für Stadtwandel
Durch seine Lage in einem Ladenlokal der Haupteinkaufsstraße des Quar-
tiers ist das Nachbarschaftsprojekt in der Lebenswelt der Menschen ange-
siedelt und kann an alltägliche Routinen und Lebensstile andocken. Inhaltli-
che Angebote werden niederschwellig vermittelt und mit Grundbedürfnissen
verbunden, wie Ernährung, Gemeinschaft, Mobilität, Kultur, Kleidung usw.
Damit wird ein einfacher Zugang zu neuen, komplexen Themen gewährleis-
tet. Die Menschen, die im Fachgeschäft zusammenkommen, werden als Ex-
pertinnen oder »Fachverkäufer*innen« für ihre eigene Lebenswelt wahrge-
nommen. Diese bringen sie auf verschiedene Art in das Projekt ein, sodass
gegenseitiges Lernen stattfinden kann (Trumann o.J.). Auf diese Weise wer-
den Beiträge zu einer niederschwelligen und partizipativen Stadtentwicklung
ermöglicht (vgl. Behr/Ahaus 2016). Dabei ist das Fachgeschäft für Stadtwan-
del nicht monothematisch angelegt, sondern ein »Gemischtwarenladen der
Nachhaltigkeit«. Die Palette reicht von Nachhaltigkeit im Alltag (Mobilität,
Ernährung, Müllvermeidung usw.) über demokratisches und interkulturel-
les Miteinander bis hin zu Kollaboration und neuen Formen der Entschei-
dungsfindung. Besucher*innen werden einerseits durch thematische Ange-
bote angelockt, kommen aber auch ohne Anlass vorbei, wollen eigene Ideen
entwickeln oder sich einfach nur aufhalten und unterhalten.Die günstige und
zentrale Lage in der Einkaufsstraße und das große Schaufenster bringen Pas-
sant*innen dazu, stehen zu bleiben und neugierig einzukehren. Das Fachge-
schäft unterstützt die Entwicklung neuer Ideen und Angebote mit Methoden
und Ressourcen etwa für Workshops. Es ist daneben ein Begegnungsort, der
einen geschützten Rahmen bietet und neutraler Ort ist. Die räumliche Nähe
der vielfältigen sozial-ökologischen Ideen und Angebote unter einem Dach
und Begegnungen im Laden fördern Spill-over-Effekte zwischen verschieden
Themen. Die Verbindung von face-to-face-Kommunikation, Öffentlichkeits-
arbeit und Nutzung digitaler »sozialer Medien« schafft Reichweite und hilft
über den Stadtteil hinaus zu wirken. So wirdmit Teilnahme anWettbewerben
sogar eine bundesweite Öffentlichkeit erreicht5.
Somit verbindet der Quartiersansatz des Projektes »bottom-up« und
»top-down«. Einerseits wird die Ortsverbundenheit von Menschen genutzt,
5 2018 wurde das Fachgeschäft für Stadtwandel mit dem Landespreis NRW des Deut-
schen Nachbarschaftspreises ausgezeichnet und ist Stipendiat im Bundeswettbewerb
start social 2019/2020.
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gestärkt oder auch erst geschaffen (»Place Attachment« vgl. u.a. Giuliani
2003; Manzo/Devine-Wright 2018). Andererseits ist das Projekt durch seine
Ausstrahlungskraft über den Stadtteil hinaus im kommunalen Setting groß
genug, um auch von »top«, also von kommunalen und politischen Vertrete-
rinnen, als wichtige Instanz in und für die Stadtgesellschaft wahrgenommen
zu werden.
Schließlich kann das Fachgeschäft für Stadtwandel auch als dauerhaf-
ter Experimentierraum oder Reallabor betrachtet werden, in dem offene In-
novationen möglich sind. Menschen können (Frei-)Räume nutzen für Ide-
en, die nicht vorgegeben oder bereits von anderen angedacht sind. Es gibt
Veranstaltungs- und Projektangebote, aber auch viel Offenheit in den The-
men. Bürger*innen können Anschluss zu vielfältigen Netzwerken finden, die
hier zusammenkommen oder sich überlappen.
Damit wird deutlich, dass im Fachgeschäft für Stadtwandel unterschied-
liche Typen von Akteur*innen zusammenkommen, die für die Entwicklung
und Verbreitung von sozialen Innovationen der Nachhaltigkeit bedeutsam
sind, wie Agent*innen des Wandels (Change Agents), Promotor*innen, Ear-
ly Adopter usw. (Ahaus 2019). In sozial-ökologischen Veränderungsprozessen
lassen sich verschiedene Promotor*innen-Rollen beschreiben (Kristof 2010
& 2017), welche sich auch im vorliegenden Projekt wiederfinden. So kön-
nen die beteiligten Vereine und Vertreter*innen dieser als Ideengeber*innen
bzw. Fachpromotor*innen beschrieben werden. Sie besetzen aber auch die
Rollen von Prozesspromotor*innen, die den Prozess der Gründung und Er-
öffnung des Ladens vorantreiben, sowie von Beziehungspromotor*innen, die
die Netzwerke aufspannen und entwickeln. In dieser Rolle tragen Akteur*in-
nen zur Bildung von Sozialkapital bei, es werden Netzwerke etabliert und
gepflegt. Machtpromotor*innen sind hier insbesondere Stiftungen und die
Stadtverwaltung, die Fördermittel für den Betrieb des Fachgeschäftes und für
seine Projekte bereitstellen (vgl. auch Ahaus 2019).
Damit kann das Fachgeschäft zugleich als soziale Innovation und als Ka-
talysator für soziale Innovationen beschrieben werden.
Zur Nachahmung empfohlen? – Ein vorläufiges Fazit
Nachbarschaftsprojekte wie das hier vorgestellte Fachgeschäft für Stadtwan-
del in Essen-Holsterhausen bieten vielfältige Chancen, das kooperative En-
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gagement für die Demokratie zu stärken und gemeinschaftlich gesellschaft-
lichen Herausforderungen zu begegnen.
Sie bieten niederschwellige Partizipationsangebote, die an den alltägli-
chen Grundbedürfnissen in der Lebenswelt von Bürger*innen ansetzen, und
eröffnen den vielfältigen Interessen im Quartier und der Stadtgesellschaft
einen Kristallisationsraum. Hier können individuelle und kollektive Selbst-
wirksamkeitserfahrungen gemacht werden und so auch grundlegende Fähig-
keiten für eine lebendige Demokratie eingeübt werden. Selbst aktiv zu wer-
den, eigene Interessen zu definieren, wahrzunehmen und zu verfolgen sowie
Konflikte auszuhandeln, sind Basis solcher Projekte und zugleich ein offenes
Angebot an die Öffentlichkeit. Langfristig fördern solche Projekte, dass sich
die Menschen im Stadtteil und darüber hinaus zu einem lebendigen Netz-
werk verbinden, welches sich gegenseitig unterstützt, interkulturelle Vielfalt
schätzt und gemeinsam die nachhaltige Entwicklung des Stadtteils und der
Stadt gestaltet und vorantreibt.
Damit wirken Projekte wie das Fachgeschäft für Stadtwandel der von Ri-
chard Sennett mahnend skizzierten Dequalifizierung der Kooperation von
modernen Gesellschaften entgegen und bilden einen Gegenpol zur globa-
lisierungsbedingten kulturellen Homogenisierung. Vielfalt wird gelebt, Un-
terschiede begegnen einander und ergebnisoffene Dialoge, die gegenseitiges
Verständnis geben und Raum für gemeinsame Experimente öffnen, werden
täglich geübt.
Durch dasWesen eines offenen Experimentierfeldes werden Veränderun-
gen sowohl auf individueller als auch auf gemeinschaftlicher Ebene angesto-
ßen: Individuen können sich neu ausprobieren und Fähigkeiten, Überzeu-
gungen und Grenzen neu entdecken. Die sich hier aufspannenden Netzwer-
ke können ungezwungen kollektive Prozesse organisieren, unterschiedliche
Wege der Kooperation und Kollaboration ausprobieren.
Der materielle und sozial konstruierte Raum erzeugt ein Wir-Gefühl,
das nicht eindimensional, sondern vielfältig ist, dessen Rahmen nicht fest-
gelegt und dessen Intensität individuell ist. Wie tief sich jemand in das
»Wir« einbringt, bleibt persönliche Entscheidung. Als Orte, die offen sind
für jeden Menschen, unabhängig von seiner Motivation und den Grad des
Engagements, bedienen solche Projekte ein Stück weit die Sehnsucht nach
dem ungezwungenen »Dorf in der Stadt«.
Dabei darf nicht übersehen werden, dass es enorme Anstrengungen von
allen Beteiligten erfordert, den Raum offen zu halten. Die ehrenamtlichen
»Raumbewahrer*innen«, die konstant undmit hohemEigenengagementmit-
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wirken, sind besonders gefordert. Auf persönlicher Ebene braucht es Dialog-
fähigkeiten, Empathie im Sinne einer Neugier für den Menschen an sich (vgl.
Sennett 2019: 29ff.) und Ambiguitätstoleranz. Strukturell müssen Regeln ge-
funden werden, die genug Halt geben und zugleich eine Offenheit, die er-
laubt, dass sie immer wieder hinterfragt und bedarfsgerecht angepasst wer-
den. Eine weitere Herausforderung ist die Balance zwischen Flexibilität und
Zuverlässigkeit: Damit ein Raum wie das Fachgeschäft für Stadtwandel von
der Öffentlichkeit wahrgenommen und angenommen wird, muss er verläss-
liche Öffnungszeiten und Angebote bieten. Auch die freiwillig Engagierten
brauchen ein gewisses Maß an Zuverlässigkeit und Verbindlichkeit, zugleich
aber auch Flexibilität für sich. Sich zu engagieren ist eine ständig neue Ent-
scheidung, die mehr oder weniger bewusst mit jedem Tag des Engagements
getroffen wird. In einem Team, das ausschließlich aus freiwillig Engagierten
besteht, ist der Spagat zwischen (gefühltem) Fremdanspruch auf Verfügbar-
keit und Anwesenheit sowie eigenemWunsch nach Flexibilität besonders her-
ausfordernd. Hier braucht es Achtsamkeit für Grenzen: die eigene Fähigkeit,
persönliche Grenzen im Blick zu behalten und sich nicht selbst zu überfor-
dern, sowie die Achtsamkeit im Team, dass Einzelne nicht überbeansprucht
werden oder sich überfordern.
Zur Unterstützung hat das Team einen Supervisions-Prozess mit erfahre-
nen Coaches angestoßen. Solche Teamprozesse sind für manche Ehrenamtli-
che eine ungewohnte und neue Erfahrung. Einige lassen sich dennoch darauf
ein, andere sehen den Nutzen nicht und möchten sich »einfach nur engagie-
ren«. Insgesamt wurde der Prozess von denen, die sich eingelassen haben, als
wertvolle Erfahrung erlebt, die neue Begegnungen untereinander ermöglicht.
Es hat sich gezeigt, dass es für das sehr aktive raumbewahrende Teamwichtig
ist, außerhalb des freiwilligen Engagements Gelegenheiten für gemeinsame
Aktionen und Begegnungen untereinander zu schaffen.
Nachdem das Fachgeschäft für Stadtwandel im Dezember 2019 seinen
ersten Geburtstag gefeiert hat, kann als Zwischenfazit festgehalten werden:
Das Projekt etabliert sich als Keimzelle für sozialökologischen Wandel, die
die Akteure im Stadtteil und darüber hinaus zusammenbringt. Es soll auch
langfristig als hierarchiearmer Freiraum von Bürger*innen für Bürger*innen
zur Verfügung stehen, die gemeinsame Aktionen und Projekte für einen le-
benswerten Stadtteil planen und umsetzen und die Transformation zu ei-
nem nachhaltigen Quartier selbst gestalten. Es soll weiterhin Begegnungs-
raum sein, in dem generationen- und kulturübergreifend Vielfalt, achtsames
Miteinander und eine respektvolle Diskussionskultur gelebt werden.
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Weiterhin zeigt das Interesse aus anderen Stadtteilen und Städten, dass
es Vorbild für weitere Fachgeschäfte an anderen Orten sein kann. Dabei ist
eine exakte Übertragung nicht möglich. Denn das Fachgeschäft für Stadt-
wandel, wie es sich aktuell darstellt, ist vor allem geprägt durch die Perso-
nen, die es beleben, ihre individuellen und kollektiven Lernprozesse und die
Situationen und Rahmenbedingungen im Stadtteil und in der Stadt. Übertra-
gen werden kann aber die Grundidee und ein Baukasten mit verschiedenen
Elementen, die auch in anderen Städten und Stadtteilen Anwendung finden
können. Das Projekt selbst hat das Rad nicht in jeglicher Hinsicht neu erfun-
den, sondernmit einerMengeMut,Offenheit und Experimentierfreude einen
Raum geschaffen, Angebote entwickelt und verschiedene Akteur*innen, exis-
tente Projekte und sozial-ökologische Handlungsansätze im lokalen Kontext
in einen gemeinsamen Rahmen gebracht. Genauso müssen individuell der
lokale Kontext, die Akteursnetzwerke und die sozio-demographischen Rah-
menbedingungen für ähnliche Projekte betrachtet werden, um passgenaue
Experimentierfelder für ähnliche Projekte an anderen Orten zu entwickeln
und die erforderlichen Ressourcen zu organisieren.
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